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Strafverfolgung von Kurdinnen und Kurden 
nach § 129b StGB: 

Änderung der Rechtsprechung nur durch 
grundlegenden politischen Meinungswandel 


Am 5. März 2015 endete der im Juni vor zwei Jahren eröffnete § 129b-Prozess gegen 
den kurdischen Aktivisten Abdullah S. Der Staatsschutzsenat des Oberlandesgerichts 
(OLG) Düsseldorf verurteilte ihn zu einer Freiheitsstrafe von sechs Jahren - das bis¬ 
lang höchste Strafmaß in ähnlichen Verfahren wegen des Vorwurfs der PKK-Mit- 
gliedschaft. Seit seiner Festnahme am 12. April 2012 in Köln befindet sich Abdullah 
S. in U-Haft in der JVA Düsseldorf. 

AZADi sprach mit einem seiner Verteidiger, Rechtsanwalt Heinz Schmitt. 

? Der Prozess gegen Ihren Mandanten dauerte fast zwei Jahre und endete für ihn mit 
einer relativ hohen Haftstrafe. Die Bundesanwaltschaft hatte für eine noch höhere Strafe 
plädiert. Wie bewerten Sie dieses Urteil und die Begründung des Gerichts ? 

! Das Urteil des 5. Strafsenats des OLG Düsseldorf war sowohl im Ergebnis wie in 
der Höhe zu erwarten. Mit dem Urteil wird die Rechtsprechung sämtlicher Staats¬ 
schutzsenate der Oberlandesgerichte in der Bundesrepublik fortgeschrieben, wonach 
es sich bei der PKK um eine terroristische Vereinigung handelt und demzufolge die 
Betätigung für sie gemäß §§ 129a und 129b strafbar ist und bleibt. 

Allerdings hob sich die mündliche Urteilsbegründung erheblich ab von den mir 
bekannten schriftlichen Begründungen früherer Urteile. Zwar wird regelmäßig kon¬ 
zediert, dass der türkische Staat seinerseits Menschenrechtsverletzungen bei der Ver¬ 
folgung des kurdischen Volkes und insbesondere der PKK begangen hat, diese aber 
nicht zu verhandeln sind. 

Die mündliche Begründung im Falle unseres Mandanten beinhaltete aber eine 
weit deutlichere Verurteilung hinsichtlich der Menschenrechtsverletzungen der türki¬ 
schen Seite. Der Vorsitzende Richter formulierte, dass „das Handeln der türkischen 
Republik völkerrechtlich nicht zu rechtfertigen sei, dass die verdeckten heimlichen 
Morde als rechtsstaatliche Verfolgung verschleiert würden“, dass es eine Entrechtung 
und Missachtung der Kurden insgesamt gegeben habe und als Unrecht des türkischen 
Staates festzustellen sei. Würden die betreffenden Personen der deutschen Gerichts¬ 
barkeit unterliegen, würden diese ebenfalls verurteilt werden. 

In sehr persönlichen Worten führte der Vorsitzende weiter aus, dass der Senat ein 
Wechselbad der Gefühle durchlebt habe, aber - und ohne dieses Aber wäre das Urteil 
nicht nachvollziehbar - auch die PKK hätte Verbrechen begangen. Es seien Spreng¬ 
stoffanschläge aus dem Hinterhalt durchgeführt worden und mit politischen 
Abweichlern sei man in nicht zu rechtfertigender Weise umgegangen. Davor dürfe 
man nicht die Augen verschließen. Konsequent „bilanzierte“ er aber ein „Gerechtig- 


1 

Strafverfolgung von Kurdinnen und 

11 

Repression 

14 

Kurdistan 


Kurden nach § 129b StGB 

12 

Gerichtsurteile 

15 

Internationales 

5 

Veranstaltungen 

12 

Asyl- und Migrationspolitik 

15 

Neu erschienen 

8 

Verbotspraxis 

12 

Zur Sache: Türkei 

17 

Unterstützungsfälle 





2®« 


m : 


«T* 

K - yML ^ 


k M ■Li 1 5 

( A 1 * 

m 

fi 

1 1 Irl iTnlh 


keitsdefizit“ hinsichtlich einer fehlenden strafrechtli¬ 
chen Verfolgung der Staatsorgane. Zudem äußerte er, 
dass die „politische Relativität der Strafverfolgung 
durch die in die deutsche Regelung des § 129b einge¬ 
führte politische Verfolgungsermächtigung einen faden 
Beigeschmack hinterlasse“. 

? Haben die aktuellen politischen Entwicklungen im 
Mittleren Osten und der gemeinsame Kampf von YPG/YPJ 
und der PKK-Verteidigungskräfte gegen die Terrormiliz 
„Islamischer Staat" in der Urteilsbegründung eine Rolle 
gespielt? Schließlich bezieht sich der § 129b auf ein 
Geschehen im Ausland. 

! Der Vorsitzende hat eingeräumt, dass es für unseren 
Mandanten vor dem Hintergrund der Verbrechen des IS 
und der Teilnahme des Kampfes der PKK auch mit 
Unterstützung deutscher Waffenhilfe zweifelhaft 
erscheinen mag, dass er als PKK-Mitglied strafverfolgt 
wird. Darüber hinaus habe es für den Senat in diesem 
Verfahren viel zu lernen gegeben, was letztlich auch 
der Verteidigung zu verdanken sei. 

? Was waren die konkreten Vorwürfe gegen Abdullah S. 
und auf welche zentralen Punkte haben Sie sich als Vertei¬ 
diger in diesem Verfahren konzentriert, welche Beweisan¬ 
träge gestellt bzw. welche Sachverständigen oder Zeugen 
beantragt? 

! Auf diese Frage möchte ich gerne eingehen. Alle 
die von der Verteidigung aufgeworfenen Fragen betra¬ 
fen die politische Verfolgung der Kurden seit ihrer 
kemalistischen Ausgrenzung bis heute. Der Schwer¬ 
punkt der Anträge war regelmäßig die verbrecherische 
und terroristische Staatsverfolgungspraxis in der Tür¬ 
kei, aus der sich ein völkerrechtlich zulässiges Wider¬ 
standsrecht folgern lässt. Die Vorwürfe der Anklage 
und entsprechend die Feststellungen des Gerichts, dass 
unser Mandant von 2003 bis 2004 hauptamtlicher 
Kader der PKK gewesen sei, sich von 2005 bis 2007 in 
Teheran und im Nordirak bei der obersten Führungs¬ 
ebene aufgehalten habe und seine Tätigkeit für das 
europäische Finanzbüro der PKK, waren selbstver¬ 
ständlich weitere wichtige Verhandlungsthemen. Aus 
Sicht des Senats sprachen die zumeist im so genannten 
Selbstleseverfahren eingeführten Beweismittel - 


beschlagnahmte Unterlagen aus Wohnungsdurchsu¬ 
chungen in Belgien, OLG-Urteile in Parallelverfahren 
und mehr noch aus der Türkei gelieferte Akten - gegen 
den Angeklagten. 

? Wird die Verteidigung gegen das Urteil Revision eini¬ 
gen? Im vergangenen Jahr hatte der Bundesgerichtshof 
die Revisionen in anderen §129b-Verfahren gegen kurdi¬ 
sche Aktivisten verworfen. Glauben Sie, dass sich diese Ent¬ 
scheidungen erschwerend auswirken könnten auf die 
Überprüfung des Urteils im Verfahren gegen Abullah S.? 

! Selbstverständlich hat die Verteidigung gegen das 
Urteil Revision eingelegt und wird diese auch begrün¬ 
den. Die Frage, ob sich bereits erfolgte BGH-Entschei- 
dungen auf unser Verfahren „erschwerend“ auswirken 
könnten, setzt voraus, dass auch die Staatsanwaltschaft 
Revision eingelegt hat, was mir nicht bekannt ist. Die 
Staatsanwaltschaft hatte 7 Jahre, 9 Monate beantragt 
und ist - bis auf die Strafhöhe - mit ihrer rechtlichen 
Beurteilung im Gleichklang mit der Entscheidung des 
Oberlandesgerichts. Erwähnt werden muss aber, dass 
sich die Änderung der Rechtsprechung durch die Ent¬ 
scheidung des BGH vom Oktober 2010 insoweit übel 
für Abdullah S. ausgewirkt hat, als dieser bereits 2010 
- damals noch in Freiheit - angeklagt wurde wegen 
teilweise des gleichen Vorwurfs (Kadertätigkeit für die 
PKK 2003/2004), seinerzeit noch eingestuft als ,krimi¬ 
nelle Vereinigung“ gemäß § 129 StGB. 

Die Bundesanwaltschaft (BAW) hatte diese 
Anklage zurückgenommen, zwei Jahre später dann 
aber erneut angeklagt, diesmal erschwert als Verfol¬ 
gung wegen Mitgliedschaft in einer „ausländischen ter¬ 
roristischen Vereinigung“ nach § 129b. Dadurch war 
die Möglichkeit eröffnet, nicht in erster Linie die Tätig¬ 
keit für die Organisation im Inland strafzumessungs¬ 
rechtlich zu werten, sondern die der PKK insgesamt. 

Diese „Würdigung“ der Mitgliedschaft von Abdul¬ 
lah S. in der „neuen“ Vereinigung hatte für ihn eine 
Strafverschärfung um mehr als das Doppelte der zu 
erwartenden Strafe zur Folge. 

Mit den Hinweisen auf die Tätigkeiten unseres 
Mandanten für das europäische Finanzbüro, seine 
Zugehörigkeit zur PKK-Führungsriege und seinen Auf- 
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enthalt in den Kandil-Bergen hielt der Senat die Straf¬ 
höhe für gerechtfertigt. 

Die heftige Kritik des Senats an der türkischen Ver¬ 
folgungspolitik und dem nicht zu rechtfertigenden Vor¬ 
gehen der Sicherheitskräfte unter dem Mantel der 
„Abwehr des Terrorismus“, könne aber nicht dazu füh¬ 
ren, Vergeltungsschläge jederzeit als legitim und völ¬ 
kerrechtlich zulässig zu betrachten. 

Leider hat dann der Senat hinsichtlich der Strafzu¬ 
messung die kritische Ebene gegenüber dem türkischen 
Staat wieder verlassen und gemeint, dass Kurdinnen 
und Kurden trotz der Menschenrechtsverletzungen 
(Folter, Vertreibungen, extralegale Morde) das aktive 
Wahlrecht gewährt werde und prokurdische Parteien 
trotz Einschränkungen bis hin zu strafrechtlicher Ver¬ 
folgung „in der Gesamtwürdigung“ erlaubt seien. Es 
werde ihnen außerdem Mitwirkungsmöglichkeiten ein¬ 
geräumt und sie hätten vor dem Europäischen Men¬ 
schenrechtsgerichtshof auch vielfach Rechtsschutz 
erstreiten können. Deshalb - so der Senat - sei die phy¬ 
sische Vernichtung des Gegners in Form von Attenta¬ 
ten kein legitimes Vorgehen. 

? Ist das Gericht in seiner Begründung auch auf Ihren 
Mandanten persönlich eingegangen, der schließlich sein 
ganzes politisches Leben der kurdischen Bewegung gewid¬ 
met und hierfür einen hohen Preis gezahlt hat ? 

! Ja, in gewisser Weise schon. Trotz des seit Jahr¬ 
zehnten dauernden Konflikts und auch der persönli- 


20 JAHRE PKK-VERBOT 

Eine Verfolgungsbilanz 



chen Betroffenheit von Abdullah S. seit seiner frühen 
Jugend und seinem Verfolgungsschicksal und das sei¬ 
ner Familie sowie seiner festen Überzeugung, dass die 
Politik der PKK der einzig Erfolg versprechende Weg 
zur Anerkennung im türkischen Staat darstelle und er 
der „kurdischen Sache“ sein Leben gewidmet und 
keine eigenen Ziele verfolgt habe, hat der Senat letzt¬ 
lich wieder nur Herkömmliches ausgekramt. Hierbei 
ging es insbesondere um seine langjährige PKK-Mit- 
gliedschaft, seine Tätigkeit als Finanzverantwortlicher, 
die für die Organisation von zentraler Bedeutung 
gewesen sei und schließlich - quasi als abschließende 
Bemerkung für den Angeklagten - der Hinweis darauf, 
dass es auch ein „hässliches Gesicht der PKK“ gebe. 
Wenn es das Lebensanliegen des Angeklagten sei, der 
PKK internationale Anerkennung verschaffen zu wol¬ 
len, möge er hiervor nicht die Augen verschließen. 

? Halten Sie es für denkbar, dass die Staatsschutzsenate 
der Oberlandesgerichte vor dem Hintergrund der politi¬ 
schen Entwicklung in der Türkei bzw. im Mittleren Osten 
künftig kritischer mit der Haltung der herrschenden Politik 
gegenüber der kurdischen Bewegung und ihrer 
Aktivistinnen umgehen könnten? 

! Ob die Staatsschutzsenate vor dem Hintergrund der 
politischen Entwicklung in der Türkei bzw. im Mittle¬ 
ren Osten kritischer mit der Haltung der herrschenden 
Politik umgehen werden, ist eine ausschließlich politi¬ 
sche Frage. Ich will daran erinnern, dass sich die 
Staatsschutzsenate aller Bundesländer regelmäßig tref¬ 
fen. Gerade mit Blick auf die politische Ermächtigung 
durch das Bundesjustizministerium zur Strafverfolgung 
in Fällen des § 129b ist eine Änderung der Rechtspre¬ 
chung nur zu erwarten, wenn sich in der bundesdeut¬ 
schen, mehr noch der europäischen Politik, zu den 
anstehenden Fragen der Streichung der PKK von der 
EU-Terrorliste und der Aufhebung des PKK-Verbots 
ein grundlegender Meinungswandel vollzieht. 

AzadT: Wir bedanken uns für das Gespräch. 

(20. März 2015) 

Aus Anlass des 20. Jahrestages haben wir eine 
Broschüre mit dem Titel „20 Jahre PKK-Verbot - 
eine Verfolgungsbilanz“ herausgegeben. In ihr 
werden Repressionen gegen Kurdinnen und Kur¬ 
den und ihre Institutionen dokumentiert, ohne 
jedoch den Anspruch auf Vollständigkeit erheben 
zu können. Es war uns aber wichtig, zumindest 
einen Eindruck davon zu vermitteln , welche Fol¬ 
gen es haben kann, sich aktiv für die legitimen 
kurdischen Interessen einzusetzen. 
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18. März: Tag der politischen Gefangenen: 

PKK braucht international anerkannten Status 
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Nachdem der Bundesgerichtshof (BGH) im Herbst 
2010 entschieden hatte, den § 129b StGB (Mitglied¬ 
schaft in einer terroristischen Vereinigung im Ausland) 
auch auf die PKK anzuwenden, wurden vonseiten des 
Bundesjustizministeriums personenbezogene Ermäch¬ 
tigungen zur Strafverfolgung durch die Staatsanwalt¬ 
schaften erteilt. Wenige Monate später erfolgten die 
ersten Verhaftungen kurdischer Aktivisten, deren Ver¬ 
fahren 2013 mit der Verurteilung zu mehrjährigen Frei¬ 
heitsstrafen endeten, gegen die Revision eingelegt wur¬ 
den. 

Vonseiten der Verteidigung wurde in den Prozessen 
ausführlich dargelegt, dass es sich beim Kampf der 
PKK nicht um Terrorismus handelt, sondern um einen 
bewaffneten Konflikt gemäß dem Völkerrecht, dessen 
rechtliche Bedingungen im Ersten und Zweiten Zusatz¬ 
protokoll der Genfer Konvention geregelt sind. Danach 
hat ein Volk das Recht, sich auch gewaltsam gegen 
Kolonialismus, rassistische Unterdrückung und militä¬ 
rische Besatzung zur Wehr zu setzen. 

Ein weiterer Revisionspunkt war die Festlegung der 
Oberlandesgerichte (OLG), wonach Anschläge der 
2004 gegründeten „Freiheitsfalken Kurdistans“ (TAK) 
in der Türkei auch der PKK zuzuordnen seien, obwohl 
die Verteidigung zahlreiche Dokumente mit gegenseiti¬ 
gen Distanzierungen in die Prozesse eingebracht hatte. 

Ferner hatte die Verteidigung die Verfassungsmä¬ 
ßigkeit der Verfolgungsermächtigung durch das Bun¬ 
desjustizministerium bei Ermittlungen nach § 129b in 
Zweifel gezogen. 

Im Frühjahr 2014 entschied der BGH gegen die 
Revisionen und bestätigte die Sichtweise der Oberlan¬ 
desgerichte. Hinsichtlich des § 129b-Beschlusses 
wurde Beschwerde eingelegt, aber vom Bundesverfas¬ 
sungsgericht nicht zur Entscheidung angenommen. 

Damit sind sämtliche Urteile rechtskräftig. Das 
kann sich auf künftige Verfahren 
derart auswirken, dass die Staats¬ 
schutzsenate der Oberlandesge¬ 
richte mit Verweis auf die höchst¬ 
richterlichen Entscheidungen 

geneigt sein könnten und darauf 
verzichten, sich ernsthaft mit den 
komplexen außenpolitischen 

Zusammenhängen des türkisch¬ 
kurdischen Konflikts auseinander¬ 


zusetzen. 

Weil aber gerade der § 129b 
von der in- auf die ausländische 
Ebene ausgeweitet wurde, werden 
die Gerichte nicht umhin können, 
sich mit neuen Realitäten ausei¬ 


nandersetzen, insbesondere angesichts der dramati¬ 
schen politischen Veränderungen im Mittleren Osten 
und der Entwicklungen in der Türkei, in der die PKK 
mit ihrem Vorsitzenden Abdullah Öcalan eine zentrale 
Rolle spielen. 

Vor diesem Hintergrund halten wir einen Wandel 
der bundesdeutschen bzw. europäischen Politik gegen¬ 
über der kurdischen Bewegung für unerlässlich . 

Deshalb bleiben die Forderungen nach Aufhebung 
des PKK-Betätigungsverbots und ihre Streichung von 
der EU-Terrorliste altemativlos. 

§ 129b-Verfahren seit 2011 gegen kurdische Aktivisten: 

Mehmet A.: 3 Jahre, 6 Monate 

Metin A.: 4 Jahre, 6 Monate 

Ali Ihsan K.: 2 Jahre, 6 Monate 

Sedat K.: 2 Jahre, 3 Monate 

Ridvan Ö.: 3 Jahre, 6 Monate 

Abdullah S.: 6 Jahre 

Vezir T.: 3 Jahre 

In Haft befinden sich derzeit: 

Metin A. (Strafhaft); er wurde im Februar 2014 vom 
OLG Stuttgart zu einer Freiheitsstrafe von 4 Jahren und 
6 Monaten verurteilt. 

Mehmet D. (U-Haft); er wurde im August 2014 verhaf¬ 
tet; Eröffnung des Hauptverfahrens voraussichtlich 
Mitte Mai dieses Jahres vor dem Hanseatischen Ober¬ 
landesgericht Hamburg. 

Düzgün Q. (U-Haft); er wurde im Dezember 2014 ver¬ 
haftet. 

Ali Ö. (U-Haft); er wurde im Februar 2015 verhaftet. 
Abdullah S. (U-Haft); er wurde am 5. März 2015 vom 
OLG Düsseldorf zu 6 Jahren verurteilt; Revision wird 
eingelegt. 
















■II.International Conference 
6-8 FEBRUARY 2015/BONN 

The so-Cfl||d antl-terror struggle using the example ol the Kurds 
in the light of International Law” 


III. Inter nationale FachtapLig 
vom 06. bis 08. Februar20l5 

"Der so genannle Anti-Terror Kampl am Beispiel der Kurdinnen 
und Kurden im Uchte rtemationtlen RecM»" 




III. Internationale Fachtagung 

„Der so genannte Anti-Terror-Kampf am Beispiel der Kurdinnen und Kurden 
im Lichte des internationalen Rechts“ (Kurzbericht) 


Vom 6. - 8. Februar fand in Bonn die III. Internationale 
Fachtagung „Der so genannte Anti-Terror-Kampf am 
Beispiel der Kurdinnen und Kurden im Lichte Interna¬ 
tionalen Rechts“ statt. Die vom Rechtshilfefonds 
AZADi und der Juristenvereinigung MAF-DAD aus¬ 
gerichtete Veranstaltung hatte als einen Schwerpunkt 
das Selbstbestimmungsrecht der Völker im Hinblick 
auf die jüngsten Entwicklungen im Mittleren Osten. 
Unterschiedliche Vorstellungen von Autonomie bzw. 
Eigenstaatlichkeit in den verschiedenen Regionen Kur¬ 
distans wurden auf ihre aktuellen Realisierungschancen 
im Einklang mit dem internationalen Völkerrecht 
untersucht. Ein weiterer Schwerpunkt war die aktuelle 
Antiterrorgesetzgebung auf europäischer und nationa¬ 
ler Ebene. Unterstützt wurde die juristische Fachtagung 
von der „Europäischen Vereinigung von Juristinnen 
und Juristen für Demokratie und Menschenrechte welt¬ 
weit“ (EJDM), der „Internationalen Liga für Men¬ 
schrechte“ (ILM) und der „Vereinigung Demokrati¬ 
scher Juristinnen und Juristen“ (VDJ). 

Selbstbestimmungsrecht und Autonomie 

Nach dem Einführungsreferat von Remzi Kartal, Ko- 
Vorsitzender des KONGRA GEL, über die Philosophie 
des Demokratischen Konföderalismus und ihre Umset¬ 
zung in den verschiedenen Teilen Kurdistans, ging der 
Völkerrechtler Prof. Norman Paech im ersten Tagungs¬ 
teil auf die aktuelle Situation in Syrien ein. Er bezeich- 
nete die Luftangriffe der von den USA geführten 
Koalition als völkerrechtswidrig, auch wenn sie für die 
Verteidiger*innen von Kobane im Kampf gegen den IS 
notwendig waren. In weiteren Vorträgen wurde auf das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker eingegangen und 
die Problematik bei der konkreten Umsetzung gemäß 
dem Völkerrecht beschrieben. Mehrheitlich wird aktu¬ 
ell die Rechtsauffassung vertreten, dass die Umsetzung 
dieses Selbstbestimmungsrechts durch Gründung unab¬ 
hängiger Staaten auf die Phase der Entkolonialisierung 
beschränkt bleiben sollte, aber in der jetzigen Zeit 
Modelle von Autonomie und föderale Strukturen 
gegenüber neuen Grenzziehungen vorteilhafter sind. 
Rechtsanwalt Dr. Joost Jongerden referierte über die 


Wandlung der PKK von einer klassischen antinationa¬ 
len Befreiungsbewegung mit dem Ziel eines National¬ 
staates hin zu einer modernen Bewegung, die ein föde¬ 
rales Konzept für den gesamten Mittleren Osten entwi¬ 
ckelt hat. 

Terrorismusbegriff und Verfahren gegen EU-Listung 

Der zweite Teil der Tagung hatte die Anwendung und 
Auswirkungen des Terrorismusbegriffs und der Anti¬ 
terrorgesetze zum Inhalt. Rechtsanwalt Mahmut Sakar 
berichtete über die Unterdrückung des kurdischen Vol¬ 
kes seit der Staatsgründung von 1924, die bis heute 
anhält. Prof. Fiona de Londras stellte klar, dass es bis 
heute keine international verbindliche Definition des 
Terrorismusbegriffs gibt, sondern dass dieser immer 
politisch geprägt ist, vor allem wenn er sich nicht auf 
konkrete Verbrechen, sondern auf Organisationen und 
ganze Bevölkerungsteile bezieht. Dr. Rolf Gössner, 
Vizepräsident der Internationalen Liga für Menschen¬ 
rechte, ging auf die positive Rolle ein, welche die PKK 
aktuell im Mittleren Osten spielt und warf der deut¬ 
schen Regierung vor, die Zeichen der Zeit nicht 
erkannt zu haben und an alten Stigmatisierungen fest¬ 
zuhalten. Zum Abschluss des Samstagprogramms 
stellte Rechtsanwalt Marq Wijngaarden den aktuellen 
Stand des Verfahrens dar, welches von seiner Kanzlei 
vor dem Europäischen Gerichtshof in Luxemburg 
gegen die Listung der PKK als terroristische Organisa¬ 
tion auf europäischer Ebene geführt wird. 

Politischer Dialog notwendig 

Der dritte Konferenzteil am Sonntagvormittag befasste 
sich mit juristischen und politischen Strategien, im 
Umgang mit der PKK weg von der Repressionsebene 
hin zu einem politischen Dialog zu kommen. Andrej 
Hunko, Bundestagsabgeordneter der Linkspartei und 
Mitglied der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates, berichtete über Initiativen zu der Thema¬ 
tik in diesem Gremium sowie über politische Aktivitä¬ 
ten der Bundestagsfraktion . Hierbei wies er insbeson¬ 
dere auf die für den 26. Februar geplante Plenardebatte 
über den von der Linksfraktion eingebrachten Antrag 
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zur Aufhebung des PKK-Verbots und Streichung von 
der EU-Terrorliste hin. 

Rechtsanwalt Jan Fermon bestritt, dass es spezieller 
Antiterrorgesetze bedürfe, weil das allgemeine Straf- 
und Völkerrecht ausreichen würde, um terroristische 
Verbrechen zu ahnden. Er kritisierte wie andere die 
Praxis des Zustandekommens der EU-Terrorliste. Die 
Forderungen der einzelnen Staaten würden einfach 
aneinandergeheftet, ohne dass eine wirkliche Diskus¬ 
sion stattfände. 

PKK keine terroristische Organisation 

Die Rechtsanwälte Sönke Hilbrans und Stephan Kuhn 
berichteten über die Strafverfahren gegen Kurden in 
Deutschland unter dem Vorwurf der Mitgliedschaft in 
einer ausländischen terroristischen Vereinigung nach § 
129b StGB. Hauptargument der Verteidigung in diesen 
Prozessen war, dass es sich bei der PKK um keine ter¬ 
roristische Organisation handele. Sie sei vielmehr Par¬ 
tei in einem bewaffneten Konflikt, auf den die Zusatz¬ 
protokolle der Genfer Konvention anzuwenden seien. 
Diese Auffassung wurde jedoch mittlerweile auch in 
letztgerichtlicher Instanz zurückgewiesen. Die Unter¬ 
drückung der kurdischen Bevölkerung berücksichtigten 


die Gerichte lediglich im Strafmaß, sahen aber keine 
völkerrechtsgemäße Rechtfertigung für die Aufnahme 
eines bewaffneten Kampfes. 

Fachtagungen fortsetzen 

Rechtsanwalt Dündar Gürses ging noch einmal auf das 
Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof gegen 
die EU-Terrorliste ein und verwies auf ähnliche Klagen 
der palästinensischen HAMAS und der tamilischen 
LTTE, die Druck auf das Gericht machten, sich inten¬ 
siv mit dem Selbstbestimmungsrecht der Völker ausei¬ 
nanderzusetzen. 

Er nannte es zudem einen Skandal, dass zwei Jahre 
nach den Morden an Sakine Cansiz, Leyla Saylemez 
und Fidan Dogan in Paris noch nichts zur Aufklärung 
des Verbrechens geschehen sei. 

Thomas Schmidt, Generalsekretär der Europäischen 
Vereinigung von Juristinnen und Juristen für Demokra¬ 
tie und Menschenrechte weltweit e.V., verlas zum 
Schluss der Tagung die nachfolgende Abschlussresolu¬ 
tion, die von den Teilnehmerinnen verabschiedet 
wurde. Insgesamt wurde die Veranstaltung positiv auf¬ 
genommen und der Wunsch geäußert, sie in vergleich¬ 
barer Form fortzusetzen. 

(diese Kurzfassung wurde dem Kurdistan Report, Ausgabe Nr. 178 
März/April 2015, entnommen - www.kurdistanreport.de) 


„Bonner Abschluss-Resolution“ 


Nach intensiver Befassung der Teilnehmerinnen der 
Fachtagung mit 

dem Selbstbestimmungsrecht der Kurd* innen 

dem Konzept des Terrorismus und 

dem rechtlichen und politischen Lösungsweg 
kommen diese zu folgendem Ergebnis: 

Das kurdische Volk in den Staaten des Nahen-Ostens 
(Türkei, Syrien, Irak, Iran) hat das Recht auf Selbstbe¬ 
stimmung. Nach der Autonomen Region Kurdistan 
(Nordirak) hat nun mit der Einführung eines Demokra¬ 
tischen Autonomie-Modells in den drei Kantonen 
Rojavas (Nordsyrien) die dort lebende Bevölkerung 
diese erfolgreich zum Ausdruck gebracht. Besondere 
Anerkennung verdient das unter diesen Rahmenbedin¬ 
gungen verwirklichte friedliche Zusammenleben aller 
ethnisch, kulturell, religiös oder säkular geprägten 
Identitäten. 

Die Teilnehmer* innen verurteilen die Gewaltakte 
des „Islamischen Staates (IS)“ und anderer Gruppen 
gegen Kurdinnen und Kurden, Jesiden, Turkmenen, 
Assyrer, Schiiten und weitere Minderheiten in der 
Region aufs Schärfste, besonders die anhaltende mas¬ 
senhafte Versklavung, Vergewaltigung und Ermordung 
von Frauen. Das Schicksal unzähliger jesidischer 
Frauen ist bislang noch immer ungeklärt. Der Kampf 
der bewaffneten Kräfte von YPG/YGJ und PKK gegen 


Angriffe des „Islamischen Staates (IS)“ und anderer 
Gruppen stützt sich auf das Recht auf Selbstverteidi¬ 
gung. 

Alle am gegenwärtigen Bürgerkrieg direkt und indi¬ 
rekt beteiligte Seiten werden aufgerufen, das interna¬ 
tionale humanitäre Völkerrecht zu respektieren und 
seine Anwendung zu gewährleisten. Die für den Femi- 
nizid und die Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
Verantwortlichen sind unter Anwendung des Internatio¬ 
nalen Humanitären Völkerrechts zu verfolgen und zu 
verurteilen. 

Es müssen die nötigen Maßnahmen getroffen wer¬ 
den, um die in der Region lebenden Menschen dauer¬ 
haft zu schützen. Jegliche Unterstützung des „IS“ - 
wobei explizit die türkische Regierung, Saudi-Arabien 
und der Golfstaat Katar zu nennen sind - durch finan¬ 
zielle und logistische Unterstützung und Militärhilfe ist 
zu unterlassen. 

Der Wiederaufbau der vom „Islamischen Staat (IS)“ 
zerstörten Regionen wie Kobane, Sengal und andere 
bedarf dringend der Unterstützung durch die Europäi¬ 
sche Union und die Vereinten Nationen. Zu dessen 
Unterstützung muss der ungehinderte Grenzverkehr 
durch die direkten Nachbarstaaten gewährleistet wer¬ 
den. 

Zum weiteren Aufbau der Demokratie regen die 
Teilnehmer* innen einen Erfahrungsaustausch zur 
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Unterstützung der Judikative in Rojava an. Hierzu wird 
eine internationale Delegation von Jurist* innen zusam¬ 
mengestellt. 

Die Teilnehmerinnen kommen ferner zu dem 
Schluss, dass insbesondere aufgrund des bestehenden 
Waffenstillstands und der Friedensverhandlungen zwi¬ 
schen der PKK und der türkischen Regierung die 
Grundlagen für ein Verbot der PKK mehr denn je obso¬ 
let sind. 

Folgende Schritte werden daher für besonders notwen¬ 
dig gehalten: 

Die konstruktive Fortsetzung der Friedensgespräche 
zwischen der türkischen Regierung und der PKK mit 
dem Ziel der dauerhaften Friedenssicherung und der 
Legalisierung der PKK und der ihr nahe stehenden 
Organisationen. 

Die aktive Unterstützung des Friedensprozesses ins¬ 
besondere durch die Regierungen der Länder, in denen 
die PKK oder ihre Betätigung verboten ist. Gleiches 
gilt auch für die Europäische Union. 

Die Gewährleistung von Sicherheit und Immunität 
für die Verhandlungspartner* innen beider Seiten der 
Friedensgespräche. 

Um seine Rolle als Verhandlungsführer der PKK 
ungehindert wahrnehmen zu können, sollte Herr 
Abdullah Öcalan aus der Haft entlassen werden. 

Die Ablehnung des dem türkischen Parlament vor¬ 
liegenden Pakets neuer Sicherheitsgesetze zur 
Beschränkung des Demonstrationsrechts, der Einfüh¬ 
rung drakonischer Strafen und Ausweitung der Rechte 


der Exekutive im Namen der „Terrorismusbekämp¬ 
fung“. 

Die Aufhebung der in verschiedenen Ländern und 
in der Europäischen Union noch geltenden Verbote der 
PKK, der ihr nahe stehenden Organisationen und 
Medien sowie die Verbote für deren Betätigung. 

Die Streichung der PKK und der ihr nahe stehenden 
Organisationen und Personen von den existierenden 
Terrorlisten einzelner Länder und der EU. 

Die allgemeine Abschaffung der Terrorlisten in ver¬ 
schiedenen Ländern und in der Europäischen Union. 

Wir rufen alle Jurist* innen auf, die Erklärung der 
Europäischen Jurist*innenvereinigung EJDM/ELDH 
e.V., von MAF-DAD e.V. und AZADi e.V. 

„PKK von der Terrorliste der EU streichen - Betätigungs¬ 
verbot aufheben - den Friedensprozess stärken - Rechtli¬ 
che Neubewertung dringend notwendig“ 

zu unterzeichnen und ihre Verbreitung zu unterstützen. 

Direkt auf der Seite der EJDM/ELDH 

http://www.eldh.eu/de/kampagnen/pkk-von-der-terrorliste- 

der-eu-streichen/ 

oder per eMail an info@mafdad.org oder 
azadi@t-online.de 

Eine ausführlichere AZADi/MAF-DAD-Dokumenta- 
tion der III. Internationalen Fachtagung kann unter fol¬ 
gendem Link heruntergeladen werden: 

http://www.nadir.org/nadir/initiativ/azadi/Bilder/ft2015.pdf) 


Newroz 2015: Fest der Befreiung von Tyrannei 
und des erfolgreichen Widerstands 

Abdullah Öcalan: PKK-Kongress für zeitgemäße Strategie und Taktik notwendig 


Unter dem Motto „Im Lichte von Kobane zur Freiheit 
der Völker“ fand das diesjährige Neujahrsfest 
NEWROZ in Bonn statt, den dem sich Tausende von 
Menschen beteiligt haben. 

„Der Mythos der Unschlagbarkeit des Islamischen 
Staates wurde im Kanton Kobane gebrochen. Kobane 
ist zum Symbol der Hoffnung für die Freiheit gegen die 
Finsternis unserer Zeit geworden. Deshalb haben wir 
das diesjährige Newrozfest als ein Fest der Befreiung 
der Völker von der Tyrannei, dem erfolgreichen Wider¬ 
stand von Kobane gewidmet. [...] Auch hier verfolgen 
die Kurd* innen das Ziel, ein friedliches Zusammenle¬ 
ben zwischen unterschiedlichen ethnischen, religiösen 
Gruppen ohne Diskriminierung und Unterdrückung 
möglich zu machen. [...] Das Projekt der Kurden ver¬ 
dient Anerkennung und Unterstützung statt Kriminali¬ 
sierung und Verbot. Daher rufen wir dazu auf, das 
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PKK-Verbot aufzuheben, Rojava anzuerkennen und 
den Friedensprozess in der Türkei zu unterstützen,“ 
hieß es im Aufruf des Demokratischen Gesellschafts¬ 
zentrums der Kurd* innen in Deutschland, NAV-DEM 
zu Newroz 2015. 

Abdullah Öcalan richtete sich in einer Botschaft an 
die Menschen: „Die Krise, welche durch die neolibe¬ 
rale Politik des imperialistischen Kapitalismus und der 
despotischen lokalen Kollaborateure auf der ganzen 
Welt der Weg geebnet worden ist, vollzieht sich in 
unserer Region und unserem Land auf eine sehr 
destruktive Weise. Die ethnische und religiöse Vielfalt 
unserer Völker und Kulturen wird in dieser Krisensi¬ 
tuation mit sinnlosen und rücksichtslosen Identitäts¬ 
kriegen vernichtet.“ Mit Bezug auf die 10-Punkte- 
Deklaration (s. Rubrik „Zur Sache Türkei“) heißt es in 


der Erklärung weiter: „Gemeinsam mit einer Grund¬ 
satzvereinbarung sehe ich auch die Notwendigkeit 
eines historischen Kongresses der PKK, mit dem der 
seit 40 Jahren geführte bewaffnete Kampf für beendet 
erklärt und eine neue zeitgemäße Strategie und Taktik 
bestimmt wird. Ich hoffe, dass wir in kürzester Zeit zu 
dieser Grundsatzvereinbarung gelangen und mit der 
Bildung einer Wahrheits- und Gerechtigkeitskommis¬ 
sion, bestehend aus Parlamentsabgeordneten und der 
Beobachtungsdelegation eine erfolgreiche Realisierung 
dieses Kongresses erleben werden. [...] 

Deswegen müssen wir den Tag beschreiten, an dem 
diese grausame und zerstörerische Geschichte ihr Ende 
findet und wir in Richtung Frieden, Geschwisterlich- 
keit und Demokratie voranschreiten.“ 

(Nüce/ISKU v. 27.3.2015) 



WEG MIT DEM PICK-VERBOT 
VERTEIDIGT DIE REVOLUTION IN ROJAVAI 


WEG MIT DEM PKK-VERBOT 
VERTEIDIGT DIE REVOLUTION IN ROJAVAI 


WEG MIT DEM PKK-VERBOT 
VERTEIDIGT DIE REVOLUTION IN ROJAVAI 


Ermittlungsverfahren gegen LINKE-Abgeord- 
nete Cansu Özdemir 

Die Präsidentin der Hamburgischen Bürgerschaft hat 
die Fraktion DIE LINKE davon informiert, dass die 
Staatsanwaltschaft Hamburg ein Ermittlungsverfahren 
gegen die Abgeordnete Cansu Özdemir eröffnet habe. 
Ihr wird vorgeworfen, ein Foto auf Facebook geteilt zu 
haben, auf dem Bundestagsabgeordnete der Bundes¬ 
tagsfraktion hinter einer Fahne mit dem verbotenen 
PKK-Symbol zu sehen sind. Mit dieser Aktion wollten 
sich die Parlamentarier* innen für die Aufhebung des 
PKK-Verbots einsetzen. „Die Eröffnung eines Ermitt¬ 
lungsverfahrens gegen unsere Abgeordnete wegen 
eines Fotos auf Facebook ist völlig überzogen und ein 
politischer Skandal. Es handelt sich um eine politische 
Meinungsäußerung, mit der Cansu Özdemir unserer 
Forderung, das PKK-Verbot aufzuheben, Nachdruck 
verleihen wollte,“ kommentierte Dora Heyenn, Vorsit¬ 
zende der Linksfraktion in der Hamburgischen Bürger¬ 
schaft. „Meine Fraktion erklärt sich solidarisch mit 
Cansu Özdemir und fordert die sofortige Einstellung 
des Ermittlungsverfahrens.“ 

(PM Fraktion Die Linke Hamburg v. 22.1.2015) 

Wenig Kenntnis und Niveau: 

Bundestag debattierte über LINKEN-Antrag zur 
Aufhebung des PKK-Verbots 

Eine knappe halbe Stunde lang befasste sich der Bun¬ 
destag in seiner 88. Sitzung am 26. Februar mit dem 


von der Fraktion DIE LINKE eingebrachten Antrag 
„Aufhebung des Betätigungsverbots für die Arbeiter¬ 
partei Kurdistans PKK und Streichung der PKK von 
der EU-Terrorliste“ (BT-Drucksache 18/3575; Plenar¬ 
protokoll 18/88) 

Hand zum Dialog reichen 

Die innenpolitische Sprecherin der Linksfraktion, Ulla 
Jelpke, trug den Inhalt des Antrags vor und meinte, 
dass es nach über 20 Jahren an der Zeit sei, „Bilanz zu 
ziehen und den Weg des Dialogs zu gehen“. Sie wies 
auf die weitreichenden Folgen des Verbots hin und 
machte dies am konkreten Beispiel der jungen Kurdin 
Sultan Karayigit deutlich, die zu ihrem 18. Geburtstag 
einen Ausweisungsbescheid erhielt. Weil sie sich an 
Demonstrationen und Vereinsaktivitäten beteiligt hatte, 
wurde sie von den Behörden zu einer „Gefährderin“ 
der inneren Sicherheit Deutschlands stigmatisiert, 
womit sie die Ausweisung rechtfertigten. Durch dieses 
Vorgehen verlor die Kurdin zwei Ausbildungsstellen. 
Nach einem über vier Jahre dauernden Verfahren 
wurde sie schließlich als Flüchtling anerkannt. „Das 
zeigt, dass das PKK-Verbot auch ein Hindernis bei der 
Integration ist“, so Ulla Jelpke. In ihrem Beitrag ver¬ 
wies sie auch auf den Kampf der PKK-Guerilla und 
ihrer Verbündeten gegen den „Islamischen Staat“ hin, 
auf die Gespräche zwischen dem türkischen Staat und 
Abdullah Öcalan und dem widersprüchlichen Handeln 
der Bundesregierung hin, die einerseits Waffen an die 
kurdischen Peschmerga im Nordirak liefern, gleichzei¬ 
tig aber „jede Sympathiekundgebung für die PKK wei¬ 
terhin strafrechtlich verfolgt“ werde. „Wer die Kurden 
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im Nahen Osten als Partner umwirbt, sollte ihnen auch 
in Deutschland die Hand zum Dialog reichen.“ 

Ablehnung „rundherum“ 

Wie erwartet, stieß diese Sichtweise auf mehr oder 
weniger sachlichen und fundierten Widerspruch bei 
Abgeordneten der anderen Bundestagsffaktionen. Cle¬ 
mens Binninger (CDU/CSU), ehemaliger Polizeibeam¬ 
ter, erinnerte an seine Einsätze in den 1990er Jahren, 
„bei denen viele Polizeibeamte verletzt wurden“. Er 
sprach von einem ominösen „Verbot einer Teilorgani¬ 
sation“ im Jahre 2004 (?) und verwies auf ein „Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts aus dem Jahre 2012“, 
von dem er auf eine Zwischenfrage nach konkreten 
Aussagen des Urteils zugeben musste, es „nicht im 
Detail“ zu kennen. Die PKK richte sich „gegen die 
Völkerverständigung“, weshalb er die Aufhebung des 
PKK-Verbots „rundherum“ ablehne. Fertig. 

Ziviler Ungehorsam nicht für Kurd*innen 
Irene Mihalic, Bündnis 90/Die Grünen, meinte zu 
Beginn, dass es sich die Linksfraktion mit ihrem Antrag 
„doch ein ganz klein wenig zu einfach“ mache. Sie 
wolle das PKK-Verbot in Deutschland aufheben, 
begründe das aber in weiten Teilen „fast ausschließlich 
mit den Verhältnissen im Ausland“. Auch die Bundesre¬ 
gierung verhalte sich „leider nicht minder widersprüch¬ 
lich“. Sie nehme „billigend“ in Kauf, dass die Waffen 
für die kurdische Regionalregierung im Nordirak auch 
„in die Hände der PKK gelangen“. Andererseits würden 
Menschen kriminalisiert, „die in einer Fußgängerzone 
in Deutschland Geld für die PKK sammeln“ (für diese 
Behauptung würden uns doch mal konkrete Beispiele 
interessieren, Azadi). Sie führte weiter aus, dass es - 
„sogar Berichte“ gebe über „Zwangsrekrutierungen von 
Minderjährigen und Frauen und über massive Men¬ 
schenrechtsverletzungen in diesem Kampf in Syrien“. 
Um welche Berichte von welcher Organisation oder 
Institution es sich handelt, nannte sie nicht. Diese Aus¬ 
sage bezog sie nicht etwa auf die Terrormiliz „Islami¬ 
scher Staat“, sondern auf die PKK. 

Frau Mihalic kritisierte außerdem die Mobilisierung 
der Kurd* innen in Deutschland („Der Protest reicht 
nicht aus, es muss Widerstand geleistet werden“) im 
Herbst letzten Jahres angesichts der dramatischen 
Situation in Kobane. In einem Brief der Kampagne 
TATORT KURDISTAN vom 14. März an die Bundes¬ 
tagsfraktion der Grünen über die Bundestagsdebatte 
heißt es hierzu u. a.: „Recherchieren Sie doch bitte in 
Ihren Parteiarchiven, wie oft die GRÜNEN vor allem 
in ihren Anfangsjahren unter sinngemäß dieser Parole 
etwa gegen Atomenergie, den NAOTO-Doppelbe- 
schluss oder die Volkszählung zu Aktionen aufgerufen 
haben. Auch die monierten Besetzungen verschiedener 
Einrichtungen durch vor allem junge Kurdinnen und 
Kurden verliefen nach unseren Informationen auf der 
symbolischen Ebene und sind auch etwa bei Studieren¬ 
denprotesten gegen Bildungsmängel nach wie vor gang 


und gäbe. Nur von den Kurdinnen und Kurden zu 
erwarten, auf solche Protestformen zivilen Ungehor¬ 
sams zu verzichten als Voraussetzung für die Aufhe¬ 
bung des PKK-Verbots, finden wir zutiefst undemokra¬ 
tisch und klientelgeprägt.“ 

Zwar hielt Frau Mihalic am Schluss ihrer Rede eine 
Neubewertung der Situation für richtig, doch betrach¬ 
tete sie dies nicht als eine Aufgabe ihrer Fraktion, son¬ 
dern verwies hier auf die Bundesregierung, indem sie 
formulierte: „Ich finde, hier muss die Bundesregierung 
präzise beantworten, wie die jüngsten Ereignisse in der 
Türkei, im Nahen Osten und in Deutschland einzu¬ 
schätzen sind, wie groß die Gefahren für die innere 
Sicherheit hier im Land tatsächlich sind und welche 
positiven wie auch negativen Auswirkungen das PKK- 
Verbot tatsächlich hat.“ 

Ein Armutszeugnis, das Frau Mihalic ihrer Fraktion 
ausgestellt hat. 

Wenn es ploppt 

Der Abgeordnete der SPD, Uli Grötsch , erkannte 
zumindest an, dass den Kurden jahrzehntelanges 
Unrecht angetan worden sei und dass ihnen in der Tür¬ 
kei bis heute die politische und kulturelle Freiheit vor¬ 
enthalten werde, „die ihnen meiner Meinung nach viel¬ 
leicht (!)“ zustehe. Im Weiteren bezog sich Grötsch 
vorwiegend auf Einschätzungen der Sicherheitsbehör¬ 
den und des Bundesinnenministeriums, nach denen die 
PKK trotz aller „Friedensbekundungen“ den Einsatz 
von Gewalt und Militanz auch in Europa einkalkuliere, 
unabhängig allein von den Gegebenheiten in ihren nah¬ 
östlichen Herkunftsgebieten.“ Er habe sich kurz vor der 
Debatte mit einer Politikwissenschaftsprofessorin 
unterhalten, die ihm gesagt habe: „Wenn es unten 
hochkocht, dann ploppt das auch bei uns wieder hoch.“ 
Er meinte, dass man die innenpolitische Situation in 
der Türkei nicht „vom Plenarsaal des Deutschen Bun¬ 
destages und von Deutschland aus so beeinflussen“ 
könne, „dass es in Deutschland unmittelbar und sofort 
spürbar“ werde. Deshalb müsse der Antrag der Links¬ 
fraktion nach Aufhebung des PKK-Verbots und Strei¬ 
chung von der EU-Terrorliste abgelehnt werden. 

Linke will „zweite DDR“ mitbegründen 
Marian Wendt von der CDU/CSU schließlich machte 
gleich zu Anfang seiner Rede klar, um was es i hm 
gehen soll. Er sagte: „Die PKK wollte 1978 eine Volks¬ 
diktatur mit sozialistischer Prägung errichten. Jetzt ver¬ 
stehe ich auch, warum die SED-Nachfolgepartei ein 
Ende des Verbots der PKK fordert. Vielleicht wollen 
Sie ja in der Türkei oder in Deutschland eine zweite 
DDR mitbegründen.“ 

Und weiter: Trotz des Einsatzes der PKK gegen den 
IS und trotz der Verkündung eines Friedensprozesses 
habe sie sich nicht geändert. „Da wäre zum Beispiel 
die Bereitschaft der PKK zu Bürgerkrieg und Terroris¬ 
mus in der Türkei. Der vorgebliche Friedensprozess, 
mit dem die PKK in Europa wirbt, ist Makulatur.“ 
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Dann erwähnte er seinen Aufenthalt in Erbil und 
Umgebung und machte deutlich, mit welchen Kurden 
die Bundesregierung kooperiert: „Wir verhandeln und 
arbeiten eng zusammen mit einer staatlichen Organisa¬ 
tion der kurdischen Regionalregierung im Nordirak.“ 
Natürlich fehlt in Wendt’s Rede nicht das Arsenal 
des Grauens, mit dem die PKK ihr Unwesen in 
Deutschland treibe: „Erpressung von Spendengeldem, 
Körperverletzung, Landffiedensbruch, Drogen- und 
Menschenhandel“. Mithin handele es sich bei der PKK 
um „eine kriminelle Vereinigung mit dem Ziel, in 
Deutschland Straftaten zu begehen“ und das mithilfe 
von „zahlreichen Tarnorganisationen“. 

Der , Zweck heiligt die Mittel 4 widerspreche den 
„rechtsstaatlichen Prinzipien“, aber „mit Unrechtsstaa¬ 
ten“ kenne sich die Linke ja aus - welch sprühende 
intellektuelle Meisterleistung eines christlichen Hinter¬ 
bänklers. 

Fragen und Interventionen 

Hans-Christian Ströbele (Bündnis90/Die Grünen), 
Sabine Leidig (Die Linke) und ihre Kollegin Sevim 
Dagdelen haben sich in dieser von Unkenntnis und 
Niveaulosigkeit geprägten Kurzdebatte mit gehaltvol¬ 
len Fragen bzw. Interventionen zu Wort gemeldet. So 
sagte Sabine Leidig u.a.: „Wenn Sie sich das Modell 
der demokratischen Autonomie in der Region Rojava, 
aber auch in den kurdisch verwalteten Kommunen auf 
der türkischen Seite anschauen, dann sehen Sie, dass 
dort in der PKK, in den befreundeten Organisationen, 
ein wirklich fundamentaler - auch was die Theorie 
angeht - Veränderungsprozess stattgefunden hat. Ich 
finde es ausgesprochen wichtig, sich auch mit diesem - 
ich nenne es einmal so - demokratietheoretischen 
Ansatz zu beschäftigen. [...] Die Position von Öcalan 
und der PKK hat sich fundamental verändert. Sie ist 
ganz stark auf Kooperation, Völkerverständigung und 
Friedensprozess ausgerichtet.“ 

Sevim Dagdelen fragte: „Nehmen Sie vielleicht zur 
Kenntnis, dass es die PKK war, die sich sehr erfolg¬ 
reich gegen den barbarischen Islamischen Staat gestellt 
hat, Jesiden gerettet hat, Christen gerettet hat, Aramäer 
gerettet hat, andere Minderheiten in der Region gerettet 
hat ? Wenn das nicht konkrete Völkerverständigung ist, 


was, bitte, verstehen Sie dann unter Völkerver¬ 
ständigung ?“ 

Christian Ströbele u.a.: „Die Justiz und der 
Staat gehen also gegen Personen vor, die 
eigentlich etwas viel weniger Böses als die 
Bundesregierung tun, die nämlich Waffen lie¬ 
fert. Das ist ja schlimmer, als Geld für dieselbe 
Organisation zu sammeln. [...] Eine Unterstüt¬ 
zung muss dann aber auch für diejenigen straf¬ 
bar sein, die Waffen liefern. Oder ist es umge¬ 
kehrt und so, wie wir sagen: Auch das Geld¬ 
sammeln darf nicht strafbar sein, weil das im 
Vergleich zu Waffenlieferungen ja als wesentlich mil¬ 
der anzusehen ist.“ 

Der Antrag wurde zur weiteren Befassung an die 
Bundestagsausschüsse für Inneres, Recht und Verbrau¬ 
cherschutz, Menschenrechte und Humanitäre Hilfe, 
Angelegenheiten der Europäischen Union sowie den 
Auswärtigen Ausschuss überwiesen. 

(Azadi) 

Hausdurchsuchungen bei kurdischen 
Familien in Hannover 

In einer Pressemitteilung macht das Kurdistan-Volks¬ 
haus Hannover e. V. auf polizeiliche Wohnungsdurchsu¬ 
chungen bei vier kurdischen Familien am frühen Mor¬ 
gen des 11. März aufmerksam und kritisierte das Vor¬ 
gehen schärfstens. Von den Razzien betroffen waren 
Angehörige des Vereinsvorstands sowie einfache Mit¬ 
glieder, begründet wurde die Maßnahme mit dem mög¬ 
lichen Auffinden angeblichen Propagandamaterials in 
den Privatwohnungen. Informationen des kurdischen 
Vereins zufolge soll es auch in anderen Städten zu ähn¬ 
lichen Polizeiaktionen gekommen sein. 

„Wir verurteilen die Kriminalisierung der Kurden in 
Deutschland und fordern die sofortige Unterlassung sol¬ 
cher Vörgehensweisen gegenüber ff iedenswilligen Men¬ 
schen, die sich für Frieden in Kurdistan und die Demo¬ 
kratisierung der Türkei einsetzen“, heißt es in der Pres¬ 
semitteilung. Und: „Hier sehen wir eine Parallele zur 
Politik der AKP-Regierung unter der Führung von 
Erdogan in der Türkei, wo wegen der Proteste gegen die 
Unterstützung des IS viele Wohnungen durchsucht und 
Bürgerrechtler verhaftet wurden.“ Statt ihre Kriminali¬ 
sierungspolitik fortzusetzen, sollte die Bundesregierung 
den Friedensprozess fördern und „ihren Einfluss gegen 
die diktatorischen Entwicklungen in der Türkei geltend 
machen“. Trotz des noch bestehenden PKK-Verbots 
sollten die politisch Verantwortlichen die „Zeichen der 
Zeit erkennen und endlich die tatsächlichen sowie wahr¬ 
haftigen Ziele der PKK wahmehmen - Demokratie, 
Frieden, Freiheit und Menschlichkeit für alle Bevölke¬ 
rungsgruppen sowie Glaubens- und Religionsgemein¬ 
schaften im Nahen und Mittleren Osten,“ appelliert das 
Kurdistan-Vo lks haus Hannover. 

(PMv. 12.3.2015) 
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Europol errichtete „Target Group BAZAAR“ 
zur Verfolgung der PKK 

Enge Zusammenarbeit mit türkischem Geheimdienst MIT 

„Weiterhin werden kurdische Gruppen von europäischen 
Polizeibehörden verfolgt. Mehrere neue Initiativen gehen 
auf das Bundeskriminalamt (BKA) zurück. Die Bundes¬ 
regierung betreibt damit die bewusste Spaltung kurdi¬ 
scher Bewegungen, die sich schließlich gegen die Selbst¬ 
verteidigung kurdischer Siedlungen in Syrien richtet“, 
erklärte der Bundestagsabgeordnete der LINKSFRAK¬ 
TION, Andrej Hunko zur Antwort der Bundesregierung 
auf eine Kleine Anfrage zu Aktivitäten gegen die PKK. 

Danach hat die EU-Polizeiagentur Europol zur Ver¬ 
folgung der PKK eine „Target Group BAZAAR“ ein¬ 
gerichtet, in der die Mitgliedstaaten zusammenge¬ 
schlossen sind, die Ermittlungsverfahren gegen die 
PKK betreiben. Im vergangenen Jahr wurde ein „Ope¬ 
rational Meeting“ zur Finanzierung der PKK abgehal¬ 
ten und im Herbst 2014 gab es ein großes „Anti-Terror- 
Treffen“ aller EU-Mitgliedstaaten. 

„Das , Operational Meeting 4 wurde laut Bundesre¬ 
gierung vom BKA einberufen und vorbereitet. Teilge¬ 
nommen haben Österreich, Belgien, Dänemark, die 
Niederlande, Spanien, die Schweiz, Großbritannien 
sowie EUROPOL. Zu den weiteren Verabredungen 
gehörte die Einrichtung neuer Kommunikationskanäle. 
Auch seien technische Standards festgelegt worden. Ich 
vermute, dass es dabei um Kompetenzen und Technolo¬ 
gien bei Ermittlungen zu Finanztransaktionen geht. 
Ba nk en und andere Finanzdienstleister werden zur 
umfangreichen Analyse ihrer Vörratsdaten verpflichtet.“ 

Aus früheren Anfragen wisse er, dass das BKA seit 
2010 mindestens 11 Sitzungen mit EUROPOL abhielt. 
„Im Mittelpunkt standen offenbar Maßnahmen gegen 
Spendensammlungen der kurdischen Bewegung. Im 
gleichen Zeitraum fanden mindestens 7 Konsultationen 
und Arbeitstreffen zur PKK zwischen dem BKA und 
dem türkischen Geheimdienst MIT statt. Auch das 
Bundesamt für Verfassungsschutz tauscht sich regel¬ 
mäßig mit dem MIT aus,“ erklärt Hunko weiter. 

(PM Hunko v. 20.1.2015) 

Mehr Personal für die Bundesanwaltschaft 

Vor dem Hintergrund des islamistischen Terrors rüstet 
auch die Bundesanwaltschaft (BAW) auf. Um offensi¬ 
ver gegen Mitglieder des IS Vorgehen und die Verfah¬ 
ren bearbeiten zu können, werden 18 neue Staatsan¬ 
wälte eingestellt. 6 davon erhalten reguläre Planstellen, 
weitere 12 werden als wissenschaftliche Mitarbeiter 
von den Ländern zur BAW delegiert. Die neuen Stellen 
hat der Bundestag bereits bewilligt. Bislang verfügte 
die Behörde über 70 Staatsanwälte und 25 wissen¬ 
schaftliche Mitarbeiter. Ende letzten Jahres sprach 
Generalbundesanwalt Harald Range von 46 Ermitt¬ 


lungsverfahren gegen 83 Islamisten, ein Jahr zuvor 
waren es lediglich 5 Verfahren. 

(taz v. 6.22015/Azadi) 

Andrej Hunko: Ausweitung computergestütz¬ 
ter Spionagemethoden auf Soziale Netzwerke 
muss verhindert werden 

„Stille SMS“ werden von Behörden an Mobiltelefone 
verschickt, um diese über Abfragen bei den Mobilfunk¬ 
providern zu orten. „Innerhalb eines Jahres hat sich die 
Zahl der vom Verfassungsschutz verschickten heimli¬ 
chen Ortungsimpulse verfünffacht. Der Inlandsgeheim¬ 
dienst mutiert zum elektronischen Spitzelapparat. Die 
nun geplante Ausweitung der computergestützten Spio¬ 
nagemethoden auch auf Soziale Netzwerke muss unbe¬ 
dingt verhindert werden“, kommentierte der Bundes¬ 
tagsabgeordnete der Linken, Andrej Hunko, die Ant¬ 
wort der Bundesregierung auf seine Kleine Anfrage 
„Einsätze von so genannten stillen SMS, WLAN-Cat- 
chem, IMSI-Catchem, Funkzellenabfragen sowie Soft¬ 
ware zur Bildersuche im zweiten Halbjahr 2014“. 

Danach verschickte der Verfassungsschutz 142.108 
„Stille SMS“ und im ersten Halbjahr 53 000. Im ersten 
Halbjahr 2013 waren es noch 28.472. 

„Auch das Bundeskriminalamt und das Zollkrimi¬ 
nalamt nutzen die Maßnahme. So wird das Vertrauen in 
die digitale Privatsphäre weiter ausgehöhlt. Handys 
sind zum Telefonieren da, nicht um deren Besitzer 
heimlich zu verfolgen,“ resümiert Andrej Hunko und 
fordert die Veröffentlichung der „zigtausend Suchbe¬ 
griffe, mit denen Geheimdienste den Intemetverkehr 
durchforsten“. 

(PMv. 2.3.2015) 

Dr. Rolf Gössner: Reform des Verfassungs¬ 
schutzgesetzes „eher kosmetisch“ 

„Dieser Gesetzentwurf ist eine Irreführung der Öffent¬ 
lichkeit, denn damit werden gerade nicht die wesentli¬ 
chen und notwendigen Konsequenzen aus dem Ermitt¬ 
lungsdesaster in Sachen NSU gezogen. Diese Reform 
ist eher kosmetisch und mehr als halbherzig, weil sie 
sich nicht an die prekären und unkontrollierbaren 
Geheimstrukturen des Verfassungsschutzes wagt. Im 
Kem geht es vielmehr darum, das gehörig erschütterte 
Vertrauen der Bevölkerung zurück zu gewinnen,“ kom¬ 
mentiert Dr. Rolf Gössner, Vizepräsident der Interna¬ 
tionalen Liga für Menschenrechte, die von der Bundes¬ 
regierung geplante Reform des Verfassungsschutzes. 
Eine „rechtsstaatliche Zügelung“ des Inlandsgeheim¬ 
dienstes sei hiermit nicht verbunden und lasse sich u. a. 
daran erkennen, dass weiterhin am „kriminellen V- 
Leute-System“ als unverzichtbare „menschliche Quel¬ 
len“ festgehalten werde. „Demokratie- und Bürger¬ 
rechtsverträglichkeit sowie die Stärkung der parlamen- 
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tarischen Kontrolle spielen jedenfalls bei dieser Der Publizist und Jurist selbst wurde über 38 Jahre 

Reform kaum eine Rolle“, so Gössner. Er halte die Ent- lang vom deutschen Inlandsgeheimdienst bespitzelt, 
Scheidung der Landesregierung von Thüringen, ganz wogegen er - mit Erfolg - geklagt hatte, 
auf V-Leute zu verzichten, als die „konsequenteste und ( aus ND v - 26.3.2015/Information Dr. Gössner v. 28.3.) 

rechtsstaatlich sauberste Lösung“. 

GERICHTSURTEILE 


Speichern von Daten eines AKW-Aktivisten 
war rechtswidrig 

Einer Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs 
Baden-Württemberg vom 10. Februar zufolge war das 
Speichern von Daten eines AKW-Gegners von 1999 


bis 2007 durch das Landeskriminalamt rechtswidrig. 
Der Aktivist hatte sich seit Jahren gegen die Nutzung 
der Atomkraft eingesetzt und an vielen Demonstratio¬ 
nen teilgenommen. Das LKA hatte die Ausforschung 
fortgesetzt, o hn e hierfür die Gründe zu dokumentieren. 
Aktenzeichen: I S 554/13 

(IW V. 20.2.2015) 


ASYL- UND 
MIGRATIO NS POLITIK 


Mehr Asylsuchende, mehr Abschiebungen, 
schärferes Aufenthaltsrecht 

Nach Angaben der Bundesregierung sind im vergange¬ 
nen Jahr insgesamt 10 884 Personen abgeschoben wor¬ 
den - soviel wie seit acht Jahren nicht mehr. „Wer vor 
diesem Hintergrund eine zu laxe Abschiebepraxis der 
Länder kritisiert, will ohne Rücksicht auf die Fakten 
flüchtlingsfeindliche Stimmungen in der Bevölkerung 
schüren“, erklärte die innenpolitische Sprecherin der 
Linksfraktion im Bundestag, Ulla Jelpke. 2014 sind 


202 834 Asylanträge gestellt worden, rund 60 Prozent 
mehr als im Vorjahr. Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge rechnet in diesem Jahr mit einem Anstieg 
auf mindestens 250 000 Erst- und 50 000 Folgeanträge. 
Zur Zeit leben mehr als 100 000 Geduldete in der Bun¬ 
desrepublik, deren Asylersuchen abgelehnt wurde, die 
aber aus verschiedenen Gründen nicht abgeschoben 
werden können. Für sie sind eine Reihe von Verschär¬ 
fungen im Aufenthaltsrecht geplant. 

ciw V. 20.2.2015) 


ZUR SACHE: TÜRKEI 


10,3 Millionen Unterschriften für Frieden und 
Freiheit für Abdullah Öcalan 

Vor 16 Jahren, als Abdullah Öcalan mit Hilfe westli¬ 
cher Geheimdienste aus Kenia in die Türkei ver¬ 
schleppt wurde, 
hätte sich vor 
dem Hintergrund 
seiner Verurtei¬ 
lung zum Tode 
bzw. später zu 
lebenslanger Haft 
niemand vorstel¬ 
len können, dass 
sich in einer 


„wahrscheinlich“ bislang größten Unterschriftenkam¬ 
pagnen für die Freiheit eines politischen Gefangenen 
heute so viele Menschen für die Freilassung von 
Abdullah Öcalan einsetzen würden. Die Kampagne 
startete am 6. September 2012 mit einer Pressekonfe¬ 
renz in Brüs¬ 
sel. „Auch 

Nelson Man¬ 
dela wurde nie 
freigelassen. 
Er wurde aus 
dem Gefäng¬ 
nis freige¬ 

kämpft, von 
Millionen 


Freedom for 
Abdullah Öcalan! 
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Unterstützer* innen, und wurde zu einem bedeutenden 
Friedensstifter. Heute fordern 10,3 Millionen weltweit 
Frieden und Öcalans Freiheit, und viele mehr stehen 
hinter dessen Forderungen. Wir prophezeien: Zusam¬ 
men mit allen Freund* innen weltweit wird das kurdi¬ 
sche Volk seinen Repräsentanten aus dem Gefängnis 
kämpfen. Öcalan wird frei sein, und der Friede wird 
kommen - bald“, wie es in einer Pressemitteilung der 
Internationalen Initiative „Freiheit für Abdullah Öcalan 
- Frieden in Kurdistan“ vom 13. Februar heißt. 

Ex-Miss Türkei droht Haft wegen Satire 


Weil sie angeblich den türkischen Staatschef Recep 
Tayyip Erdogan beleidigt haben soll, droht der früheren 
Miss Türkei, Merve Büyüksarac eine mehrjährige Frei¬ 
heitsstrafe. Grund: Die 26Jährige habe im vergangenen 
Jahr vor der Wahl Erdogans zum Staatspräsidenten ein 
satirisches Gedicht aus einer Satirezeitschrift im 
Onlinedienst Instagram verbreitet. In diesem Text 
wurde unter Verwendung von Zeilen der türkischen 
Nationalhymne der damalige Noch-Ministerpräsident 
kritisiert. 

(ND V. 26.2.2015/Azadi) 


Ex-Chef des Polizeigeheimdienstes festge¬ 
nommen 


In Ankara wurde auf Anordnung der Istanbuler Staats¬ 
anwaltschaft im Falle des ermordeten armenischen 
Journalisten Hrant Dink ein früherer Chef des Polizei¬ 
geheimdienstes, Ramazan Akyürek, festgenommen. Er 
hatte die Behörde zwischen 2006 und 2009 geleitet. 
Ihm wird vorgeworfen, den Mord an Dink im Jahre 
2007 trotz Informationen über einen drohenden 
Anschlag nicht verhindert zu haben, was dieser bestritt. 
Akyürek war im Zuge der von der AKP betriebenen 
Kampagne gegen eine Unterwanderung des Polizei- 
und Justizapparates durch Anhänger der Fethullah 
Gülen-Bewegung vom Polizeidienst suspendiert wor- 
fen. 


(ND V. 27.2.2015/Azadi) 


IHD: Weiterhin Misshandlung von inhaftierten 
Kindern 


Einem Bericht des Menschenrechtsvereins IHD 
zufolge leiden Kinder in der Türkei weiterhin an der 
täglichen Praxis von Misshandlungen, Beschimpfun¬ 
gen und Vergewaltigungen in den Gefängnissen von 
Wan, Sakran, Pozanti und Sincan. Die Organisation 
fordert die Türkei dazu auf, unverzüglich Schritte ein¬ 
zuleiten, die in internationalen Abkommen festgelegten 
Kinderrechte sicherzustellen. Ferner müsse die Türkei 
die Einwände an der UN-Kinderrechtskonvention 
zurücknehmen und alle Gefängnisse, in denen Kinder 
derzeit inhaftiert sind, für Kontrollen durch Menschen¬ 


rechts- und zivilgesellschaftliche Organisationen öff¬ 
nen. Außerdem müsse ein Rechtssystem eingeführt 
werden, in dem die „Mindestgrundsätze der Vereinten 
Nationen für die Jugendgerichtsbarkeit“ festgelegt 
sind. 

(ANF/lSKUv. 26.2.2015) 

10-Punkte-Programm für Übereinkunft 
zwischen Staat und kurdischer Bewegung 

Am 28. Februar wurde nach dem Zusammentreffen 
zwischen der HDP-Delegation, dem Stellvertreter des 
türkischen Ministerpräsidenten sowie dem türkischen 
Innenminister Efkan Ala ein kurzes Statement des 
inhaftierten PKK-Vorsitzenden Abdullah Öcalan vor 
der Presse verlesen: „Auf dem Weg von 30 Jahren mili¬ 
tärischer Auseinandersetzungen zu einem dauerhaften 
Frieden handelt es sich um unser Hauptziel. Bei der 
Übereinkunft der Grundprinzipien rufe ich die PKK zu 
einem außerordentlichen Kongress im Frühjahr auf, um 
auf Grundlage für ein Ende des bewaffneten Kampfes 
eine strategische und historische Entscheidung zu tref¬ 
fen. Bei diesem Aufruf handelt es sich um eine 
Absichtserklärung, damit die demokratische Politik 
den Platz des bewaffneten Kampfes einnimmt.“ Hier¬ 
bei wurden 10 Verhandlungspunkte genannt, auf die 
sich die Türkei und der PKK-Vorsitzende geeinigt hat¬ 
ten: Die Bedeutung und der Inhalt demokratischer Poli¬ 
tik; Definition der nationalen und lokalen Dimensionen 
der demokratischen Lösung; die rechtlichen und demo¬ 
kratischen Garantien/Sicherheiten der freien Staatsbür¬ 
gerschaft; die Beziehungen der demokratischen Politik 
zum Staat und zur Gesellschaft und die Institutionali¬ 
sierung dieser Beziehungen und deren Unterpunkte; 
die sozio-ökonomischen Dimensionen des Lösungspro¬ 
zesses; Gewährleistung der Öffentlichen Ordnung und 
der Freiheiten in der Beziehung zwischen Sicherheit 
und Demokratie während des Prozesses; rechtliche 
Garantien zur Lösung der Frauenfrage sowie der kultu¬ 
rellen und ökologischen Fragen; Entwicklung eines 
pluralistischen Demokratieverständnisses; Neudefini¬ 
tion der Demokratischen Republik sowie neue Verfas¬ 
sung, die diese demokratischen Transformationen ein¬ 
bezieht und umsetzt. 

Dieser Aufruf soll als Zeichen des guten Willens ver¬ 
standen werden. Als Voraussetzung für eine Einstellung des 
bewaffneten Kampfes, müsse es auf der Grundlage der 10 
Punkte zu einer Übereinkunft kommen. Nach Auffassung 
der KCK widerspreche das geplante sog. Sicherheitspaket 
einem Lösungsprozess: „Die demokratische Politik kann 
nur in einem demokratischen Umfeld mit Leben gefüllt 
werden. Allerdings wird der Weg in Richtung Demokratie 
durch die Gefahr einer immer autoritärer werdenden Politik 
versperrt, für die das Sicherheitspaket der AKP das beste 
Beispiel darstellt.“ Die KCK fordert die AKP auf, Möglich¬ 
keiten für einen direkten Dialog zwischen Öcalan und der 
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Führung des KCK als auch für Gespräche mit 
Vertreter*innen anderer Parteien und der Zivilgesellschaft 
zu schaffen. Außerdem sollte mit den Lösungsverhandlun¬ 
gen unverzüglich begonnen werden. 

(Civaka Azad/ISKU v. 2.3.2015) 

„Dauerhafter Notstand“ durch neues 
„Sicherheitspaket“ der AKP-Regierung 

Gegen den Widerstand der Opposition hat das türki¬ 
sche Parlament am 27. März erneut ein „Sicherheitspa¬ 
ket“ verabschiedet. Danach sollen Einsatzkräfte auch 
auf mutmaßlich gewalttätige Demonstrierende schie¬ 
ßen dürfen, ohne angegriffen worden zu sein. Es 
genüge der „Verdacht auf Anwendung von Gewalt 
gegen die Polizei oder andere“ aus, was diensthabende 
Polizeichefs feststellen können. Alleine das Mitführen 
von Steinschleudern oder Feuerwerkskörpern soll mit 
bis zu vier Jahren Haft bestraft werden und beim 
Gebrauch von Schusswaffen muss die Polizei nicht 
nachweisen, dass Demonstrierende tatsächlich Waffen 
dieser oder anderer Art bei sich getragen haben. Künf¬ 
tig gilt bei Versammlungen unter freiem Himmel ein 
Vermummungsverbot, was in bestimmten Fällen mit 
Haftstrafen bis zu fünf Jahren geahndet werden kann. 
Außerdem sind nach dieser Gesetzesänderung richterli¬ 


che Beschlüsse für Durchsuchungen nicht mehr erfor¬ 
derlich. Polizisten können „präventiv“ jederzeit Perso¬ 
nen oder Autos durchsuchen und Menschen als 
„Schutzmaßnahme“ festsetzen; ein Staatsanwalt muss 
erst nach 24 Stunden informiert werden. 

Dieses Gesetzespaket rechtfertigte die AKP-Regie¬ 
rung mit den Unruhen im kurdischen Gebiet der Tür¬ 
kei, bei denen im Oktober letzten Jahres mindestens 40 
Menschen gestorben waren. 

„Seit 2007 sind bisher 183 Personen durch Waffen¬ 
nutzung von der türkischen Polizei getötet worden“, 
erklärte Murat Cakir von der Rosa-Luxemburg-Stif- 
tung gegenüber der jungen weit. Er werte die neuen 
Änderungen als „eine Legalisierung dieser Praxis als 
auch den Versuch, einen dauerhaften Notstand zu etab¬ 
lieren“. So solle auch die Militärpolizei Jandarma 
gestärkt werden. 

Die Opposition und Initiativen wie die „Freiheitlich 
demokratischen Anwälte“ hatten vor der Verabschie¬ 
dung der Gesetze vor einem Polizeistaat gewarnt. Wäh¬ 
rend der Parlamentsdebatten haben AKP-Vertreter fünf 
Abgeordnete der kemalistischen, sozialistischen und 
prokurdischen Oppositionsparteien derart attackiert, 
dass diese im Krankenhaus behandelt werden mussten. 

Ciw v. 28V29.3.2015/Azadi) 


KURDISTAN 


Jesiden gründen Kanton Sengal 

Die Kämpfe kurdischer Guerillaeinheiten gegen die 
Banden des IS im Siedlungsgebiet von Sengal (Nord¬ 
irak) gehen weiter. Immer noch befinden sich Hunderte 
Jesiden - darunter viele Frauen - in Geiselhaft der 
Dschihadisten. Anfang des Jahres hielten die in der 
Region verbliebenen sowie die nach Rojava und in das 
kurdische Autonomiegebiet im Nordirak geflohenen 
Jesiden eine Nationalversammlung mit 200 Delegier¬ 
ten ab. „Wir kamen zu der Erkenntnis, dass einer der 
Gründe für dieses Massaker [des IS an den Jesiden in 
Sindschar] der Mangel eigener Organisation war, was 
zur Verwundbarkeit der Jesiden geführt hatte“, heißt es 
in einer am Wochenende 17./18.1. veröffentlichten 
Erklärung der jesidischen Versammlung. Die Bevölke¬ 
rung hatte sich im August 2014 auf den Schutz der 
Peschmerga des irakisch-kurdischen Präsidenten Bar- 
zani verlassen, doch zogen die sich zurück. Dagegen 
retteten PKK- und YPG-Kämpfer* innen hunderttau¬ 
send Jesiden durch einen Fluchtkorridor nach Syrien. 
Die Versammlung beschloss nach dem Vorbild der 
Kantone in Nordsyrien eine eigene Selbstverwaltung 
für Sengal und wählte hierfür einen 27köpfigen Rat mit 
einer provisorischen Regierung. Beschlossen wurde 
auch die Schaffung von Selbstverteidigungskräften, die 


mit Hilfe der PKK aufgebauten Sengal-Widerstands- 
einheiten, YBS. 

Wie erwartet, beschuldigte die südkurdische Regio¬ 
nalregierung von Masud Barzani die PKK, Sengal 
unter eigene Kontrolle bringen zu wollen. 

(jwv. 20.1.2015/Azadi) 

Tödliche Bomben in Al-Hasaka (Heseke) 

Blutige Anschläge im Selbstverwaltungsgebiet Rojava 
im Norden Syriens überschatteten die diesjährigen 
Newroz-Feierlichkeiten. In der Großstadt Al-Hasaka 
am Rande des Gebietes explodierten am Vorabend zum 
Fest im kurdischen Stadtviertel, in dem sich Anwoh- 
ner*innen zu Feiern versammelt hatten, zwei Bomben. 
Mindestens 45 Menschen - mehrheitlich Frauen und 
Kinder - wurden in den Tod gerissen. Eine Bombe 
detonierte vor einem Büro der in dem Gebiet führenden 
Volksrätebewegung „TEV DEM“, die andere vor 
einem Büro der Partei Kurdistans-Syrien (KDP-S), ein 
Ableger der in der nordirakischen Autonomieregion 
regierenden KDP von Präsident Massud Barzani. Die 
Mörderbande IS bekannte sich nach Angaben des kur¬ 
dischen TV-Senders „Rudaw“ zu den Selbstmordatten¬ 
taten. UN-Generalsekretär Ban Ki Moon verurteilte die 
Anschläge. 
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Der Exekutivrat der Gemeinschaft der Gesellschaf¬ 
ten Kurdistans (KCK) verurteilte das Massaker des 
faschistischen IS schärfstens. Alle demokratischen 
Kräfte seien jetzt zum Zusammenschluss gegen diese 
Angriffe aufgerufen. „Die Täter müssen sich darüber 
bewusst sein, dass sie für ihr Massaker viele Male teuer 
bezahlen müssen: Unser Kampf wird solange weiterge¬ 
hen, bis Kurdistan endgültig vom faschistischen IS 
befreit ist.“ 

(Nüce/ISKUv. 27.3.2015) 



INTERNATIONALES 


Arm und Reich 

Ein Prozent der Menschen weltweit werden im Jahre 
2016 so viel Vermögen akkumuliert haben und so viel 
besitzen wie die restlichen 99 Prozent der Weltbevölke¬ 
rung zusammen. Darauf wies die britische Hilfsorgani¬ 
sation OXFAM anlässlich des Weltwirtschaftsforums 
in Davos hin. Bereits 2014 verfügte ein Prozent der 
Weltbevölkerung über 48 Prozent des Vermögens. Laut 
ihrer Studie „Wealth. Having it all and wanting more“ 
werden in diesem Jahr nur 80 Multimilliardäre genauso 
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viel besitzen wie die ärmere Hälfte der Weltbevölke¬ 
rung - zur Zeit 3,5 Milliarden Menschen - zusammen. 
Die meisten Milliardäre haben einen US-amerikani¬ 
schen Pass bzw. leben in den Vereinigten Staaten. 

Einer von neun Menschen habe nicht genug zu 
essen und eine Milliarde mit weniger als 1,25 US-Dol¬ 
lar pro Tag auskommen. 

Wie die Organisation weiter zeigt, beeinflussen die 
globalen Eliten die Regeln zu ihren Gunsten. Dies gelte 
insbesondere für den Pharma- und Gesundheitssektor. 
Von März 2013 bis 2014 investierten die Konzerne für 
Lobbyarbeit 500 Millionen Dollar. 

OXFAM fordert u.a. stärkere Besteuerung von 
Konzernen und Vermögen, weltweit kostenfreie Bereit¬ 
stellung von Bildung und Gesundheitsfürsorge, Sicher¬ 
stellung von Mindestlöhnen und -einkommen sowie 
geschlechtergerechten Bezahlung. 

(jw v. 20.12015) 


NEU ERSCHIENEN 


Sakine Cansiz: Mein ganzes Leben war ein 
Kampf 

Es war der 9. Januar 
2013 in Paris, an dem 
drei kurdische Frauen - 
Sakine Cansiz, Fidan 
Dogan und Leyla Sayle- 
mez - bei einem politi¬ 
schen Attentat ermordet 
wurden. Bis heute sind 
die Hintergründe und 
Auftraggeber dieses 
Anschlags nicht offiziell 
aufgeklärt, wenn auch 
zahlreiche Indizien 
dafür sprechen, dass es 
sich um Auftragsmorde 


des türkischen Geheimdienstes MIT gehandelt haben 
dürfte. 

Zum zweiten Jahrestag erschien im Mezopotamien- 
Verlag die deutsche Übersetzung des ersten Bandes der 
Lebensgeschichte von Sakine Cansiz, die als eine von 
zwei Frauen am Gründungskongress der PKK im Jahre 
1978 teilgenommen hatte und sich bis zu ihrem gewalt¬ 
samen Tod der kurdischen Bewegung verbunden 
fühlte. Sie war eine ihrer wichtigsten Persönlichkeiten. 
„Das Buch beginnt mit ihrer Geburt und beschreibt ihre 
Familie, die Bedingungen, unter denen sie aufgewach¬ 
sen ist, ihre Bekanntschaft mit der Befreiungsbewe¬ 
gung, die von ihr in dieser Zeit geleistete Arbeit und 
die politischen Entwicklungen sowie ihre Verhaftung“, 
heißt es in der Anmerkung des Verlages. Nach ihrer 
Haftentlassung im Jahre 1991 hielt sie sich kurz in der 
Parteiakademie im Libanon auf und ging von dort aus 
„in die Berge“ zur Guerilla. Seit Ende der 1990er Jahre 
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lebte sie in Europa und erhielt 1998 politisches Asyl in 
Frankreich. Bei einem Aufenthalt in der Bundesrepu¬ 
blik wurde sie im März 2007 in Hamburg auf Ersuchen 
der türkischen Justiz in Auslieferungshaft genommen, 
was massive internationale Proteste ausgelöst hatte. 
Das Oberlandesgerichent Hamburg lehnte eine Auslie¬ 
ferung an die Türkei ab, so dass Sakine Cansiz einen 
Monat später wieder ffeigelassen wurde. 

„Wir haben Sakine als eine mutige, entschlossene 
und überaus herzliche Frau kennengelemt, die sich mit 
Bescheidenheit und Humor an allen anfallenden Arbei¬ 
ten beteiligte. Unermüdlich baute sie Kontakte auf und 
motivierte Menschen verschiedenster Herkunft, sich 
mit ihren Fähigkeiten in die kurdische Revolution ein¬ 
zubringen,“ schreiben die Übersetzerinnen Agnes v. 
Alvensleben und Anja Flach in ihrem Vorwort. 

Sakine Cansiz: mein ganzes leben war ein kampf 1. 
Band (Jugendjahre) 

448 Seiten, Preis: 12 Euro 
Mezopotamien Verlags- und Vertriebs GmbH 
Gladbacher Str. 407B, 41460 Neuss, email: 

mezop@hotmail.de, Tel. 02131 - 40 690 93 oder 
ISKU (Informationsstelle Kurdistan e. V), Spaldingstr. 
130-136, 20097 Hamburg, email: isku@nadir.org, Tel. 
040 - 42 1 028 45 

Revolution in Rojava 

Frauenbewegung und Kommunalismus zwischen Krieg 
und Embargo 

Unter diesem Titel 
erscheint ein Buch 
von Anja Flach, 
Ercan Ayboga und 
Michael Knapp, 
die im Mai 2014 
als Delegation der 
Kampagne TAT¬ 
ORT KURDIS¬ 
TAN, wenige 
Wochen vor Aus¬ 
bruch der Angriffe 
des „Islamischen 
Staates“ auf 

Kobane, die kurdi¬ 
schen Gebiete des 
Nordiraks und 
Cizire, einen der drei selbstverwalteten Kantone von 
Rojava in Nordsyrien, bereisten. Der Bericht vermittelt 
den Leserinnen und Lesern, wie das vom PKK-Vorsit¬ 
zenden Abdullah Öcalan entwickelte theoretische Kon¬ 
zept des Demokratischen Konföderalismus durch die 
Bevölkerung in die Praxis umgesetzt wird. In Inter¬ 
views und zahlreichen Gesprächen wird das Zusam¬ 
mengehen von Räte- und quasi-staatlichen Strukturen 
verständlich erläutert und die Rolle der Zivilbevölke¬ 
rung untersucht. „Die Autorin und die Autoren zeigen, 




Anja Rack 
Ercan Ayboga 
Michael Knapp 


Revolution in Rojava 



Fnneahewegrmy 
und Konaraiiialismus 
zwischen Krieg und 
Embargo 


I 


TflT&il T 


dass es nicht Kritiklosigkeit bedeutet, sich auf die in 
Rojava ausgebildeten Strukturen von innen heraus ein¬ 
zulassen, sondern eine Notwendigkeit, um ungerecht¬ 
fertigte eurozentristische Einschätzungen zu vermei¬ 
den, wie sie etwa an einigen Stellen eines Berichts von 
,Human Rights Watch‘ über die Menschenrechtssitua¬ 
tion in Rojava durchscheinen,“ schreibt Elmar Millich 
in seiner Buchvorstellung im „Kurdistan Report“, Aus¬ 
gabe März/April. Seiner Auffassung nach liefert der 
Reisebericht „fundierte Informationen zu einem revo¬ 
lutionären Projekt, das den ganzen Mittleren Osten 
zum Positiven verändern könnte.“ 

Anja Flach/Ercan Ayboga/Michael Knapp: 

Revolution in Rojava 
320 Seiten, 19,80 € 

VSA Verlag Hamburg 
ISBN: 978-3-89965-658-9 

Deutschlands „kooperativer Imperialismus“ 

Fra nk Deppe, einst 
Politologie-Professor 
an der Philipps-Uni¬ 
versität Marburg, 
befasst sich in sei¬ 
nem jüngsten Buch 
„Imperialer Realis¬ 
mus? Deutsche 
Außenpolitik: Füh¬ 
rungsmacht in , neuer 
Verantwortung 4 “ mit 
dem von der 
CDU/CSU/SPD- 
Koalition eingeleite¬ 
ten Kurswechsel in 
der Außen- und 
Sicherheitspolitik. 
„Einen Unterschied 
zwischen dem neuen deutschen Imperialismus und 
dem am Vorabend des Ersten Weltkrieges sieht er vor 
allem in dem stärkeren transnationalen Verflechtungs- 
grad der Ökonomie,“ schreibt Gerd Bedszent in der 
jungen weit. Deutschland wolle fortan im Rahmen 
eines „kooperativen Imperialismus“ im Interesse der 
neoliberalen Weltordnung mitwirken, was durchaus 
militärische Beteiligungen einschließe. 

Besonderes Vergnügen bereitete dem Rezensenten 
offenbar der Teil, in dem Deppe die „bellizistisch und 
neoliberal gewendeten Ex-68er-Revolutionäre - von 
Daniel Cohn-Bendit bis Winfried Kretschmann - 
abwatscht“, denn: „Allein diese Abrechnung lohnt die 
Lektüre des Werkes“. 

Frank Deppe: Imperialer Realismus ? Deutsche 
Außenpolitik: Führungsmacht in ,neuer Verantwor¬ 
tung 

VSA Verlag Hamburg 2014, 141 Seiten, 11,80 € 


frank deppe 
imperialer realismus? 

Ü mse 

deutsche außenpolkik: 
fiihrungsmach» ki »neuer Verantwortung« 



zu seite 1 


16 

















UNTERSTÜTZUNGS- 

FÄLLE 

In den Monaten Dezember 2014, Januar, Februar und März 2015 wurde über 14 Anträge entschieden: 

Ein Fall entsprach nicht den Vergabekriterien von Azadi und musste abgelehnt werden. 

In den anderen Fällen ging es um Kostenvorschuss in einem Verfahren wg. Rücknahme der Einbürgerung, Aus¬ 
weisungsverfügungen, Verstoß gegen die Meldepflicht i.Zshg. mit einer Ausweisung, Strafverfahren wg. Ver¬ 
mummung bei einer Demonstration (Einstellung gegen geringe Geldzahlung), Berufüngszulassungsverfahren, 
Bücherlieferungen an und Zeitungsabos für politische Gefangene. Die Ausgaben beliefen sich auf insgesamt 
2724,39 €. 

Anmerken möchten wir auch, dass sich die Rote Hilfe im Dezember 2014 an den Anwaltskosten in § 129b-Revi- 
sionsverfahren mit einem Gesamtbetrag von 4500,- € mitbeteiligt hat. 

In den Monaten Januar, Februar und März erhielten kurdische § 129b-Gefangene für Einkauf in den Gefängnis¬ 
sen insgesamt 1133,- €. 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 / 16 79 39 45 
Fax: 0221 /16 79 39 48 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 

Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GENODEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


20. Mai: Eröffnung des § 129b-Prozesses 
gegen Mehmet D. vor dem OLG Hamburg 

A m 20. Mai wird vor dem 3. Strafsenat des Hanseatischen Oberlandesgerichts 
das Hauptverfahren gegen den kurdische Aktivisten Mehmet D. eröffnet, der 
der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung im Ausland (§ 129b Abs. 
1 i.V.m. § 129a Abs. 1 StGB) beschuldigt wird. Er soll sich laut Anklage von Januar 
2013 bis Mitte Juli 2014 als hauptamtlicher Kader der PKK und u. a. als Gebietslei¬ 
ter Mitte und später Nord betätigt haben. In dieser Funktion sei Mehmet D. verant¬ 
wortlich gewesen für die Beschaffung von Spenden und Beiträgen für die PKK und 
dafür, dass sich genügend Anhänger an Veranstaltungen und Schulungen beteiligen. 

Mehmet D. wurde am 29. August 2014 in Bremen festgenommen und befindet 
sich seitdem in U-Haft. 

Gericht plant „kurzen Prozess“ 

Das OLG Hamburg hat nun versucht, das so genannte Selbstleseverfahren als eine 
Form der Beweiserhebung anzuordnen und allen Verfahrensbeteiligten bereits 
Wochen vor Eröffnung des Prozesses umfangreiches Dokumentenmaterial zuge¬ 
leitet. Normalerweise wird ein solches Selbstleseverfahren von als Beweismittel die¬ 
nenden Unterlagen erst in die Hauptverhandlung eingeführt. Möglich, dass die Ham¬ 
burger Richter durch die vom Bundesgerichtshof im vergangenen Jahr verworfenen 
Revisionen in mehreren § 129b-Verfahren gegen kurdische Aktivisten beflügelt wor¬ 
den sind, mit dem Verfahren gegen Mehmet D. im wahrsten Sinne des Wortes „kur¬ 
zen Prozess“ zu machen, scheinen doch die höchstrichterlich getroffenen Festlegun¬ 
gen unumstößlich. Die Verteidigung wird das nicht hinnehmen. 

Gericht muss sich mit Völkerrechtsfragen befassen... 

Das OLG wird sich auch in diesem Fall mit den völkerrechtlichen Aspekten des kur¬ 
dischen Widerstands befassen müssen und auch mit der Tatsache, dass Vertreter der 
türkischen Regierung seit Ende 2012 Gespräche mit Abdullah Öcalan zur Lösung der 
kurdischen Frage führen, er im März 2013 eine historische Phase - verbunden mit 
einem einseitigen Waffenstillstand - ankündigte und im Februar dieses Jahres eine 
Verständigung zwischen Regierung und Politikerinnen der HDP (Demokratische 
Partei der Völker) in Form eines 10-Punkte-Programms zur Fortführung des 
Lösungsprozesses der Öffentlichkeit vorgestellt wurde. Nicht zuletzt werden die 
Äußerungen von Cemil Bayik, Co-Vorsitzender des Exekutivrates der Gemeinschaft 
der Kommunen Kurdistans (KCK) in einem Interview mit dem NDR/WDR von 
Anfang April von Bedeutung sein, in dem er sich u.a. im Namen der PKK „beim 
deutschen Volk“ für die gewaltsamen Auseinandersetzungen bei kurdischen Demons¬ 
trationen in den 1990er Jahren entschuldigte und gleichzeitig daraufhinwies, dass 
sich die heutige PKK mit der damaligen ganz grundsätzlich unterscheide. (S. auch 
Seite 3) 
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In den Zeitraum der gegen Mehmet D. erhobenen 
Beschuldigungen fallen zudem die Ereignisse im Mitt¬ 
leren Osten, wo die PKK-Guerilla mit den kurdischen 
Peschmerga im Nordirak und in der nordsyrischen 
Region Kobane (Rojava) einen erbitterten Wider¬ 
standskampf gegen die Terrororganisation „Islamischer 
Staat“ führten und weiterhin führen - nicht zuletzt mit 
Waffen aus Deutschland. 

Diese Entwicklungen lösten in der Bundesrepublik 
vielfältige Diskussionen aus um eine Neubewertung 
der PKK bis hin zu Forderungen, das PKK-Betäti- 
gungsverbot aufzuheben. 

Im Oktober 2010 entschied der Bundesgerichtshof 
(BGH), den § 129b StGB auch gegen die PKK anzu¬ 
wenden, woraufhin das Bundesjustizministerium am 6. 
September 2011 den Staatsanwaltschaften eine weitrei¬ 
chende Ermächtigung zur entsprechenden strafrechtli¬ 
chen Verfolgung erteilte. Sie umfasst zurückliegende 
und künftige Straftaten von Angehörigen der Europa¬ 
führung, von Deutschlandverantwortlichen und Leitern 
von Regionen und Gebieten der PKK sowie ihrer euro¬ 
päischen Teilorganisation CDK (Kurdische Demokrati¬ 
sche Gesellschaft). 

... und mit der Rechtmäßigkeit des § 129b 

Es wird auch in diesem Verfahren die Frage der 
Rechtsstaatlichkeit dieser Regelung thematisiert wer¬ 
den, bleibt es doch einzig der Exekutive - hier dem 
Bundesjustizministerium - überlassen zu entscheiden, 
ob eine Vereinigung im Ausland eine Vereinigung als 
Befreiungsbewegung anerkannt oder als terroristisch 
einzustufen und mithin strafrechtlich zu verfolgen ist. 
Dies bedeutet praktisch, dass das deutsche Strafrecht 
im Wortsi nn e über Grenzen hinaus ausgeweitet wird 
und die Strafverfolgungsbehörden für Konflikte im 
Ausland instrumentalisiert werden. 

Nichts ist von Dauer, auch das Unrecht nicht 

Insbesondere vor dem Hintergrund des seit Jahren lau¬ 
fenden Gesprächsprozesses zwischen türkischer Regie¬ 
rung, Abdullah Öcalan und weiteren kurdischen Reprä¬ 
sentantinnen hätte das Justizministerium die Ermäch¬ 
tigung gegen Mehmet D. nicht erteilen dürfen. Statt- 
dessen wäre eine Unterstützung des politischen 
Verständigungsprozesses zur Beilegung des türkisch¬ 
kurdischen Konflikts durch die Bundesregierung das 
richtige Zeichen der Zeit. 

(Azadi) 


Keine vorzeitige Haftentlassung von Metin A. 

Mit dem Vorwurf der Mitgliedschaft in einer terroristi¬ 
schen Vereinigung im Ausland (§ 129 a, b StGB) 
wurde Metin A. am 27. Februar 2014 vom OLG Stutt¬ 
gart zu einer Freiheitsstrafe von vier Jahren und sechs 
Monaten verurteilt. Hiergegen wurde Revision einge¬ 
legt, die der Bundesgerichtshof mit Beschluss vom 
November 2014 als unbegründet verworfen hat. Seit¬ 
dem gilt das Urteil als rechtskräftig. 

Das OLG hatte es als erwiesen angesehen, dass der 
Aktivist von März bis zum Ende des Jahres 2008 die 
PKK-Jugendorganisation KC (Komalen Ciwan) gelei¬ 
tet hat und er später als Europaverantwortlicher der KC 
tätig gewesen ist. Auf Antrag der Bundesanwaltschaft 
war Metin A. am 20. Juli 2011 in der Schweiz in Aus¬ 
lieferungshaft genommen und am 1. November 2012 
an die deutschen Behörden überstellt worden. Die 
Haftzeit in der Schweiz wurde in einem Verhältnis von 
1 : 1 angerechnet, so dass er am 20. Juli dieses Jahres 
zwei Drittel der Strafe verbüßt hätte. 

Deshalb hatte sein Verteidiger die Aussetzung der 
Vollstreckung der Reststrafe zur Bewährung beantragt, 
was jedoch vom OLG Stuttgart mit Beschluss vom 16. 
März 2015 abgelehnt worden ist, obwohl die Leitung 
der JVA Schwäbisch Hall wegen des guten Verhaltens 
von Metin A. dessen vorzeitige Entlassung durchaus 
befürwortet hatte. So waren die besonderen Siche¬ 
rungsmaßnahmen vor einem halben Jahr gelockert und 
eine Teilnahme an Sprachkursen in Englisch und 
Deutsch genehmigt worden. Außerdem habe er erklärt, 
nach Fra nk reich zurückkehren zu wollen, wo er über 
eine Aufenthaltserlaubnis verfügt, um sich dort Arbeit 
zu suchen. Er wolle allerdings von den politischen Zie¬ 
len der Kurden nicht Abstand nehmen, sich in Sport¬ 
vereinen engagieren oder an kulturellen Veranstaltun¬ 
gen beteiligen. 

Das Regierungspräsidium Stuttgart hatte eine Aus¬ 
weisung von Metin A. bereits für den 3. Juni 2014 ver¬ 
fügt. 

Seine Zukunftspläne hatte Metin A. im Februar die¬ 
ses Jahres in einer mündlichen Anhörung auch gegen¬ 
über der Bundesanwaltschaft (BAW) vorgetragen, die 
jedoch gegen eine 2/3-Entlassung auf Bewährung ent¬ 
schied. 

„Unter Berücksichtigung des Sicherheitsinteresses 
der Allgemeinheit“ schloss sich der 6. Strafsenat des 
OLG dieser Entscheidung an. Es genüge angesichts der 
Schwere der Beschuldigungen nach § 129b nicht, wenn 
sich der Betroffene in der Haftzeit „beanstandungsfrei“ 
verhalten habe und er versichere, sich künftig straffrei 
verhalten zu wollen. Das OLG wirft dem Kurden vor, 
noch keine konkreten Vorstellungen darüber zu haben, 
wie er sein Leben „draußen“ zu finanzieren gedenke, 
schließlich habe er noch keinen Arbeitsplatz. 

Ausschlaggebend für die Gerichtsentscheidung aber 
war die Unterstellung, Metin A. werde nach einer Haft- 
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entlassung seine vorherigen Aktivitäten in der Jugend¬ 
organisation KC wieder aufnehmen und so die PKK 
unterstützen, was als Bedrohung der öffentlichen 
Sicherheit im In- und Ausland zu gelten habe. Er habe 
sich bislang nicht hinreichend mit seinen „Taten“ aus¬ 
einandergesetzt, was auch dadurch zum Ausdruck 
komme, dass der Kurde sich weiterhin für die kurdi¬ 
schen Anliegen einsetzen wolle. Deshalb liege bei dem 
37-Jährigen ein großes „Rückfallrisiko“ vor. 

Aufgrund der Entscheidungen von BAW und OLG 
steht nun zu befürchten, dass Metin A. bis zum Stra¬ 
fende - 16. Januar 2016 - in Haft bleibt. 

(Azadi) 


„Monitor“ zu den Kämpfen gegen den IS: 

PKK vorn - Peschmerga sichert ab 

SPD-Fraktionsvize Rolf Mützenich: PKK neu bewerten / 
BMI: Keine Neubewertung 

In der ARD-Sendung „Monitor“ vom 9. April wurde 
u.a. ein Beitrag über die Kämpfe von Peschmergas der 
kurdischen Autonomieregierung im Nordirak und 
PKK-Einheiten gegen den IS im Mittleren Osten aus¬ 
gestrahlt. In diesem Bericht ist sehr deutlich geworden, 
dass hauptsächlich die PKK-Guerilla in vorderster 
Front einen erbitterten Häuserkampf in der nordiraki¬ 
schen Stadt Sengal (Sindjar) führt. „Wo die PKK 
kämpft - mit alten russischen Waffen - sichern die 
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Peschmerga nur.“ Das Rechercheteam von WDR und 
NDR war auch ins Kandil-Gebirge im Norden des Irak 
gereist und konnte dort mit Cemil Bayik, den Co-Vor- 
sitzenden des KCK-Exekutivrates, sprechen. Dieser 
sagte u. a.: „Wir möchten nicht mehr gegen die Türkei 
kämpfen. Wir sagen: es reicht mit dem Kämpfen. 
Weder wir noch der türkische Staat haben durch den 
Krieg unsere Ziele erreicht.“ Zudem strebe die PKK 
keinen eigenen Staat mehr an, sondern orientiere sich 
auf politische Lösungen und „so etwas“ wie Autobahn- 
Blockaden und Selbstverbrennungen in den 1990er- 
Jahren werde in Deutschland „nie wieder passieren“; er 
wolle sich „im Namen der PKK“ hierfür entschuldigen. 
Mit der alten PKK habe die heutige Partei nur noch 
wenig gemein. 

Der außenpolitische Sprecher und stellvertretende 
Vorsitzende der SPD-Bundestagsffaktion, Rolf Mütze¬ 
nich, erklärte gegenüber WDR und NDR: „Diese Aus¬ 
sagen sind eine neue Tonlage, und sie bieten durchaus 
auch die Chance zu einer Neubewertung, wenn die 
PKK glaubhaft und nachprüfbar dauerhaft auf Gewalt 
verzichtet.“ 

Zwar verfolge man aufmerksam die Entwicklungen, 
doch seien die Äußerungen des kurdischen Komman¬ 
deurs Bayik für die Bundesregierung kein Anlass für 
eine Neubewertung der Haltung zur PKK, erklärte ein 
Sprecher des Bundesinnenministeriums am 10. April. 

Im Monitor-Bericht hatte Nejmeddin Karim, unab¬ 
hängiger Gouverneur von Kirkuk, u. a. folgendes 
gesagt: „Die Deutschen können doch nicht türkischer 
als die Türken sein. Die Türkei verhandelt bereits mit 
der PKK.“ 

Anmerkungen: 

• Die „Entschuldigung“ von Cemil Bayik hinsicht¬ 
lich der Ereignisse in Deutschland in den 1990-er 
Jahren sind inhaltlich nicht neu. Eine solche Erklä¬ 
rung hatte Abdullah Öcalan bereits 1996 anlässlich 
des Besuches deutscher Regierungsvertreter in 
Syrien ausgesprochen: „Ich betone noch einmal: 
Es wäre politisch und moralisch falsch, wenn wir 

Aus Anlass des 20. Jahrestages haben wir eine 
Broschüre mit dem Titel „20 Jahre PKK-Verbot - 
eine Verfolgungsbilanz“ herausgegeben. In ihr 
werden Repressionen gegen Kurdinnen und Kur¬ 
den und ihre Institutionen dokumentiert, ohne 
jedoch den Anspruch auf Vollständigkeit erheben 
zu können. Es war uns aber wichtig, zumindest 
einen Eindruck davon zu vermitteln , welche Fol¬ 
gen es haben kann, sich aktiv für die legitimen 
kurdischen Interessen einzusetzen. 
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die Sache der Kurden durch Gewaltaktionen in 
Deutschland lösen wollten“. (Öcalan in einem 
Interview mit dem „Spiegel“ vom November 
1996) 

• Gleiches gilt auch bezüglich des Verzichtes auf 
einen eigenen kurdischen Staat, den Abdullah Öca¬ 
lan bereits 1995 offiziell erklärt hat. 

• Die Reaktion des SPD-Politikers Rolf Mützenich 
ist zwar zu begrüßen, doch bedeutet sie eigentlich 
nichts anderes, als dass die Verbotspolitik fortge¬ 
setzt wird bis zum „St. Nimmerleinstag“. Sie 
unterscheidet sich auch wenig von den Aussagen 
anderer Politiker* innen, die vor 20 Jahren zwar die 
Bekundungen von Abdullah Öcalan begrüßten, 
aber der Ansicht waren, es müsse erst einmal abge¬ 
wartet werden, wie sich die kurdische Bewegung 
(und nicht etwa der türkische Staat) weiter ver¬ 
halte. Ehrliche und auf tatsächliche Perspektiven 
ausgerichtete Aussagen sind bis zum heutigen Tag 
nicht gemacht worden, weil aus Rücksicht auf den 
NATO-Partner Türkei prinzipiell am PKK-Betäti- 
gungsverbot festgehalten werden soll. Und das 
bedeutet schlicht, dass die Kriminalisierung von 
Kurdinnen und Kurden weitergeht. 

• Davon, deutsche Waffen „dauerhaft und nachprüf¬ 
bar“ nicht mehr an die Türkei zu liefern bzw. Auf¬ 
forderangen an die Türkei, „dauerhaft“ auf Gewalt 
und Unterdrückung der Kurdinnen und Kurden zu 
verzichten, war und ist nichts zu lesen und zu 
hören. 

(Azadi) 

Sparkasse Saarbrücken kündigt Soli-Konto 
für Rojava 

Die Initiative „Solidarität mit Rojava“ hat mit Presse¬ 
mitteilung vom 10. April dazu aufgerufen, gegen die 
Kündigung des Solidaritätskontos bei der Sparkasse 
Saarbrücken zu protestieren. 

Im Oktober 2014 hatten der Verband der Studieren¬ 
den aus Kurdistan (YXK e.V.) gemeinsam mit der Inter¬ 
ventionistischen Linke einen Aufruf zur Unterstützung 
der Selbstverteidigungskräfte Rojavas gestartet, den 
über 400 Personen aus Kunst, Journalismus und Kultur 
Unterzeichneten. Bis Anfang April wurden über 
106 000 Euro gespendet. 

Die Spenden sollen der Unterstützung des fort¬ 
schrittlichen Projekts Rojava dienen, über deren Ver¬ 
wendung die Menschen vor Ort selbst entscheiden sol¬ 
len. 

Mit der Begründung, sie wisse nicht, ob von dem 
Geld auch Waffen gekauft würden, hat die Sparkasse 
das Spendenkonto zum 31. Mai 2015 gekündigt. 

Es wird nun dazu aufgerafen, gegen diese Kündi¬ 
gung zu protestieren. „Dabei geht es zum einen darum, 


die politische Legitimität der Spendensammlung gegen 
die Bigotterie der Sparkassen-Verwaltung zu behaup¬ 
ten.“ 

http://rojava-solidaritaet.net/201 5/04/10/sparkasse- 
saarbruecken-kuendigt-spendenkonto-fuer-rojava-5/ 

Protestbriefe an: Sparkasse Saarbrücken, Neumarkt 17, 
66117 Saarbrücken oder per Webformular (über „Kon¬ 
takt“): http://tinyurl.com/SparSaar 
Kopien von Protestschreiben bitte an: 

info@rojava-solidaritaet.net 

(PMv.10.4.2015) 

Der Staat braucht Feinde wie die 
Mühle Korn braucht / Der Staat der keinen 
Feind hat ist kein Staat mehr / Ein König¬ 
reich für einen Staatsfeind... 

(Heiner Müller, dt Dramatiker, 1929 - 1995) 




Koordinierte Polizeioperation: 

Aktivisten der TKP/ML festgenommen 
Vorwurf der Mitgliedschaft in einer terroristischen Verei¬ 
nigung im Ausland (§129b) 

Am 15. April sind auf der Grundlage von Haftbefehlen 
des Ermittlungsrichters des Bundesgerichtshofes sie¬ 
ben „mutmaßliche Mitglieder der TKP/ML“ festge¬ 
nommen worden. 

Der 55-jährige Müslüm E. wird beschuldigt, sich 
seit August 2002 als „Rädelsführer“ an der ausländi¬ 
schen terroristischen Vereinigung „Türkische Kommu¬ 
nistische Partei/Marxisten-Leninisten“ (TKP/ML) 
beteiligt zu haben (§ 129b Abs. 1 i.V.m. § 129a Abs. 1 
und 4 StGB). 

Den anderen Festgenommenen 

Dilay Banu B. (44) 

Erhan A. (49) 

Haydar B. (66) 

MusaD. (55) 

Sinan A. (47) und 
Seyit Ali U. (45) 

wird vorgeworfen, als „hochrangige Führangskader“ 
der TKP/ML insbesondere für die „Beschaffung von 
Finanzmitteln“, die Organisierung von Schulungsver¬ 
anstaltungen sowie die „Rekrutierung neuer Mitglie¬ 
der“ verantwortlich gewesen zu sein. 

Parallel zu den Festnahmen wurden die Wohnungen 
von vier Beschuldigten sowie die Wohnung einer wei¬ 
teren Person in Bayern, Baden-Württemberg, Hessen 
und Nordrhein-Westfalen durchsucht. Razzien und eine 
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Festnahme gab es darüber hinaus auch in 
Bem/Schweiz, zwischen dem 15. und 18. April drei 
Festnahmen in Athen und am 18. April wurde eine Per¬ 
son in Reims/Fra nkr eich festgenommen. 

Nach Darstellung des Generalbundesanwalts habe 
sich die TKP/ML zum Ziel gesetzt, „den türkischen 
Staat mittels eines .bewaffneten Kampfes 4 zu beseiti¬ 
gen und durch ein kommunistisches Regime unter ihrer 
Kontrolle zu ersetzen“. Außerdem habe sie „zuneh¬ 
mend auch Anschläge gemeinsam mit einer bewaffne¬ 
ten Einheit der PKK verübt“. In Westeuropa verfüge 
die TKP/ML laut GBA über eine Organisation zur 
„Finanzierung ihrer terroristischen Aktivitäten“ sowie 
zur „Beschaffung ihrer Logistik für Anschläge in der 
Türkei“. 

„Die Personen, die außerhalb von Deutschland ver¬ 
haftet wurden, sind der akuten Gefahr ausgesetzt, nach 
Deutschland ausgeliefert zu werden. In Deutschland 
sollen die Verhafteten nach § 129b Abs 1 i.V.m. § 129a 
Abs. 1 und 4 StGB wegen angeblicher Mitgliedschaft 
in der TKP/ML angeklagt werden. Alle Verhafteten 
befinden sich derzeit in menschenverachtender Isolati¬ 
onshaft. Einige befinden sich sogar aufgrund schwers¬ 
ter Folter in der Vergangenheit derzeit in akuter 
Lebensgefahr“, heißt es in einer Pressemitteilung von 




WE6 HIT OEM PKX-VERIOT 
VERTEIDIGT Oll REVOLUTION IN R0J1LVA! 


WEG HIT DEN PKX-VERIOT 
VERTEIDIGT DIE REVOLUTION IN ROJAVRI 


ATIK, die zu einer Demonstration am 25. April in 
Fra nk furt/M. aufgerufen hatte. 

„Wir verurteilen diese neue Form der Entrechtung 
von revolutionären Menschen durch staatlich und poli¬ 
tisch angeordnete Repression. Wir fordern die interna¬ 
tionale Öffentlichkeit auf, sich mit den inhaftierten 
revolutionären Persönlichkeiten solidarisch zu zeigen 
und gemeinsam für deren sofortige Freilassung zu 
kämpfen“, heißt es im Demoaufruf. 

(PMGBA v. 16.4. /PMATIK v. 22.4.2015/Azadi) 

Beschwerden erfolgreich: Selahattin C. wird 
Niederlassungserlaubnis erteilt 

In der Dezember-Ausgabe 2014 des AZADi-infodiens- 
tes (Nr. 144) hatten wir über den Fall des kurdischen 
Journalisten Selahattin C. berichtet, der sich im Zusam¬ 
menhang mit einer beantragten Niederlassungserlaub¬ 
nis einer umfassenden sog. „Sicherheitsbefragung“ 
durch Mitarbeiter der Ausländerbehörde Köln - in 
enger Kooperation mit dem Verfassungsschutz - unter¬ 
ziehen musste. Aufgrund von Beschwerden seines 
Rechtsanwalts gegen dieses Vorgehen, hat sich die 
Stadt Köln nun bereiterklärt, dem Kurden die Nieder¬ 
lassungserlaubnis zu erteilen. 

(Azadi) 



WEG MIT DEM PKK-VERBOT WE6 MIT DEM PIOC-VERBOT 

VERTEIDIGT DIE REVOLUTION IN R0JAVAI VERTEIDIGT DIE REVOLUTION IN R0JAVAI 


Vor der Wahl - nach der Wahl: 

Thüringen: PKK wird weiter geheimdienstlich observiert 

Im Leitartikel des AZADi-Infos Nr. 141 (September 
2014, Seite 4) hatten wir im Zusammenhang mit den 
Kämpfen um Kobane und einer neu aufgeflammten 
Diskussion um eine Aufhebung des PKK-Verbots u. a. 
den damaligen Spitzenkandidaten der Linkspartei in 
Thüringen, Bodo Ramelow, zitiert. Er nannte es einen 
Fehler, die „Hysterie gegenüber der PKK“ aufrecht zu 
erhalten. Es sei eine Fehleinschätzung, sie als terroris¬ 
tische Organisation einzustufen. 

Die Landtagswahlen sind vorüber und Bodo Rame¬ 
low wurde zum Ministerpräsidenten gewählt. 

Wie die „tageszeitung“ vom 8. April mit Verweis 
auf eine Meldung des Nachrichtenmagazins Der Spie¬ 
gel berichtete (http://www.spiegel.de/politik/deutsch- 
land/verfassungsschutz-thueringen-haelt-an-v-leuten- 
fest-a-1027045.html), hat die Koalition aus Linken, 
SPD und Grünen beschlossen, zur „Terrorismusbe¬ 
kämpfung“ Ausnahmen hinsichtlich der Abschaltung 
von V-Leuten des Verfassungsschutzes vorzunehmen. 
Informationen des Inlandsgeheimdienstes zufolge soll 
es nun zwar keine V-Leute mehr in der rechten Szene 


geben, doch auf die Observation von Salafisten und der 
PKK nicht verzichtet werden. Der Sprecher der Regie¬ 
rung in Thüringen, Alexander Fischer, bestätigte die 
entsprechenden Regelungen: „Der Koalitionsvertrag ist 
in diesem sensiblen Punkt korrekt umgesetzt und die 
zuständigen Stellen sind informiert worden.“ 

Im vergangenen Jahr schon hatte sich Bundesinnen¬ 
minister de Maiziere in die Behauptung verstiegen, 
PKK-Anhänger, die aus Deutschland nach Syrien zum 
Kampf gegen den IS reisten, seien zwar „quantitativ 
geringer, qualitativ aber nicht anders zu bewerten“ als 
Salafisten und bildeten deshalb ein „Gefährdungspo¬ 
tenzial“. 

(Spiegel online/taz v. 5. bzw. 8.4.2015/Azadi) 

Statt V-Leute jetzt mehr Technik 

Nach dem vom Kabinett verabschiedeten Haushalts¬ 
entwurf für 2015, soll der Verfassungsschutz des Lan¬ 
des Thüringen mehr Geld erhalten. Waren im vergan¬ 
genen Jahr 6,153 Millionen Euro veranschlagt, sind für 
den Geheimdienst nun 6,866 Millionen Euro geplant. 
Begründung: Weil wegen der Abschaltung von V-Leu¬ 
ten nun Personenquellen fehlen, müsse verstärkt auf 
technische Observationsmethoden zurückgegriffen 
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werden. Deshalb soll für den „Erwerb von Datenverar¬ 
beitungsanlagen, Geräten, Ausrüstungs- und Ausstat¬ 
tungsgegenständen, Software“ in diesem Jahr 520 000 
Euro ausgegeben werden. Jetzt muss der Landtag ent¬ 
scheiden. 

(ND V. 30.4.2015) 


Kontoabfragen wie nie 

So häufig wie nie wurden im vergangenen Jahr private 
Kontodaten abgefragt. Das Bundeszentralamt für Steu¬ 
ern zählte mehr als 230 000 erledigte Abrufe, was 
einem Anstieg um mehr als 60 Prozent im Vergleich zu 
2013 entspricht, als 142 000 Abfragen registriert wur¬ 
den. Im ersten Quartal 2015 sind bereits 76 000 Abfra¬ 
gen verzeichnet. 

Seit 2005 sind Behörden berechtigt, Kontodaten 
abzufragen, u. a., um Sozialbetrug oder Steuerhinter¬ 
ziehung aufzudecken. 

(ND v. 11./12.4.2015) 

Anquatschversuche in Berlin und Magdeburg 

Einer Pressemitteilung des „Solibündnis zu §129-Ver- 
fahren in Stuttgart“ ist es im Rahmen des laufenden 
§129-Verfahrens gegen acht Beschuldigte, denen die 
Mitgliedschaft in den „Revolutionären Aktionszel¬ 
len/Revolutionären Linken“ sowie eine Mitarbeit an 
der „radikal“ vorgeworfen wird, in den letzten Mona¬ 
ten sowohl in Berlin als auch in Magdeburg zu „zahl¬ 
reichen Anquatschversuchen von Polizei und Verfas¬ 
sungsschutz“ gekommen. Ziel sei, auf diese Weise 
Informationen über die Beschuldigten zu gewinnen, zu 
verunsichern, einzuschüchtem und Zweifel zu säen. Da 
einer der Beschuldigten aus Stuttgart kommt, müsse 
auch dort mit ähnlichen Versuchen durch Bedienstete 
des Innenministeriums bzw. des Verfassungsschutzes 
gerechnet werden. Das Bündnis macht darauf aufmerk¬ 
sam, sich mit diesen Personen grundsätzlich nicht in 
Gespräche verwickeln zu lassen, über solche 
Anquatschversuche ein Gedächtnisprotokoll anzuferti¬ 
gen und Kontakt zu einer Ortsgruppe der Roten Hilfe 
oder zum Solibündnis aufzunehmen (Stuttgart.rote- 
hilfe.de bzw. solibuendnis.stuttgart@riseup.net) 

(aus PM Solibündnis v. 16.4.2015/Azadi) 

Widerspruch in der SPD gegen Vorratsdaten¬ 
speicherung 

Ex-Innenminister Gerhart Baum kündigt Verfassungsbe¬ 
schwerde an 

Nach der Einigung zwischen Innenminister Thomas de 
Maiziere (CDU) und Justizminister Heiko Maas (SPD) 
zur Vorratsdatenspeicherung für Telefon- und Internet¬ 
daten, gibt es zu diesem Vorhaben in der SPD-Bundes- 
tagsfraktion eine Auseinandersetzung. Maas hatte sich 
zuvor lange gegen die Wiedereinführung der Vorratsda¬ 
tenspeicherung ausgesprochen. Aber auch Ralf Steg- 



ner, der den Linken in der SPD zugerechnet wird, hat 
seine Meinung geändert und glaubt heute an eine „ver¬ 
nünftige Datenspeicherung in engen Grenzen“. Er 
hoffe dadurch auf schnellere Aufklärungen von Verbre¬ 
chen. Das Bundesverfassungsgericht hatte im Jahre 
2010 die deutsche Regelung verworfen, weil sie mit 
dem Telekommunikations-Geheimnis unvereinbar war. 
Eine EU-Richtlinie ist im vergangenen Jahr vom Euro¬ 
päischen Gerichtshof wegen Verstoßes gegen das nor¬ 
mierte Grundrecht auf Achtung des Privat- und Famili¬ 
enlebens als ungültig aufgehoben worden. 

Im Gegensatz zu Stegner sind andere 
Vertreter* innen der SPD-Linken der Auffassung, dass 
sich die Partei ernsthaft mit den kritischen Argumen¬ 
ten auch gegen die neue geplante Regelung auseinan¬ 
dersetzen müsse. So ist die Bundestagsabgeordnete 
Hilde Mattheis davon überzeugt, dass die Vorratsda¬ 
tenspeicherung „tief in die Rechte jedes Einzelnen“ 
eingreife. Ihr Kollege Marco Bülow kündigte an, 
gegen den neuen Gesetzentwurf zu stimmen. Auch die 
Jusos rufen im Internet zum Widerstand gegen das 
Vorhaben auf. 

Geplant ist, Standortdaten bei jedem Kommunika¬ 
tionsvorgang zu speichern, der Standort von 
Smartphone-Besitzern soll auch dann speicherfähig 
sein, wenn nicht telefoniert werde. Die Speicherzeit 
soll vier Wochen betragen. Das könnte bedeuten, dass 
von jedem Smartphone-Besitzer in Deutschland 
innerhalb von 4 Wochen rund 20 000 Mal der Aufent¬ 
haltsort gespeichert wird. Damit drohe ein „lückenlo¬ 
ses und minutengenaues Bewegungsprofd der gesam¬ 
ten Bevölkerung“, warnt Andre Meister, Redakteur 
des IT-Datenschutzportals netzpolitik.org. Die gerin¬ 
gere Speicherdauer sei auch nur eine „Beruhigungs¬ 
pille“. 

Der frühere Bundesinnenminister Gerhart Baum 
(FDP) hat angekündigt, gegen die neuen Pläne vor das 
Bundesverfassungsgericht zu ziehen. Ein solcher 
Schritt sei unausweichlich, weil die gesamte Bevölke¬ 
rung „ohne einen Anlass in eine Speicherung hineinge¬ 
zogen“ werden soll und das sei „verfassungsrechtlich 
zumindest nach dem Urteil des Europäischen Gerichts¬ 
hofs nicht möglich“. Er sprach von einem „Damm¬ 
bruch“. 
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Heribert Prantl schlägt in seinem Kommentar vor, 
dass, sollte das Gesetz verabschiedet werden, auf allen 
Telefonen und Handys die Warnung stehen sollte: 
„Telekommunikation gefährdet ihre Grund- und Bür¬ 
gerrechte“. Diese Warnung müsse solange gelten, „bis 
der Europäische Gerichtshof - hoffentlich - auch das 
neue deutsche Vorratsdatenspeicherungsgesetz zer¬ 
reißt.“ 

(jw /ND/Siiddt.Ztg. v. 16., 17., 18./19., 23.4.2015/Azadi) 

EUROPOL soll um ein „Antiterrorzentrum“ 
erweitert werden 

Andrej Hunko: Europa braucht nicht noch mehr Unkon¬ 
trollierbares 

„Mittlerweile schlägt auch die EU-Kommission die 
Einrichtung eines ,Antiterrorzentrums 4 bei EUROPOL 
vor. Die Polizeiagentur in Den Haag soll Informationen 
fortan von Inlandsgeheimdiensten erhalten und verar¬ 
beiten. Das würde kritikwürdige Einrichtungen wie die 
deutschen Verfassungsschutzämter aber weiter aufwer¬ 
ten“, erklärte der Bundestagsabgeordnete (Linke) 
Andrej Hunko zu den Plänen. 

Die Kommission stellte am 28. April ihre „Europäi¬ 
sche Agenda für Sicherheit“ vor. Wie in den Jahren 
zuvor fasse das Papier die „wichtigsten Prioritäten und 
Maßnahmen für den Zeitraum 2015 bis 2020“ zusam¬ 
men und sei überschrieben mit der Bekämpfung von 
„Terrorismus, organisiertem Verbrechen und Cyberkri¬ 
minalität“. Wichtigstes Ziel sei hierbei die Einrichtung 
eines „European Counter Terrorism Center“ (ECTC). 

„Das ECTC wurde zuerst von Gilles Kerchove, 
dem Antiterrorkoordinator der EU, vorgeschlagen. 


Kerchove folgt dabei dem Vorbild des deutschen 
,Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrum 4 in Berlin- 
Treptow. Dass dort Geheimdienste und Polizeien unter 
Missachtung des Trennungsgebotes unter einem Dach 
Zusammenarbeiten kritisiert unsere Fraktion seit Jah¬ 
ren.“ Deshalb werde auch dieses geplante EU-Zentrum 
strikt abgelehnt. Hunko weist zudem daraufhin, dass 
geheimdienstliche Informationen von deutschen VS- 
Behörden in der sog. „Counter Terrorism Group“ sowie 
im „Berner Club“ getauscht werden - „beide kaum 
kontrollierbare Vereinigungen mit Stammtischcharak¬ 
ter“. 

Der Abgeordnete forderte die Bundesregierung auf, 
endlich Auskunft zu geben, in welchem Umfang sie an 
diesen dubiosen Strukturen beteiligt ist. 

(PMHunko V. 28.4.2015/Azadi) 

Leseempfehlung zum Themenkomplex „Big Data“ ist die 
in 4. Auflage im vergangenen Jahr erschienene Publi¬ 
kation: 

Yvonne Hofstetter: Sie wissen alles - Wie intelligente 
Maschinen in unser Leben eindringen und warum wir für 
unsere Freiheit kämpfen müssen, Verlag C. Bertels¬ 
mann, rd. 350 Seiten, 19,99 € 

„Die schöne neue Welt des allseits optimierten Homo 
oeconomicus zieht am Horizont herauf. Es drohen 
Überwachung und Kontrolle, eine Welt ohne Geheim¬ 
nisse und Privatheit. Und damit verbunden die schran¬ 
kenlose Herrschaft von Internetgiganten und Techno¬ 
logiekonzernen. Der freie Mensch - ein Auslaufmo¬ 
dell? “ (aus dem Klappentext) 


GERICHTSURTEIL 


Urteil des EU-Gerichtshofs für Menschen¬ 
rechte: 

In Italien wird Folter jetzt Straftatbestand 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat 
in seiner Entscheidung das brutale Vorgehen italieni¬ 
scher Polizisten gegen Globalisierungsgegner am 
Rande des G 8-Gipfels im Juli 2001 in Genua als Folter 
bezeichnet und Italien zur Zahlung von 45.000 Euro 
Schadenersatz an den Kläger verurteilt. Der heute 
76jährige Arnaldo Cestaro hatte seinen Fall vor den 
Gerichtshof gebracht. „Mir tun die Knochen, die man 
mir damals gebrochen hat, noch immer weh. Aber am 
Schlimmsten waren die Stunden danach, als uns die 
grinsenden Polizisten immer wieder erklärten, dass wir 
ihnen vollkommen ausgeliefert sind.“ 


Bislang gab es in Italien den Straftatbestand „Fol¬ 
ter“ nicht, obwohl das Land vor 30 Jahren die Men¬ 
schenrechtskonvention verabschiedet und in Aussicht 
gestellt hatte, einen entsprechenden Paragrafen einzu¬ 
führen, wozu es aber nie kam. „In Italien fürchtet sich 
ein Großteil der Gesellschaft und der Politik davor, die 
Ordnungskräfte den notwendigen demokratischen 
Reformen zu unterziehen. Scheinbar sind ihnen die 
Stabilität und die Undurchdringlichkeit der Polizei 
wichtiger als ihre Demokratisierung“, erklärte Senator 
Luigi Manconi von der Demokratischen Partei. 

Am 9. April verabschiedete das Parlament in Rom 
nun einen Gesetzentwurf, der u.a. vorsieht, dass Poli¬ 
zisten, die foltern und ihre Macht missbrauchen, mit 
bis zu 15 Jahren Haft bestraft werden können. Nun 
muss das Gesetz noch vom Senat gebilligt werden. 

(NDv. 9.4.2015/Azadi) 
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ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


Besetzungen gegen Flüchtlingspolitik 

Zum Auftakt der bundesweiten antirassistischen Akti¬ 
onswoche besetzten etwa 30 Demonstrierende am 10. 
April aus Protest gegen die geplanten Verschärfungen 
des Asylrechts die Berliner Parteizentrale der SPD. Sie 
hängten ein Transparent mit der Aufschrift „Bleibe¬ 
recht statt Abschiebung“ über den Eingangsbereich. 
Mitarbeiter hatten die Polizei gerufen und drohten mit 
Anzeigen wegen Hausfriedensbruchs. Als die SPD 
keine Pressekonferenz in ihrem Haus erlaubte, verlie¬ 
ßen die Aktivistinnen des „Bündnisses für bedin¬ 
gungsloses Bleiberecht“ das Willy-Brandt-Haus nach 
etwa zwei Stunden. Besucht wurde auch die Landesge¬ 
schäftsstelle der SPD in Magdeburg. In Tröglitz war 
mit größter Wahrscheinlichkeit von Nazis eine Flücht¬ 
lingsunterkunft in Brand gesetzt worden. „Gleichzeitig 
wird unter Ausschluss der Öffentlichkeit ein Gesetzent¬ 
wurf verhandelt, welcher eben diese rassistische Hal¬ 
tung staatlich legitimiert, dies muss verhindert wer¬ 
den“, erklärte eine Demonstrantin. Die Verschärfung 
des Aufenthaltsrechts müsse als „Inhaftierungspro¬ 
gramm“ bezeichnet werden, das in der Hauptsache 
Asylsuchende trifft, die unter die Dublin-Verordnung 
fallen. „Wir haben es satt, immer nur kriminalisiert zu 
werden“, sagte Napuli Langa, die sich ebenfalls für 
Flüchtlingsrechte engagiert. 

„So droht Flüchtlingen die Abschiebehaft, wenn sie 
ihre Identität verschleiern oder unwahre Angaben 
machen. Im Gefängnis soll auch landen, wer erhebli¬ 
che 4 Beträge an Schleuser entrichtet hat. Damit würden 
viele Flüchtlinge aber automatisch hinter Gittern lan¬ 
den, da eine Einreise nach Europa oft nur mit Hilfe von 
Schlepperbanden möglich ist, die für ihre Dienste 
Höchstpreise verlangen. [...] Es ist daher richtig, dass 

die Besetzer mit 
ihren Aktionen 
das Gesetz zum 
Thema machen 
wollen, denn in 
dieser Form darf 
der Entwurf nicht 
umgesetzt wer¬ 
den“, kommen¬ 
tierte Fabian Lam- 
beck die Beset¬ 
zungen in seiner 
ND-Kolumne. 

(ND/jw v. 
11./12.4.2015) 


Tausende gegen Verschärfung der Asylge¬ 
setze 

Bündnis ruft erneut zur Demo am 5. Mai auf / Abstim¬ 
mung im Bundestag am 8. Mai 

Nach Angaben des „Bündnis für bedingungsloses Blei¬ 
berecht“ kamen rund 12 000 Menschen am 18. April in 
Berlin-Kreuzberg zusammen, um gegen die von der 
Bundesregierung geplante Verschärfüng der Asylge¬ 
setze zu demonstrieren. Unter dem Motto „Beats 
against Racism“ traten auf dem Oranienplatz zahlrei¬ 
che Bands auf. Mit den geplanten Gesetzesänderungen 
sollen künftig Menschen ohne Aufenthaltsberechtigung 
und straffällig Gewordene noch leichter abgeschoben 
und mit Wiedereinreisesperren belegt werden können. 
Bündnissprecherin Mareike Singer hält die geplanten 
Veränderungen für die „schlimmste Verschärfüng des 
Asylrechts seit Anfang der 1990er Jahre“. 

Der Linke-Politiker Hakan Tas forderte u. a. Ände¬ 
rungen bei der sog. Dublin III-Verordnung, wonach 
Flüchtlinge in das EU-Land zurückgeschickt werden, 
in das sie zuerst eingereist sind. Andere Redner* innen 
machten darauf aufmerksam, dass Deutschland von 
den weltweiten Kriegen profitiere, die Bundesregie¬ 
rung aber gleichzeitig den Tod von Tausenden vor 
Krieg und Armut fliehenden Menschen „billigend in 
Kauf 4 nehme. Für den 5. Mai plant das Bündnis eine 
erneute Demonstration, die um 17.30 Uhr auf dem 
Oranienplatz beginnen soll. 

Über den Gesetzentwurf zur „Neubestimmung des 
Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung“ wird der 
Bundestag voraussichtlich am 8. Mai abstimmen. 

(jwv. 20.4.2015/Azadi) 

Grenzüberschreitende Operation „Jagdrevier“ 
gegen unerwünschte Migration mit deutscher 
Beteiligung 

„Das Bundesinnenministerium beteiligt sich an zahlrei¬ 
chen Maßnahmen zur Kriminalisierung von Flucht¬ 
hilfe. Eine grenzüberschreitende Operation trägt den 
Titel Jagdrevier 4 . Hier zeigt sich die menschenverach¬ 
tende europäische Migrationspolitik,“ so der Bundes¬ 
tagsabgeordnete Andrej Hunko auf die Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage „Maßnah¬ 
men der EU-Polizeiagentur Europol gegen so genannte 
,Illegale Immigration“ 4 . 

„Jagdrevier“ („Hunting Ground“) wird von Öster¬ 
reich und Ungarn geleitet; neben Deutschland nehmen 








mehrere süd- und osteuropäische Regierungen sowie 
EUROPOL teil. Ziel dieser Operation ist die grenz¬ 
überschreitende Koordination von Ermittlungen gegen 
Fluchthelfer*innen. „So hat nun auch die Polizeiagen¬ 
tur EUROPOL eine Sondereinheit gegen Migration mit 
Booten aus Nordafrika gestartet. Beteiligt an diesem 
„maritimen Aufklärungszentrum“ sind Polizeien aus 
Deutschland, Italien, Spanien, Griechenland, Großbri¬ 
tannien, Frankreich sowie Frontex und selbst die US- 
Einwanderungsbehörde soll auf die EUROPOL-Daten- 
sammlung zugreifen können. 

„Zwar ist für die Überwachung der EU-Außengren- 
zen die Grenzagentur Frontex zuständig. Uner¬ 
wünschte Migration wird aber zunehmend eine Ange¬ 
legenheit der Kriminalpolizeien. Ich sehe dies mit gro¬ 
ßer Sorge. Denn Geflüchtete können gar nicht legal in 
die Europäische Union einreisen. Auch wenn ich 
Berichte über mitunter profitorientierte und brutale 
Fluchthelfer*innen ernst nehme: Die in Jagdrevier 4 
verfolgte ,banden- und gewerbsmäßige Einschleusung 4 
ist und bleibt die Folge europäischer Migrationspoli¬ 
tik“, so Hunko. 


„Die Leichen im Meer sind Nebenwirkungen des 
Versuchs, sich illegale Einwanderer vom Hals zu hal¬ 
ten“, schrieb Thomas Kirchner in einem Kommentar in 
der Siiddt. Zeitung vom 24. April zum Ertrinkungstod 
von mehr als 800 Flüchtlingen im Mittelmeer. „Und 
die Verantwortlichen zieht kein Richter für ihre Beteili¬ 
gung an dem massenhaften Morden durch Unterlassen 
zur Rechenschaft“, meinte Andre Scheer in der jungen 
weit vom 21. April. 

(PMHunko v. 22.4.2015/Azadi) 

Leseempfehlung zum Thema „Flüchtlingsabwehr“: 
Stefan Brocza (Hg.): Die Auslagerung des EU-Grenzre- 
gimes. Externalisierung und Exterritorialisierung, Prome¬ 
dia-Verlag, Wien 2015, 222 Seiten, 25 € 

„ Wie im Buch mehrfach nachgewiesen wird, dienen 
den EU-Biirokraten zur Rechtfertigung der massiven 
Einmischung in die Belange afrikanischer Staaten 
unter anderem Fragen der inneren Sicherheit (Terro¬ 
rismusabwehr) und die Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität. “ (aus junge weit v. 27.4.2015) 


ZUR SACHE; TÜRKEI 


Grup Yorum sang in Istanbuls Straßen und 
auf Plätzen - trotz Auftrittsverbots 

Ursprünglich sollte am 12. April im Istanbuler Stadtteil 
Bakirköy das fünfte „Volkskonzert“ der linken Band 
Grup Yorum stattfmden. Mit der Begründung, der Auf¬ 
tritt „könnte das Volk in Aufruhr versetzen“, wurde das 
Konzert verboten, woraufhin es zu Straßenschlachten 
mit der Polizei kam. Diese hatte Tränengas, Wasser¬ 
werfer und Lärmbomben eingesetzt. 54 Personen 
waren festgenommen worden, darunter auch acht Min¬ 
derjährige. Einer Frau hat die Polizei die Beine gebro¬ 
chen bei ihrem Versuch, in den Basar zu flüchten. 
Einem Mann wurde die Hüfte und ein Arm zerschla¬ 
gen. Unter der Parole „Es sind eure Balkons, Busse, 
Arbeitsplätze, Straßen und Viertel - überall, wo das 
Volk ist, ist ein Konzertgelände von Grup Yorum“ 
spielte die Band - wenn auch ohne Mikros und Tech¬ 
nik - trotz des Verbots. Sie hatte sich zu zweit oder 
dritt in ganz Istanbul aufgeteilt. Bandmitglied Eren 
Olcay: „Man möchte den Eindruck erwecken, unsere 
Konzerte wären eine Straftat. [...] Doch wir haben 
gezeigt, dass man die Lieder von Grup Yorum nicht 
verbieten kann. Alle Plätze sind Konzertorte die Stra¬ 
ßen gehören uns.“ 

(jwv. 14.4.2015/Azadi) 


Gedenken an den 100. Jahrestag des Völker¬ 
mords an den Armeniern 

Papst Franziskus hat es in einer Messe am 12. April 
ausgesprochen: Die Gräueltaten an den Armeniern im 
Osmanischen Reich vor 100 Jahren waren der „erste 
Völkermord im 20. Jahrhundert“. Postwendend kam 
Protest aus der Türkei. Ministerpräsident Ahmet Davu- 
toglu warf dem Papst vor, Rassismus in Europa zu 
befördern. Die Regierung bestellte den Vatikan-Bot¬ 
schafter ins Außenministerium in Ankara ein und rief 
den türkischen Botschafter beim Vatikan zurück in die 
Türkei. Sersch Sargsjan, Präsident Armeniens hingegen 
wertete die Äußerungen des Papstes als „starkes Sig¬ 
nal“ und meinte dass ein Völkermord, der nicht verur¬ 
teilt werde, eine „Gefahr für die ganze Menschheit“ 
darstelle. Bis heute weigert sich Ankara, die Massaker 
an den Armeniern als Genozid zu bezeichnen. Nach 
armenischen Angaben sind 1,5 Millionen Menschen 
ums Leben gekommen. 

„Wir werden jetzt eine Formulierung finden, die die 
Tatsache des Völkermordes, der in der Türkei vor 100 
Jahren stattgefünden hat, auch mit Namen nennen“, 
sagte der für Außenpolitik zuständige CDU-Fraktions- 
vize Franz Josef Jung gegenüber der „Saarbrücker Zei¬ 
tung“. Der Politiker bezog sich hierbei auf einen 
Antrag, der zum 100. Gedenktag in den Bundestag ein¬ 
gebracht werden soll. Im ersten Antragsentwurf ist der 
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Begriff „Völkermord“ auf Intervention der Koalitions¬ 
spitzen und der Bundesregierung wieder gestrichen 
und lediglich in der Begründung verwendet worden. 
Norbert Röttgen (CDU), Vorsitzender des Auswärtigen 
Ausschusses, erklärte gegenüber dem Tagesspiegel: 
„Was seit langem Erkenntnis und Wissensstand ist, 
muss auch so benannt werden: Es hat vor einhundert 
Jahren einen Völkermord an den Armeniern gegeben.“ 

SPD-Außenminister Frank-Walter Steinmeier dage¬ 
gen will auf den Begriff „Völkermord“ verzichten, aber 
nicht aus „falscher Rücksicht“. Er wolle die Türkei und 
Armenien in ein Gespräch zur Aufarbeitung des dama¬ 
ligen Geschehens miteinander bringen, weshalb „wir 
nicht den einfachen Weg gehen.“ 

Die ehemalige Ratsvorsitzende der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, Margot Käßmann spricht sich 
für Klartext aus: „Als Deutsche haben wir schließlich 
auch gelernt, dass die Ermordung von Millionen Juden 
Völkermord war, wir tiefe Schuld auf uns geladen 
haben.“ 

In den Anträgen der Linksfraktion und der Grünen 
ist klar von einem „Völkermord“ die Rede; beide sehen 
sich damit im Einklang mit rund 20 nationalen Parla¬ 
menten und Regierungen, dem Europaparlament und 
schließlich dem Papst. 

Die Linksfraktion spricht in ihrem Antragstext auch 
deutlich von der „historischen Mitverantwortung“ 
Deutschlands als engstem Verbündeten des Osmani- 
schen Reiches. Deutsche Offiziere hatten in der Türkei 
u. a. Deportationsbefehle unterzeichnet und ließen 
armenische Aufstände gegen die Vernichtung nieder- 
schlagen. Für diese „Beihilfe des Deutschen Reichs 
zum Völkermord“ bitten die Parlamentarier*innen die 
Armenier um Entschuldigung. 

Während die Bundesregierung zur Gedenkfeier am 
24. April in Armeniens Hauptstadt Eriwan lediglich 
einen Staatsminister des Auswärtigen Amtes entsendet, 
wird aus Fra nkr eich Präsident Francois Hollande teil¬ 
nehmen. 

(ND/jw/AFP v. 14., 18./19. bzw. 19.4.2015/Azadi) 

Demonstration zur Erinnerung an den Jahrestag 
der Ermordung von über 1 Million Armeniern 

Um an den 100. Jahrestages des Völkermords an den 
Armenieren, Assyrem, Pontosgriechen und anderer 
Minderheiten zu erinnern, kamen rund 5000 Menschen 
am 25. April zu einer deutschlandweiten Demonstra¬ 
tion nach Berlin. Sie gedachten der 1,5 Millionen 
Opfer dieses Völkermordes. „Es ist das Recht der 
Toten, dass die Wahrheit über ihren Tod ans Licht 
kommt. Das ist das mindeste, was die Nachwelt, was 
wir tun können. Die Leugnung verletzt die Würde des 
Menschen und die Wahrheit öffentlich zu machen, ist 
eine unabdingbare Aufgabe“, sagte Dr. Nazareth Aghe- 
guian, Vorstandsvorsitzender des Zentralrats der Arme¬ 


nier in Deutschland (ZAD). In verschiedenen Reden 
wurde die Türkei zur Anerkennung des Völkermordes 
aufgefordert. Laut Pressemitteilun des ZAD hat auch 
der Bundesvorsitzende der Kurdischen Gemeinde 
Deutschlands e.V., Ali Ertan Toprak, „eine sehr emotio¬ 
nale und ergreifende Rede“ gehalten. 

Auch die Bundesrepublik Deutschland wurde zur 
Anerkennung des Genozids aufgefordert: „Gedenken 
bedeutet auch, Verantwortung zu übernehmen - gegen¬ 
über den Opfern und ihren Nachkommen“, so Dr. 
Agheguian. 

Die Demonstration organisiert hatte „Genozid 1915 
- Initiative Deutschland“. 

(PMZAD v. 28.4.2015/Azadi) 

AKP-Regierung zeigt sich empört: 

Nicht vergessen, nicht verzeihen 

Nachdem Bundespräsident Joachim Gauck die Massa¬ 
ker an bis zu 1,5 Millionen Armeniern als „Völker¬ 
mord“ bezeichnete und der Bundestag sich in einer 
Debatte zu diesem Thema am 24. April in nuancierter 
Deutlichkeit dieser Auffassung anschloss, erfolgte 
prompt die hinreichend bekannte Empörung aus 
Ankara. 

Die AKP-Regierung warf Gauck vor, nicht befügt 
zu sein, der türkischen Nation eine Schuld anzulasten: 
„Das türkische Volk wird dem deutschen Präsidenten 
Gauck seine Aussagen nicht vergessen und nicht ver¬ 
zeihen“ und warnte vor „langfristigen negativen Aus¬ 
wirkungen“ auf das türkisch-deutsche Verhältnis. 

Das Parlament in Wien hatte bereits am 22. April in 
einem Text u. a. erklärt, dass „die schrecklichen 
Geschehnisse als Genozid anzuerkennen und zu verur¬ 
teilen“ seien und sich die Türkei dieser Sichtweise 
anschließen solle. Doch stattdessen rief die türkische 
Regierung ihren Botschafter aus Wien zurück und ließ 
das österreichische Außenministerium wissen, es habe 
„weder das Recht noch die Kompetenz“, die türkische 
Nation zu beschuldigen. Auch hier drohte Ankara mit 
negativen Auswirkungen auf die Beziehungen. 

(Süddt.Ztg. /ND v. 24., 27.4.2015/Azadi) 

Leseempfehlung zum Thema Armenier“ zur Mitverant¬ 
wortung Deutschlands: 

Jürgen Gottschlich: Beihilfe zum Völkermord - Deutsch¬ 
lands Rolle bei der Vernichtung der Armenier, Ch. Links 
Verlag GmbH, Februar 2015, 344 Seiten, 19,90 € 

Angriff auf HDP-Parteibüro in Antalya 

In der Nacht zum 16. April hat eine Gruppe von rund 
100 Nationalisten das Büro der „Demokratischen Par¬ 
tei der Völker“ (HDP) in Serik/Bezirk Antalya, das erst 
zwei Tage zuvor eröffnet worden war, mit Steinen und 
Eisenstangen angegriffen und die dort befindlichen 
HDP-Mitglieder bedroht: „Entweder schließt ihr das 
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Büro und baut das Parteischild ab oder wir tun es und 
setzen das Gebäude in Brand.“ 

Die Polizei musste daraufhin Sicherheitsmaßnah¬ 
men im und vor dem Gebäude ergreifen. Gegenüber 
der HDP-Co-Vorsitzenden Zarife Atik erklärte der 
Gouverneur des Bezirks, wegen des sensiblen Ortes sei 
es besser, wenn das HDP-Büro geschlossen würde. 
Diesem „Ratschlag“ wurde vehement widersprochen: 
Aufgabe des Gouverneurs sei, für die Sicherheit einer 
legalen Partei bei Durchführung ihrer politischen 
Arbeit zu sorgen und die Wahlfreiheit aller zu garantie¬ 
ren. 

Der Mob wartete bis in die frühen Morgenstunden 
vor dem Gebäude. Die Verantwortlichen der HDP 
haben eine Beschwerde beim Polizeipräsidium einge¬ 
reicht. 

(ANF/NÜCEv. 16. bzw. 18.4.2015/Azadi) 

647 kranke Gefangene ohne medizinische 
Versorgung 

Der türkische Menschenrechtsverein IHD hat dem Jus¬ 
tizministerium einen Bericht zur aktuellen Situation 
der kranken Gefangenen vorgelegt. Danach benötigen 
647 kranke Gefangene eine medizinische Behandlung, 
247 von ihnen seien in einem äußerst kritischen 
Zustand. Wenn auch die Türkei die Todesstrafe abge¬ 
schafft habe, so werde diese gegen die kranken Gefan¬ 
genen angewendet, indem man ihnen eine medizini¬ 
sche Versorgung vorenthalte und sie der Isolationshaft 
aussetze. 

In den ersten drei Monaten dieses Jahres starben 
sechs Gefangene infolge der Nichtbehandlung ihrer 
schweren Erkrankung. 

(ANF/Demokratie hinter Gittem-DhG/NÜCE Nr. 715 v. 9.4.2015 

bzw. 18.4.2015) 

Auf zur Beobachtung der Parlamentswahlen 
2015 in Nordkurdistan / Türkei! 

Interessierte aus Deutschland bei CIVAKA AZAD anmelden 

Am 7. Juni finden in der Türkei die nächsten Parla¬ 
mentswahlen statt, an denen erstmals mit der „Demo¬ 
kratischen Partei der Völker“ (HDP) eine Partei antritt, 
die den Anspruch hat, alle in der Türkei diskriminierten 


gesellschaftlichen Gruppen zu repräsentieren. Die HDP 
versteht sich weniger als eine klassische Partei, als 
vielmehr eine Bewegung, in der sich prokurdische 
Aktivistinnen, linke und demokratische Parteien, 
feministische und Queer- sowie Vertreterinnen ver¬ 
schiedener religiösen Gruppen organisieren. Ihr Einzug 
ins türkische Parlament würde zweifellos die seit 90 
Jahren bestehenden Grundfesten der nationalistischen 
Staatsdoktrin „ein Staat, eine Nation, eine Religion und 
eine Sprache“ erschüttern. Ein Einzug der HDP ins 
Parlament würde bedeuten, bisher ausgeschlossenen 
Teilen der Gesellschaft eine Stimme zu geben. Bislang 
scheiterte ein solches Vorhaben an der 10 %-Wahl- 
hürde und insbesondere in den kurdischen Siedlungs¬ 
gebieten an zahlreichen Unregelmäßigkeiten wie ver¬ 
schwundene Stimmzettel oder Wahlurnen. 

Im August 2014 konnte der HDP-Kandidat bei den 
Präsidentschaftswahlen, Selahattin Demirtas, rund 
9,7 % der Stimmen erringen, was die Partei dazu ermu¬ 
tigt hatte, zu den Parlamentswahlen anzutreten und die 
10 %-Hürde zu überspringen. Wahlumfragen zufolge 
liegt die HDP derzeit bei 9-11 %. 

Erreicht sie ihr Ziel nicht, würde die Regierungspar¬ 
tei AKP über eine 2/3-Mehrheit verfügen und eine Ver¬ 
fassungsänderung ganz nach ihrem Gusto gestalten. 

Um das zu verhindern, wird dazu aufgerufen, als 
Wahlbeobachter* in an Delegationsreisen nach Nord¬ 
kurdistan teilzunehmen. Um sich ein Bild von den ört¬ 
lichen Gegebenheiten und die politische Atmosphäre 
machen zu können, wird empfohlen, schon am 4. Juni 
an- und am 9. Juni wieder abzureisen. 

Für Delegationen aus Deutschland ist das in Frank¬ 
furt/M. ansässige Kurdische Zentrum für Öffentlich¬ 
keitsarbeit e.V., CIVAKA AZAD, in Koordination mit 
der HDP-Europavertretung in Brüssel, zuständig. 

Die Verantwortlichen der HDP vor Ort haben dämm 
gebeten, dass sich alle Wahlheohachter*innen bei 
Civaka Azad anmelden sollten, um jegliche Koordina¬ 
tionsprobleme auszuschließen. Wünsche nach Einsatz 
in einem bestimmten Ort können nicht erfüllt werden, 

Für Kontakt und Informationen bitte an das Vorbe¬ 
reitungskomitee wenden unter mail-Adresse: 
info@civaka-azad.org 

(aus dem Aufruf v. 29.4.2015) 



Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V. 
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KURDISTAN 


Weitere deutsche Waffenlieferungen an 
Peschmerga-Kämpfer 

Der Parlamentarische Staatssekretär im Verteidigungs¬ 
ministerium, Markus Grübel (CDU) versprach anläss¬ 
lich seines Besuches in Erbil, Hauptstadt der kurdi¬ 
schen Autonomieregion im Nordirak, weitere 30 deut¬ 
sche Milan-Panzerabwehrsysteme und 500 dazugehö¬ 
rige Raketen sowie anderes Ausrüstungsmaterial an die 
Regionalregierung von Mesud Barzani zu liefern. Grü¬ 
bel hatte sich mit einer deutschen Delegation bei 
Peschmerga-Kämpfern aufgehalten, die dort von Bun¬ 
deswehrsoldaten ausgebildet werden. „Wir unterstüt¬ 
zen euch in diesem Kampf gegen den Terror“, versi¬ 
cherte der Staatssekretär. Außer den sind inzwischen 
tausende Gewehre der Typen G 3 und G36 an die Kur¬ 
den geliefert worden, medizinische Ausrüstung und 
minensichere Fahrzeuge. Die Lieferungen sind völker¬ 
rechtlich äußerst umstritten, wurden aber von der 
Mehrheit des Bundestages beschlossen. 

(Süddt.Ztg. v. 13.4.2015/Azadi) 


Wiederaufbau von Kobane 

Für Informationen zum Wiederaufbau der von der Ter¬ 
rororganisation „Islamischer Staat“ zerstörten, von 
YPG/YPJ, PKK-Guerilla und Peschmerga befreiten 
Stadt Kobane / Rojava (Nordsyrien), wurde folgende 
neue Intemetseite eingerichtet: http://helpkobane.com/ 
Das Büro befindet sich unter dem Namen „Recon- 
struct Kobane“ in 1060 Brüssel, Rue Jourdan 48. 


Hv" KOBANE 


INTERNATIONALES 


Palästina jetzt Mitglied des Internationalen 
Strafgerichtshofs 

Als 123. Vertragsstaat wurden am 1. April die Palästi¬ 
nensischen Autonomiegebiete gegen den Widerstand 
Israels als Mitglied des Internationalen Strafgerichtshof 
in Den Haag aufgenommen. Der palästinensische 
Außenminister Riad Malki sprach von einem „Schritt 
zu Gerechtigkeit und Frieden“. Damit ist der Weg frei 
für Verfahren gegen hochrangige Israelis. Hamas-Chef 
in Gaza, Ismail Radwan, forderte das Gericht auf, 
„sofort die Führer der israelischen Besatzung für die 
von ihnen begangenen Verbrechen gegen das palästi¬ 
nensische Volk anzuklagen.“ 

(jw v 2./3.4.2015) 



:ben! Kobane und Rojava verteidigen!“; 
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Stellvertretender Außenminister Syriens 
gegen deutsche Unterstützung der syrischen 
„Exilregierung“ / Feisal Mekdad kritisiert 
auch Rolle der türkischen Regierung 

„Wer solche Delegationen empfängt, macht einen Feh¬ 
ler. Der Versuch, Alternativen zu einer legitimen Regie¬ 
rung zu finden, kommt einer Garantie für mehr Zerstö¬ 
rung, Tod und Blutvergießen hier in Syrien gleich. [...] 
Wir appellieren also an die Bundesregierung und an die 
deutsche Bevölkerung, die gegenüber dem syrischen 
Volk freundschaftlich gesonnen ist, sich nicht an solchen 
Spielchen zu beteiligen. Das führt nur dazu, dass Geld 
und Energie verloren gehen“, äußerte der stellvertre¬ 
tende Außenminister Syriens, Feisal Mekdad, in einem 
ausführlichen Gespräch mit der jungen weit. In seiner 
Antwort bezog er sich auf die Frage nach einem Emp¬ 
fang von Vertretern der in Istanbul ansässigen „Nationa¬ 
len Koalition“ (Etilaf) durch Bundesaußenminister 
Frank-Walter Steinmeier in Berlin. Hierbei wurde der 
„Exilregierang“ Unterstützung zugesichert, sich eines 
Tages im „befreiten“ Idlib niederlassen zu können. 

Auf die Frage nach der Haltung der türkischen 
Regierung gegenüber Syrien - insbesondere vor dem 
Hintergrund der Atomverhandlungen zwischen den USA 
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und Iran und der Reise von Präsident Recep Tayyip 
Erdogan nach Teheran erklärte Feisal Mekdad: „Die 
Türkei spielt eine führende Rolle bei der Zerstörung 
Syriens. Über dieses Land sind all die Terroristen aus 
Europa, Asien und Afrika nach Syrien eingedrungen. 
Die Türkei hat ihnen das erlaubt. Sie hat jede Menge 
interner Probleme und Unruhen. Und es gibt viele, die 
die Rolle der Türkei gegenüber Syrien überhaupt nicht 
schätzen. Sie sehen, wenn die Terroristen bei uns 
zuschlagen, können sie danach wieder in die Türkei 
gehen. Wir haben die Türkei immer wieder aufgefordert, 
ihre Unterstützung für Terroristen, die nach Syrien kom¬ 
men, einzustellen. Die Türkei hat das abgestritten. Doch 
nun habe ich gehört, dass sie in der vergangenen Woche 
eine Gruppe von mehr als 2000 Kämpfern gehindert 
haben, nach Syrien zu gehen. Das ist neu.“ 

Auf die Lage im Flüchtlingslager Jarmuk im Süden 
von Damaskus angesprochen, sagte der Politiker u.a.: 
„Von Aleppo im Norden bis Deraa im Süden gibt es in 
Syrien 13 palästinensische Flüchtlingslager. Sie alle 
wurden seit Beginn der Krise angegriffen, überall wur¬ 
den die Palästinenser zur Zielscheibe. [...] Wir haben 
es vom ersten Tag an abgelehnt, dass unsere Streit¬ 
kräfte in das Lager einmarschieren. [...] Wir stehen vor 
einer sehr schwierigen Situation. Die Hilfsorganisatio¬ 
nen haben alle Freiheit, die Flüchtlinge humanitär zu 
versorgen. [...] Wir hoffen, dass die internationale 
Gemeinschaft Druck auf die Staaten ausübt, die die 
Terroristen unterstützen. Vor allem die einflussreiche 
Türkei, aber auch Katar, Saudi-Arabien, die Hamas 
und andere. Sie müssen Druck ausüben, damit die 
Palästinenser zurückkehren können.“ 

(jw v. 17.4.2015/Azadi) 

Katalanische Polizei zerschlägt Bündnis aus 

Dschihadisten und Neonazis 
Spaniens Innenminister provoziert Unabhängigkeitsbe¬ 
wegung 

Der katalanischen Regionalpolizei Mossos d’Esquadra 
gelang ein Schlag gegen elf Männer, die Anschläge auf 
jüdische Einrichtungen in Katalonien geplant haben sol¬ 
len. Außerdem sollen sie beabsichtigt haben, nach IS- 
Muster einen Menschen vor laufender Kamera zu töten. 
Sofort versuchte der spanische Innenminister Jorge Fer- 
nändez Diaz, die katalanische Unabhängigkeitsbewegung 
mit den Banden des „Islamischen Staates“ in Verbindung 
zu bringen. Er behauptete, die Stiftung „Nous Catalans“, 
die sich um die Integration von Immigrant* innen in die 
Gesellschaft bemüht, habe sich nicht dämm gekümmert, 
sondern diese „für das Unabhängigkeitsprojekt ausgebil¬ 
det“. Das Projekt diene der Spaltung und Konfrontation, 
„und wenn man das mit bestimmten Gruppen macht, 
gerät man in Gefahr, Personen zu integrieren, die aus 
anderen Gründen hier sind“. Die Stiftung wies diese 
Anschuldigungen zurück. Ermittlungen der Polizei 


zufolge handelte es sich bei der festgenommenen Gruppe 
offenbar um ein Bündnis von Dschihadisten und Neona¬ 
zis. Einer der Festgenommenen soll ein Aktivist der neo¬ 
faschistischen „Sozialen Republikanischen Bewegung“ 
(MSR) sein. Diego F.A. soll für die Beschaffung von 
Waffen für einen Anschlag auf einen jüdischen Buchla¬ 
den sowie für die Entführung einer Bankdirektorin 
zuständig gewesen sein. In seiner Wohnung seien 
Sprengstoff, Messer und Granaten gefunden worden. 

(jwv. 17.4.2015/Azadi) 

Die nächsten Schritte der katalanischen 
Unabhängigkeitsbewegung 
Internationale Kampagne über die zehn Prinzipien 
Kataloniens 

Im Januar dieses Jahres setzte Artur Mas, Präsident 
Kataloniens, Neuwahlen für den 27. September an und 
Mitte März haben die Regierungspartei gemeinsam mit 
der Republikanischen Linken ERC ein gemeinsames 
Programm vorgestellt, das auch von der Katalanischen 
Nationalversammlung (ANC) unterstützt wird. Einig 
war man sich darüber, dass die Neuwahlen über die 
Frage der Zukunft Kataloniens entscheiden sollen. Die 
Präsidentin der ANC, Carme Forcadell, erklärte, dass 
die Katalanen wüssten, dass es keine andere Lösung 
gibt. „Wir legen die Zukunft Kataloniens weder in die 
Hand des spanischen Staates noch einer spanischen 
Partei.“ Bei der ANC-Generalversammlung am 12. 
April waren auch über deren Leitlinien beraten worden. 
Die Mitglieder stimmten nicht nur für das Programm, 
sondern auch dafür, dass im Falle eines Auseinander¬ 
brechens des Wahlbündnisses der für ein unabhängiges 
Katalonien eintretenden Parteien eine interne Abstim¬ 
mung im Juni über eine mögliche ANC-Listenaufstel- 
lung stattfmden soll. 

Bekanntgegeben wurde außerdem die geplante 
Mobilisierung zum nächsten „Diada“ am 11. Septem¬ 
ber, an dem einer der Prachtstraßen Barcelonas in die 
„Hauptstraße der Katalanischen Republik“ verwandelt 
werden soll. In einer auch international organisierten 
Kampagne sollen die zehn Prinzipien des zukünftigen 
katalanischen Staates thematisiert werden, darunter- 
Weltoffenheit, soziale Gerechtigkeit, Gleichberechti¬ 
gung sowie ethnische und kulturelle Vielfalt. 

(jwv. 14.4.2015/Azadi) 

EU-Länder fordern Kennzeichnung von Pro¬ 
dukten aus illegalen israelischen Siedlungen 
/ Israels Regierung zeigt sich empört 

16 EU-Länder haben die Kennzeichnung von Produkten 
aus den illegalen israelischen Siedlungen in den besetz¬ 
ten palästinensischen Gebieten gefordert. In einem Brief 
wird die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini 
gebeten, in dieser Angelegenheit „die Führung zu über- 
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nehmen“. Eine seit Jahren angestrebte Kennzeichnung 
sei „ein wichtiger Schritt“ im Rahmen der EU-Politik für 
„den Erhalt einer Zweistaatenlösung“. Die stetige Aus¬ 
weitung illegaler Siedlungen gefährde „die Aussicht auf 
eine gerechte und endgültige Friedensvereinbarung“ im 
Konflikt mit den Palästinensern. Eine Kennzeichnung 
sei erforderlich, damit Konsumenten in der EU beim 
Kauf von Produkten nicht in die Irre geführt würden. 
Die israelische Regierung empörte sich über den Vorstoß 
der 16 Länder und nannte ihn „unverantwortlich“, weil 
diese einseitig die palästinensische Position unterstütz¬ 
ten. Dies komme praktisch einem Aufruf zum Boykott 
Israels gleich. Bereits 2012 hatten EU-Außenminister 
beabsichtigt, „vollständig die europäische Gesetzgebung 
und die bilateralen Vereinbarungen mit Blick auf Pro¬ 
dukte aus den Siedlungen anzuwenden“. Doch ist seit¬ 
dem nichts geschehen. 

Bei den 16 Ländern handelt es sich um Belgien, 
Dänemark, Finnland, Frankreich, Großbritannien , 
Irland, Italien, Kroatien, Luxemburg, Malta, Nieder¬ 
lande, Österreich, Portugal, Schweden, Slowenien und 
Spanien. 

(jwv. 18./19.4.2015/Azadi) 

Kampfdrohneneinsatz gleichen „außerge¬ 
richtlichen Hinrichtungen“ 

„Wir freuen uns, dass sich die Parlamentarische Ver¬ 
sammlung des Europarats klar gegen völkerrechtswid¬ 


rige Einsätze von Kampfdrohnen stellt. Die nun verab¬ 
schiedete Resolution richtet sich an die USA und Groß¬ 
britannien , aber auch an Unterstützerstaaten wie 
Deutschland und Italien. Die Bundesregierung muss 
sich nun hier erklären“, kommentierten die Bundes¬ 
tagsabgeordneten Andrej Hunko und Katrin Werner, 
beide auch Mitglied der Parlamentarischen Versamm¬ 
lung des Europarats. Die Resolution wurde mit nur 
einer Gegenstimme und einer Enthaltung angenommen 
und kritisiert den Einsatz bewaffneter Drohnen und die 
damit verbundene Praxis von „gezielten Tötungen“. 

„Einsätze von Kampfdrohnen kommen außerge¬ 
richtlichen Hinrichtungen gleich“, erklärt Katrin Wer¬ 
ner. „Auch die Bundesregierung verletzt das in der 
Menschenrechtskonvention verbriefte Recht auf 
Leben: Das Bundeskriminalamt und der Bundesnach¬ 
richtendienst liefern Daten an die sogenannten Five 
Eyes-Staaten, mit denen Ziele für ,gezielte Tötungen 4 
ausfindig gemacht werden können.“ 

„Die Regierungen Deutschlands und Italiens müs¬ 
sen nun erklären , inwiefern sie den US-Drohnenkrieg 
durch Anlagen auf ihrem Staatsgebiet tolerieren oder 
sogar unterstützen. [...] Ich setze mich dafür ein, dass 
die Bundesregierung den Europarat zu US-Relaisstatio- 
nen in Ramstein nicht wie das eigene Parlament an der 
Nase herumführt“, kündigt Andrej Hunko an. 

(PMv. 29.4.2015/Azadi) 


DEUTSCHLAND SPEZIAL 


Geheime Dokumente: Tödliche Drohnenan¬ 
griffe werden vom US-Stützpunkt Ramstein 
abgewickelt / Bundesregierung seit Jahren 
informiert 

Einem Bericht des „Spiegel“ zufolge wickelt die US- 
Armee nahezu alle tödlichen Drohnenangriffe, z.B. in 
Afghanistan oder Somalia über ihren Stützpunkt in 
Ramstein/Pfalz ab. Das offenbarten streng geheime 
Dokumente aus den USA, die dem Magazin und dem 
Intemetportal „The Intercept“ zugespielt worden seien. 
Aus diesen Papieren sei detailliert zu entnehmen, wie 
Washington den teilweise völkerrechtswidrigen „Krieg 
gegen den Terror“ organisiere. „Von Ramstein wird das 
Signal übermittelt, das den Drohnen befiehlt, was sie 
tun sollen“, zitiert der Spiegel einen Amerikaner, der 
sich mit dem geheimen Militärprogramm auskennt. 
„Ohne Deutschland wäre der gesamte Drohnenkrieg 


des US-Militärs nicht möglich“, hatte schon vor einem 
Jahr der ehemalige Drohnenpilot Brandon Bryant 
gesagt. Wie der „Spiegel“ weiter ausführte, verfügt die 
Bundesregierung entgegen ihren bisherigen Stellung¬ 
nahmen seit Jahren über ausführliche Informationen 
zum Stützpunkt Ramstein. Die Grünen fordern Ermitt¬ 
lungen des Generalbundesanwalts. „Die neuen 
Erkenntnisse belegen noch deutlicher die wichtige 
Rolle von Ramstein bei den gezielten Tötungen durch 
unbemannte Drohnen“, erklärte die verteidigungspoli¬ 
tische Sprecherin Angieszka Brugger. Martina Renner, 
Obfrau der Linksfraktion im NSA-Untersuchungsaus- 
schuss, forderte dringend Aufklärung darüber, ob die 
Bundesregierung das Parlament jahrelang wissentlich 
belogen habe. Immer wieder habe die Linksfraktion 
Auskünfte über Ramstein verlangt. 

(ND V. 20.4.2015/Azadi) 
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Prozessauftakt des § 129b-Verfahrens 
gegen Mehmet D. in Hamburg 

Politische Erklärungen von 
Verteidigung und Angeklagten 

A m 20. Mai begann in Anwesenheit von rund 30 Besucher*innen vor dem 
Hanseatischen Oberlandesgericht Hamburg der Prozess gegen Mehmet D., 
einem mutmaßlichen Funktionär der Arbeiterpartei Kurdistans, PKK. Die 
Anklage wirft ihm vor, Mitglied in einer terroristischen Vereinigung im Ausland gern. 
§ 129b StGB gewesen zu sein. In seiner Eigenschaft als hauptamtlicher Kader soll 
sich 46-Jährige von Januar 2013 bis Mitte Juli 2014 u. a. als Gebietsleiter Mitte und 
später in Norddeutschland betätigt haben. So sei er verantwortlich gewesen für die 
Beschaffung von Spenden und Beiträgen für die PKK sowie dafür, genügend Anhän¬ 
ger für eine Teilnahme an Veranstaltungen und Schulungen zu motivieren. Konkrete 
Straftaten in Deutschland werden Mehmet D. nicht zur Last gelegt, was bei Verfahren 
nach § 129b auch nicht erforderlich ist. Maßgeblich ist, ob das Bundesjustizministe¬ 
riums eine Ermächtigung zur Strafverfolgung einer als terroristisch eingestuften Ver¬ 
einigung nach § 129b erteilt hat. 

Wie die „junge weit“ berichtete, begann der erste Verhandlungstag mit einer Aus¬ 
einandersetzung um den Vertrauensdolmetscher, den der Angeklagte ablehnt. „Es 
muss möglich sein, mit meinem Mandanten jederzeit ohne Prozessunterbrechung zu 
sprechen“, rechtfertigte Rechtsanwalt Rainer Ahues die Haltung seines Mandanten. 
In seinem Eröffnungsplädoyer ging er ausführlich auf die Situation in den kurdischen 
Gebieten der Türkei, Syriens und des Iraks ein, die sich seit 2011 gravierend verän¬ 
dert habe. „Die PKK führt Friedensverhandlungen mit der türkischen Regierung, 
während sie zugleich im nordsyrischen Rojava demokratische Strukturen aufgebaut 
hat und gegen die Terrorbanden des IS und die Al-Nusra-Front kämpft“, beschrieb 
Ahues. Nicht zuletzt aus diesen Gründen solle das Gericht die 2011 erteilte Ermäch¬ 
tigung des Justizministeriums zurücknehmen. Weil sich die PKK grundlegend geän¬ 
dert habe, müsse die Realität auch neu bewertet werden. Vor diesem Hintergrund sei 
das PKK-Verbot außenpolitisch sinnlos, dafür aber werde die Gewaltenteilung außer 
Kraft gesetzt. 

„Die Regierung Erdogan unterstützt offen den IS und die Welt schaut zu“, kriti¬ 
sierte Mehmet D. in seiner Erklärung. Doch trotz täglicher Militäroperationen halte 
die PKK am Friedensprozess mit der Türkei fest. Seit 1993 seien neun einseitige 
Waffenstillstände ausgerufen worden und der Kampf der PKK gegen die Terrororga¬ 
nisation IS habe weltweite Anerkennung gefunden. Dennoch stehe die PKK auf der¬ 
selben Terrorliste wie der IS. Das sei ein großes Unrecht. „Sie haben aus Ihrer Ein¬ 
stellung keinen Hehl gemacht“, erkannte der Vorsitzende Richter an, allerdings ver¬ 
misse er eine direkte Stellungnahme zum Anklagevorwurf, z.B., ob er tatsächlich 
einen PKK-Sektor in Deutschland geleitet habe. Hierzu schwieg Mehmet D. 
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Vor Beginn des Prozesses hatten rund 50 Unterstüt¬ 
zerinnen des Angeklagten vor dem Gerichtsgebäude 
demonstriert und seine Freilassung gefordert, (junge 
weit v.22.5.2015/Azadi) 

Mehmet D. befindet sich seit seiner Festnahme 
Ende August 2014 in Untersuchungshaft. „Der 46Jäh- 
rige saß seit wenigen Wochen in U-Haft, als der Uni¬ 
onsfraktionschef im Bundestag, Volker Kauder (CDU), 
Waffenlieferungen an die PKK zur Diskussion stellte. 
Hintergrund waren die Erfolge der Terrormiliz ,Islami¬ 
scher Staat 4 und die Rettung zehntausender Zivilisten 


durch PKK-Einheiten: ,Ich weiß, welche Probleme die 
Türkei mit der PKK hat, aber zuzuschauen, wie der IS 
wichtige Grenzstädte ei nn immt und sich immer mehr 
zu einer Bedrohung der weltweiten Sicherheit entwi¬ 
ckelt, kann nicht die Lösung sein, 4 hatte Kauder laut 
Spiegel online am 16. Oktober 2014 gesagt,“ hieß es in 
der jungen weit v. 21.5.2015. 

Weitere Verhandlungstermine (ohne Gewähr): 2., 3., 10., 
11., 17., 18., 24. und 25. Juni, jeweils 9.00 Uhr, Saal 237 
oder 288, Sievekingplatz 3, Hamburg 


23 Sekunden-Frauenprotest im Bundestag vor 
Gericht 

Verfahren wurde gegen Geldauflage und Richterrat ein¬ 
gestellt 

Vier Frauen - zwei von ihnen ezidisch-kurdischer Her¬ 
kunft - waren am 8. Mai vor dem Amtsgericht Berlin- 
Moabit angeklagt, die Tätigkeit eines Gesetzgebungs¬ 
organs gestört zu haben (§ 106b StGB). Gemeint war 
eine Aktion der Frauen auf der Besucher*innen-Tri- 
büne des Bundestages am 1. September 2014. An die¬ 
sem Tag fand eine Sondersitzung zum Thema „Huma¬ 
nitäre Hilfe für Flüchtlinge im Irak und Kampf gegen 
die Terrororganisation IS“ statt. Zwei Tage zuvor hatte 
das Kabinett unter Vorsitz von Bundeskanzlerin A. 
Merkel beschlossen, Panzerabwehrraketen, Panzer¬ 
fäuste und Gewehre aus Beständen der Bundeswehr an 
die Peschmerga der kurdischen Autonomieregion im 


Nordirak zu liefern. Diese Entscheidung sollte - ausge¬ 
rechnet am Antikriegs- bzw. Weltfriedenstag - vom 
Parlament bestätigt werden. 

Seit Frühsommer 2014 richteten Einheiten der Ter¬ 
rormiliz von Mossul bis Rojava schlimmste Massaker 
gegen die Bevölkerung an, denen insbesondere ezidi- 
sche Frauen und Mädchen zum Opfer fielen. Sie wur¬ 
den und werden weiterhin von IS-Banden verschleppt, 
vergewaltigt, sexuell belästigt und gefoltert. 

Während der laufenden Plenardebatte riefen die 
Frauen von der Tribüne „Nicht in unserem Namen“ und 
entrollten ein Transparent mit dem Schriftzug „Eure 
Waffen sprengen nicht die IS-Fesseln, die unsere 
Frauen gefangen halten!“ Daraufhin unterbrach Bun¬ 
destagspräsident Lammert die Sitzung für 23 Sekun¬ 
den. Die Frauen verließen die Bühne. Dieser „Kurzin¬ 
tervention“ folgte die Einleitung von Ermittlungen 
gegen die vier Aktivistinnen. Nicht zuletzt wegen der 
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Weigerung der Staatsanwaltschaft Berlin, der von der 
Verteidigung beantragten Verfahrenseinstellung zuzu¬ 
stimmen, sahen sich die Frauen als Angeklagte vor 
Gericht. 

Nachfolgend dokumentieren wir den leicht gekürzten 
Prozessbericht der betroffenen Frauen: 

Angeklagte klagen an 

[...] Der Prozess vor dem Amtsgericht Berlin wurde zu 
einer öffentlichen Anklage des Schweigens gegenüber 
dem Genozid und Feminizid an den Ezid*innen in Ben¬ 
gal, an der Waffenexportpolitik und der Funktionalisie- 
rung von Menschenrechten, dem Schutz von Minder¬ 
heiten, Frauen und Flüchtlingen zur Legitimierung 
geopolitischer Interessen Deutschlands im Mittleren 
Osten. Die Waffenlieferungen wurden zur Nothilfe 
umdefiniert. Am Tag vor dem Gerichtsprozess wurde 
zudem mit einer Kundgebung und einer Bilderausstel¬ 
lung auf dem Alexanderplatz auf die Situation der ent¬ 
führten Frauen aus $engal aufmerksam gemacht. „Die 
Freiheit der Frauen §engals ist die Freiheit der 
Menschheit!“ 

73. Völkermord an Eziden 

Eine der Angeklagten führte zu Prozessbeginn aus: 
„Einerseits bin ich betroffen darüber, dass wir heute 
hier angeklagt werden; andererseits bin ich froh darü¬ 
ber, denn ich kann nun meine Meinung zu den 
Geschehnissen äußern, was ich eigentlich am 1. Sep¬ 


tember 2014 tun wollte, aber wozu mir nicht die Mög¬ 
lichkeit gegeben wurde. Als Eziden waren wir 72 Mal 
in unserer Geschichte von Völkermorden betroffen. 
Dass die Weltöffentlichkeit diesem 73. Völkermord an 
uns Eziden schweigend zugesehen hat, hat mich tief 
erschüttert. Indem ich sagte ,Nicht in meinem Namen 4 , 
wollte ich meinen Gefühlen Ausdruck verleihen. Noch 
immer befinden sich unzählige junge Frauen in den 
Händen des IS, sie werden auf Märkten verkauft. Wäh¬ 
rend sich diese grausamen Verbrechen in §engal ereig¬ 
neten, hat die deutsche Regierung nichts unternommen. 
Anstatt zu diskutieren, wie die ezidische Bevölkerung 
unterstützt werden kann, wurde über einen Waffenhan¬ 
del zugunsten der südkurdischen Regionalregierung 
diskutiert, die die ezidische Bevölkerung den Banden 
des IS schutzlos ausgeliefert hat.“ 

Humanitäre Hilfe statt Waffen 

Eine weitere Angeklagte ergänzte, dass Deutschland 
sich lieber um die Unterstützung der Opfer kümmern 
sollte, statt Waffen zu liefern: „Die Ezid*innen sind mit 
einem Genozid konfrontiert. Als eine kurdische ezidi¬ 
sche Frau bin ich in den Bundestag gegangen, um 
meine Gefühle und Gedanken zur Sprache zu bringen. 
Als eine ezidische Frau kann ich diese Sklaverei nicht 
akzeptieren, die den Eziden und insbesondere den ezi- 
dischen Frauen aufgezwungen werden soll. Wenn 
Deutschland schon Waffen in die Region liefert, dann 
müssten diese an die ersten Widerstandseinheiten der 
Ezidlnnen von §engal (YBS) geschickt werden.“ 
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Historisch bedeutsame Daten 

Vor Gericht wurde auch die Bedeutung der historischen 
Daten mahnend aufgegriffen. In einer Prozesserklärung 
hieß es: 

„Die historischen Daten wie der Anti-Kriegstag am 
1. September und der heutige 8. Mai mahnen uns dazu, 
weder zuzulassen, dass sich die Geschichte wiederholt, 
noch dass politische und geschichtliche Tatsachen ver¬ 
dreht werden. Die Geschichte muss ehrlich geschrieben 
werden und darf nicht Machtinteressen geopfert wer¬ 
den. Dazu mahnen uns die Toten. Deshalb sagte ich am 
1. September 2014 auf der Besuchertribüne im Plenar¬ 
saal des Bundestages: ,Nicht in meinem Namen! ‘ Denn 
ich konnte nicht ertragen, dass das Leid von Frauen 
und das Leid der mit einem Genozid konfrontierten 
Bevölkerung von §engal seitens der Bundesregierung 
für die Legitimation von fragwürdigen Waffenlieferun¬ 
gen und neue geostrategische Ambitionen benutzt 
wird.“ 

An diesem Tag, dem 70. Jahrestag der Befreiung 
vom NS-Faschismus, hätten nicht die protestierenden 
Frauen, sondern die Faschisten des Islamischen Staat 
sowie ihre staatlichen und außerstaatlichen Gehilfen 
auf der Anklagebank sitzen müssen, hieß es. 

Der Schwur von Buchenwald 

„Die Losung der Häftlinge aus dem KZ Buchenwald, 
die sich selbst befreit hatten, lautete damals: ,Nie wie¬ 
der Krieg! Nie wieder Faschismus! 4 Demgegenüber 
sieht unsere heutige Realität leider anders aus: Ein Bei¬ 
spiel hierfür sind die Kriege, mit denen versucht wird, 
die Verfügungsgewalt über Ressourcen und Märkte im 
Mittleren Osten neu aufzuteilen. In erster Linie handelt 
es sich um Verteilungskriege, die von internationalen 
Mächten und Akteuren zur Durchsetzung wirtschaftli¬ 
cher, politischer und strategischer Interessen geführt 
werden. Die grausamen Massaker und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, die die Terrorbande IS im 
Mittleren Osten anrichtet, sind ein Ausdruck dieser 
Kriege. Die Genozide und Feminizide, die der IS seit 
zwei Jahren im Irak und in Syrien - u.a. mit Unterstüt¬ 
zung von NATO-Ländern - durchführt, werden seitens 
des IS propagandistisch mit der faschistischen Ideolo¬ 
gie untermauert, angeblich ,zur Ausrottung der 
Ungläubigen berufen zu sein 4 . Hierzu können und dür¬ 
fen wir nicht schweigen.“ 

Bruch des Grundgesetzes 

In einer weiteren Prozesserklärung wurde darauf einge¬ 
gangen, dass am 1. September 2014 der Bundestag 
offiziell den Grundsatz, keine Waffen in Kriegs- oder 
Krisengebiete zu liefern, erstmalig durchbrach. Es 
hieß: „Die Waffenlieferungen wurden als Nothilfe 
deklariert. Das geschah unter dem Vorwand, dass es 
um den Schutz vor Menschenrechtsverletzungen, vor 


Verbrechen gegen Frauen und Minderheiten ginge. Das 
ist scheinheilig. Die Stimmen ezidischer und anderer 
kurdischer Frauen interessierten nur, soweit sie sich für 
die Ziele der deutschen Regierung einbinden ließen. 
Diese wusste anscheinend besser als die betroffenen 
Frauen was die richtige Lösung ist. Dagegen bin ich 
aufgestanden und habe im Plenarsaal des Bundestages 
laut geäußert: ,Nicht in meinem Namen 4 . 

Es geht um deutsche Interessen 

2001 wurde für die militärische Intervention in Afgha¬ 
nistan die Befreiung der afghanischen Frauen aus der 
Unterdrückung der Taliban als Einsatzziel propagiert. 
Für diese Kriegslegitimation wurden feministischer 
Argumente ausgebeutet, ohne sie ernsthaft umsetzen zu 
wollen. (...) Wie in Afghanistan geht es auch mit der 
Waffenlieferung in den Nordirak an die Peshmerga der 
Kurdischen Regionalregierung nicht um Frauenrechte 
oder den Schutz von Minderheiten, sondern es geht um 
deutsche Interessen. Es geht um Einflussmöglichkeiten 
in einer geopolitisch wichtigen Region. (...) 

Frauen feindliche Kurdenregion im Nordirak 

Die Waffenlieferungen führen zu einer Aufwertung und 
Stärkung der Kurdischen Autonomieregierung im 
Nordirak. Es handelt sich dabei um eine Regierung, die 
in ihrem Gebiet der weit verbreiteten Gewalt gegen 
Frauen nichts entgegensetzt. Frauen werden geschla¬ 
gen, ermordet und Genitalverstümmelungen werden 
durchgeführt, ohne dass es dafür eine ernsthafte Straf¬ 
verfolgung gibt. Frauenmörder werden wieder frei 
gelassen. Das Frauenministerium wurde 2009 abge¬ 
schafft (vgl. Deniz Bilgin, Kurdistan Report Nr. 
171/2014). Eine Waffenlieferung an eine Regierung, 
die eine solche Politik zu verantworten hat, kann nicht 
dem Schutz vor Menschenrechtsverletzungen dienen, 
wie behauptet wird. (...) 

Folgenreicher Rückzug der Peshmerga 

Zudem hatten sich die Peshmerga der Kurdischen 
Regionalregierung im Irak bis dahin nicht als Kämpfer 
gegen den Islamischen Staat hervorgetan. Die Waffen 
wurden ausdrücklich an die kurdischen militärischen 
Einheiten geliefert, die vor dem IS-Massaker in §engal 
450 000 Menschen dort ungeschützt zurück ließen. Auf 
Befehl hin zogen die Peshmerga aus der vom IS unmit¬ 
telbar bedrohten Stadt und den umliegenden Dörfern 
ab - zudem ohne dies der Bevölkerung mitzuteilen und 
damit Gelegenheit zu einer rechtzeitigen Flucht zu 
geben (vgl. Interview mit Hayri Kizder, Qami§lo, 
20.08.2014, Kurdistan Report Nr. 175/2014). 

Stimmen der Frauen werden ignoriert 

Die Analysen und Forderungen der Frauenbewegung in 
der Region werden nicht angehört und nicht beachtet. 
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Stattdessen wird in deren Namen, aber gegen ihren 
Willen entschieden, Waffen in das Kriegsgebiet zu lie¬ 
fern. Eine neue Ära der deutschen Rüstungsexportpoli¬ 
tik wurde begonnen. Das kann ich nicht unwiderspro¬ 
chen hinnehmen. Ich habe meinen Widerspruch mit 
den Worten ,Nicht in meinem Namen 4 zum Ausdruck 
gebracht.“ 

Verfahren werden gegen Geldstrafe eingestellt 

Richter: „Bleiben Sie politisch aktiv, aber...“ 

Alle Prozessbeteiligten hörten den Erklärungen auf¬ 
merksam zu. Der Richter sagte anschließend, dass dies 


kein leichtes Verfahren für ihn sei und schlug eine Ein¬ 
stellung des Verfahrens gegen Auflagen vor. „Bleiben 
Sie politisch aktiv, aber versuchen Sie, solchen Ärger 
in Zukunft zu vermeiden“, gab er den Frauen auf den 
Weg. Letztendlich wurde das Verfahren unter der Auf¬ 
lage eingestellt, dass die angeklagten Frauen einen 
Betrag von insgesamt 900,- € an die Frauenbegeg¬ 
nungsstätte UTAMARA in Kasbach bei Bonn zahlen. 
Die Frauenbegegnungsstätte UTAMARA führt u.a. 
Projekte zur Unterstützung ezidischer Frauen durch, 
die von Verfolgung betroffen sind. (...) 

(Azadi) 



Erstmalig in einem § 129b-Verfahren gegen kurdische 
Aktivisten: 

Haftbefehl gegen Düzgün C. nach vier Ver¬ 
handlungstagen aufgehoben 

Düzgün C., angeklagt der mutmaßlichen Mitglied¬ 
schaft in einer terroristischen Vereinigung im Ausland 
(§ 129b StGB), ist am 28. Mai nach vier Verhandlungs¬ 
tagen vor dem Staatsschutzsenat des Oberlandesge¬ 
richts Koblenz aus der Untersuchungshaft entlassen 
worden. 

Im Verlaufe des Verfahrens hatten sowohl der Senat 
des OLG als auch die Staatsanwaltschaft ein „kleines 
Verfahren“ zugelassen, so dass die Anklage gegen den 
57-Jährige schlussendlich auf Verstoß gegen das Ver¬ 
einsgesetz beschränkt (§ 154 Strafprozessordnung) und 
die Strafe auf 1 Jahr festgesetzt wurde. 

Düzgün C. war Mitte Dezember vergangenen Jah¬ 
res festgenommen worden. Die StrafVerfolgungsbehör- 
den beschuldigten ihn, seit Mai 2013 das Gebiet „Saar¬ 
brücken“ als „hauptamtlicher Kader“ der PKK verant¬ 
wortlich geleitet zu haben und für die Regelung der 
„organisatorischen, finanziellen, personellen sowie 
propagandistischen Angelegenheiten“ in seiner Region 
zuständig gewesen zu sein. 

Die gestrige Entscheidung des OLG Koblenz sollte 
Schule machen. 

Es ist schlicht nicht weiter akzeptabel, dass kurdi¬ 
sche Aktivisten der PKK in der BRD als „Terroristen“ 
angeklagt und stigmatisiert werden, während Selbst¬ 
vereidigungseinheiten der Organisation gemeinsam mit 
ihren Verbündeten im Mittleren Osten seit vielen 
Monaten einen erbitterten Widerstand gegen die Ter¬ 
rormiliz des IS führen. 


Nicht weiter hinnehmbar sind diese politischen Pro¬ 
zesse auch vor dem Hintergrund der zahlreichen frie¬ 
denspolitischen Initiativen der kurdischen Freiheitsbe¬ 
wegung sowie des seit Ende 2012 stattfmdenden Ver¬ 
ständigungsprozesses zwischen der türkischen Regie¬ 
rung, dem PKK-Vorsitzenden Abdullah Öcalan und 
weiteren kurdischen Politikerinnen. 

Die Bundesregierung muss - nach 22 Jahren Ver¬ 
botspraxis - ihren eindimensionalen Blick auf die 
Arbeiterpartei Kurdistans erweitern und einen ernsthaf¬ 
ten, gleichberechtigten Dialog mit der kurdischen 
Bewegung aufnehmen mit der Intention, den Prozess 
zur Lösung des türkisch-kurdischen Konflikts zu unter¬ 
stützen. 

Ein erster Beitrag wäre zweifellos, die exilpoliti¬ 
schen Aktivitäten von Kurdinnen und Kurden in 
Deutschland zu entkriminalisieren und den Ermächti¬ 
gungen des Bundesjustizministeriums zur Strafverfol¬ 
gung kurdischer Politikerinnen nach § 129b StGB ein 
Ende zu bereiten. Diese Regelung nämlich stellt den 
mehr als fragwürdigen Versuch dar, deutsche Strafge¬ 
walt im Wortsinne nahezu grenzenlos auszuweiten. 
Denn ob eine solche Verfolgungsermächtigung gegen 
eine bestimmte Vereinigung irgendwo auf der Welt 
erteilt wird oder nicht, entscheidet das Ministerium 
allein nach politischen Interessenserwägungen der 
Bundesrepublik. 

Das Hanseatische Oberlandesgericht Hamburg, vor 
dem am 20. Mai der § 129b-Prozess gegen Mehmet D. 
begonnen hat, sollte sich die Entscheidung des OLG 
Koblenz zum Vorbild nehmen und den Angeklagten 
vom Vorwurf des Terrorismus befreien. 

AZADI wünscht Düzgün C. alles Gute ! 

(PM Azadi v. 295.2015) 
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10 000 Euro-Strafe für 15 Sekunden-Aktion 

Was für Kurdinnen und Kurden seit Erlass des PKK- 
Betätigungsverbots 1993 „normal“ ist, musste nun 
auch eine Bundestagsabgeordnete der LINKEN erfah¬ 
ren. Nicole Gohlke hatte anlässlich einer Kundgebung 
am 18. Oktober 2014 in München mit dem Thema 
„Stoppt das Massaker des IS in Kobane“ am Ende ihrer 
Rede für ganze 15 Sekunden die PKK-Fahne gezeigt - 
ein unter das Betätigungsverbot fallendes Symbol. Die 
Folge war, dass ihre parlamentarischen Immunität 
zwecks Einleitung eines Ermittlungsverfahrens aufge¬ 
hoben wurde und ihr wegen Verstoßes gegen § 20 Abs. 
1 Nr. 5 Vereinsgesetz wenige Monate später ein Straf¬ 
befehl ins Haus flatterte. Danach soll sie eine Geld¬ 
strafe in Höhe von 50 Tagessätzen ä 200 Euro - 10000 
Euro - zahlen. 

Gegen diesen Bescheid des Amtsgerichts München 
hat die Parlamentarierin Beschwerde eingelegt. 

(Azadi) 

Abgeordnete zeigten Flagge 

Aus Solidarität mit ihrer Kollegin und der Notwendig¬ 
keit, das PKK-Betätigungsverbot aufzuheben, haben 
sich am 13. November 2014 zehn Kolleginnen vor 
dem Fraktionssitzungssaal ebenfalls mit einer - verbo¬ 
tenen - Fahne ablichten lassen und das Foto bei Face- 
book gepostet. „Es bedeutet eine Kriminalisierung 


zehntausender politisch aktiver Kurdinnen und Kurden 
in Deutschland“, erklärten die Abgeordneten. Auch 
dieser „Fall“ veranlasste die Staatsanwaltschaft Berlin 
zur Einleitung von Ermittlungsverfahren wegen Versto¬ 
ßes gegen das Vereinsgesetz. 

Einige Teilnehmerinnen dieser Aktion erhielten 
inzwischen die Mitteilung der Staatsanwaltschaft Ber¬ 
lin, dass ihre Verfahren wegen Geringfügigkeit und 
mangelndem öffentlichen Interesse an einer strafrecht¬ 
lichen Verfolgung eingestellt worden sind. 

(Azadi) 



REPRESSION 


Bundesinnenminister verbietet Zeitschrift 
„Yürüyüs“ 

Nach Mitteilung des Bundesinnenministeriums (BMI) 
vom 6. Mai, ist die als Medium der türkischen Organi¬ 
sation „Revolutionäre Volksbefreiungspartei-Front“ 
(DHKP-C) geltende Zeitschrift „Yürüyüs“ („Marsch“) 
verboten worden. Diese propagiere offen die gewalt¬ 
same Beseitigung der bestehenden Staats- und Gesell¬ 
schaftsordnung sowie die Errichtung eines sozialisti¬ 
schen Gesellschaftssystems in der Türkei, so das BMI. 
Im Zusammenhang mit dem Verbot wurden laut Minis¬ 
terium am Mittag des gleichen Tages umfangreiche 
Razzien und Beschlagnahmungen in Baden-Württem¬ 
berg, Berlin und Nordrhein-Westfalen durchgeführt. 

(jwv. 7.5.2015) 

Regierung plant Errichtung einer Generalzoll¬ 
direktion 

GdP warnt vor rechtsstaatlichen Gefahren 

Das Kabinett beschloss in seiner Sitzung am 6. Mai 
einen Gesetzentwurf zur Errichtung einer zentralisier¬ 
ten Generalzolldirektion mit Bonn als Hauptsitz, wo 
künftig alle Aufgaben gebündelt werden sollen. Wie 


Finanzminister Wolfgang Schäuble erklärte, gewähr¬ 
leiste dies die Sicherheit der Bürger, stärke die Einnah - 
men des Bundes und fördere den Wirtschaftsstandort 
Deutschland. Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) kri¬ 
tisierte das Vorhaben und warnte vor „großen rechts¬ 
staatlichen und datenschutzrechtlichen Gefahren“. Sie 
wirft Schäuble vor, einen „allmächtigen Zollgeneral“ 
schaffen zu wollen, der mehr Befugnisse auf sich ver¬ 
eine als die Spitzenkräfte von Bundespolizei, BKA und 
Verfassungsschutz zusammen. 

(jwv. 7.5.2015/Azadi) 

Unterschriften-Kampagne der Humanistischen Union 

KEINE STRAFFREIHEIT FÜR DEN GEHEIM¬ 
DIENST - STOPPT STRAFTATEN IM NAMEN 
DES STAATES 

„Auch künftig wird sich der Inlandsgeheimdienst, Ver¬ 
fassungsschutz 4 krimineller V-Leute und Agenten 
bedienen können; sie werden von Gesetzes wegen dem 
polizeilichen und justiziellen Zugriff entzogen und 
bleiben straflos, um sie weiter abschöpfen zu können, 
anstatt sie unverzüglich abzuschalten. Selbst Mitglied- 
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Schaft in oder Unterstützung einer terroristischen Ver¬ 
einigung 4 soll für V-Leute auch künftig straflos mög¬ 
lich sein,“ kommentierte Dr. Rolf Gössner, Vizepräsi¬ 
dent der Internationalen Liga für Menschenrechte, den 
Gesetzentwurf zur Reform des Verfassungsschutzes 4 , 
der seiner Meinung nach „insgesamt schwerwiegende 
Mängel“ aufweise. Diese bedeute „keine rechtsstaatli¬ 
che Zügelung des Inlandsgeheimdienstes“; vielmehr 
gehe der VS „gestärkt aus dem NSU-Desaster hervor“, 
so Rolf Gössner. Auch spiele die parlamentarische 
Kontrolle „offenbar kaum eine Rolle“. Das Gesetz 
müsse derart gestaltet sein, dass es einen „Freibrief für 
die Begehung von Straftaten durch staatlich geführte 
V-Leute“ unmöglich mache. 

Deshalb unterstützt die Liga die von der Humanisti¬ 
schen Union initiierte Unterschriftenkampagne „ausge- 
schnüffelt“, die unter dem Titel KEINE STRAFFREI¬ 
HEIT FÜR DEN GEHEIMDIENST - STOPPT 
STRAFTATEN IM NAMEN DES STAATES ! 

Bis zur öffentlichen Anhörung im Innenausschuss 
des Bundestages am 8. Juni 2015 sollen mindestens 
2000 Unterschriften gesammelt und persönlich dem 
innenpolitischen Sprecher der SPD-Fraktion, Burkhard 
Lischka, übergeben werden. 

Für Unterschriften: 

http://www.verfassung-schuetzen.de/keine-straffreiheit- 

fur-den-geheimdienst 

kampagne@humanistische-union.de 

(Mitteilung der Internat.Liga f.MR v. 18.5.2015/Azadi) 


Vorratsdatenspeicherung: Ausbau des Uber- 
wachungsstaates 

Das Bundeskabinett beschloss in seiner Sitzung am 27. 
Mai den Entwurf zur Wiedereinführung der sogenann¬ 
ten Vorratsdatenspeicherung. Danach sollen die Verbin¬ 
dungsdaten zur Telefon- und Intemetkommunikation 
aller Bürgerinnen und Bürger künftig zehn Wochen 
lang - verdachtsunabhängig - systematisch gespeichert 
werden, die Standortdaten bei Handy-Gesprächen für 
vier Wochen. Auch die Speicherung von Verbindungs¬ 
daten sogenannter „Berufsgeheimnisträger“ wie 
Anwälte oder Ärzte ist in dieser neuen Version weiter¬ 
hin vorgesehen. Mit diesen drakonischen Maßnahmen 
sollen angeblich schwere Verbrechen aufgeklärt und 
Terrorismus bekämpft werden können. Der ehemalige 
Bundesdatenschutzbeauftragte Peter Schaar hält die 
Vorratsdatenspeicherung für nicht vertretbar; Linke, 
Grüne, FDP, Piraten und Netzaktivist*innen üben 
scharfe Kritik an dem Regierungsvorhaben. 2014 hatte 
der Europäische Gerichtshof die EU-weiten Vorgaben 
zu dieser Regelung zu Fall gebracht, nachdem sie auch 
vom Bundesverfassungsgericht schon 2010 für grund¬ 
gesetzwidrig erklärt wurde. Der Linken-Abgeordnete 
Jan Körte bezweifelt den Nutzen für die Strafverfol¬ 
gung; ein Erfolg sei „noch nirgendwo erbracht“ wor¬ 
den. Er warnt vielmehr vor einem „Ausbau des Über¬ 
wachungsstaates“. 

(jw V. 28.5.2015) 


GERICHTSURTEILE 


0VG Münster: Passentzug eines Salafisten 
rechtmäßig 

Nach einem Urteil des Oberverwaltungsgerichts 
(OVG) Münster vom 4. Mai war der Entzug des Reise¬ 
passes eines Salafisten rechtmäßig und verwarf damit 
die Revision gegen eine Entscheidung der Vorinstanz. 
Die Stadt Solingen hatte dem Mann im Dezember 2013 
den Pass entzogen, weil dieser mit zwei Begleitern 
nach Istanbul fliegen wollte. Der heute 23-Jährige habe 
sich bei Krawallen von Salafisten am 1. Mai 2012 vor 
Ort befunden, er und sein Bruder seien regelmäßige 
Besucher des Moscheevereins „Millatu Ibrahim“ 
gewesen, der im Juni 2012 verboten wurde. Außerdem 
habe sich der Mann an „Lies“-Koran-Informationsstän- 
den beteiligt und sei als Begleiter des islamistischen 
Predigers Hassan Keskin im Zusammenhang mit der 
im März dieses Jahres verbotenen Vereinigung „Tau- 
hid“ aufgetreten. Eine Berufung gegen das Urteil ließ 
das OVG nicht zu. 

Aktenzeichen: 19 A 2097/14 

(ND v. 5.5.2015/Azadi) 


Gericht untersagt Abschiebung nach Italien 

Das Verwaltungsgericht Darmstadt lehnte die Abschie¬ 
bung eines aus Eritrea stammenden Asylbewerbers 
nach Italien ab. Der Mann hatte dort 2011 einen Antrag 
auf Asyl gestellt, war aber in die BRD weitergereist. 
Deshalb lehnte das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge den Antrag mit Verweis auf die Dublin- 
Verordnungen ab, wonach das Erstaufnahmeland - in 
diesem Fall Italien - für ein Asylverfahren zuständig 
sei. Dieser Auffassung widersprach das Verwaltungsge¬ 
richt. Eine Abschiebung in ein Erstaufnahmeland dürfe 
nicht durchgeführt werden, wenn es dort „systemische 
Mängel“ gebe. Dies sei der Fall, wenn Asylbewerber 
„mit überwiegender Wahrscheinlichkeit einer 
unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung aus¬ 
gesetzt“ seien. 

(ND v. 8.5.2015/Azadi) 
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Hamburg jetzt wieder ohne „Gefahren¬ 
gebiete“ 

Das Oberverwaltungsgericht Hamburg hat am 3. Mai 
entschieden, dass die von der Hamburger Polizei 
errichteten sogenannten Gefahrengebiete in der Ver¬ 
gangenheit gegen das Grundgesetz verstoßen. Damit 
wurde faktisch die Regelung gekippt, wonach der Poli¬ 
zei bei drohenden schweren Straftaten erlaubt wurde, 
verdachtsunabhängige Kontrollen durchzuführen. Das 
Gesetz verletze den Grundsatz der Verhältnismäßig¬ 
keit; eine polizeiliche Lagebeurteilung sei kein Maß¬ 
stab für Grundrechtseingriffe. Die „linke Szene“ als 
Zielgruppe zu nennen, verstoße gegen das Diskriminie¬ 
rungsverbot und den Gleichheitsgrundsatz. Eine Revi¬ 
sion hat das Gericht nicht zugelassen. 

Eine Frau, die in der Nacht zum 1. Mai 2011 in 
einem „Gefahrengebiet“ in Gewahrsam genommen 
worden war, hatte gegen diese Polizeimaßnahme 
geklagt. Schon in erster Instanz war das Gericht zu der 
Auffassung gelangt, dass sie zu Unrecht stundenlang 
festgehalten wurde. Rechtswidrig seien auch die Fest¬ 
stellung ihrer Identität sowie das Durchsuchen ihres 
Rucksacks gewesen. 

Anfang 2014 waren in Hamburgs Innenstadt grö¬ 
ßere „Gefahrengebiete“ ausgewiesen worden, von 
denen etwa 50 000 Einwohner betroffen gewesen sind. 

(ND v. 15.5.2015/Azadi) 

Faruk E.: Nach sieben Jahren U-Haft freige¬ 
sprochen 

Das Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf hat am 22. 
Mai den heute 60jährigen Faruk E. nach sieben Jahren 
Untersuchungshaft vom Vorwurf des Mordes freige¬ 
sprochen. Er war verdächtigt worden, als Führungska¬ 
der der linken türkischen Organisation DEV-SOL 
(Revolutionärer Weg) im Jahre 1993 von Deutschland 
aus einen Anschlag in Istanbul angeordnet zu haben, 
bei dem zwei Polizisten und drei Angreifer ums Leben 
gekommen waren. Faruk E. ist 2007 in Deutschland 
festgenommen und 2011 aufgrund fragwürdiger 
Beweise als mutmaßlich Verantwortlicher zu einer 
lebenslangen Haftstrafe verurteilt worden. So ist bei 
einer geplanten Zeugenvernehmung in der Türkei von 
der Justiz ein anderer Zeuge präsentiert worden als 
ursprünglich vorgesehen, der wiederum den Angeklag¬ 
ten belastete. Ein anderes Mitglied der Organisation 
habe ihm erzählt, Faruk E. sei der Auftraggeber gewe¬ 
sen. Die Verteidiger kritisierten, dass sie sich auf den 
neuen Zeugen kaum hätten vorbereiten können. Trotz¬ 
dem avancierte diese Person zum Schlüsselzeugen, 
dessen Aussagen Faruk E. die Verurteilung zu lebens¬ 
langer Freiheitsstrafe zur Folge hatte. Gegen das Urteil 
hatte die Verteidigung Revision eingelegt. Der Bundes¬ 
gerichtshof (BGH) hob daraufhin 2012 die OLG-Ent- 
scheidung aufgrund von Widersprüchen auf und ver¬ 


wies den Fall zur Neuverhandlung an das OLG Düssel¬ 
dorf zurück. Hierbei war es dem Staatsschutzsenat des 
OLG nicht gelungen, die in der Türkei im Zeugen¬ 
schutzprogramm befindliche Person erneut zu verhö¬ 
ren. Die türkische Justiz erklärte, der Zeuge sei für sie 
nicht mehr erreichbar; eine Begründung hierfür blieb 
trotz Nachfrage aus. Laut Richterin Havliza spreche 
dies „eine eigene Sprache“. Faruk E. wurde freigespro¬ 
chen. 

Der Staatenlose war bereits in den 1980er Jahren 
ohne Urteil in türkischer Haft und ist damals schwers- 
tens gefoltert worden. 

(Siiddt.Ztg. online v. 22.5.2015/Azadi) 

VG Köln: Klage gegen Drohneneinsatz von US-Basis 
Ramstein abgewiesen 

Wolfgang Kaleck: Deutschland mitschuldig 
am Tod von Zivilisten 

Drei jeminitische Angehörige von zivilen Drohnenop¬ 
fern, die bei einem Beschuss mit US-Raketen 2012 
zwei Verwandte verloren, hatten gegen die Bundesre¬ 
gierung geklagt. Sie verlangten von der Bundesregie¬ 
rung, die Nutzung der US-Basis in Ramstein als Dreh- 
und Angelpunkt für Drohneneinsätze zu verbieten. 
Inzwischen lässt das US-Militär ihre Drohnen nicht 
mehr von Ramstein aus steuern, sondern es wird ledig¬ 
lich die schnelle Glasfaserkommunikation genutzt, 
damit ein Pilot in den USA in Echtzeit operieren kann. 
Weil aber Drohnen töten, müsste die Bundesregierung 
den USA die Nutzung untersagen, was sie aber nicht 
tut. Deshalb klagten die Betroffenen - unterstützt von 
der Menschenrechtsorganisation Reprieve und dem 
Europäischen Zentrum für Verfassungs- und Men¬ 
schenrechte (ECCHR). 

Über die Klage verhandelt wurde am 27. Mai fand 
vor dem Verwaltungsgericht Köln. Die Richter wiesen 
die Klage ab. Sie waren der Auffassung, dass die Bun¬ 
desregierung der US-Armee die Nutzung von Ramstein 
nicht verbieten muss. Eine Revision gegen diese Ent¬ 
scheidung wurde zugelassen. ECCHR-Generalsekretär 
Wolfgang Kaleck bedauerte das Urteil. Deutschland 
mache sich mit dieser Haltung mitschuldig am Tod von 
Zivilisten. 

(taz/ND v. 27., 28.5.2015) 

Keine Einbürgerung bei Geringverdienst 

Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat entschie¬ 
den, dass nur eingebürgert werden könne, wer auch den 
Lebensunterhalt seiner noch im Ausland lebenden 
Familienangehörigen zu sichern in der Lage ist. Die¬ 
sem Beschluss zugrunde lag der Fall eines staatenlosen 
Palästinensers, der 1997 nach Deutschland einreiste 
und seit 2003 mit einer Jordanierin verheiratet ist, die 
mit drei gemeinsamen Kindern jedoch in Jordanien 
lebt. Ihm wurde eine Einbürgerung verweigert, weil er 
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Geringverdiener ist und er im Falle eines Nachzugs sei¬ 
ner Familie nach Deutschland diese finanziell nicht 
sichern könne. Der Senat des BVerwG wies die Klage 
des Palästinensers gegen die Behördenentscheidung ab. 
Voraussetzung einer Einbürgerung sei es, in soliden 
wirtschaftlichen Verhältnissen zu leben. Auf diese 
Weise solle „einem künftigen Bezug steuerfmanzierter 
Sozialleistungen im Inland“ vorgebeugt werden. 

(Süddt.Ztg. V. 29.5.2015) 

GBA erhebt Anklage gegen drei Agenten des 
MIT vor OLG Koblenz 

Spionagetätigkeit „wiederholt“ gegen Kurden und ihre 
Aktivitäten 

Einer Pressemitteilung des Generalbundesanwalts 
(GBA) vom 8. Mai zufolge wurde Anklage vor dem 
Staatsschutzsenat des Oberlandesgerichts Koblenz 
gegen drei Türken wegen „geheimdienstlicher Agen¬ 
tentätigkeit“ (§ 99 Abs. 1 Nr. 1 Strafgesetzbuch) erho¬ 
ben. 


Der 58-jährige Muhammed Taha G., der 59-jährige 
Ahmet Duran Y. und der 34-jährige Deutsche türki¬ 
scher Abstammung, Göksel G. sollen von „spätestens 
Februar 2013 bis zu ihrer Festnahme am 17. Dezember 
2014 für einen türkischen Geheimdienst“ gearbeitet 
haben. In dieser Zeit hätten die Angeschuldigten 
„Informationen über in der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land lebende Kritiker der türkischen Regierung“ 
gesammelt und u.a. „wiederholt“ über „Kundgebungen 
kurdischer Aktivisten“ berichtet. Insbesondere hätten 
sie den türkischen Geheimdienst über „kritische Äuße¬ 
rungen von hier lebenden Landsleuten in Bezug auf 
den türkischen Staatspräsidenten“ informiert. 

Während sich der Angeschuldigte Muhammed Taha 
G. in U-Haft befindet, sind die beiden anderen auf 
freiem Fuß. 

(PM GBA V. 21.5.2015) 


AKTION / 
VERANSTALTUNG 


Sitzstreik in Sparkasse Saarbrücken wegen 

Kontokündigung 

PKK-Betätigungsverbot als Begründung 

„Soeben haben wir - knapp zwei Dutzend kurdische 
Jugendliche sowie Unterstützerinnen - die Zentrale der 
Sparkasse Saarbrücken besetzt“, hieß es in einer am 19. 
Mai verbreiteten Pressemitteilung des Verbandes der 
Studierenden aus Kurdistan, YXK. „Mit dieser friedli¬ 
chen Aktion des zivilen Ungehorsams in Form eines 
Sitzstreiks protestieren wir gegen die Kündigung unse¬ 
res Spendenkontos für die Menschen in Syrien/Rojava 
in ihrem Widerstand gegen den IS.“ 

Über 400 Personen haben einen im Oktober 2014 
gestarteten Aufruf zur Unterstützung der Selbstvertei¬ 
digungskräfte Rojavas unterzeichnet; bis Anfang April 
seien über 106.000 Euro gespendet worden, „ein klei¬ 
ner Beitrag, über dessen Verwendung die Menschen in 
Rojava selbst entscheiden sollen“. Nach Meinung des 
Studierendenverbandes basiere die Kündigung wegen 
des Hinweises auf das PKK-Verbot „ausschließlich“ 
auf einer politischen Entscheidung des Verwaltungsra¬ 
tes der Sparkasse. Gefordert werde, die Kündigung des 
Spendenkontos zurückzunehmen sowie ein „sofortiges 


Gespräch“ mit den Vorsitzenden der Sparkasse und der 
Oberbürgermeisterin Charlotte Britz. 

Doch statt mit den Bankvertretern zu sprechen, 
„verhandelten“ die Besetzer*innen mit der von der 
Sparkasse herbeigerufenen Polizei. Weil eine Einigung 
über die Forderungen nicht erzielt werden konnte und 
die Aktivist*innen die Bank nicht freiwillig verlassen 
wollten, wurden die Sitzstreikenden von den Polizisten 
aus dem Gebäude herausgetragen. Ob nun gegen die 
Teilnehmerinnen ermittelt wird, bleibt abzuwarten. 

(PMYXKv. 19.52015/Azadi) 

13. Juni: Zilan-Frauenfestival in Dortmund 

Unter dem Motto „Von Kobane bis Sengal - Es lebe 
der Frauenwiderstand !“ findet am 13. Juni im Revier¬ 
park Wischlingen in Dortmund das 11. Zilan-Frauen¬ 
festival (Festivala Jinan) statt. 

Neben viel Musik, wird es Redebeiträge geben, u.a. 
von Virginie Düsen, Anwältin der im Januar 2013 in 
Paris ermordeten kurdischen Frauen Sakine Cansiz, 
Fidan Dogan und Leyla Saylemez sowie eine Podiums¬ 
diskussion zur Selbstverteidigung. Für die Kinder ist 
ebenso gesorgt; sie können sich in einem Zelt vergnü¬ 
gen. 

(Azadi) 
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Halim Dener ist nicht vergessen ! 



Zahlreiche Gruppen rufen unter dem Motto „Weg 
mit dem PKK-Verbot ! Würdevolles Gedenken 
an Halim Dener“ zur Teilnahme an einer 
Demonstration in Hannover auf. 

Vor 21 Jahren wurde der kurdische Jugendli¬ 
che, der als „unbegleiteter minderjähriger Flücht¬ 
ling“ vor dem Krieg in seiner Heimat 1994 flie¬ 
hen musste, beim Kleben von Plakaten mit dem 
(verbotenen) ERNK-Emblem von einem Zivil¬ 
polizisten in Hannover erschossen. 

„1994 noch erkannte der SPD-Oberbiirger- 
meister Herbert Schmalstieg das legitime Bedürf¬ 
nis nach Trauer und Erinnerung an und sagte bei 
einer Gedenkkundgebung offen, dass er das 
PKK-Verbot für falsch halte. Leider hat das 
nichts bewirkt. Letztes Jahr wurden gleich zwei 
juristische Verfahren wegen eines Wandbildes 
von Halim Dener in einem Hannoveraner 
Jugendzentrum angestrengt. Mit den Verfahren 
sind Polizei und Staatsanwaltschaft kläglich 
gescheitert. Die Stadt Hannover hat die juristi¬ 
sche Auseinandersetzung beendet. Das reicht uns ■ 
jedoch nicht“, heißt es im Flugblatt zur Demo. 
Deshalb fordern die Veranstalter* innen, dass die Ver¬ 
antwortlich „endlich Farbe bekennen“ und einem 
Denkmal zustimmen sollten an dem Ort, an dem Halim 
Dener erschossen worden ist. 

Und weil das PKK-Verbot die Grundlage für die 
mannigfaltige Repression sei, müsse es endlich aufge¬ 
hoben werden. 


AM 30. JUNI 1994 


ERSCHOSSEN. 


WEG MIT DEM 
RBOT PER PKKI 

[VOLLES GEDENKEN 
IHLHALIM DENER! 


DEMONSTRATION I 04. JULI 2015 
14 UHR I HANNOVER, KRÖPCKE 


Die Demonstration findet statt 

am 4. Juli 2015,14.00 Uhr, Hannover, Kröpcke 

Blog: http://halimdener.blogsport.eu 
Kontakt: halim.dener@riseup.net 


ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


Weltweit 38 Millionen „Binnenflüchtlinge“: 

Völliges Versagen der internationalen Gemeinschaft 

Nach Feststellung des in Genf vorgelegten Berichts des 
Beobachtungszentrums für Binnenflüchtlinge (IDMC) 
wurden weltweit 38 Millionen Menschen durch Krieg 
und Gewalt zu „Binnenvertriebenen“. In seinem jüngs¬ 
ten „Conflict Barometer“ analysierte das Heidelberger 
Institut für Internationale Konfliktforschung 424 sol¬ 
cher im vergangenen Jahr registrierten gewaltsamen 
Auseinandersetzungen - zehn mehr als 2013 -, wovon 
21 als Kriege eingestuft wurden. Deshalb stieg die Zahl 
und erreichte mit 38 Millionen Betroffenen einen 
neuen Höchststand. Von den „schlimmsten Zahlen der 
ganzen Generation“ sprach Jan Egeland, Generalsekre¬ 
tär des Norwegischen Flüchtlingsrats (NRC), der seit 
2004 den jährlichen Weltbericht federführend zusam¬ 


menstellt. Beim Schutz unschuldiger Zivilisten wirft er 
der internationalen Gemeinschaft völliges Versagen 
vor. 

Knapp zwei Drittel der neuen Binnenflüchtlinge 
sind aus folgenden Staaten hinzugekommen: Irak, 
Syrien, Südsudan, Demokratische Republik Kongo 
sowie Nigeria. Am schli mms ten ist die Lage der Bevöl¬ 
kerung weiterhin in Syrien, wo aufgrund des Terrors 
der IS 7,6 Millionen Menschen innerhalb der Landes¬ 
grenzen vertrieben worden seien -rund 40 Prozent aller 
Einwohner. Es folgen Kolumbien und Irak. Das 
UNHCR verwies auf die jüngsten Flüchtlingsdramen 
im Mittelmeer, wo seit Jahresbeginn bereits über 1500 
Menschen ertrunken seien. 

(NDv. 7.5.2015/Azadi) 
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Kriminalitätsstatistik 2015: Wachsende 
Gewaltbereitschaft der Rechten 

Der von Bundesinnenminister Thomas de Maiziere 
vorgestellten Kriminalitätsstatistik zufolge haben sich 
insbesondere antisemitische, ffemdenfeindliche und 
rassistisch motivierte Straf- und Gewalttaten drama¬ 
tisch erhöht. So gebe es bei antisemitischen Straftaten 
einen Zuwachs um 25,2 Prozent und bei Gewalttaten 
um 18,3 Prozent. Die Zahl der Angriffe auf Asylheime 
sei auf 203 gestiegen, wobei rechtsmotivierte Täter für 
175 verantwortlich seien (58 im Jahre 2013). Auch Kir¬ 
chen, Moscheen und Synagogen blieben nicht ver¬ 
schont. 

Die Gewaltbereitschaft der Rechten bezifferte de 
Maiziere auf 1029 Fälle (Zunahme von 22,9 Prozent), 
bei den Körperverletzungen auf 900 Fälle (Zuwachs 
um 23,3 Prozent). Mit 17 020 seien die Rechten auch 
weiterhin für den größten Teil aller Straftaten (32 700) 
verantwortlich. 

(NDv. 7.5.2015/Azadi) 

ZUR SACH 


Anwälte aus Gericht geprügelt 

Am 4. Mai wollten Anwälte im Istanbuler Gerichtsge¬ 
bäude eine Presseerklärung zu den 1. Mai-Demonstra¬ 
tionen verlesen. Doch dazu kamen sie nicht: Die türki¬ 
sche Polizei prügelte die Juristen mit Schlagstöcken 
aus dem Gericht. Mit ihrer Aktion wollten die Anwälte 
gegen die massenhaften Festnahmen protestieren. Poli¬ 
zeiangaben zufolge waren es 408 
Demoteilnehmer*innen, von denen sich 235 am fol¬ 
genden Tag noch immer in Haft befanden und gegen 
zehn Haftbefehl erlassen wurde. 

Erst im April hatte die Regierung das Demo-Recht 
verschärft. 

(iw V. 5.5.2015) 

Haki Keskin (Ex-Abgeordneter der LINKEN) 
jetzt aktiv bei der .Vatan Partisi“ 

Der frühere Professor für Migrationspolitik, Haki Kes¬ 
kin, von 2005 bis 2009 Mitglied des Bundestages für 
die LINKE, hat sich anlässlich der Parlamentswahlen 
der „Vatan Partisi“ (früher Ispi Partisi - Arbeiterpartei) 
angeschlossen. Das titelte die .Berliner Zeitung 4 mit 
„Querfront auf Türkisch“. Kritiker werfen ihm vor, 
sich von einer sozialistischen zu einer rechtsoffenen 
Orientierung gewandelt zu haben. Keskin hingegen 
meint, Vatan Partisi habe ein antiimperialistisches Pro¬ 
fil und setze sich primär für eine türkische Unabhän¬ 
gigkeit ein. Zudem sei der Laizismus des Staatsgrün¬ 


Zu wenig Reformen gegen Rassismus in 
Deutschland 

Anfang Mai erörterte der Anti-Rassismus-Ausschuss 
der UN in Genf, ob und wie die 1969 in Kraft getretene 
UN-Konvention gegen Rassismus u. a. in Deutschland 
umgesetzt worden ist. Nach Ansicht von Menschen¬ 
rechtsaktivisten unternehme die Bundesregierung ent¬ 
schieden zu wenig, um den Rassismus tatsächlich und 
umfassend zu bekämpfen. Die zunehmende Zahl von 
Anschlägen auf Asylheime, Angriffe auf Flüchtlinge, 
die fragwürdigen Pegida-Demonstrationen gegen eine 
angebliche Islamisierung Europas und nicht zuletzt der 
Skandal um die Ermittlungen zu den NSU-Morden 
seien Anlass zu großer Besorgnis, weshalb strukturelle 
Reformen unumgänglich seien. 

(ND v. 7.5.2015) 


E: TÜRKEI 


ders Kemal Atatürk prägend. In zwei Punkten gebe es 
aber - im Vergleich zur LINKE - unterschiedliche 
Positionen, nämlich in der Armenierfrage und in der 
Beurteilung der PKK. 

Keskin, der zehn Jahre lang die Türkische 
Gemeinde in Deutschland geleitet hatte, ist immer 
noch zahlendes Mitglied der LINKEN und will das 
auch bleiben. 

(ND 9./10.5.2015/Azadi) 

Putsch-General Kenan Evren tot 

Im Alter von 97 Jahren starb in einer Klinik in Ankara 
der frühere General und Anführer des Militärputsches 
vom 1. September 1980, Kenan Evren. Er ließ das 
Kriegsrecht über die Türkei verhängen; etwa eine halbe 
Million Menschen wurden festgenommen, Hunderte 
starben im Gefängnis, Dutzende wurden hingerichtet 
und politische Parteien über Jahre verboten. Evren war 
Präsident von 1982 bis 1989. 

In seiner Zeit als Ministerpräsident hatte Recep 
Tayyip Erdogan im Jahre 2010 die Amnestie für 
Putsch-Anführer abgeschafft, so dass Kenan Evren 
ebenso wie der damalige Luftwaffenchef Tahsin Sahin- 
kaya 2014 zu lebenslanger Haft verurteilt wurden. 

(ND V. 11.5.2015) 
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HDP 

HALKLARIN DEMOKRfiTiK PARTiSi 

Angriffe auf Parteibüros und Mitarbeiter der 
HDP 

Selahattin Demirtas: Wir lassen uns nicht einschüchtern 

Nach Angaben der Demokratischen Partei der Völker, 
HDP, hat es - vor dem Hintergrund der bevorstehenden 
Parlamentswahlen am 7. Juni - seit April 23 Angriffe 
auf ihre Wahlbüros und Mitarbeiter gegeben. Verant¬ 
wortlich hierfür sei die islamisch-konservative Regie¬ 
rung: „Einige von der Regierung unterstützte Kräfte 
versuchen, den Aufschwung und die Kampagne unse¬ 
rer Partei zu verhindern“, erklärte die linke Partei. 
HDP-Vorsitzender Selahattin Demirtas sprach bei 
einem Wahlkampfauftritt in Mersin wenige Stunden 
nach dem am dortigen Parteibüro explodierten Spreng¬ 
satz von einer „Provokation“. Er machte klar: „Keine 
Kraft wird uns daran hindern, uns mit den Völkern der 
Türkei zu treffen. Unser Appell für ein ,neues Leben 4 
und für ,die große Menschlichkeit 4 stößt in allen Rich¬ 
tungen der Türkei auf große Zustimmung.“ 

Ministerpräsident Davutoglu verurteilte diesen 
sowie einen zeitgleich verübten Anschlag auf das 
HDP-Biiro in Adana. Er habe eine „klare Anweisung“ 
für Ermittlungen gegeben. Man werde „mit Gottes Wil¬ 
len zum 7. Juni gehen“. Staatspräsident Recep Tayypip 
Erdogan polemisierte bei einer Kundgebung in Samsun 
gegen die HDP: „Ich sage allen in der Türkei (...) - 
wollen Sie, 78 Millionen, Ihre Stimme einer politi¬ 
schen Organisation geben, die von einer Terrororgani¬ 
sation geführt wird?“ Gleichzeitig lässt Erdogan wei¬ 
terhin Friedensgespräche mit dem PKK-Vorsitzenden 
Abdullah Öcalan führen. 

(NügeNr. 720/jw v.22.5.2015/Azadi) 

Gericht erklärt Erdogans .Weißen Palast' zum 
Schwarzbau 

Das oberste Verwaltungsgericht der Türkei erklärte den 
Präsidentenpalast von Staatspräsident Erdogan einen 
Schwarzbau und die Baugenehmigung werde nachträg¬ 



lich aufgehoben, hieß es in der Entschei¬ 
dung. Nach Aussagen des Vorsitzenden 
der Architektenkammer in Ankara, Tez- 
can Karakus Candan, sei der ,Weißer 
Palast 4 genannte Amtssitz in einem 
Naturschutzgebiet errichtet worden, 
weshalb die Kammer geklagt hatte. Der 
Palast verfügt über mehr als 1.500 Zimmer. Seit 2011 
hat es mehrere Versuche gegeben, den Bau per 
Gerichtsbeschluss zu stoppen. 

Auch andere Bauprojekte im Großraum Istanbul 
sind - wie eine dritte Bosporus-Brücke - höchst 
umstritten und sorgen für heftige Debatten in der 
Öffentlichkeit. 

(taz v. 27.5.2015) 


Wer ist er - was seid Ihr ? 

Der verzweifelte Wahlkampf des Recep Tayyip (maßlos) 
Erdogan 

„Was glaubt dieser Mann eigentlich, wer er ist ?“ fragt 
Mike Szymanski in seinem SZ-Beitrag mit dem Titel 
„Im Erdogan-Land“. „Als sich Recep Tayyip Erdogan 
vor einem Jahr vom Volk zum Staatspräsidenten wäh¬ 
len ließ, bekam er eindrucksvolle 52 Prozent der Stim¬ 
men. Ein solcher Politiker müsste eigentlich gelassen 
und distanziert das Geschehen verfolgen. Und nichts 
anderes verlangt das Präsidentenamt von ihm. Es ver¬ 
pflichtet ihn sogar zur Zurückhaltung. Aber Erdogan 
zeigt keinen Respekt davor. Der 61 Jährige führt den 
Wahlkampf eines Verzweifelten. Die politische Kon¬ 
kurrenz erklärt er zu Staatsfeinden. Auf Mitarbeiter und 
Büros der prokurdischen HDP wurden schon mehr als 
100 Anschläge verübt, so vergiftet ist das Klima. [...] 
Die AKP, die 2002 noch als Modemisierungsbewe- 
gung angetreten ist und Strömungen aus dem ganzen 
Land vereinte, gibt es heute so nicht mehr. Erdogan hat 
sie auf sich ausgerichtet. Im Erdogan-Land hat nur 
noch Erdogan das Sagen. Mit neuen, harten Polizeige¬ 
setzen lässt er jeden Protest unterdrücken. ,Was glaubt 
ihr eigentlich, wer ihr seid ?‘ - auch sein Volk kann 
sich angesprochen fühlen. [...] Der 400 Millionen Euro 
Präsidentenpalast ist auch Ausdruck für die neue Abge- 
hobenheit. Jährliche Ausgaben für Dienstwagen der 
Regierung von 1,14 Milliarden Euro gelten nur noch 
als ,Peanuts 4 . In seiner Maßlosigkeit hat Erdogan die 
Wahl zur Abstimmung über sich gemacht.“ 

(Süddt.Zt. v. 29.5.2015/Azadi) 
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KURDISTAN 


Weiterhin schwere Auseinandersetzungen in Erklärung der Imrali-Delegation nach Gesprä- 


Rojava mit IS 

Anfang Mai begannen die Frauen- und Volksverteidi¬ 
gungseinheiten YPJ/YPG eine militärische Offensive, 
um die westlichen Gebiete des Kantons von Rojava, 
Cizire, von den Terrorbanden des IS zu befreien. Eige¬ 
nen Angaben zufolge konnten sie nach zwei Wochen 
bedeutende Erfolge erzielen - wie die Einnahme des 
strategisch wichtigen Hügels Evdileziz (Kezvan) sowie 
mehrerer Ortschaften. Nahe der Stadt Serekaniye sei es 
zu schweren Auseinandersetzungen mit den Dschiha- 
disten gekommen. Auch dort habe man dem IS schwere 
Verluste zufügen und militärisches Gerät vernichten 
können. Im Kanton Kobane gehen die Kämpfe eben¬ 
falls weiter. Große Mengen an Munition seien sicherge¬ 
stellt und Militärfahrzeuge beschlagnahmt worden. Die 
schweren Zusammenstöße halten Informationen des 
YPG-Pressezentrums zufolge weiterhin an. 

(ANF/NÜCE Nr. 720 v. 22.5.2015) 


chen mit KCK 

Am 19. Mai hat die Imrali-Delegation nach einem 
Treffen mit Vertretern der KCK in den nordirakischen 
Kandilbergen in Amed (türk.: Diyarbakir) eine Presse¬ 
konferenz abgehalten. Der HDP-Fraktionsvorsitzende 
Idris Baluken erklärte u.a., dass seit dem letzten Tref¬ 
fen am 5. April bei Abdullah Öcalan alle Gesprächsan¬ 
träge unbeantwortet geblieben seien: „Gegenüber 
Herrn Öcalan als Architekt des Lösungsprozesses 
wurde vonseiten der AKP-Regierung ein neues Isolati¬ 
onssystem eingesetzt. [...] Wir teilen der Öffentlichkeit 
als HDP, DBP, DTK, HDK, KJA und als Jugendbewe¬ 
gung mit, dass wir diese Situation unter keinen 
Umständen akzeptieren werden. Die Isolation zu ver¬ 
schärfen ist wie Öl auf das Feuer zu gießen.“ 

(Civaka Azad/NÜCE v. 20.. 22.5.2015) 



INTERNATIONALES 


Barzani bei Obama 

Am 5. Mai hielt sich Massud Barzani, Präsident der 
autonomen Kurdenregion im Nordirak, zu einem 
Besuch bei der US-Regierung in Washington auf. Wie 
das Weiße Haus mitteilte, sichere US-Präsident Barack 
Obama ihm weiterhin „starke und fortgesetzte“ Unter¬ 
stützung zu. Zugleich sprachen sie sich für einen 
„geeinten, föderalen und demokratischen Irak“ aus. 
Barzani habe den USA für ihre „bedeutende“ Unter¬ 
stützung seiner Peschmerga-Kämpfer bedankt. 

(ND V. 7.5.2015) 

Neue Kriegsschiffe für Israel 

Beim deutschen Thyssen-Krupp-Konzern hat Israel 
vier neue Kriegsschiffe im Wert von insgesamt 430 
Millionen Euro bestellt, die zum „Schutz von Gasfel- 
dem“ im Mittelmeer eingesetzt werden sollen. Die 
Schiffe sollen in der Kieler Werft German Naval Yards 


gebaut werden. Nach israelischen Angaben zahlt die 
Bundesrepublik wegen der systematischen Verfolgung 
und Ermordung von Millionen Juden während der NS- 
Zeit einen Zuschuss von 115 Millionen Euro für diese 
Kriegsflotte. Im Gegenzug habe Thyssen-Krupp zuge¬ 
sagt, im Zuge des Vertrages Waren im Abnehmerland 
im Wert von rund 162 Millionen Euro einzukaufen. 

(JW V. 12.5.2015) 

Vatikan: Anerkennung Palästinas als Staat 

Einer Meldung von Radio Vatikan zufolge, erkennt der 
Kirchenstaat Palästina in einem am 13. Mai vereinbar¬ 
ten „Grundlagenvertrag“ als Staat mit derzeitigem 
Regierungssitz in Ramallah an. Damit verbunden sei 
die Hoffnung auf „ein friedliches Ende des Konflikts 
mit den Israelis“, erklärte der stellvertretende Außen¬ 
minister des Papstes, Monsignore Antoine Camilleri. 
Der Staatsvertrag müsse „in naher Zukunft“ nur noch 
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von Papst Franziskus und Präsident Mahmud Abbas 
unterzeichnet werden. Hanan Ashrawi, enge Vertraute 
des verstorbenen PLO-Vorsitzenden Jassir Arafat, 
bezeichnete den Vertrag als einen „Beitrag für Frieden 
und Gerechtigkeit“, der das Recht des palästinensi¬ 
schen Volkes auf Selbstbestimmung, Freiheit und 
Eigenstaatlichkeit stärke. Dagegen zeigte sich ein Spre¬ 
cher des israelischen Außenministers „enttäuscht“. Die 
Vatikan-Entscheidung werde nicht dazu beitragen, die 
Palästinenser zu Verhandlungen über eine Friedenslö¬ 
sung zu bringen. Informationen der Vatikan-Zeitung 
Osservatore Romano zufolge sichere der palästinensi¬ 
sche Staat in dem Regelwerk der katholischen Minder¬ 
heit - ca. fünf Prozent - Gewissens-, Religions- und 
Kulturfreiheit sowie die Zulassung katholischer karita¬ 
tiver Einrichtungen zu. Darin enthalten sei außerdem 
die Abgabebefreiung für das Eigentum der katholi¬ 
schen Kirche. 

(jwv. 15.5.2015/Azadi) 

Polen zahlt Schmerzensgeld wegen Haft in 
CIA-Geheimgefängnis 

Die Regierung in Warschau hat einem ersten Terrorver¬ 
dächtigen, der in einem geheimen CIA-Gefängnis in 
Polen inhaftiert war, ein Schmerzensgeld gezahlt. 
Damit wurde ein Urteil vom Juli 2014 des Europäi¬ 
schen Gerichtshofes für Menschenrechte umgesetzt, 
das Polen zu einer Zahlung von 130 000 Euro Schmer¬ 
zensgeld an einen Palästinenser und 100 000 Euro an 
einen Mann aus Saudi-Arabien verurteilt hatte. Das 
EU-Mitgliedsland hatte die CIA bei der illegalen Inhaf¬ 
tierung der Beiden unterstützt. Die polnische Regie¬ 
rung setze sich auf diplomatischem Wege dafür ein, 
dass die Männer in den USA nicht zum Tode verurteilt 
würden. 

(NDv 19.5.2015/Azadi) 

Prinz Charles und Gerry Adams: Ein Hände¬ 
druck und die Hoffnung auf Versöhnung 

Anlässlich eines viertägigen Besuches in Nordirland, 
trafen Prinz Charles mit Gerry Adams, dem Vorsitzen¬ 
den der irisch-republikanischen Partei, Sinn Fein, 
zusammen. Seit Jahren weigert sich die britische 
Regierung, die eigene Rolle in den blutigen Auseinan¬ 
dersetzungen aufzuklären. Die Hoffnung liegt auf Prinz 
Charles, der Oberst des britischen Fallschirmjägerregi¬ 
ments „I Para“ ist, das im Januar 1972 am „Bloody 
Sunday“ 14 unbewaffnete Teilnehmer einer Demons¬ 
tration ermordete. 

In dem Konflikt um Nordirland sind von 1968 bis 
zum Friedensabkommen im April 1998 durch das Mili¬ 
tär Tausende Menschen ums Leben gekommen. Immer 
noch versucht der britische Staat zu verhindern, dass 
die Hintergründe zahlreicher Morde öffentlich werden. 
Zivile Opfer wurden als Terroristen stigmatisiert und 
illegales Vorgehen der Besatzungsmacht als „Antiter¬ 
rorkampf 4 legitimiert. 


Seit Ende April 2015 steht zum ersten Mal ein Ver¬ 
antwortlicher, Frank Kitson, vor Gericht, der in seinem 
1971 erschienenen Buch „Low Intensity Operations: 
Subversion, Insurgency, Peacekeeping“ staatsterroristi¬ 
sches Handeln als Mitte der Aufstandsbekämpfung 
rechtfertigte. Kitson war Befehlshaber der britischen 
Armee in Nordirland und wurde von der Witwe des im 
Februar 1973 in Belfast ermordeten Arbeiters Eugene 
Heenan verklagt. Sie beschuldigte ihn des Einsatzes 
probritischer Paramilitärs als Todesschwadronen. Hun¬ 
derte Menschen verloren durch die Zusammenarbeit 
des britischen Militärs und Geheimdienstes mit diesen 
Killerkommandos ihr Leben. Nach dem Händedruck 
muss nun eine Aufarbeitung der Vergangenheit folgen. 

(jwv. 21.5.2015/Azadi) 

Israels Vizeaußenministerin will „das ganze 
Land“ 

„Dieses Land gehört uns. Das ganze Land“, behauptete 
Tzipi Chotoveli, Israels neue Vizeaußenministerin, 
obwohl sie zuvor bei einem Treffen der EU-Außenbe- 
auftragten Federica Mogherini noch Friedensverhand¬ 
lungen mit den Palästinensern in Aussicht gestellt 
hatte. Zugleich sprach sie sich jedoch für eine Annek¬ 
tierung des besetzten Westjordanlandes aus. 

(jw v. 22.5.2015) 

Geheimer Pentagon-Bericht: 

Schaffung eines salafistischen Kalifats im Osten Syriens 
„strategische Chance“ / ISIS von USA und Verbündeten 
gegen Assad-Regierung aufgebaut 

Die Terrororganisation „Islamischer Staat in Irak und 
Syrien“ (ISIS) wurde von den USA geschaffen ! 

Dies offenbarte ein am Wochenende bekanntgewor¬ 
dener Bericht des US-Verteidigungsministeriums, der 
bislang streng geheim gehalten wurde. Der US-Bürger- 
rechtsorganisation „Judicial Watch“ war es gelungen, 
die Freigabe einer Reihe von US-Geheimdokumenten 
per Gerichtsbeschluss zu erwirken. Der US-Journalist 
Nafeez Ahmed entdeckte bei der Materialsichtung das 
siebenseitige Dokument des militärischen Nachrichten¬ 
dienstes des Verteidigungsministeriums (DIA) aus dem 
Jahre 2012. Zahlreiche Passagen des Papiers sind zwar 
von der Zensur entfernt worden, doch geht aus dem 
restlichen Text hervor, dass die westlichen Regierun¬ 
gen Al-Qaida-Gruppen und andere islamistische Orga¬ 
nisationen förderten, um Syriens Präsident Baschar Al- 
Assad zu stürzen. Wie sich aus den Dokumenten ergibt, 
haben sich der Westen unter Führung der USA - in 
Abstimmung mit den Golfstaaten und der Türkei - von 
Beginn an die Entstehung eines Kalifats in Syrien 
gewünscht. Hierzu heißt es in dem Papier: „Es gibt die 
Möglichkeit der Schaffung eines sich konstituierenden 
oder nicht offiziell erklärten salafistischen Kalifats im 
Osten Syriens, und das ist genau das, was die Unter¬ 
stützung der syrischen Opposition (jw: die USA und 
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ihre Verbündeten) wollen, um das syrische Regime zu 
isolieren und die schiitische Expansion im Irak durch 
Iran einzudämmen“. 

Dieses Kalifat wird in dem US-Dokument als „stra¬ 
tegische Chance“ bezeichnet, um die Ziele der US- 
Regierung in der Region zu erreichen. In dem Bericht 
wird ferner vorausgesagt, dass „das Assad-Regime 
überleben und die Kontrolle über syrisches Gebiet 
behalten“ und sich die Krise zu einem „Stellvertreter¬ 
krieg“ wandeln werde. 

„Die im Pentagon-Bericht enthaltenen Enthüllun¬ 
gen stehen im krassen Widerspruch zur offiziellen 
Syrien-Politik Washingtons und der mit ihm verbünde¬ 
ten westlichen Regierungen. Sie ist angeblich von 
Sorge um die Demokratie und Menschenrechte 
bestimmt. Erneut stellt sich das als mörderische Heu¬ 
chelei heraus, die niemanden, der über das Treiben des 
IS entsetzt ist, kaltlassen darf. Wer über den IS lamen¬ 
tiert, nicht aber Hintermänner und Unterstützer der 
Mörder-, Vergewaltiger- und Folterbande in den westli¬ 
chen Regierungen und Geheimdiensten anklagt, leistet 
zumindest verbal Beihilfe zu Verbrechen“, schrieb Rai¬ 
ner Rupp in seinem jw-Kommentar zu den Pentagon- 
Dokumenten. 

(jw v. 26.5.2015/Azadi) 


Österreich: 14-Jähriger wollte sich der Terror¬ 
miliz IS anschließen 

Gericht in St. Pölten verurteilte ihn zu 2 Jahren Haft 

In Österreich wurde ein 14-jähriger Türke vom Schöf¬ 
fensenat des Gerichts in St. Pölten zu einer Haftstrafe 
von zwei Jahren verurteilt, von denen er acht Monate 
verbüßen und sich einer Psychotherapie unterziehen 
muss. Er wollte nach Syrien reisen und sich der Terror¬ 
organisation IS anschließen. Vorher sollte noch der 
Wiener Westbahnhof in die Luft gejagt werden. Die 
Polizei war von der Mutter des Jungen und einem Leh¬ 
rer auf seine zunehmende Radikalisierung aufmerksam 
gemacht worden. Er hatte über das Internet Kontakt 
zum IS aufgenommen und sich Anleitungen zur Her¬ 
stellung von Sprengstoff heruntergeladen. Im Oktober 
2014 ist er festgenommen worden. 

Mit Rücksicht auf das Alter des Jugendlichen und 
seine Zukunft war die Öffentlichkeit von der Verhand¬ 
lung ausgeschlossen. Der Jugendliche legte auf Anra¬ 
ten ein volles Geständnis ab. 

(tazv. 27.5.2015/Azadi) 


DEUTSCHLAND SPEZIAL 


Vor 40 Jahren: Prozess-Auftakt gegen die 
RAF-Mitglieder Andreas Baader, Gudrun 
Ensslin, Ulrike Meinhof und Jan-Carl Raspe 

Pieter Bakker Schut: Stammheim war „Testplatz der 
Aufstandsbekämpfung“ 


Am 25. Mai 1975 begann in der JVA Stuttgart-Stamm¬ 
heim der Prozess gegen die damaligen Mitglieder der 
„Rote Armee Fraktion“ (RAF): Andreas Baader, Gud¬ 
run Ensslin, Ulrike Meinhof und Jan-Carl Raspe. Der 
ebenfalls angeklagte Holger Meins war am 9. Novem¬ 
ber 1974 während eines Hungerstreiks gegen die Isola¬ 
tionshaftbedingungen gestorben. 


Anarchistische Gewalttäter 

- Baader/Meinhof-Bande - 


Wegen Beteiligung an Morden, Sprengtloffverbrechen, Banküberfällen und anderen Straftaten 
werden stedtbrieflidi gesucht: 
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Das Verfahren fand nicht in einem normalen 
Gerichtsgebäude statt, sondern auf dem Gelände der 
JVA, auf dem für zwölf Millionen DM eine „Mehr¬ 
zweckshalle errichtet worden war. „Die einzige Frage, 
die zu beantworten übrig bleibt, lautet, ob unter den 
Bedingungen des Belagerungszustands ein fairer Pro¬ 
zess möglich ist“, schrieb die „Times“ zum Prozessauf¬ 
takt. Eigens für dieses Verfahren wurden zahlreiche 
Änderungen in der Strafprozessordnung („Lex RAF“) 
vorgenommen, die massive Einschränkungen der 
Rechte der Angeklagten und ihrer Verteidiger* innen 
zur Folge hatten. So konnte das Gericht weiterverhan¬ 
deln und richten, auch wenn die Angeklagten nicht 
anwesend bzw. ausgeschlossen waren. Von einem Aus¬ 
schluss betroffen waren seinerzeit ebenso die Anwälte 
Klaus Croissant, Kurt Groenewold und der heutige 
Grünen-Abgeordnete Christian Ströbele, weil sie sich 
nachdrücklich dafür einsetzten, dass sich ihre Mandan¬ 
ten vor Gericht politisch verteidigen. 

Am 9. Mai 1976 wurde Ulrike Meinhof erhängt in 
ihrer Zelle aufgefunden. Ein zweifelsfreier Suizid 
konnte jedoch nicht bewiesen werden. Der niederländi¬ 
sche Rechtsanwalt Pieter Bakker Schut (1941 - 2007) 
stellte 1986 fest: „Gesucht sind in diesem Fall immer 
noch die Täter.“ 

Die drei noch lebenden Angeklagten im Stammhei- 
mer Prozess sind wegen gemeinschaftlich begangenen 
Mordes und „Gründung einer kriminellen Vereinigung“ 
zu lebenslanger Haft verurteilt worden. 

„Zum ersten Mal in der Justizgeschichte der BRD 
wurden die Grundsätze der präventiven Konterrevolu¬ 


tion wissenschaftlich erprobt: von den Isolationshaft¬ 
programmen made in USA bis hin zum Bau eines Pro¬ 
zessbunkers auf Gefängnisgelände, vom auf seinem 
Stuhl manipulierten Gerichtsvorsitzenden bis hin zum 
offenen Gesetzesbruch durch Abhören der Verteidiger¬ 
gespräche und der Gefängiszellen, von der Zerschla¬ 
gung der Verteidigung durch Sondergesetze, Verteidi¬ 
gerausschüsse, Verhaftungen und Berufsverbote bis hin 
zur Verhängung totaler Kontaktsperren. [...] Stamm - 
heim ist zu einer Art von justiziellem Vorfeld des Krie¬ 
ges geworden, zu einem Testplatz der Aufstandsbe- 
kämpfüng“, heißt es im Vorwort zu: 

Pieter Bakker Schut: Stammheim. Der Prozeß 
gegen die Rote Armee Fraktion, Kiel 1986. 

(aus der „Geschichtsseite“ derjw v. 16./17.5.2015/Azadi) 

Sachsen prüft Verbindung von Polizei und 
Neonazi-Szene 

Das Operative Abwehrzentrum Sachsen (OAZ) prüft 
mögliche Kontakte von sächsischen Polizeibeamten 
zur Neonazi-Szene in Leipzig. Veröffentlichungen auf 
dem Intemetportal „Indymedia“ würden ernst genom¬ 
men und über die Einleitung von Straf- oder Diszipli¬ 
narstrafen gegen Beamte entschieden, sobald eine 
„Analyse der vorliegenden Erkenntnisse“ durchgeführt 
worden sei. Auf dem Portal waren u.a. Chatprotokolle 
eines Neonazis und ehemaligen Leipziger NPD-Stadt- 
ratskandidaten Alexander Kurth veröffentlicht. 

(ND v. 19.5.2015) 


NEU ERSCHIENEN 


„Alternativer Verfassungsschutzbericht“ 

2015 vorgestellt: 

Immer hemmungslosere Eingriffe in die Grundrechte der 

Am 22. Mai wurde in Karlsruhe 
der „Grundrechte-Report 2015“ 
von Dr. Constanze Kurz vorge¬ 
stellt. Sie ist Informatikerin, 
Datenschutz-Expertin und Spre¬ 
cherin des Chaos Computer 
Clubs. 

Zum 19. Mal präsentierten 
Bürger- und Menschenrechtsorga¬ 
nisationen damit den „alternativen 
Verfassungsschutzbericht“, in dem aktuelle Missstände 
u. a. im Umgang mit Flüchtlingen in Deutschland beim 
Namen genannt werden, über die unvorstellbaren Aus¬ 
wüchse geheimdienstlicher TK-Überwachung durch 
NSA und BND berichtet oder zu den massiven sozial¬ 


politischen Einschränkungen Stellung bezogen wird. 
„Der nicht nennenswert kontrollierte geheimdienstliche 
Komplex unterminiert weiterhin Brief-, Post- und 
Femmeldegeheimnis bis zur Unkenntlichkeit,“ stellte 
Kurz fest. Durch die technisierte Ausspähung werde 
„immer hemmungsloser in die Grundrechte eingegrif¬ 
fen“. In einem Gespräch mit der jungen weit, gelangt 
Elke Stevens vom Grundrechtekomitee zu dem bitteren 
Fazit, dass aus nationalem Interesse ,gute‘ Flüchtlinge 
gegen ,schlechte 4 ausgespielt würden und die eigene 
Verantwortung für die Entstehung von Fluchtursachen 
nahezu ausgeblendet werde. Jan Körte, stellvertreten¬ 
der Vorsitzender der Bundestagsfraktion DIE LINKE, 
bescheinigt den Bürgerrechtsgruppen, mit dem GRR 
„einmal mehr den Finger in die zahlreichen Wunden“ 
gelegt zu haben, „die durch staatliches Handeln unserer 
Verfassung und dem Rechtsstaat zugefügt“ worden 
sind. Deshalb - so Körte gegenüber der linken online - 
Zeitung „scharf-links“ - solle die Bundesregierang den 
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Grundrechte-Report „endlich als To-do-Liste begrei¬ 
fen“, anstatt „weiter Sonntagsreden über Freiheit, 
Demokratie und Bürgerrechte zu halten“. 

Unter dem Titel „Kurdische Aktivisten stehen noch 
immer unter dem Verdacht des Terrorismus“ ist im 
diesjährigen GRR auch ein Beitrag von AZADI enthal¬ 
ten. 

Beim GRR handelt es sich um ein gemeinsames 
Projekt von: Humanistische Union/Gustav Heinemann- 
Initiative, Internationale Liga für Menschenrechte 
(ilmr), Komitee für Grundrechte und Demokratie, Bun¬ 
desarbeitskreis Kritischer Juragruppen, Neue Richter¬ 
vereinigung, Pro Asyl, Republikanischer Anwältinnen- 
und Anwälteverein (RAV), Vereinigung demokrati¬ 
scher Juristinnen und Juristen (VDJ). 
„Grundrechte-Report 2015 - Zur Lage der Bürger¬ 
und Menschenrechte in Deutschland“, 

Fischer Taschenbuch Verlag, Juni 2015, 256 Seiten, 
10,99 € 

ISBN 978-3-596-03288-4 

Kritik an der biologischen 
Vorratsdatenspeicherung 

„Das Bundeskriminalamt ist heute im Besitz von mehr 
als einer Million DNA-Profile, die in einer Datenbank 
gespeichert sind. Mit Hilfe dieser Spuren soll jeder 
identifiziert 4 und sichtbar gemacht werden, noch Jahr¬ 
zehnte, nachdem sie oder er irgendwo etwas hinterlas¬ 
sen hat. [...] 


Polizeiliche DNA- 
Datenbanken wachsen in 
beängstigender Geschwin¬ 
digkeit und werden inter¬ 
national vernetzt. Die ein¬ 
gängige Begründung: Spu¬ 
rensammeln gegen 

Gewaltverbrechen wie 
Mord oder Vergewalti¬ 
gung. Doch das Hauptau¬ 
genmerk der biologischen 
Vorratsdatenspeicherung 
liegt längst nicht mehr auf 
Kapitalverbrechen. [...] 
Das Buch gibt einen 
umfassenden Überblick über den aktuellen Stand der 
DNA - Datenspeicherung. Die Autor* innen entmystifi- 
zieren die ,Wahrheitsmaschine 4 und zeigen Grenzen 
und Fehlerquellen im kriminaltechnischen Alltag auf. 
Sie dokumentieren ermutigende Beispiele für Protest- 
und Widerstandsaktionen Und nicht zuletzt bietet das 
Buch praktische und juristische Tipps, wie man sich 
gegen das Wattestäbchen im Mund und die Speiche¬ 
rung von DNA - Profilen wehren kann.“ Mit diesem 
Text kündigt der Verlag das vom Gen-ethischen Netz¬ 
werk herausgegebene Buch an: 

„Identität auf Vorrat. Zur Kritik der DNA-Sammelwut“ 
(VerlagAssoziation A, Oktober 2014, 136 Seiten, 14,—€) 


formt tftjl 

IDENTITÄT 

AUF VORRAT 

HJR KtlllK DEI Ol&ASAftiaWUt 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 / 16 79 39 45 
Fax: 0221 /16 79 39 48 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 

Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GENODEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


„Wer die Welt verändern will, der muss sie erkennen. 
Wer sich befreien will, braucht Genossen. Wer Kraft 
entfalten will, muss sich organisieren. Wer ein freies, 
menschliches Leben erringen, die Zukunft gewinnen will, 
der muss kämpfen.“ 

(Che Guevara) 


§ 129b-Prozess gegen Mehmet D. 
in Hamburg: 

Rechtsanwalt Ahues nennt PKK-Verbot 
sinnlose Handlung der Strafrechtspflege 

A m 20. Mai begann vor dem Hanseatischen Oberlandesgericht (OLG) das 
Hauptverfahren gegen den kurdischen Aktivisten Mehmet D. Die Bundesan¬ 
waltschaft wirft ihm vor, Mitglied in einer terroristischen Vereinigung im 
Ausland gemäß § 129b StGB zu sein; konkrete Straftaten in Deutschland werden 
dem 46-Jährigen nicht angelastet. Das spielt in Verfahren dieser Art auch keine Rolle; 
entscheidend für eine mögliche Strafbarkeit ist vielmehr die Frage, ob die PKK in der 
Türkei bzw. überall dort, wo sie bewaffnet kämpft, eine terroristische Vereinigung ist 
oder legitimen Widerstand leistet. 

Die Anklage beschuldigt Mehmet D., von Januar bis Juni 2013 als Gebietsverant¬ 
wortlicher der PKK die Region Mitte (Nordrhein-Westfalen) und dann bis Mitte 2014 
die Region Nord geleitet zu haben, (s.a. http://www.nadir.org/nadir/initiativ/ 
azadi/AZADIinfodienst/nrl47/infol47.pdf bzw. http://www.nadir.org/nadir/initia- 
tiv/azadi/AZADIinfodienst/nr 148/info 14 8 .pdf) 

Gericht lehnt Vertrauensdolmetscher ab 

Der Prozess begann - in Anwesenheit von rund 30 Besucher*innen - mit einer Aus¬ 
einandersetzung um einen Vertrauensdolmetscher, den das Gericht dem Angeklagten 
verweigerte. „Der Dynamik des Verfahrens wird so keine Rechnung getragen. Es 
muss möglich sein, mit meinem Mandanten jederzeit ohne Prozessunterbrechung zu 
sprechen“, kritisierte Rainer Ahues, Verteidiger von Mehmet D. Das Gericht jedoch 
blieb bei seiner Ablehnung. 

Verteidiger Ahues: PKK neu bewerten 

Im Eröffnungsplädoyer sprach Ahues die veränderte Lage in den kurdischen Provin¬ 
zen der Türkei, Syriens, und des Irak seit 2011 an, in der die PKK als Stabilisie¬ 
rungsfaktor zu sehen sei. „Die PKK führt Friedensverhandlungen mit der türkischen 
Regierung, während sie zugleich im nordsyrischen Rojava demokratische Strukturen 
aufgebaut hat und gegen die Terrorbanden des IS und die Al-Nusra-Front kämpft“, so 
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Ahues. Dies sei Grund genug, die Ermächtigung des 
Bundesjustizministeriums zur Strafverfolgung der 
PKK gern. § 129b StGB aufzuheben. „In Rojava leben 
sämtliche Bevölkerungs- und Religionsgruppen fried¬ 
lich zusammen. Hier zeigt sich die demokratische Aus¬ 
richtung der Organisation.“ Vor diesem Hintergrund 
halte er das PKK-Verbot für eine sinnlose Handlung 
der Strafrechtspflege. Die PKK solle neu bewertet wer¬ 
den; die Bundesanwaltschaft hingegen erstarre in den 
Erkenntnissen aus dem Jahre 2004. 

Richter forderte Bekenntnis statt politischer 
Schilderungen des Angeklagten 

Mehmet D. beschrieb die Menschenrechtsverletzungen 
und das systematische Unrecht von Regierung, Armee 
und Sicherheitskräfte seit Anfang der 1990er Jahre, 
wovon auch er und seine Familie betroffen waren. Er 
sprach die aktuelle Rolle der Türkei hinsichtlich der 
Lieferung von Waffen und anderweitiger Unterstüt¬ 
zungshandlungen für den IS an und erinnerte daran, 
dass Abdullah Öcalan Newroz 2013 zu Frieden und 
Demokratie aufgerufen habe und die PKK trotz militä¬ 
rischer Provokationen durch das Militär an seinem 
neunten einseitigen Waffenstillstand festhalte. Es sei 
„großes Unrecht“, dass die PKK auf derselben EU-Ter- 
rorliste stehe wie der IS. 

Der Vorsitzende Richter Rühle war an dieser Erklä¬ 
rung weniger interessiert. Er forderte Mehmet D. dazu 
auf, zu bestätigen, dass er PKK-Sektorleiter in 
Deutschland gewesen sei. 

Gestanzte Aussagen der BKA-Beamten im Sinne der 
Anklage 

An den folgenden Prozesstagen traten Beamte des 
Bundeskriminalamtes (BKA) in den Zeugenstand. Das 
Gericht wollte von ihnen wissen, ob und wie Mehmet 
D. in die bundes- und europaweiten PKK-Strukturen 
eingebunden war, ob er Veranstaltungen, das 
Newrozfest oder Demonstrationen wie die anlässlich 
der Ermordung von Sakine Cansiz, Fidan Dogan und 
Leyla Saylemez im Januar 2013 in Paris organisiert 
habe. Auch in diesem Prozess haben die BKA-Beam- 
ten die seit über 20 Jahren unveränderte Einstufung der 
PKK als Terrororganisation heruntergebetet. 

PKK steht für Frieden und Demokratie 

„Die BAW betreibt mit diesem Prozess eine asymme¬ 
trische Verfolgung und Außenpolitik mit den Mitteln 
des Strafrechts“, kommentierte Martin Dolzer, justiz¬ 
politischer Sprecher der Linken in der Hamburgischen 
Bürgerschaft, das Verfahren. Der Vorwurf der BAW, 
dass die kurdischen Volksverteidigungskräfte (HPG) 
Anschläge, die auf Mord und Totschlag orientiert sind, 
durchgeführt hätte, entbehren jeglicher nachvollziehba¬ 
rer Grundlage“. Es handele sich völkerrechtlich gese¬ 


hen vielmehr um eine „Auseinandersetzung zwischen 
einer staatlichen Armee und Kombattant* innen“. 

Die PKK stehe für Frieden und Demokratie, wes¬ 
halb er und Die Linke die Aufhebung des PKK-Verbots 
fordere. 

(aus Beitrag Martin Dolzer „Ein fatales Signal" im Kurdistan- 
Report Nr. 180 Juli/August 2015; 

Siehe auch: http://freemehmet.blogsport.eu) 

Bundesanwaltschaft bleibt bei rückwärts¬ 
gewandt 

Für die „junge weit“ sprach Martin Dolzer mit Rechts¬ 
anwalt Rainer Ahues 

Senat will schnellen Prozess - Lesestunden im Keller 

Auf die Frage, ob der Eindruck zutreffe, dass das 
Gericht den Prozess rasch beenden möchte und ent¬ 
sprechend das Selbstleseverfahren angeordnet hatte, 
erklärt Rechtsanwalt Ahues: „Das Selbstleseverfahren 
spielt eine unheilvolle Rolle. Sämtliche Urkunden über 
politische Aussagen der PKK, Berichte über Kongresse 
usw., sämtliche Übersetzungen von aufgezeichneten 
Telefongesprächen, die sich in den Ermittlungsakten 
befinden, wurden in insgesamt fünf Aktenordner 
gepackt und den Beteiligten übergeben, damit diese sie 
bis zu einem bestimmten Termin durchlesen. 

Das Gericht hatte es sehr eilig und wollte das 
bereits vor Beginn der Hauptverhandlung in Angriff 
nehmen. Das Gelesene wird dann Gegenstand der 
Beweisaufnahme, das Gericht kann darauf sein Urteil 
stützen. Es gibt darüber keine mündliche Verhandlung, 
sondern Lesestunden in der Besucherzelle im Keller 
der U-Haft, ohne Öffentlichkeit und Dynamik.“ 

Gericht bewertet Türkei als nicht funktionierenden 
Rechtsstaat, aber... 

Die Verteidigung hatte mehrere Anträge eingebracht, u. 
a. zur Neubewertung der PKK, zur Situation in der 
Türkei und zu den Morden an drei kurdischen Aktivis¬ 
tinnen im Januar 2013 in Paris. Warum diese Anträge 
abgelehnt wurden, erläuterte Ahues: „Das Gericht hat 
sie abgewiesen, aber immerhin festgestellt, dass es zu 
den gerichtsbekannten Tatsachen gehört, dass kurdi¬ 
sche Parteien und türkische Gewerkschaften immer 
wieder Verfolgung ausgesetzt waren, dass der türkische 
Staat bei kurdischen Demonstrationen mit massiver 
Gewalt bis hin zu Tötungen von Demonstranten vor¬ 
ging, dass Menschen festgenommen wurden und ver¬ 
schwanden, es außerdem immer wieder zu extralegalen 
Hinrichtungen kam, staatlicherseits systematisch gefol¬ 
tert wurde und es nach wie vor unfaire Gerichtsverfah¬ 
ren gibt, keine wirksamen Vorkehrungen gegen Gewalt 
gegen Frauen getroffen werden und das Recht auf freie 
sexuelle Orientierung missachtet wird. Offenbar sieht 
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das Gericht die Türkei nicht als funktionierenden 
Rechtsstaat und hat auch als erwiesen bestätigt, dass 
die Türkei den IS mit Waffen beliefert.“ 

... Interesse hat es nur an Anschlägen der PKK / Wider¬ 
standsfrage nicht erörternswert 

Auf die Frage, ob nach dieser Analyse Mehmet D. und 
andere wegen des § 129b-Vorwurfs inhaftierte Kurden 
nicht freigelassen werden müssten, sagte Rainer Ahues: 
„Den Richtern geht es allein um die Bewertung von 
Anschlägen, die die PKK auf staatliche Einrichtungen 


mit ,den Mitteln von Mord und Totschlag 4 unternommen 
haben soll. Für die Richter ist ohne Bedeutung, ob der 
Demokratische Konföderalismus Ähnlic hk eiten mit dem 
föderalen Begriff hat, die PKK keinen eigenen Staat 
mehr anstrebt und eine radikal partizipatorische demo¬ 
kratische Alternative zum repräsentativen demokrati¬ 
schen Ideal bietet. Ob Widerstand gegen systematisches 
Unrecht in der Türkei oder gegen den IS legitim sein 
könnte und Leben rettet, will das Gericht nicht erörtern.“ 
Weitere Verhandlungstermine: 16., 17. Juli, 17., 18. 
und 28. August 2015 

(jwv. 2.7.2015) 


VERBOTSPOLITIK 


Wieder Baden-Württemberg: Aufenthalts¬ 
überprüfung aufgrund von „Erkenntnissen“ 
von VS und LKA 

Die Kurdin S. T., die seit 35 Jahren in Deutschland 
lebt, erhielt Ende Mai vom Regierungspräsidium Stutt¬ 
gart die Mitteilung, dass ihre Ausweisung aus der BRD 
geprüft werde, weshalb sie sich zu den gegen sie erho¬ 
benen Vorwürfen in schriftlicher Form „in deutscher 
Sprache“ bis Anfang Juli äußern solle. 

Die Behörde bezieht sich auf „offene Erkenntnisse 
des Landesamtes für Verfassungsschutz Baden-Würt¬ 
temberg und des Landeskriminalamtes“. Danach soll 
sie in den Jahren 2007 bis 2012 an „mehreren Veran¬ 
staltungen von KONGRA-GEL-Anhängern teilgenom¬ 
men“ haben. Außerdem sei sie im Vorstand des „PKK¬ 
nahen Vereins Deutsch-kurdischer Freundschaftsver- 
eins“ einer baden-württembergischen Stadt gewesen 
und habe mehrere Versammlungen mit eindeutigem 
„PKK-Hintergrund“ angemeldet, so vor 8 Jahren zum 


Thema „Hinweise auf die Vergiftung von Abullah Öca- 
lan“. Schließlich wird ihr vorgeworfen, vor 3 Jahren 
zur stellvertretenden Vorsitzenden eines anderen kurdi¬ 
schen Vereins gewählt worden zu sein. 

Dies nimmt die Stuttgarter Behörde zum Anlass, die 
Voraussetzungen für eine Ausweisung zu prüfen. Aus 
ihren Aktivitäten müsse gefolgert werden, dass sie 
einer Vereinigung angehöre, „die den Terrorismus 
unterstützt“ oder sie „eine derartige Vereinigung unter¬ 
stützt“ (§ 54 Nr. 5 Aufenthaltsgesetz). 

Von der Kurdin wird außerdem eine detaillierte 
Aufstellung der von ihr „seit Einreise in die Bundesre¬ 
publik ausgeübten Beschäftigungen bis heute“ gefor¬ 
dert inklusive der „Adressen der jeweiligen Arbeitge¬ 
ber“. Dies habe auch für geringfügige Beschäftigungs¬ 
verhältnisse zu gelten. 

Dass diese Mitteilung „mit freundlichen Grüßen“ 
endet, darf getrost als zynisch bezeichnet werden. 

(Azadi) 
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REPRESSION 


Bundesdatenschutzbeauftragte sieht verfas¬ 
sungsrechtliche Probleme bei VS-Gesetz 

Die Bundesdatenschutzbeauftragte Andrea Voßhoff hat 
davor gewarnt, das Bundesamt für Verfassungsschutz 
(BfV) zu einer „Big Data“ auszubauen. Das von der 
Koalition geplante Gesetz werfe „erhebliche verfas¬ 
sungsrechtliche Probleme“ auf, schrieb sie nach Anga¬ 
ben des Magazins Spiegel in einer Stellungnahme an 
die Innen-Expert*innen des Bundestages. So könne 
nicht akzeptiert werden, dass Polizei und Verfassungs¬ 
schutz wie vorgesehen personenbezogene Daten 
nahezu beliebig austauschen dürften. 

(jw V. 30./31.5.2015) 

Horrorzahlen des G-7-Gipfels 

Aus Anlass des G-7-Gipfels im bayerischen Ellmau sollen 
laut Innenminister Joachim Herrmann (CSU) bei Grenz¬ 
kontrollen in Bayern 150 Straftaten aufgedeckt und etwa 60 
Haftbefehle vollstreckt worden sein. Die Bundespolizeidi- 
rektion hat 8600 Verstöße gegen das Aufenthaltsgesetz 
registriert, rund 430 Personen die Einreise verweigert und 
etwa 105 000 Menschen seien überprüft worden. 

Angaben des Einsatzleiters der bayerischen Polizei 
für den G-7-Gipfel, Robert Heimberger, zufolge waren 
insgesamt 18278 Polizisten im Einsatz - vorgesehen 
waren maximal 24000. Vom 28. Mai bis zum 7. Juni 
seien 41 Personen fest und sieben weitere in Vorbeuge¬ 
gewahrsam genommen worden. In 105 Fällen habe man 
die Identität von Demonstrierenden überprüft. Darüber 
hinaus seien weit mehr als 1000 Personen kontrolliert 
worden. Die schärfste Waffe sei jedoch gewesen, dass 
die Polizei gewaltbereite Demonstranten „mit ihrer 
Freundlichkeit zermürbt habe“, erklärte Heimberger. 

(Süddt.Ztg. V. 10.6.2015/Azadi) 

SPD stimmt Vorratsdatenspeicherung zu 

„Pirat“ Körner: SPD endgültig unwählbar geworden 

Während zahlreiche Demonstrierende am 21. Juni vor 
dem Willy-Brandt-Haus in Berlin gegen das anlasslose 
Speichern von Telefondaten protestierten, stimmte ein 
Kleiner Parteitag der SPD dem Konzept von Bundes¬ 
justizminister Heiko Maas für ein neues Gesetz zur 
Vorratsdatenspeicherung zu. Katharina Nocun von 
„Compact“ hatte dem SPD-Fraktionsvorsitzenden Tho¬ 
mas Oppermann 112 664 Unterschriften gegen dieses 
Vorhaben überreicht. 106 SPD-Gliederungen hatten 
Anträge gegen die Vorratsdatenspeicherung vorgelegt 
und elf der 16 Landesverbände die Pläne abgelehnt. 

Doch der SPD-Konvent nickte das Regierungsvor¬ 
haben bei 124 Ja- und 88 Nein-Stimmen ab, nachdem 
SPD-Chef Sigmar Gabriel zuvor mit Rücktritt gedroht 


hatte für den Fall, dass es abgelehnt wird. Künftig wer¬ 
den also Telekommunikationsunternehmen die Tele¬ 
fon- und Intemetverbindungsdaten aller Bürger zehn 
Wochen und die Standortdaten bei Handygesprächen 
vier Wochen lang gespeichert. „Die SPD-Führung ist 
dabei, die Partei endgültig zu entkernen“, kommentiert 
Jan Körte, Fraktionsvize der Linken, die Abstimmung. 
Fraktionsvorsitzende der Grünen, Katrin Göring-Eck- 
ardt drohte mit einer Verfassungsklage. Damit sei die 
SPD „am Ende ihres Weges in die Unwählbarkeit 
angelangt,“ meinte Stefan Körner, Vorsitzender der 
Piraten-Partei. 

CDU-Generalsekretär Peter Tauber sieht das natür¬ 
lich anders. Er sprach von einem „guten Tag für die 
innere Sicherheit in Deutschland“. 

(NDv. 22.6.2015/Azadi) 

Fernsehjournalist Ahmed Mansur wieder frei: 
Keine Auslieferung an Ägypten 
Intransparenz über Hintergründe der Festnahme 

Der Fernsehjournalist Ahmed Mansur wurde nach sei¬ 
ner Festnahme freigelassen und nicht an Ägypten aus¬ 
geliefert. Die Generalstaatsanwaltschaft Berlin ent¬ 
schied, einem entsprechenden Rechtshilfeersuchen der 
ägyptischen Justiz nicht zu entsprechen. Neben rechtli¬ 
chen Aspekten hätten insbesondere „nicht ausschließ¬ 
bare politisch-diplomatische Bedenken“ eine Rolle 
gespielt, hieß es in einer Mitteilung. Der Berliner Jus¬ 
tizsenator Thomas Heilmann (CDU) mit zuständigen 
Behörden und das Auswärtige Amt seien hierfür maß¬ 
geblich gewesen. „Die Bedenken gegen die Bewilli¬ 
gungsfähigkeit der Auslieferung hätte nach dortiger 
Einschätzung auch nicht durch Zusicherungen Ägyp¬ 
tens ausgeräumt werden können“, erklärt die Staatsan¬ 
waltschaft. 

Die Frage ist, ob deutsche Behörden Mansurs Fest¬ 
nahme trotz Bedenken vonseiten INTERPOLS geführt 
hatten. Angaben des Bundesinnenministeriums zufolge 
sollen deutsche Stellen ein Fahndungsersuchen über 
INTERPOL erhalten haben - eine sogenannte „Red 
Notice“, die darauf hinweist, dass ein Verdächtiger in 
einem Interpol-Mitgliedsstaat gesucht wird. INTER¬ 
POL wiederum erklärte, eine solche „Red Notice“ nicht 
ausgestellt zu haben. Mansur bestätigte, eine entspre¬ 
chende schriftliche Bestätigung bekommen zu haben, 
dass keine Grundlage für eine Festnahme außerhalb 
Ägyptens vorliege. Die Generalstaatsanwaltschaft Ber¬ 
lin hingegen erklärte, man habe Mansur aufgrund eines 
nationalen ägyptischen Haftbefehls festgenommen. 

(ND 23.6.2015/Azadi) 
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GERICHTSURTEILE 


EuGH: Deutsche Behörden dürfen Aufent¬ 
haltsrecht bei PKK-Unterstützung entziehen 

Laut einer Entscheidung des Europäischen Gerichts¬ 
hofs in Luxemburg vom 24. Juni dürfen deutsche 
Behörden kurdischen Flüchtlingen, die sich in 
Deutschland im Rahmen der Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) politisch engagieren, das Aufenthaltsrecht wie¬ 
der entziehen. 

Danach kann ein bereits erteilter Aufenthaltstitel 
widerrufen werden, „wenn zwingende Gründe der 
öffentlichen Sicherheit oder Ordnung vorliegen“; 
Voraussetzung ist jedoch eine Einzelfallprüfung. 

„Um den Aufenthaltstitel eines Flüchtlings mit der 
Begründung, dieser unterstütze eine solche terroristi¬ 
sche Vereinigung [...] müssen die zuständigen Behör¬ 
den gleichwohl unter der Kontrolle der nationalen 
Gerichte eine auf den Einzelfall bezogene Prüfüng der 
spezifischen tatsächlichen Umstände vornehmen.“ 
Weiter heißt es in der Entscheidung: „Wenn ein Mit¬ 
gliedstaat die Ausweisung eines Flüchtlings verfügt, 
dessen Aufenthaltstitel aufgehoben worden ist, aber die 
Vollstreckung dieser Entscheidung aussetzt, ist es mit 
der Richtlinie 2004/83 unvereinbar, diesem Flüchtling 


den Zugang zu den durch das Kapitel VII dieser Richt¬ 
linie gewährleisteten Vergünstigungen zu versagen.“ 

Aktenzeichen: C-373/13 

Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 
hatte dem EuGH den Fall eines Kurden vorgelegt, des¬ 
sen Aufenthaltstitel wegen Unterstützung der PKK auf¬ 
gehoben werden sollte. 

(AFPv. 25.6.2015/Azadi) 

OLG Düsseldorf verurteilt IS-Unterstützerin zu 
mehrjähriger Freiheitsstrafe 

Das Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf verurteilte 
eine 26-jährige Deutsch-Polin zu drei Jahren und neun 
Monaten Haft, weil sie die Terrororganisation „Islami¬ 
scher Staat“ (IS) unterstützt habe. Die mit einem IS- 
Kämpfer verheiratete Karolina R. habe 2013 zweimal 
für mehrere Wochen mit ihrem Mann und dem Sohn in 
Syrien gelebt, so die Richter. Die aus Bonn stammende 
überzeugte Anhängerin des IS habe nach ihrer Rück¬ 
kehr unter hier lebenden Muslimen Spenden gesam¬ 
melt und sich um deren Transfer zu ihrem Mann und 
weiteren IS-Mitgliedem gekümmert. 

(Süddt. Ztg. v. 25.6.2015) 


ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


Auf die Straße für ein Bleiberecht 



Die selbstorganisierte Gruppe CORASOL - Contre le 
Racisme Show Solidarity - führte am 11. Juni in Berlin 
eine Demonstration gegen die Verschärfung des Auf¬ 
enthaltsrechts durch. „Es ist nicht die erste Aktion, die 
sich gegen die Abstimmung des Gesetzes zur ,Neube¬ 
stimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendi¬ 
gung 4 richtet. Nach Mahnwachen, Informationsveran¬ 
staltungen und Konzerten werden auch diesmal 
Geflüchtete durch 
Theater, Musik 
und lauten empör¬ 
ten Stimmen ihren 
Protest auf die 
Straße tragen. Mit 
unserer Aktion 
sagen wir NEIN 
zur Verschärfung 
des Aufenthaltsge¬ 


setzes und NEIN zur Kriminalisierung der Flucht“, 
heißt es im Demo-Aufruf. „Migration ist kein Verbre¬ 
chen. Wir sind weder Verbrecher*innen, noch 
Pirat* innen. Wir sind einfach nur da, wo ihr seid und 
wollen bleiben. Bleiben, um zusammen eine vielfäl¬ 
tige, multikulturelle, antirassistische und gleichberech¬ 
tigte Gesellschaft aufzubauen“, sagt Emmanuel F., 
geflüchtet aus Kamerun, Aktivist bei CORASOL. 

www. corasol. blogsport.de; corasol@web. de 
(PMCorasolv. 11.6.2015) 
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Andrej Hunko (Linke): Einsatz von Drohnen 
und Kriegsschiffen „menschenverachtend“ 

„Satellitenaufklärung, Drohnen und Kriegsschiffe 
gegen Geflüchtete einzusetzen, ist menschenverach¬ 
tend und geht am Kern des Problems komplett vorbei. 
Das hierüber ausgesendete Signal ist fatal und wider¬ 
spricht einer solidarischen Nachbarschaftspolitik der 
Europäischen Union, erklärt Andrej Hunko (MdB Die 
Linke) zu der Antwort der Bundesregierung auf seine 
Kleine Anfrage zur „Satellitenaufklärung der Europäi¬ 
schen Union zur Grenzüberwachung“. 

FRONTEX observiere Schiffe per Satellit, damit 
diese von Flüchtlingen nicht mehr benutzt werden kön¬ 
nen. Seiner Kenntnis nach handelt es sich hierbei um 
ausgemusterte Frachten in Häfen der Türkei“, was 
besonders zynisch sei, denn im Gegensatz zu 


Schlauchbooten seien diese Schiffe wenigstens see¬ 
tüchtig. „Deshalb wurden sie häufig von syrischen 
Familien mit Kindern genutzt“. 

Die nun gestartete zivil-militärische EUNAVFOR- 
MED vor der libyschen Küste basiere auf Satellitenauf¬ 
klärung, wobei die beteiligten Militärs und Geheim¬ 
dienste die Daten vom EU-Satellitenzentrum in Spa¬ 
nien erhielten, das auch FRONTEX beliefere. „Die 
Bundesregierung muss erklären, inwiefern auch Behör¬ 
den in der Türkei entsprechende Daten erhält“, so 
Hunko. 

Die Antwort der Bundesregierung jedenfalls sei 
„widersprüchlich“, weil das EU-Satellitenprogramm 
eigentlich für die Umweltbeobachtung ausgelegt und 
„kaum für die Seenotrettung geeignet“ sei. 

(PMA. Hunko v. 26.6.2015) 


ZUR SACHE: TÜRKEI 


Wan: 149 Jahre Haft gegen 16 kurdische Poli¬ 
tikerinnen 

Im sogenannten KCK-Verfahren von Wan (türk.: Van) 
wurden 16 kurdische Politikerinnen, die seit 2012 vor 
Gericht standen, wegen Mitgliedschaft in einer „terro¬ 
ristischen Organisation“ zu insgesamt 149 Jahren Haft 
verurteilt. Es handelt sich um ehemalige Bürgermeis¬ 
ter, Berater von Stadtverwaltungen und insbesondere 
Aktive der damaligen prokurdischen BDP. Acht der 
kurdischen Politikerinnen sind bei der ersten Verhand¬ 
lung entlassen worden, die anderen acht bei der zwei¬ 
ten Verhandlung eineinhalb Jahre später. Die Verteidi¬ 
ger werden gegen die Urteile vor dem Obersten Gericht 
Berufung einlegen. 

(ANF/Demokratie hinter Gittern-DhG- v. 9.6.2015) 

Wahlen in der Türkei: HDP bezwingt 10 %- 
Wahlhürde 

Die in der Türkei bestehende 10 %-Wahlhürde wurde 
geknackt: Mit einem Stimmenanteil von 13 % kann die 
„Demokratische Partei der Völker“ (HDP) als große 
Gewinnerin der Wahlen für die 25. Legislaturperiode 
des türkischen Parlaments vom 7. Juni bezeichnet wer¬ 
den. Ihr Stimmenanteil steigerte sich damit um mehr 
als 200 Prozent. 

„Die HDP sind in 26 er insgesamt 81 Provinzen 
präsent. Vertreten sind sie auch in den Gefängnissen. 
Dort erhielt die HPD mit etwa 50 Prozent 15.230 Stim¬ 
men. Dies ist zugleich ein Beleg dafür, wieviel kurdi¬ 
sche politische Häftlinge in der Türkei eingekerkert 
sind“, schreibt Memo Sahin in den „Nützlichen Nach¬ 
richten“. 


Die „Partei der Gerechtigkeit und Entwicklung“ 
(AKP) von Staatspräsident Recep Tayyip Erdogan ver¬ 
lor zwar mehr als 9 Prozentpunkte, stellt dennoch mit 
40,8 Prozent die stärkste politische Kraft. Die kemalis- 
tisch-sozialdemokratische „Republikanische Volkspar¬ 
tei“ (CHP) kam auf etwa 25 Prozent und die faschis¬ 
toide „Partei der Nationalen Bewegung“ (MHP), auch 
bekannt unter dem Namen „Graue Wölfe“, steigerte 
i hr en Stimmanteil auf 16,3 Prozent und teilt sich den 
Platz als drittstärkste Fraktion mit der HDP, die eben¬ 
falls mit 80 Abgeordneten im Parlament vertreten sein 
wird. 

Selahattin Demirtas, Co-Vorsitzender der HDP 
erklärte in seinem ersten Statement, dass mit diesem 
Wahlergebnis die von Erdogan aggressiv geführte Dis¬ 
kussion um die Einführung des Präsidialsystems mit 
äußerst autoritären Zügen ihr Ende gefunden habe. 
Besonderen Dank richtete er an den PKK-Vorsitzenden 
Abdullah Öcalan, der laut Demirtas „die Phase mit sei¬ 
nen Gedanken einer demokratischen Türkei und eines 
gemeinsamen Heimatlandes unterstützt“ habe. 

Ein näherer Blick auf die Wahlergebnisse machten 
aber deutlich, „dass die Entscheidungen der Wählerin¬ 
nen und Wähler Grundtendenzen aufweisen, die in der 
Zukunft, nimmt man sie nicht ernst, gefährliche Ent¬ 
wicklungen hervorrufen können“, schreibt Cem Sey 
u.a. in seiner Analyse vom 15. Juni, die er im Auftrag 
des Bereiches Internationale Politik verfasst hat. 
Gefährlich für den Demokratiegedanken sei, dass sich 
eine „komfortable Mehrheit in der Bevölkerung jetzt 
eine Koalition zwischen der AKP und der MHP“ wün¬ 
sche. Hierdurch würde eine türkisch-sunnitische Mehr¬ 
heit einen „realpolitischen Druck auf Politiker, die in 
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diesen Tagen überlegen, welche Koalition sie eingehen 
sollten“, ausüben können. 

Die Angst sei groß, „dass der Krieg zwischen der 
türkischen Armee und der PKK wieder aufflammen“ 
könne, weil im Falle einer MHP-Beteiligung der Frie¬ 
densprozess „fast automatisch eingefroren“ würde. 

Noch einen Tag vor der konstituierenden Sitzung 
des neuen türkischen Parlaments am 23. Juni ver¬ 
schärfte Staatschef Erdogan den Streit um die Regie¬ 
rungsbildung. So drohte er mit Neuwahlen noch in die¬ 
sem Jahr, sollten sich die Parteien nicht einigen. Er 
gehe davon aus, dass sich die Regierungsbildung bis 
Mitte August hinziehen könnten. Sowohl CHP als auch 
MHP verlangen als Vorbedingung für eine Koalition, 
dass die Korruptionsermittlungen gegen vier Ex-AKP- 
Minister wieder aufgenommen werden, was die AKP 
ablehnt. In seiner Präsidentenfunktion könnte Erdogan 
das Parlament auflösen und Neuwahlen veranlassen. 

(NüceNr. 722/NDv. 23.6./Nützliche Nachrichten 6/2015/Azadi) 

Erdogan will militärische Intervention in 
Syrien und Verbindung kurdischer Kantone 
verhindern / CHP-Chef warnt vor außenpoliti¬ 
schem Abenteuer 

„Ich warne Sie, benutzen Sie nicht das Militär für ein 
außenpolitisches Abenteuer, um Ihre innenpolitischen 
Interessen durchzusetzen“, sagte Kemal Kilicdaroglu, 
Vorsitzender der sozialdemokratischen CHP. Wie 
andere befürchtet auch er, dass Präsident Recep Tayyip 
Erdogan eine Militärintervention in Syrien plant - 
quasi als Revanche für die Wahlniederlage. „Wir wer¬ 
den alles dafür tun, um zu verhindern, dass die Kurden 
in Syrien ein selbst verwaltetes autonomes Gebiet ent¬ 
lang unserer Grenze einrichten können,“ hatte Erdogan 
getönt. Er will offenbar seinen alten Plan, einen 30 
Kilometer tiefen und 90 km langen Sicherheitskordon 
einzurichten, umsetzen, nachdem die syrischen Kurden 
am 16. Juni Tal Abjad von der Terrororganisation IS 


befreit und erobert hatte. Er will das Grenzgebiet zwi¬ 
schen den kurdischen Kantonen Kobane und Afrin 
militärisch besetzen und eine Verbindung der drei Kan¬ 
tone in Rojava (Afrin, Kobane und Cizire) verhindern. 

So sehr Erdogan versucht, seine Wahlwunden auf 
diese Weise zu lecken, so wenig zeigt sich die Militär¬ 
führung zu einem Einmarsch in Syrien bereit. Man 
wolle keine Kriegsbefehle von einer abgewählten 
Regierung akzeptieren. Außerdem solle es einen 
Beschluss des UN-Sicherheitsrates geben oder eine 
offizielle Rückendeckung durch die USA, Russlands 
und des Iran. Mit Beidem dürfte nicht zu rechnen sein. 

Salih Muslim: Intervention würde Chaos in 
der Region vergrößern 

Der Co-Vorsitzende der kurdischen Partei der Demo¬ 
kratischen Einheit (PYD) Nordsyriens, Salih Müslim 
erklärte, dass eine grenzüberschreitende Operation des 
türkischen Staates sowohl für die Türkei als auch die 
gesamte Region in einer Katastrophe enden könnte: 
„Mit den Behauptungen der Türkei von einer grenz¬ 
überschreitenden Operation wollen sie angesichts ihrer 
innenpolitischen Lage einigen Stellen Botschaften 
übermitteln. Eine Intervention durch die Türkei würde 
den chaotischen Zustand der Region nur weiter vergrö¬ 
ßern.“ Außerdem werde gegen internationales Recht 
verstoßen. „Wir wollen ein System, welches in einem 
demokratischen Rahmen die Einheit Syriens und alle 
Rechte und Vorkommen schützt. Wir wollen auf der 
Grundlage von guten Beziehungen zu den Nachbarlän¬ 
dern in Kontakt zu den Gesellschaften treten. Wir sind 
ein Teil der Koalition gegen den Terror. Auf dieser 
Grundlage rufen wir die türkischen Vertreter dazu auf, 
von ihrer provokativen Politik abzurücken“, heißt es in 
der Erklärung vom 1. Juli, mit der „unsere Gesellschaft 
und die internationale Öffentlichkeit informiert wurde. 
(http://civaka-azad.org/pyd-die-tuerkei-muss-von- 
ihren-drohungen-abruecken) 

(taz / Civaka Azad v. 1.7.2015/Azadi) 


KURDISTAN 


51 Kooperativen im Kanton Afrin gegründet 

In den letzten fünf Monaten gründete das Zentrum für 
Landwirtschaft in der Stadt Mabata im Kanton Afrin 
und in 33 weiteren Dörfern 51 Kooperativen. Afrins 
Bauern und Bäuerinnen der „Union der zivilgesell¬ 
schaftlichen Organisationen“ hatten das Zentrum am 6. 
Oktober 2014 gegründet. Es besteht aus 7 Exekutivmit- 
gliedem, zwei Stellvertreter* innen, ein/e Generalsekre¬ 
tären, Schatzmeiser*in und Mitglieder in Komitees für 
Beziehungen und Kontrolle. 

(Nachrichtenagentur ANHA/1SKU v. 6.6.2015) 


Gire SpT (Tall Abyad) vom IS befreit 

Kantone Kobane und Cizire jetzt vereint 

In den Abendstunden des 15. Juni informierten die 
Kämpferinnen und Kämpfer der kurdischen Volks- und 
Frauenverteidigungseinheiten (YPG/YPJ) über die 
Befreiung der Stadt Gire Spi (arabisch: Tall Abyad) 
vom sog. Islamischen Staat (IS) und die Übernahme 
des syrisch-türkischen Grenzübergangs Akqakale. Die 
Befreiung erfolgte durch eine gemeinsame Operation 
der kurdischen Verteidigungseinheiten des Kantons 
Kobane vom Westen der Stadt und des Kantons Cizire 
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vom Osten. Zuvor war es den Kämpfer*innen bereits 
gelungen, einen Korridor zwischen den beiden Kanto¬ 
nen zu errichten. An der Befreiungsaktion beteiligt 
waren auch das Bündnis Burkan al Firat, das aus Teilen 
der Freien Syrischen Armee (FSA) besteht. Außerdem 
wurde die Operation durch Luftangriffe der internatio¬ 
nalen Koalition gegen die Stellungen des IS begleitet. 

Die Niederlage in Gire Spi stellt für den IS einen 
weiteren bedeutenden Rückschlag im Norden Syriens 
dar. Das nördlich von Rakka, der sog. Hauptstadt des 
IS, gelegene Gire Spi war für die Islamisten aufgrund 
des Grenzübergangs zur Türkei von strategischer 
Bedeutung. Auch bei dem Großangriff auf Kobane im 
September letzten Jahres war dieser Ort für die Nach¬ 
schubwege des IS wichtig. Mit der Befreiung der Stadt 
ist nun auch die Umzingelung des Kantons Kobane 
durch die Islamisten durchbrochen worden. 

(PM Civaka Azad v. 16.6.2015/Azadi) 

„Wer über gewisse Dinge den Verstand nicht 

verliert, der hat keinen zu verlieren.“ 

(Gotthold Ephraim Lessing, Dichter, 1729 -1781) 

IS sickert über Türkei erneut nach Kobane ein 

Zahlreiche Tote und Schwerverletzte 

In den frühen Morgenstunden des 25. Juni ist es im 
Zentrum von Kobane zu schweren Auseinandersetzun¬ 
gen zwischen aus der Türkei erneut in die Stadt einge¬ 
sickerten Gruppen des IS und kurdischen Volks- und 
Frauenverteidigungseinheiten YPG/YPJ gekommen. 
Die Dschihadisten jagten mehrere mit Sprengstoff 
beladene Fahrzeuge in die Luft. Bei diesem Angriff 
rund um das von der Hilfsorganisation „Ärzte ohne 
Grenzen“ eingerichtete Krankenhaus und das Kultur¬ 
zentrum sind mindestens 12 Menschen getötet und 
zahlreiche Menschen verletzt worden. 

Der türkische Gouverneur der Stadt Riha (türk.: 
Sanliurfa) bestritt, dass IS-Kämpfer aus der Türkei 
nach Kobane eingedrungen seien. Vielmehr sei der IS 
über die Stadt Jarablus (Dscharabulus) eingesickert. 
Allerdings liegt Jarablus nicht nur knapp 40 Kilometer 
von Kobane entfernt, es gibt auch keine einzige intakte 
Brücke, die über den Fluss Euphrat führt. Dadurch, 
dass die Terrorbanden mit Sprengstoff beladenen Last¬ 
wagen in die Stadt eindringen konnten, erscheint die 
Version des Gouverneurs unglaubwürdig. 

Lokale Reporter berichten, dass aktuell die Türkei 
die Grenze für die Behandlung schwerverletzter Zivi¬ 
listen verschlossen hält, weshalb sich viele Verletzte in 
einer lebensbedrohlichen Lage befinden. IS-Kämpfer 
jedoch, die sich über die Grenze zurückziehen konnten, 
griffen Zivilisten in einem naheliegenden Dorf an, 


wobei sie ein 12jähriges Kind töteten. Schutz fanden 
sie dann beim türkischen Militär. 

Zeitgleich haben in Uniform der YPG getarnte Mili¬ 
zen im Dorf Berxbotan, das 30 Kilometer südlich von 
Kobane liegt, ein Massaker an der Zivilbevölkerung 
verübt, bei dem mindestens 20 Zivilisten ums Leben 
gekommen sind und Dutzende weiterer Menschen ver¬ 
letzt wurden. 

Kobane war bereits im Herbst und Winter 2014 
Schauplatz heftiger und dramatischer Kämpfe; im 
Januar dieses Jahres hatten YPG/YPJ gemeinsam mit 
anderen kurdischen Einheiten die Stadt zurückerobert. 

„Die Bundesregierung muss sich dafür einsetzen, 
dass das türkische AKP-Regime die Grenze für huma¬ 
nitäre Hilfe statt für den IS-Terror öffnet“, erklärte die 
Sprecherin für internationale Beziehungen der Links¬ 
fraktion, Sevim Dagdelen. 

(Civaka Azad e.V./jw v. 25., 26.6.2015/Azadi) 

120 tote Zivilisten und als Sklavinnen 
verkaufte Jesidinnen 

Nach Angaben der Syrischen Beobachtungsstelle in 
London vom 26. Juni, sind von der Terrororganisation 
IS seit Beginn ihrer neuen Offensive mindestens 120 
Zivilisten an der türkischen Grenze entweder hinge¬ 
richtet oder durch Raketen und Heckenschützen getötet 
worden. Außerdem seien zahlreiche Jesidinnen von den 
Milizen als Sklavinnen verkauft worden. Aktivisten 
gaben die Zahl der Getöteten mit 146 an. Wie der Spre¬ 
cher der Kurden, Idriss Nassan , gegenüber der Deut¬ 
schen Presse Agentur sagte, durchkämmen kurdische 
Einheiten die Stadt auf der Suche nach versteckten IS- 
Kämpfem. 

(Süddt.Ztg./jw v. 27./28.6.2015/Azadi) 

YPG-Verteidigungseinheiten vertreiben IS aus 
Kobane 

Ein Sprecher der YPG erklärte, dass die kurdischen 
Verteidigungskräfte die Dschihadisten inzwischen wie¬ 
der aus der Stadt Kobane vertreiben konnten. Bei den 
Gefechten seien 60 Islamisten getötet und eine von 
ihnen genutzte Schule in die Luft gesprengt worden. 
Außerdem seien durch US-Luftangriffe weitere 18 IS- 
Kämpfer getötet worden. In der weiter östlich gelege¬ 
nen Stadt Hassaka - die gleichnamige Provinz gilt als 
strategisch wichtig - ist es zu Kämpfen zwischen dem 
IS und syrischen Streitkräften gekommen. Der Gouver¬ 
neur habe die Einwohner dazu aufgerufen, sich dem 
Kampf gegen den IS anzuschließen. Nach Angaben der 
YPG arbeite sie nicht mit den Truppen der syrischen 
Armee zusammen. 

(Süddt. Ztg. v. 29.6.2015/Azadi) 
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INTERNATIONALES 


Internationales Komitee vom Roten Kreuz 
klagt internationale Gemeinschaft an 

Das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) 
wirft der Internationalen Gemeinschaft angesichts zahl¬ 
loser bewaffneter Konflikte vor, zu versagen. Anstatt 
sich auf deren Lösung und Beendigung zu konzentrie¬ 
ren, widme sie sich vor allem der humanitären Hilfe, 
was aber nicht den politischen Einsatz für Frieden 
ersetzen könne. Die Welt befinde sich in einem „Teu¬ 
felskreis“, der die zunehmende Regionalisierung von 
Konflikten nur verlängere. So gefährde der Krieg in 
Syrien den gesamten Mittleren Osten. Dieser Konflikt 
habe in den vergangenen vier Jahren zu der „schlimms¬ 
ten humanitären Krise“ geführt. Mehr als die Hälfte der 
Bevölkerung Syriens sei auf der Flucht“, sagte der für 
IKRK-Einsätze zuständige Direktor Dominik Stillhart 
in der senegalesischen Hauptstadt Dakar. 

(NDv. 15.6.2015) 

Schottische Universität: Ehrenmitgliedschaft 
auf Lebenszeit für Abdullah Öcalan 

Am 20. Juni wurde das Gründungsmitglied der PKK, 
Abdullah Öcalan, von der Studierendenvereinigung der 
Universität der Strathclyde Students Association 
(USSA) mit der Ehrenmitgliednschaft auf Lebenszeit 
geehrt. Die Auszeichnung wurde von der Glasgowerin 
Roza Salih, Vizepräsidentin der Vereinigung der Inte¬ 


ressensvertretung der Vielfalt, übergeben. Ceylan 
Bagriyamk war stellvertretend für den auf der Gefäng¬ 
nisinsel Imrali seit 1999 inhaftierten PKK-Vorsitzen¬ 
den aus Amed nach Schottland gereist, um die Ehrung 
entgegenzunehmen. 

„Ich freue mich sehr, dass die USSA den Kampf 
Abdullah Öcalans anerkennt, indem sie ihn zu einem 
Ehrenmitglied auf Lebenszeit macht“, sagte Roza 
Salih. Er verdiene diesen Preis, weil er Demokratie für 
die Kurd* innen wolle, „um mit allen Menschen in 
einer gleichberechtigten Gesellschaft auf Grundlage 
der Menschenrechte leben zu können“. 

(NüceNr. 723 v. 20.6.2015) 

Vatikan signiert Abkommen mit Palästina 

Zwischen dem Außenminister des Vatikans, Erzbischof 
Paul R. Gallagher und dem palästinensischen Außen¬ 
minister, Riad al-Maliki wurde am 26. Juni auf dem 
Weg zur völkerrechtlichen Anerkennung Palästinas ein 
bilateraler Vertrag unterzeichnet, in dem u. a. Details 
zum Status und zur Tätigkeit der katholischen Kirche 
in Palästina geregelt ist. Gallagher äußerte sich zuver¬ 
sichtlich, dass das Abkommen ein Beitrag zur Lösung 
des israelisch-palästinensischen Konfliktes sein könne: 
„Ich hoffe, dass die Zwei-Staaten-Lösung so rasch wie 
möglich Wirklichkeit wird.“ 

(ND v. 27.728.6.2015) 


DEUTSCHLAND SPEZIAL 


Deutsche Gerichte erklären tödliche Angriffe 
in Afghanistan für erledigt: Kein Strafprozess 
gegen Oberst Klein 

Das Bundesverfassungsgericht billigte die Entschei¬ 
dung der Bundesanwaltschaft, das Verfahren gegen den 
damaligen Bundeswehr-Oberst Georg Klein einzustel¬ 
len. Dieser hatte 2009 die Bombardierung von zwei 
Tanklastwagen am Kundus-Fluss in Nordafghanistan 
veranlasst, bei der es nach offiziellen Angaben 102 
Tote und Verletzte, darunter zahlreiche Zivilisten, 
gegeben hatte. 

Ein Vater, der bei dem Angriff zwei Kinder verlor, 
hatte weitere Ermittlungen und einen Strafprozess 
gegen Klein sowie einen als Fliegeroffizier an dem 
Angriff beteiligten Hauptfeldwebel verlangt. 

(ND V. 20.721.6.2015) 


Sozialdemokratischer Waffenaufrüster 

Der Wehrbeauftragte der Bundesregierung, Peter Bar¬ 
tels (SPD), will die Bundeswehr vor dem Hintergrund 
wachsender Spannungen zwischen dem Westen und 
Russland massiv aufrüsten. „Die Toleranz für Ausrüs¬ 
tungslücken muss ein Ende haben“, erklärte er gegen¬ 
über der „Welt“. Konkret wolle er mehr Schützenpan¬ 
zer. „Bestellt sind zum Beispiel 350 Puma, das ist zu 
wenig.“ Die Verteidigungsministerin müsse „jetzt ent¬ 
weder nachordem oder entscheiden, eine bestimmte 
Zahl des alten Marder-Schützenpanzers länger zu nut¬ 
zen und zu modernisieren“. Dies gelte auch für andere 
Hauptwaffensysteme wie den Kampfpanzer Leopard II 
oder den Transportpanzer Boxer. Doch immer noch 
nicht genug: Auch müsse es eine Vollausstattung bei 
Munitionsbeständen, gepanzerten Geländewagen und 
Nachtsichtgeräten geben. Er verlange mittelfristig 1,3 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP). 

(ND v. 23.6.2015) 
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Wolfgang Gehrcke: Ukraine auf dem Weg zur Rüstungsexportbericht 2014: Weniger Aus- 
Oligarchen- und Militärdiktatur fuhren, aber mehr Kriegswaffen ins Ausland 


Zu dem vom ukrainischen Parlament verabschiedeten 
„Entkommunisierungsgesetz“ erklärte der stellvertre¬ 
tende Vorsitzende der Linksfraktion, Wolfang Gehrcke 
u.a.: 

. .Alles, was die Kiewer Machthaber für kommu¬ 
nistisch halten - Meinungsäußerungen, Organisatio¬ 
nen, Symbole, Geschichtsdarstellungen usw. - ist unter 
drastische Strafen von fünf bis zehn Jahren Gefängnis 
gestellt. Die Regierung in Kiew erklärt, dass damit die 
Kommunistische Partei der Ukraine ab sofort verboten 
sei. Das schon länger laufende gerichtliche Verbotsver¬ 
fahren wurde damit für erledigt erklärt. Das Gesetz ist 
pure Willkür und hat nichts, aber auch gar nichts mit 
Rechtsstaatlichkeit zu tun. (...) Jetzt ist die Bundesre¬ 
gierung am Zug. Sie muss beweisen, dass sie ihre Ver¬ 
sprechungen auch gegenüber Kiew aufrecht erhält und 
mit Nachdruck verficht.“ 

(jw v. 23.6.2015) 

IS-Helfer kassieren aus manipulierten Auto¬ 
unfällen 

Mutmaßliche Helfer des „Islamischen Staates“ (IS) 
sollen die Terrororganisation mit Versicherungssum¬ 
men aus bewusst herbeigeführten Autounfällen unter¬ 
stützt haben. Dieser Verdacht habe sich bei zahlreichen 
Hausdurchsuchungen in Nordrhein-Westfalen bestätigt, 
teilte die Polizei in Essen mit. Bei dem Polizeieinsatz 
in Mülheim, Oberhausen und Bonn wurde ein Ma nn 
festgenommen. 

Im Visier stehen organisierte Täter, bei denen enge 
Beziehungen zur „Lohberger Brigade“, einer Gruppe 
islamischer Kämpfer, angenommen werden. 

(Süddt. Ztg. v. 24.6.2015) 


Im vergangenen Jahr hat die Bundesregierung laut 
Rüstungsexportbericht 2014 weniger Ausführen geneh¬ 
migt als noch ein Jahr zuvor. Es wurden Exporte in 
Höhe von insgesamt 6,5 Milliarden Euro genehmigt - 
ein Rückgang von 22 Prozent. 100 Anträge seien im 
vergangenen Jahr abgelehnt worden. Gesunken ist dem 
Bericht zufolge auch der Genehmigungswert für Klein¬ 
waffen von 83 Millionen auf 47 Millionen Euro. Mat¬ 
thias Machnig, Staatssekretär im Wirtschaftsministe¬ 
rium, verwies außerdem darauf, dass das Bundeskabi¬ 
nett im Juli über die sogenannten Post-shipment-Kon- 
trollen beraten wolle. Hierbei wird geprüft, ob sich die 
gelieferten Waffen tatsächlich beim offiziellen Emp¬ 
fängerland befinden. 

Verdoppelt hat sich allerdings der Gesamtwert der 
Einzelgenehmigungen für den Export von Kriegswaf¬ 
fen. Lag er 2013 noch bei 757 Millionen Euro, betrug 
er nun fast 1,5 Milliarden Euro. Allein 77 Prozent die¬ 
ser Ausführen gingen an Drittländer - Staaten, die 
weder EU-Mitglied noch der NATO oder der NATO 
gleichgestellt sind. Hierzu zählen Panzer, U-Boote, 
Kampfflugzeuge oder Artilleriegeschütze. Für 2014 fiel 
ein hoher Anteil der Gesamtsumme auf den Export 
eines U-Bootes an Israel - allein etwa 600 Millionen 
Euro. Jan van Aken, Außenpolitiker der Linken, kriti¬ 
sierte den Bericht. Deutschland bleibe „wie seit Jahren 
unter den größten Waffenexporteuren der Welt“. Zwar 
sei der Rückgang bei der Genehmigungssumme aller 
Rüstungsgüter positiv, doch müsse als verheerend gel¬ 
ten, dass sich die Exportgenehmigungen für Kriegs¬ 
waffen verdoppelt hätten. Ähnlich bewertet dies 
Agnieszka Brugger, Sicherheitsexpertin der Grünen. 
Die Ausführen seien immer noch beschämend hoch 
und in Ländern wie Saudi-Arabien, Katar und den Ver¬ 
einigten Arabischen Emiraten würden schließlich „die 
Menschenrechte mit Füßen getreten“. 

(Siiddt.Ztg. v. 25.6.2015/Azadi) 


PERSONALIE 


Zum Tod von Prof. Arno Klönne 

Am 4. Mai wurde er 84 Jahre alt, am 4. Juni ist er in 
Paderborn gestorben: Prof. Arno Klönne, der den größ¬ 
ten Teil seines Lebens dort gelebt und an der Gesamt¬ 
hochschule gelehrt hat. 

Er promovierte bei Wolfgang Abendroth in Mar¬ 
burg, wurde Landesjugendpfleger. Thema seiner Dis¬ 
sertation war die Hitler-Jugend. In seinem Buch 
„Gegen den Strom“ schrieb er über antifaschistischen 
Widerstand von Jugendlichen. 1960 fand der erste 
Ostermarsch statt. Gemeinsam mit Andreas Büro und 
Klaus Vack wurde er Sprecher des Bündnisses „Kam¬ 



pagne für 
Abrüs¬ 
tung“. 

Auch wenn 
die Oster¬ 
märsche 
1968 zer¬ 
schlagen 
wurden, 
setzte sich 

Foto: Jochen Vogler 

Klönne gegen Aufrüstung, Antikommunismus und 


zu seite 1 


10 







Demokratieabbau ein. Zu seinem 80. Geburtstag 
erschien ein Sammelband „Oppositionsfähig werden !“ 
mit Aufsätzen von Linken verschiedener Strömungen. 
„Arno Klönne hob sich weit von denen ab, die immer 
nur Parlamentswahlen im Blick haben und Parteipro¬ 
gramme schnell wechselnden Taktiken unterwerfen“, 
schreibt Eckart Spoo in der jungen weit. „Sein Herz 
gehörte immer der APO (Außerparlamentarische 
Opposition, Azadi). Er lehrte: Ohne starke außerparla¬ 
mentarische Bewegungen ist vom Parlament nichts zu 
erhoffen.“ 


1997 gründete er zusammen mit Rolf Gössner, Otto 
Köhler, Reinhard Kühnl und Eckart Spoo die Zweiwo¬ 
chenschrift Ossietzky . Er hatte sich aus dem Heraus¬ 
geberkreis der Blätter für deutsche und internationale 
Politik wegen deren Anpassung verabschiedet. „Im 
Sterbebett schrieb er auf dem Laptop seine letzte 
,Bemerkung 4 für die Ausgabe von Ossietzky, die am 
6./7. Juni erschien. 

(aus dem Beitrag von Eckart Spoo in der jungen weit v. 8.6.2015) 


NEU ERSCHIENEN 


Über die Antisemitismus-Keule gegen Linke 

„Das ist das Bequeme am Antisemitismus-Vorwurf: Er 
muss nicht belegt, nicht argumentiert werden. (...) Die 
braucht der gewöhnliche Redakteur, der übliche Politi¬ 
ker nicht, es reicht aus, das Wort Antisemit zu benutzen 
und der so Stigmatisierte ist erledigt“, schreibt Uli Gel¬ 
lermann u. a. in seiner Rezension des kürzlich im 
PapyRossa Verlag erschienenen Buches von Wolfgang 
Gehrcke, Abgeordneter der Linkspartei. Dass die Anti¬ 
semitismus-Keule längst auch die Linkspartei erreicht 
hat, macht der Politiker an verschiedenen Beispielen 
deutlich. Die Erfahrung, dass der Mainstream 
bestimmt, wer Antisemit ist, hat Gehrcke selbst 
gemacht. So wurde er von Christian Bommarius in der 
Berliner Zeitung als „Gesinnungsgenosse“ des „rechten 
Mob“ beschimpft, weil er mit Ken Jebsen einen Aufruf 
der Friedensbewegung unterzeichnet hatte und der sei 
nunmal Antisemit. Antisemitismus-Beschuldigungen 
machten „hilflos“ und zwängen dazu, „sich zu verteidi¬ 
gen, zu rechtfertigen, wohl wissend, dass das gänzlich 
sinnlos ist“, schreibt Gehrcke über die emotionale Aus¬ 
wirkung solcher Anwürfe. 

Wolfgang Gehrcke: „Rufmord. Die Antisemitismus- 
Kampagne gegen links “ 

Papyrossa, Köln 2015, 177 Seiten, 12,90 € 

(NDv. 26.6.2015) 


Über die neuen Herausforderungen der Frie¬ 
densbewegung 

„Die Friedensbewegung in der Bundesrepublik steht 
vor riesigen Herausforderungen. Militärisches Denken 
erobert Schulen, Forschungseinrichtungen und Redak¬ 
tionen. Die kriegerische Mobilmachung Europas 
beginnt innerhalb der Mitgliedsstaaten, wenn jugendli¬ 
che Massen arbeitslos sind, und nach Außen hin bei der 
Abschottung gegen Flüchtlinge. Sie stützt sich geopoli- 
tisch auf das transatlantische ,Bündnis 4 mit den USA, 
auf neue Waffen- und Überwachungssysteme, auf 
Destabilisierung, Sanktionen und den so genannten 
Freihandel“, heißt es in der Buchankündigung des Ver¬ 
lages über den nun erschienenen Sammelband „Kriege 
im 21. Jahrhundert - Neue Herausforderungen der 
Friedensbewegung“. In drei Kapiteln - Militarisierung, 
Mobilmachung, Einspruch - befassen sich eine Reihe 
von Autorinnen, die auch als Referent*innen an der 
Antikriegskonferenz 2014 in Berlin vorgetragen haben, 
mit den verschiedenen Aspekten der künftigen Heraus¬ 
forderungen. 

Sammelband (Hrsg. Rudolph Bauer) „Kriege im 21. 
Jahrhundert - Neue Herausforderungen der Friedens¬ 
bewegung“, Sonnenberg Verlag, friedenspolitische 
Reihe, 380 Seiten, 19,80 € 

Erhältlich im Buchhandel oder direkt beim Verlag : 
info@sonnenberg.verlag.de ; Internet: 
www. sonnenbergverlag. de 


UNTERSTÜTZUNGS¬ 

FÄLLE 

In den Monaten April, Mai und Juni wurde über 10 Unterstützungsanträge entschieden und insgesamt 2378,84 € 
bewilligt. Es handelte sich um ein Interpolfahndungsersuchen, den Vorwurf von Beamtenbeleidigung bei einer 
Demonstration, Übernahme von Zahlungsverpflichtung eines § 129b-Gefangenen an eine Behörde, Verstoß gegen 
das Vereinsgesetz (Einstellung), Kostenübemahme für ein Zeitungsabo für Gefangenen, Berufüngszulassung in 
einem Ausweisungsverfahren, Bücher/CDs für Gefangenen. 

In gleichem Zeitraum wurden an §129b-Gefangene für Einkauf insgesamt 1133,- € überwiesen. 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 / 16 79 39 45 
Fax: 0221 /16 79 39 48 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 

Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GEN0DEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Schluss mit dem Krieg in Kurdistan - 
Solidarität mit Rojava - 
Weg mit dem PKK-Verbot 

N ach über 30 Jahren Krieg hatte sich - nicht zuletzt durch den Wahlerfolg der 
„Demokratischen Partei der Völker (HDP) im Juni 2015 - eine ernsthafte 
Chance auf eine politische Lösung des türkisch-kurdischen Konflikts in der 
Türkei abgezeichnet. Ende des Jahres 2012 wurden erste Gespräche mit dem inhaf¬ 
tierten PKK-Vorsitzenden Abdullah Öcalan geführt, im Frühjahr 2013 rief dieser zu 
einem Waffenstillstand auf und kündigte historische Veränderungen an. Der begon¬ 
nene Friedensprozess weckte große Hoffnungen auf eine grundlegende demokrati¬ 
sche Erneuerung in der Türkei. 

IS-Terror in Pirsüs 

Doch wurde diese Hoffnung - wieder einmal - jäh zerstört. Am 20. Juli griff die Ter¬ 
rororganisation „Islamischer Staat“ (IS) in Pirsüs (Surug) nahe der türkisch-syrischen 
Grenze eine Versammlung kurdischer und türkischer Jugendlichen an und tötete 32 
von ihnen. Etwa 300 junge Leute waren im örtlichen Kulturzentrum zusammenge¬ 
kommen, um sich von dort auf den Weg nach Kobane zu machen. Sie wollten aktiv 
mitwirken am Wiederaufbau der vom IS zerstörten Stadt im Norden Syriens 
(Rojava). 

Erdogan erklärt den Krieg und baut Mauern 

Dieser Anschlag diente dem türkischen Präsident Recep Tayyip (Sultan) Erdogan als 
Auslöser, den Waffenstillstand zwischen PKK und türkischem Staat einseitig aufzu¬ 
kündigen - eine klare Kriegserklärung! Kurz danach startete die Armee eine Doppel- 
offensive (angeblich) gegen den IS, in erster Linie aber gegen die PKK und die 
Bevölkerung. Es folgten türkeiweit Razzien, bei denen weit über 1000 Menschen in 
Haft genommen wurden, Bombardierungen von Dörfern und Städten in der Türkei 
und in Rojava, Militäroperationen gegen die PKK-Guerilla in den Kandil-Bergen des 
Nordirak, Schändungen der Leichname getöteter Guerillakämpferinnen durch die tür¬ 
kische Soldateska, Inbrandsetzung von Wäldern, die Tötung von Jugendlichen und 
die Ausrufung militärischer Sperrgebiete in Kurdistan. All dies zeigt die Stoßrichtung 
der AKP und weist in Richtung der blutigen 1990er-Jahre. 

Außerdem errichtet die Türkei an der Grenze zu Syrien (Bezirk Reyhanli in der 
Provinz Hatay) eine sieben Kilometer lange und drei Meter hohe Betonmauer. 
Laut der staatlichen Nachrichtenagentur Anadolu hebe die Armee auch Gräben 
hinter der Mauer aus. Bisher seien insgesamt mehr als 360 Kilometer entstanden 
sowie auf einer Länge von 70 km Erdwälle aufgeschüttet und 145 km Stacheldraht 
erneuert worden. Die Grenzanlage soll - offizieller Lesart zufolge - mitten durch 
das mehrheitlich von Kurd* innen bewohnte Gebiet führen und vor dem Eindrin- 
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gen des IS in die Türkei schützen. Allerdings koope¬ 
riert Ankara nachweislich mit Terrormilizen in 
Syrien. 

Schmutziger Deal mit US-Regierung 

Hierbei und bei Erdogans Forderung nach einer 
„Schutzzone“ in Nordsyrien, erhielt er Unterstützung 
durch den US-Friedensnobelpreisträger Barack 
Obama. In Telefongesprächen mit dem US-Präsidenten 
hatte Erdogan zugesagt, an der Seite der von den USA 
geführten Koalition den IS zu bekämpfen statt ihn 
offen sichtbar zu unterstützen. Es ist davon auszuge¬ 
hen, dass die USA wiederum zugesagt hat, zur syrisch¬ 
kurdischen PYD auf Distanz zu gehen und die Zusam¬ 
menarbeit mit den Kämpfer*innen von YPG und YPJ 
zu beenden. Im Gegenzug wurde der US-Luftwaffe 
erlaubt, den Militärstützpunkt im türkischen Incirlik für 
Militäroperationen u.a. in Syrien zu nutzen - ein 
schmutziger Deal! 

Doch statt die IS-Mörderbanden offensiv zu 
bekämpfen, geht die türkische Armee hauptsächlich 
gegen mutmaßliche PKK-Stellungen und die kurdische 
Bevölkerung vor. Luftangriffe gegen den IS blieben 
bisher weitgehend aus. Das passt offenbar auch den 
USA nicht. Der US-Verteidigungsminister Ash Carter 
forderte Erdogan in „regen Diskussionen“ wiederholt 
auf, sein Versprechen einzulösen und sich an den Luft¬ 
angriffen gegen den IS zu beteiligen. 

Imrali - Symbol der Rechtlosigkeit 

Von den aktuellen Entwicklungen betroffen ist auch der 
wichtigste Verhandlungsführer und Architekt des Frie¬ 
densprozesses auf kurdischer Seite, Abdullah Öcalan, 
der seit 1999 auf der Gefängnisinsel inhaftiert ist. Seit 
der Aufkündigung der Verhandlungen durch Erdogan 
ist er einer erneuten Totalisolation ausgesetzt. Während 
seinen Verteidigerinnen bereits seit 2011 jeder Kon¬ 
takt mit ihm verwehrt wird, ist es auch seinen Famili¬ 
enangehörigen nicht erlaubt, ihn zu besuchen. Die per¬ 
manente Verletzung des Rechts auf Verteidigung von 
Herrn Öcalan, wozu selbstverständlich der persönliche 
Kontakt zu seinen Anwälten gehört, ist als ein grundle¬ 
gender Verstoß gegen die Menschenrechte scharf zu 
verurteilen. Seit 16 Jahren herrscht praktisch der juris¬ 
tische Ausnahmezustand. Das Imrah-Gefängnis ist - 
ähnlich wie Guantänamo - zu einem Symbol der 
Rechtlosigkeit geworden. 

Erdogans Hass gegen HDP... 

Erdogans Absicht war es, nach den schweren Verlusten 
bei den Parlamentswahlen vom 7. Juni weder eine 
Koalition mit der CHP noch der MHP einzugehen, son¬ 
dern Neuwahlen anzustreben. Ihm war und ist wichti¬ 
ger, das Bündnis von kurdischen und emanzipatori- 
schen türkischen Kräften in der HDP zu zerstören, die 
Parlamentsabgeordneten zu kriminalisieren und so 


Abdullah Öcalan 

deren Wiedereinzug bei Neuwahlen zu verhindern, um 
seine eigene Machtposition in der Türkei aufrecht zu 
erhalten. Dafür nimmt er bürgerkriegsähnliche Unru¬ 
hen in Kauf. Die Neuwahlen sind inzwischen auf den 
1. November festgelegt. Einer Übergangsregierung hat 
er zugestimmt. 

...und Rojava 

Erdogans zweites Ziel, die Zerschlagung des syrisch¬ 
kurdischen Selbstverwaltungsprojekts Rojava und der 
Sturz von Baschar-al-Assad, hatte er sich mithilfe der 
logistischen und militärischen Unterstützung des IS 
erhofft; beides zeigte keine Wirkung. Zu verdanken ist 
dies dem konsequenten Widerstand der kurdischen 
Völksverteidigungskräfte von YPG/YPJ und der PKK- 
Guerilla, die den Terrorbanden des IS mutig die Stirn 
boten. Die Rettung der Yeziden aus Sengal im Sommer 
2014 und die Verteidigung und Befreiung von Kobane 
führten zu einer zunehmenden internationalen Aner¬ 
kennung der kurdischen Freiheitsbewegung. Das will 
Erdogan mit seinem Kurs zurückdrehen und die kom¬ 
plexe Situation in Kurdistan international wieder unter 
dem Paradigma des „Antiterrorkampfes“ abhandeln. 
Die geografische und politische Isolation soll vorange¬ 
trieben und verhinder, dass Intemationalist*innen oder 
Hilfsorganisationen zum Wiederaufbau nach Kobane 
gehen. 

Lastwagen mit Tonnen von Hilfsgütern stehen an 
den Grenzübergängen nach Syrien, die Haltbarkeit von 
Tonnen dringend benötigter Medikamente läuft ab und 
werden unbrauchbar, weil sie zu lange in der Hitze ste¬ 
hen. 

Allen Widerständen zum Trotz: Am 15. September 
2015, dem Jahrestag der Angriffe auf Kobane, ist eine 
internationale Kundgebung in Pirsüs (Suruq) geplant 
mit der Hauptforderung, dass die Türkei für Hilfsliefe¬ 
rungen einen humanitären Korridor zulässt. „Wir wol¬ 
len keine türkische NATO-Pufferzone und keine Besat¬ 
zung der Autonomiegebiete in Rojava,“ heißt es in dem 
Aufruf zur Teilnahme an der Kundgebung. Die vielen 
Menschen, die sich im letzten Jahr weltweit mit der 
Verteidigung von Kobane solidarisiert haben, sind auf¬ 
gefordert, sich in ihrer Solidarität nicht einschüchtem 
zu lassen ! 
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Unterstützt den Wiederaufbau von Kobane! 

Über die Flucht von Menschen aus Kobane und ihre 
Hintergründe, befragte die junge weit in ihrer Ausgabe 
vom 4. September den „Kurdistan-Experten“ von 
medico-intemational, Martin Glasenapp. Ein Problem 
sei, dass der der Grenzübergang zur Türkei immer wie¬ 
der versperrt werde im Gegensatz zu anderen Übergän¬ 
gen, die nicht in kurdisches Gebiet führen. Hier ließen 
die türkischen Behörden ohne weiteres Hilfsgüter 
durch. Weil Kobane sehr zerstört sei, sei es schwierig, 
„wenn alles von der Tagesform des zuständigen türki¬ 
schen Gouverneurs oder von vermeintlichen oder auch 
tatsächlichen Sicherheitsbedenken der Türkei“ 
abhänge. Das andere Problem sei die Furcht, dass sich 
der Terror des IS wiederholen könne. Dennoch würden 
„täglich etwa 2000 Bewohner“ zurückkehren, um die 
Stadt wieder aufzubauen. 

Auf die Frage, welche Rolle die Angriffe der türki¬ 
schen Armee auf Stellungen der mit den kurdischen 
Selbstverteidigungseinheiten in Syrien verbündeten 
PKK spielen, meinte Glasenapp, dass die Türkei so 
glaube, „die Widerstandsfähigkeit aller Kurden gegen 
den IS schwächen“ zu können, weshalb Erdogan auch 
Verhandlungen führe über eine sog. Sicherheitszone in 
Syrien. Er wolle verhindern, dass an der Grenze zur 
Türkei ein „demokratisches Gemeinwesen“ entstehe. 
Die Militarisierung habe „enorme Auswirkungen auf 
die syrischen Kurden in Rojava“, die immer wieder 
betonten, dass sie „das befreite Land stabilisieren, eine 
Verwaltung einrichten und die Wirtschaft in Gang brin¬ 
gen“ wollten, „damit alle Menschen bleiben“ könnten. 
Die Angriffe des türkischen Militärs würden aber letzt¬ 
lich einen neuen „Abwanderungsdruck“ erzeugen. 

Am 2. September wurde der dreijährige Aylan 
Kurdi (Aylan Shenu) am Strand nahe der türkischen 
Stadt Bodrum tot aufgefünden und von einer Journalis¬ 


tin fotografiert. Das Foto des kleinen Kurden ging um 
die Welt. Er, sein Bruder Galip und die Eltern waren 
vor dem Terror des IS aus Kobane in die Türkei geflo¬ 
hen. Sie hatten versucht, von dort auf einem Boot die 
griechische Inse Kos zu erreichen, doch es verun¬ 
glückte. Weil sie keine Schwimmwesten erhalten hat¬ 
ten, ertranken Aylan, Galip und seine Mutter Rehan, 
nur der Vater überlebte. Er kehrte nach Kobane zurück, 
wo am 4. September seine Frau und die Kinder beige¬ 
setzt wurden. 

Und Deutschland ? 

Repression wie gehabt 

Die CDU/CSU/SPD-Regierung trägt im Großen und 
Ganzen den NATO-Kurs und so die Kriegspolitik 
Erdogans mit. Weder werden Rüstungslieferungen an 
das NATO-Mitglied Türkei eingestellt noch wird die 
Kriminalisierung hier lebender politisch aktiver Kur¬ 
dinnen und Kurden beendet. 

Im November 1993 verfügte der damalige Bundes¬ 
innenminister Manfred Kanther (CDU) das PKK-Betä- 
tigungsverbot. In der Folgezeit wurden kurdische Ver¬ 
eine, Nachrichtenagenturen, Fernsehsender, Verlage 
und Zeitungsredaktionen geschlossen , nahezu alle Ver¬ 
anstaltungen - bis hin zu Hochzeiten - verboten und 
Kurdinnen und Kurden massenhaft mit Strafverfahren 
überzogen. Dutzende politische Aktivistinnen waren 
quasi über Nacht mit dem Vorwurf des Terrorismus 
konfrontiert und wurden nach dem berüchtigten § 129a 
Strafgesetzbuch (StGB) angeklagt und zu mehrjährigen 
Haftstrafen verurteilt. 

Während sich die kurdische Freiheitsbewegung in 
den vergangenen Jahren fundamental verändert und 
maßgeblich dazu beigetragen hat, einen Friedenspro¬ 
zess zur politischen Lösung des türkisch-kurdischen 
Konflikts auf den Weg zu bringen, zeigen die politisch 
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Verantwortlichen in Deutschland den Kurdinnen und 
Kurden bis heute die kalte Schulter. 

Und das bedeutet weiterhin: Einbürgerungsanträge 
werden abgelehnt, Aufenthaltserlaubnisse nicht verlän¬ 
gert, Asylanerkennungen wieder aberkannt oder Aus¬ 
weisungen angedroht. Kurdische Vereine, andere Insti¬ 
tutionen oder Vereinsmitglieder werden geheimdienst¬ 
lich observiert oder kurdische Jugendliche versucht, als 
Spitzel anzuwerben. Das Zeigen verbotener Symbole, 
das Rufen bestimmter Parolen oder das Mittragen von 
Transparenten mit dem Bild von Abdullah Öcalan auf 
Demonstrationen führt regelmäßig zu polizeilichen 
Übergriffen und Strafverfahren. 

Mit Terror-§ 129b gegen „böse“ Kurden 
Die strafrechtliche Verfolgung kurdischer Exilpoliti- 
ker*innen wurde sogar verschärft: Seit 2011 werden 
diese nach § 129b StGB als Mitglieder einer „ausländi¬ 
schen terroristischen Vereinigung“ angeklagt und ver¬ 
haftet. Zwölf derartige Verfahren hat es bislang gege¬ 
ben, die mit Freiheitsstrafen zwischen 2 Vi bis 5 Jahren 
endeten. Derzeit befinden sich fünf Kurden in Straf- 
bzw. Untersuchungshaft. 

Beim § 129b geht es einzig darum, ob das Bundes¬ 
justizministerium eine Vereinigung als terroristisch ein¬ 
stuft, weshalb es Ermächtigungen zur Strafverfolgung 
bestimmter Personen erteilt. Diese Entscheidungen 
unterliegen außenpolitischen Opportunitätserwägun¬ 
gen. Sie müssen weder begründet noch kann gegen sie 
geklagt werden. Im Gegensatz zu Prozessen gern. 
§§ 129 und 129a müssen die Gerichte bei 129b-Verfah¬ 
ren nicht beweisen, dass die Ziele der PKK auf die 
Begehung „terroristischer“ Straftaten auch in Deutsch¬ 
land gerichtet sind. Ausschlaggebend ist in allen Pro¬ 
zessen die Frage, ob die PKK in den Ländern, in denen 
sie kämpft, als terroristisch oder als legitime Wider¬ 
standsbewegung eingestuft wird. Damit sind die Staats¬ 
schutzsenate der Oberlandesgerichte davon befreit, 
sich mit den politischen Hintergründen politischer 
Konflikte auseinandersetzen zu müssen. 


Rechtsstaatlich bedenklich ist auch, dass deutsche 
Gerichte sog. Beweise aus der Türkei einholen, obwohl 
viele Aussagen oder Geständnisse dort unter nicht 
geklärten Bedingungen erlangt worden sind. Die Pro¬ 
zesse machen deutlich, dass Deutschland im türkisch¬ 
kurdischen Konflikt unmittelbarer Komplize der Tür¬ 
kei ist. Die Geheimdienste kooperieren eng miteinan¬ 
der und die türkische Justiz wird über alle Strafsachen 
gegen kurdische oder türkische Oppositionelle in 
Deutschland unterrichtet. 

18. Juli 2015: Festnahme von Ahmet C. nach § 129b StGB 
Tee- oder Essensstand? 

Zwei Tage vor dem IS-Massaker in Suru? wurde der 
kurdische Exilpolitiker und ehemalige YEK-KOM- 
Vorsitzende, Ahmet C., auf der Grundlage der Verfol¬ 
gungsermächtigung des Bundesjustizministers gemäß § 
129b vom 6. September 2011 in Stuttgart festgenom¬ 
men und ihm am nächsten Tag der Haftbefehl eröffnet. 
Seitdem befindet sich der 50-Jährige in der JVA Köln 
in Untersuchungshaft. 

Er wird verdächtigt, sich von Anfang Juni 2013 bis 
Juni 2014 als Leiter der PKK-Sektion „Mitte“ (u. a. 
Bonn, Dortmund, Düsseldorf, Essen/Bochum, Köln) 
betätigt zu haben. In dieser Funktion sei er verantwort¬ 
lich gewesen für „organisatorische, personelle sowie 
propagandistische Angelegenheiten“. Er soll die ihm 
unterstellten Gebietsverantwortlichen angewiesen 

haben, regelmäßig über das Geschehen in den Regio¬ 
nen zu berichten. Außerdem wird ihm vorgeworfen, 
mit Kadern der PKK-Europaführung „Kurdische 

Demokratische Gesellschaft“ (CDK), in Brüssel per¬ 
sönlich kommuniziert zu haben. 

In diesem wie in allen Fällen von 129b-Verfahren 
sind die Strafverfolgungsbehörden befugt, das gesamte 
Arsenal der geheimdienstlichen Überwachung gegen 
Betroffene anzuwenden. Beredte Zeugnisse des 

Umfangs der Observationsmaßnahmen legen Haftbe¬ 
fehle oder Anklageschriften ab: Seitenlang werden 
Telefonnummern dokumentiert, Telefonate, Kurzmit¬ 
teilungen, Namen der 
Gesprächspartner oder 
der Einsatz von IMSI- 
Catchern erwähnt. Selbst 
ein Dialog des Beschul¬ 
digten über die Aufstel¬ 
lung eines Standes 
scheint für die Behörden 
ein Beweis „terroristi¬ 
scher“ Unterstützungs¬ 
handlungen zu sein. 

Eine Kostprobe: 

„In puncto Stände ist was 
falsch gelaufen, ich hatte 
Essen verstanden, aber 
wir müssen am 31. den 
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Teestand aufmachen.“ Sein Gesprächspartner: 
Mensch Genosse, es kommt alles gleichzeitig, wir tun 
uns schwer, kann das kein anderes Gebiet überneh¬ 
men?“ Kurze Zeit später: „Okay, wir stellen den auf, ist 
eh nur ein Tag. Gruß“ und der Beschuldigte: „Okay, 
der wird nur am 31. benötigt.,, 

Laut Haftbeschluss des Ermittlungsrichters beim 
Bundesgerichtshof ist Ahmet C. seit Anfang Juli 2014 
innerhalb der PKK/CDK-Strukturen nicht mehr aktiv 
gewesen. Dennoch (oder gerade deshalb) hat der Bun¬ 
desgerichtshof am 9. Mai 2015 Haftbefehl gegen ihn 
erlassen ! 

Ahmet C. hat bereits Erfahrung mit der deutschen 
Justiz gemacht: Im Juli 2007 war er vom Landgericht 
Stuttgart wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz zu 
einer Freiheitsstrafe von 8 Monaten mit 3-jähriger 
Bewährungszeit verurteilt worden. 

26. August: Bedrettin K. festgenommen 

Wegen mutmaßlicher Mitgliedschaft in einer „terroris¬ 
tischen Vereinigung im Ausland“ (§ 129b Abs 1 i.V.m. 
§ 129a Abs. 1 StGB) wurde der 57-Jährige in Bonn 
festgenommen, am nächsten Tag zur Verkündung des 
Haftbefehls durch den Ermittlungsrichter des BGH 
nach Karlsruhe und anschließend ins Untersuchungs¬ 
gefängnis Hamburg-Holstenglacis verbracht. 

Ihm wird vorgeworfen, spätestens ab Mitte Juli 
2014 das PKK-Gebiet „Nord“ mit Berlin, Sachsen, 
Bremen, Hannover und Hamburg geleitet zu haben und 
seit Juli 2015 für den Sektor „Mitte“ (u. a. Köln, Düs¬ 
seldorf, Bonn, Bielefeld) verantwortlich gewesen zu 
sein. Er soll untergeordneten Kadern Weisungen erteilt 
haben und die Europaführung über Arbeitsergebnisse 
in den Regionen unterrichtet haben. 

Der Kurde war bereits 22 Jahre in türkischen 
Gefängnissen in Haft - unter anderem in dem berüch¬ 
tigten Foltergefängnis von Diyarbakir. Bedrettin K. ist 
schwer her zkr a nk . 

28. August: OLG Hamburg verurteilt Mehmet D. nach 
§129b StGB zu drei Jahren Haft 

Die Richter der 3. Kammer des Hanseatischen Ober¬ 
landesgerichts (OLG) sahen es als erwiesen an, dass 
Mehmet Demir zwischen Januar 2013 und Juli 2013 
„hochrangiger Kader“ der PKK im „Gebiet Mitte“ 
sowie im Anschluss daran bis Juli 2014 im „Gebiet 
Nord“ gewesen sei. 

Dezidiert zählte der Richter alle bewaffneten Aktio¬ 
nen der PKK im Anklagezeitraum auf dem Staatsgebiet 
der Türkei auf. Obwohl er alle diese Aktionen in 
Zusammenhang mit der Errichtung von Militärstatio¬ 
nen im türkisch besetzten Teil Kurdistans setzte, wur¬ 
den sie zur Begründung herangezogen, um Mehmet 
Demir zu verurteilen. Das Ziel der PKK sei „Mord und 
Totschlag“. 


„Obwohl das OLG der Ansicht ist, dass die Türkei 
mit dem IS zusammenarbeitet und Militär und Polizei 
systematisch Menschenrechtsverletzungen begehen, 
gesteht es den Kurd* innen in der Urteilsbegründung 
weiterhin kein Recht auf Selbstverteidigung zu“, kriti¬ 
sierte der justizpolitische Sprecher der Linken in der 
Bürgerschaft, Martin Dolzer. Eine solche Logik halte 
er für „absurd“ und eine „falsche Weichenstellung“. 

Nach der Sommerpause, am 17. August, war der im 
Mai begonnene Prozess mit dem Plädoyer der Bundes¬ 
anwaltschaft fortgesetzt worden, die eine Freiheits¬ 
strafe von 4 Jahren gefordert hatte. Sie hatten für den 
Kurden eine Freiheitsstrafe von 4 Jahren gefordert, mit 
der Begründung, dass die PKK im Anklagezeitraum 
Anschläge gegen türkische Sicherheitskräfte und Mili¬ 
täreinrichtungen in der Türkei durchgeführt habe. 

Am nächsten Tag trugen die beiden Verteidiger, 
Rechtsanwälte Necdal Disli und Rainer Ahues, vor. 
Von Anfang an hatten sie die Legitimität des gesamten 
Prozesses in Frage gestellt. Der § 129b verfolge „terro¬ 
ristische Aktionen im Ausland“ und dieses Ausland sei 
die Türkei, so Disli, die mit der Terrororganisation 
„Islamischer Staat„(IS) zusammenarbeite und sie mit 
Waffen ausstatte. Er selbst gehöre der yezidischen 
Glaubensgemeinschaft an, die vom IS brutal verfolgt 
werde. Die PKK habe Zehntausende Yeziden vor den 
Terrorbanden gerettet. Zudem müsse daran erinnert 
werden, dass Agenten des türkischen Geheimdienstes 
MIT im Januar 2013 in Paris drei kurdische Frauen 
ermordet hätten. 

Rainer Ahues kritisierte insbesondere die Praxis der 
Zeugen in allen bisherigen PKK-Verfahren. So würden 
sich BKA-Beamte, deren alleinige Aufgabe es sei, 
immer wieder zu beweisen, dass die PKK kriminell sei, 
stetig selbst aus früheren Verfahren zitieren und seien 
nicht in der Lage, Veränderungen in der Struktur und 
Ideologie der Organisation wahrzunehmen. 

In Frage stellte die Verteidigung in diesem wie in 
allen Verfahren auch die Rechtmäßigkeit der Verfol¬ 
gungsermächtigungen gern. § 129b durch das Bundes¬ 
justizministerium gegen mutmaßliche Funktionäre der 
PKK. Sie forderte das Gericht zur Rücknahme dieser 
Ermächtigung auf. Das wurde zwar abgelehnt, aber mit 
dem Hinweis, dass dies der Schlüssel für eine Ände¬ 
rung der Politik der Bundesregierung sein kö nn e. 

Beide Verteidiger forderten Freispruch für ihren 
Mandanten. 

Im sog. „letzten Wort“ des Angeklagten, beschul¬ 
digte Mehmet D. den türkischen Staat, die Friedensver¬ 
handlungen beendet zu haben und wieder mit Terror¬ 
methoden gegen Kurden vorzugehen. Dagegen setze 
sich die PKK in der Region für die Geschwisterlichkeit 
der Völker, für Frieden und Demokratie ein. „Nachdem 
die AKP und Erdogan am 7. Juni ihr Wahlziel verfehl¬ 
ten, haben sie offiziell den Kurden, der Freiheitsbewe¬ 
gung und demokratischen Persönlichkeiten den Krieg 
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erklärt und mit politischen und militärischen Angriffen 
begonnen.“ Er zitierte Ministerpräsident Davutoglu, 
der am 29. Juli im türkischen Parlament u. a. gesagt 
hatte, solange die Militär- und Polizeioperationen fort¬ 
setzen zu wollen, bis kein einziger PKKler mehr exis¬ 
tiere. Mehmet D. begrüßte die internationale Kritik am 
Vorgehen der Türkei sowie die Aufrufe, zum Friedens¬ 
kurs zurückzukehren. „Ich denke, dass diese Reaktio¬ 
nen von Institutionen und Persönlichkeiten sehr wich¬ 
tig sind. Selbst wenn sie früher hätten geschehen müs¬ 
sen, so kommen sie dennoch zum richtigen Zeitpunkt. 
Ich wünsche mir, dass weitere Forderungen und Auf¬ 
rufe erfolgen, denn diese Haltung macht allen Kurden 
und demokratischen, friedensliebenden Menschen 
große Hoffnungen“, so Mehmet D. 

Zur Urteilsverkündung am 28. August waren etwa 
40 Personen gekommen, um ihre Solidarität mit Meh¬ 
met D. zum Ausdruck zu bringen. Eine kurdische Pro¬ 
zessbesucherin zeigte sich nach dem Urteil erschüttert. 
Die PKK sei die einzige Kraft, die gegen den IS 
kämpft, erklärte sie, Terror übe der türkische Staat aus, 
der allein gestern in den kurdischen Gebieten drei Kin¬ 
der erschossen habe. 

„Wir Kurden dürfen ja nicht einmal ein Fest feiern, 
ohne als Terroristen angesehen zu werden. Nur der tür¬ 
kische Staat hat das Recht zu töten. Wenn wir uns 
gegen die Besatzung wehren, werden wir als Terroris¬ 
ten verurteilt.“ 

Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 


Waffenlieferungen an die „guten“ Kurden 

Während also Deutschland einerseits die Freiheitsbe¬ 
wegung PKK verfolgt, die im Kampf gegen den IS- 
Terror eine zentrale Rolle einnimmt und deren politi¬ 
sche Aktivisten verurteilt, unterstützt die Bundesregie¬ 
rung andererseits „ihre“ Kurden im Norden des Irak 
(Südkurdistan). Die von ihr bevorzugten Peschmergas 
der Regionalregierung des Präsidenten Masud Barzani 
von der „Demokratischen Partei Kurdistans“ (KDP) 
werden mit deutschen Waffen ausgerüstet und von Sol¬ 
daten der Bundeswehr in Deutschland bzw. dort ausge¬ 
bildet. Seit geraumer Zeit hat sie diese Unterstützung 
auch auf yezidische Peschmerga-Einheiten ausgeweitet 
- gegen die Widerstandskämpfer*innen von Sengal, 
der YBS. Wie Elke Dangeleit und Michael Knapp in 
einem „Telepolis“-Beitrag schreiben, hat die KDP bei 
vielen Yeziden jede Legitimität verloren, nachdem 
deren Peschmergas die Bevölkerung von Sengal beim 
IS-Angriff im letzten Jahr völlig im Stich gelassen 
habe. Weil aber die YBS das basisdemokratische 
Modell der Demokratischen Autonomie von Rojava 
unterstützen, setze die Bundesregierung auch hier eher 
auf autoritär-feudale kurdische Kräfte in der Region, 
statt Projekte mit multiethnischem und multireligiösem 
Charakter zu unterstützen. 

Dieses doppelbödige Verhalten der Bundesregie¬ 
rung - die einen als Terroristen zu stigmatisieren und 
die anderen zu umarmen, eine klassische Teile-und- 
herrsche-Politik - ist scharf zu verurteilen und muss 
endlich beendet werden. 


VE RBOTAS PRAXIS 


Mainz in Verbotshochstimmung 

Angesichts der von US-Präsident Barack Obama und 
der NATO politisch unterstützten Luftangriffe des tür¬ 
kischen Militärs auf mutmaßliche PKK-Stellungen in 
den nordirakischen Kandil-Bergen, hatte die Linksju¬ 
gend in Mainz zu einer Demonstration „Gegen den 
Terror des türkischen Staates“ am 29. Juli aufgerufen. 
Der Auflagenbescheid des Mainzer Ordnungsamtes 
hatte es dann in sich! 

So wurden u. a. Fahnen und Flaggen mit dem Bild 
von Abdullah Öcalan untersagt, „der PKK naheste¬ 
hende Organisationen/Parteien, namentlich die YXK, 
Ciwan Azad/Komalen Ciwan, YPG/YPJ, PYD und 
HPG“ und sogar „rot/gelb/grüne Fahnen/Flaggen (auch 
in anderer Farbreihenfolge)“. 

Gegen den Auflagenbescheid hat der Anmelder 
Widerspruch eingelegt und insbesondere einige Flag¬ 
genverbote als rechtswidrig angegriffen: YPG/YPJ 
seien eigenständige, von der PKK unabhängige Orga¬ 
nisationen und fielen deshalb nicht unter das Verbot. 
Dies treffe auch auf Ciwanen Azad und den Verband 


der Studierenden aus Kurdistan (YXK) zu. Bei beiden 
handele es sich um eingetragene Vereine, deren Mit¬ 
glieder durch ein Verbot in ihrer Meinungs- und Verei¬ 
nigungsfreiheit eingeschränkt würden. Auch die kurdi¬ 
sche Minderheit habe in Deutschland ein Recht, sich zu 
organisieren, argumentierte der Anmelder. 
(Anmerkung: Der 1. Strafgerichtshof von Adiyaman 
hat am 9. Juli sechs Personen zu einer Freiheitsstrafe 
von einem Jahr auf Bewährung verurteilt, weil sie im 
Januar dieses Jahres auf einer HDP-Kundgebung u.a. 
„Es lebe die YPG“ gerufen hatten. Nach Auffassung 
des Gerichts sei damit eine Terrororganisation unter¬ 
stützt worden, was von den Angeschuldigten vehement 
bestritten wurde. Eine solche Einstufung sei nach dem 
türkischen Antiterrorgesetz ausgeschlossen, weil die 
Organisation dort auf keiner Verbotsliste stehe, kom¬ 
mentierte Osman Sürat, Vorsitzender der Zweigstelle 
Adiyaman des Menschenrechtsvereins IHD, das Urteil. 
Es zeigt nur wieder einmal die Gemeinsamkeit türki¬ 
scher und deutscher Behörden im Vorgehen gegen 
Kurd*innen und ihre Organisationen.) 
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Bevor das Verwaltungsgericht (VG) Mainz in diesem 
Rechtsstreit eine Entscheidung traf, nahm das Ord¬ 
nungsamt das Verbot des Zeigens von Fahnen in den 
kurdischen Farben rot/gelb/grün zurück. Aber nur das. 
In ihrer Stellungnahme wies die Behörde noch darauf 
hin, dass es sich bei der Partei PYD um den „syrischen 
Ableger der PKK“ handele. Zwar habe sich YPG/YPJ 
im Kampf gegen den IS verdient gemacht, doch könne 
nicht bestritten werden, dass sie den militärischen Arm 
der PYD bildeten. Weil die Partei in ihrer Satzung 
Abdullah Öcalan als „Anführer sämtlicher Kurden“ 
anerkenne, sei sie halt Ableger der PKK. 

Die Vereine Ciwanen Azad/Komalen Ciwan und 
YXK seien zwar nicht verboten, dennoch seien die 
„Symboliken dieser Vereine aufgrund der nachweisli¬ 
chen PKK-Verbindungen sehr gut geeignet, das PKK- 
Verbot zu umgehen“. Gerade wegen der Thematik der 
Versammlung sei zu erwarten, dass Fahnen und Flag¬ 
gen dazu genutzt würden, „um das PKK-Verbot zu 
umgehen und für diese Organisation, welche auch nach 
wie vor von der Europäischen Union und deren Mit¬ 
gliedstaaten als Terrororganisation erachtet wird, Wer¬ 
bung zu machen und zu Solidarität mit dieser aufzuru¬ 
fen“. Es habe sich außerdem gezeigt, dass bestimmte 
Personen, denen „Verbindungen zur PKK nachzuwei¬ 
sen“ seien, bei Demonstrationen zumThema „Kobane“ 
beteiligt gewesen seien. Diese würden auch diesen 
Aufzug zur Werbung für die PKK nutzen. 

Am 31. Juli lehnte die 1. Kammer des VG Mainz 
den Eilantrag ab und bestätigte die weitergehenden Ver¬ 
bote „im Rahmen der Interessenabwägung“ als recht¬ 
mäßig. Für die Rechtfertigung von Auflagen müsse eine 
ausreichende Grundlage vorliegen, die in diesem Fall 


zutreffend gewesen sei. Insbesondere wegen des „The¬ 
mas des Aufzuges“ läge es nahe, „dass durch die Ver¬ 
wendung dieser Fahnen/Flaggen o.ä. das Verbot umgan¬ 
gen werden“ solle. Das PKK-Verbot umfasse „alle 
Handlungen, die für diese verbotene Vereinigung vor¬ 
teilhaft“ sei und „unter Umständen sogar als Propa¬ 
ganda“ verstanden werden könne. Der Anlass des Auf¬ 
zuges, „nämlich das militärische Vorgehen der Türkei 
gegen die PKK“ lege nicht nur nahe, sondern „dränge 
sich gerade auf, dass durch die von nahestehenden 
Organisationen verwendenden Fahnen auf die PKK hin¬ 
gewiesen und für diese letztlich geworben“ werden 
solle. Deshalb seien die Verbote nicht zu beanstanden. 

Gegen diese Entscheidung wurde Beschwerde beim 
OVG Rheinland-Pfalz eingelegt. 

(Azadi) 

Özdemirs falscher Zeitpunkt 

Der Vorsitzende der Bündnisgrünen, Cem Özdemir, 
hatte in einem Gespräch mit der Tageszeitung „Die 
Welt“ auf die Frage: „Wenn man die Kurden stärken 
will, müsste dann nicht Deutschland das PKK-Verbot 
aufheben?“ geantwortet: 

„Das wäre jetzt der falsche Zeitpunkt, schließlich 
hat die PKK wieder zur Gewalt gegriffen und damit 
selber dazu beigetragen, dass diese Frage wieder in die 
Ferne gerückt ist. Aber für alle Ewigkeit ausschließen 
will ich das nicht. Doch das hat die PKK selber in der 
Hand. Und jede Bombe ( sic ! ) der PKK ist nicht nur 
ein barbarischer Akt, sondern stärkt in der Türkei die 
nationalistischen Kräfte und schwächt die HDP“ 
(http://welt.de/politik/ausland/articlel45249651/Tuer- 
kei-gefaehrdet-Sicherheit-deutscher-Soldaten.html) 


GEGEN DIE 
VERBOTSPRAXIS 


Nachdenken über und Forderung nach 
Verbotsaufhebung 

Im Anschluss an eine Veranstaltung des dju-Landesver- 
bandes Hessen im Frankfurter Gewerkschaftshaus über 
die Auswirkungen der bundesdeutschen Verbotspolitik 
auf die freie Meinungsäußerung von Kurdinnen und 
Kurden, bestand Einigkeit darüber, dass das PKK- 
Betätigungsverbot überdacht bzw. aufgehoben werden 
sollte. 

Der ebenfalls anwesende SPD-Bundestagsabgeord- 
nete Rüdiger Veit versprach, in der SPD eine Diskus¬ 
sion zu dem Thema anstoßen zu wollen. 

Eine kurdische Schülerin hatte darauf hingewiesen, 
dass sie in ihrem Gymnasium keine offene Diskussion 


über kurdische Politikerinnen führen könne und die 
Vorurteile über die kurdische Bewegung sehr stark 
seien. 

Mahmut Seven von der Tageszeitung „Yeni Özgür 
Politika“ berichtete über aktuelle Verfahren gegen kur¬ 
dische Politiker und über straf- und verwaltungsrechtli¬ 
che Folgen für politisches Engagement von 
Kurd* innen. Wenn sich auch die Berichterstattung in 
deutschen Medien seit dem vergangenen Jahr verbes¬ 
sert habe, vermisse er jedoch eine notwendige Aufklä¬ 
rung über die demokratischen und überkonfessionellen 
Ziele der kurdischen Bewegung und ihrer 
Kämpfer*innen. 

Joachim Legatis vom dju-Landesvorstand erinnerte 
auch an die Patenschaft der dju Hessen für Ömer Celik. 
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Der Journalist steht in der Türkei wegen angeblicher 
Unterstützung einer PKK-nahen Organisation vor 
Gericht. Dafür drohen ihm mehrere Jahre Haft, weil er 
über die aktuelle politische Situation berichtet hatte. 

(aus der Pressemitteilung der dju in ver.di Hessen v. 24.7.2015) 

„Herkules“ mit PKK-Fahne 

In einer Pressemitteilung „Weg mit dem Verbot der 
PKK“ vom 4. August begrüßte die „Apoistische 
Jugendinitiative Europa“ eine einwöchige Aktionswo¬ 
che, in deren Verlauf u. a. eine 6x8 Meter große PKK- 
Flagge am Weltkulturerbe „Herkules“ im Bergpark von 
Kassel angebracht worden war. 

In einem Begleittext mit den Forderungen „Wir for¬ 
dern ein sofortiges Stopp der Waffenlieferungen der 
BRD an die türkische Regierung und die umgehende 
Aufhebung des PKK-Verbots“ wird aufgrund der deut¬ 
schen Rüstungsexporte an die Türkei auf die Mitver¬ 
antwortung der Bundesregierung „für die vielen politi¬ 
schen Morde an Kurd* innen und türkischen Oppositio¬ 
nellen“ hingewiesen. Die PKK sei eine „Freiheitsbewe¬ 
gung, die um die Freiheit aller unterdrückten 
Menschen und gegen jede Form von Herrschaft und 
Ausgrenzung“ kämpfe. Sie als terroristische Vereini¬ 
gung zu diffamieren, sei „politisches Kalkül mit der 
Absicht, den kurdischen Freiheitskampf zu schwächen 
und jegliche emanzipatorische Bestrebungen zu ersti¬ 
cken“. Die BRD komme der AKP-Regierung entgegen, 
„indem sie die kurdische Freiheitsbewegung unter dem 
Vorwand der Terrorismusbekämpfung und mit Hilfe 
des sehr dehnbar angewandten § 129b auch in 
Deutschland mit Repression“ überziehe. 

(aus PM v. 04.08.2015/Azadi) 

Gesellschaft für bedrohte Völker ruft zur 
Aufhebung des PKK-Verbots auf 

„Bundesregierung soll PKK-Verbot aufheben“, appel¬ 
lierte die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) e.V. 
in einer Pressemitteilung vom 7. August, mit dem die 
Bundesregierung ein „Zeichen gegen die zerstörerische 


Kurdenpolitik des türkischen Präsidenten Recep 
Tayyip Erdogan“ setzen könne. 

„Die meisten PKK-Anhänger haben sich vorbild¬ 
lich verhalten und sind überzeugend für eine Demokra¬ 
tisierung der Türkei eingetreten“, erklärt Tilman Zülch, 
GfbV-Generalsekretär, was Deutschland und Europa 
anerkennen müsse. Die Angriffe der türkischen Sicher¬ 
heitskräfte auf angebliche PKK-Unterstützer in der 
Türkei bezeichnete er als „abgekartetes Kalkül“, um 
die Kurden in der Weltöffentlichkeit „pauschal zu dis¬ 
kreditieren“. „Dabei hat die PKK zehntausende flie¬ 
hende kurdische Yeziden, Christen und die von den 
Terrormilizen des Islamischen Staates bedrängten 
Enklaven in Schutz genommen und viele Menschenle¬ 
ben gerettet, während die türkischen Sicherheitskräfte 
die Rettungsaktionen durch lang anhaltende Grenzblo¬ 
ckaden erheblich erschwert“ hätten, so Zülch weiter. 

Erdogan spiele mit dem Leben seiner Bevölkerung 
und dürfe darin nicht bestärkt werden. 

(aus PM GfbVv. 7.8.2015) 

„No Pasaran“-Demo in Köln: 

Kein Fußbreit für den AKP- und IS-Faschismus - Stoppt 
den Krieg“ 

Nach Angaben der Veranstalter haben sich am 8. 
August fünfzehntausend Menschen an der Demonstra¬ 
tion in Köln beteiligt. Über 50 verschiedene Gruppen 
und zivilgesellschaftliche Organisationen hatten dazu 
aufgerufen, sich gegen den durch Erdogan aufgekün¬ 
digten Friedensprozess mit der kurdischen Bewegung 
und gegen den neu entfachten Krieg in der Türkei zu 
erheben. 

Alle Redner* innen übten scharfe Kritik an der 
AKP-Regierung, die unter dem Deckmantel der angeb¬ 
lichen Bekämpfung des IS insbesondere gegen die 
PKK, die Demokratische Partei der Völker (HDP), kur¬ 
dische und alevitische Linke vorgeht. Sevim Dagdelen, 
Bundestagsabgeordnete der Linken, nannte die Unter¬ 
stützung der Bundesregierung für das NATO-Land 
Türkei „einfach nur ekelhaft“. Sie forderte ein Ende 
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Tatort-Kurdistan Kundgebung am 29. 

der Rüstungsexporte dorthin. „Es ist unerträglich, dass 
die Bundesregierung auch noch jemandem hilft, der 
Terror gegen Kurden, Alawiten, Christen, Jesiden und 
Drusen fördert, weil es ihr geopolitisch zupass 
kommt.“ Damit mache sich die Bundesregierung mit¬ 
schuldig „an den barbarischen Massakern der Mörder¬ 
banden“. 

Die Co-Vorsitzende der HDP, Figen Yüksedag, 
äußerte sich ähnlich und warnte: „Die Stimme der Kur¬ 
den soll erlöschen“. Yilmaz Günay, Vizevorsitzender 
der Föderation der jesidischen Vereine sagte, dass es 
nicht sein könne, „dass diejenigen, die das Leben von 
Hunderttausenden gerettet haben, jetzt mit dem Islami¬ 
schen Staat auf eine Stufe gestellt und bekämpft wer¬ 
den“. 

Jan Henkel von „Kein Mensch ist illegal“ kritisierte 
das „zynische Machtkalkül“ von Erdogan und Davu- 
toglu und rief dazu auf, die Kriegstreiber zu stoppen. 


„... Vor allem ist es nötig, politischen 
Druck zu erzeugen, damit zum Beispiel 
8.2015 in Bonn (] as PKK-Verbot in der BRD endlich auf¬ 
gehoben oder der ,Kurdische Rote Halbmond 4 (Heyva 
Sor a Kurdistane, der in der Nähe von Bonn ansässig 
ist, Azadi) endlich als Hilfsorganisation anerkannt 
wird,“ sagte Michael Wilk, Arzt in Wiesbaden, u. a. in 
einem Gespräch mit der jungen weit vom 2. Septem¬ 
ber. Seit Ende 2014 unterstützt er die Gesundheitsver¬ 
sorgung im nordsyrisch-kurdischen Gebiet Rojava. 
Erst kürzlich hat er zum dritten Mal in diesem Jahr das 
autonome Kurdengebiet bereist, um die von einer deut¬ 
schen Firma gespendeten Ersatzteile von Dialysegerä¬ 
ten der Klinik von Derik zu übergeben. Der Ort liegt 
ca. 400 km von Kobane entfernt, das zu 90 Prozent 
durch den IS zerstört wurde. Diesmal wollte er auch 
die „schätzungsweise etwa 2,2 Millionen Einwohner 
der Region bei Nierenerkrankungen gesundheitstech¬ 
nisch“ unterstützen. 

(jwv. 02.09.2015/Azadi) 


An „unsere Freunde“ appellierte er: „Ihr 
seid so viele Wege gegangen ! Ihr habt so 
viel erreicht. Geht weiter den Weg des 
Friedens, der Freundschaft zwischen den 
Völkern !“ Von der Bundesregierung for¬ 
derte Henkel: „Macht der türkischen 
Regierung klar, dass ein neuer Krieg kein 
Weg sein kann. Und: Hebt endlich das 
Verbot der PKK in Deutschland auf!“ 

(jwv. 10.08.2015/Azadi) 

Michael Wilk: PKK-Verbot endlich 
aufheben! 


REPRESSION 


Berlin: 1,5 Millionen Telefonate abgehört 

Alleine in Berlin sind im vergangenen Jahr mehr als 
1,5 Millionen Telefongespräche abgehört worden, 
wobei nach Angaben von Justizsenator Thomas Heil¬ 
mann (CDU) darunter auch erfolglose Anwahlversuche 
enthalten seien. In der Hauptsache sei es um den Ver¬ 
dacht auf Straftaten im Betäubungsmittelbereich 
gegangen. Die Zahl überwachter Gespräche liege auf 
dem niedrigsten Stand seit 2010. Im Jahre 2013 seien 
den Angaben zufolge rund 1,8 Millionen Telefonate 
belauscht worden. 

In 457 Verfahren haben Gerichte im letzten Jahr 
Maßnahmen zur Überwachung angeordnet; davon 
betroffen waren 743 Personen und die Zahl der über¬ 
wachten Telefonanschlüsse bezifferte Heilmann mit 
2822 (im Vorjahr 2980). 

(NDv. 15.7.2015) 


Strafanzeige gegen Bundesregierung wegen 
NSA-Massenüberwachung 

Generalbundesanwalt sieht keinen Grund zur Klageerhe¬ 
bung 

Fast eineinhalb Jahre nach Einreichung einer Strafan¬ 
zeige mehrerer Bürgerrechtsorganisationen gegen die 
Bundesregierung wegen der Massenüberwachung 
durch den US-Geheimdienst NSA, hat Generalbundes¬ 
anwalt Harald Range auf mehrfachen Druck der 
Rechtsanwälte reagiert. In einem Schreiben teilt er mit, 
dass die durchgeführten Ermittlungen „nicht genügen¬ 
den Anlass zur Erhebung der öffentlichen Klage“ erge¬ 
ben hätten. Und weiter: „Selbst soweit Repräsentanten 
von US-Behörden oder aus der US-amerikanischen 
Politik eine Ausspähung des Mobiltelefons der Bun¬ 
deskanzlerin entweder indirekt eingeräumt haben 
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mögen oder dies pauschal bedauerten, reicht dies für 
die nach der deutschen Strafprozessordnung erforderli¬ 
che Präzisierung des Sachverhalts für eine gerichtsfest 
beweisbare Beurteilung von strafrechtlichen Verant¬ 
wortlichkeiten konkreter Personen nicht aus.“ Auch die 
Enthüllungen von Edward Snowden werden vom GBA 
heruntergespielt. Sie seien in strafrechtlicher Hinsicht 
schlichtweg bedeutungslos. Dies kommentiert Falk 
Garbsch, Sprecher des Chaos Computer Clubs (CCC): 
„Jeder Zeitungsleser weiß offenbar mehr über die Spio¬ 
nage gegen Bevölkerung und Regierung als der Gene¬ 
ralbundesanwalt. Seine Arbeitsverweigerung ist ein 
rein politisches Versagen. Offensicht¬ 
liche Fakten und Belege 
werden ignoriert.“ Er for¬ 
dert „nochmals nachdrück¬ 
lich“, dass der GBA 
„unverzüglich Strafer¬ 
mittlungen einleitet, die 
gebotenen Beweise 
erhebt und insbesondere 
Edward Snowden als 
sachverständigen Zeugen 
vernimmt.“ 

Die Strafanzeige wurde am 3. Februar 2014 namens 
der Internationalen Liga für Menschenrechte e.V., des 
Chaos Computer Clubs e.V, von Digitalcourage e.V. 
sowie mehreren unmittelbar Verletzten erhoben. In der 
Folgezeit haben sich sechs weitere NGOs und 1.848 
Einzelpersonen angeschlossen. 

(Gemeinsame Pressemitteilung CCC und digitalcourage v. 

14.7.2015) 



Neue Richtervereinigung fordert umfassende 
Justizreform 

Carsten Löbbert, Vizepräsident des Amtsgerichts 
Lübeck und Mitglied des Bundesvorstands der Neuen 
Richtervereinigung, fordert mehr Kontrolle der Staats¬ 
anwaltschaften durch das Parlament. Im Zusammen¬ 
hang mit dem Rücktritt von Generalbundesanwalt 
Harald Range und der Einstellung der Ermittlungen der 
BAW gegen die Betreiber des Blogs von 
Netzpolitik.org wegen Landesverrats, sprach die junge 
weit mit Löbbert. Sie fragte, wie unabhängig Staatsan¬ 
wälte sein müssen oder dürfen. 

„Wir finden es grundsätzlich problematisch, wenn 
die Staatsanwaltschaft der Regierungsweisung unter¬ 
liegt: Tatsächlich ist nämlich der Generalbundesanwalt 
formal dem Bundesjustizminister unterstellt und kann 
von ihm Weisungen empfangen. [...] Die Staatsanwalt¬ 
schaft sollte nicht nur der Bindung an Gesetz und 
Recht unterliegen - und in dem Rahmen machen kön¬ 
nen, was sie will -, sondern zusätzlich dem Parlament 
gegenüber verantwortlich sein.“ Außerdem sollte sie 
sich „der Kritik und der öffentlichen Diskussion stellen 
müssen“, jedoch nicht durch „Anbindung an die Regie¬ 
rung,“ so der Jurist. 

Derzeit sei die Staatsanwaltschaft in Deutschland 
„an die Regierungsverantwortung gebunden“. Die 
Neue Richtervereinigung fordere aber seit langem eine 
umfassende Justizreform: „Die Staatsanwaltschaft ist 
als eine von Regierungsweisungen unabhängige, aber 
dem Parlament verantwortliche Institution einzurich¬ 
ten.“ 

(jwv. 13.08.2015/Azadi) 


GERICHTSURTEILE 


OLG München verhängt 11jährige Haftstrafe 
gegen Islamisten 

Das Oberlandesgericht (OLG) München verurteilte 
einen 27jährigen Münchner am 15. Juli wegen Mit¬ 
gliedschaft in einer terroristischen Vereinigung im Aus¬ 
land (§ 129b StGB ) zu einer Freiheitsstrafe von elf Jah¬ 
ren. Das Gericht sah es als erwiesen an, dass er sich 
dem IS angeschlossen hatte und in Syrien an Terrorak¬ 
ten beteiligt gewesen sei. Der Sohn afghanischer Ein¬ 
wanderer war der erste Rückkehrer aus Syrien, der 
wegen Mordes vor einem deutschen Gericht stand. Er 
hatte sich im Prozess umfangreich zu den Vorwürfen 
geäußert und in anderen Verfahren gegen mutmaßliche 
Terroristen in Berlin und Düsseldorf ausgesagt. 

(Der Tagesspiegel v. 16.7.2015) 


Verfassungsgericht: Höhere Hürden für 
Wohnungsdurchsuchungen 

Laut einem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts 
vom 15. Juli dürfen Staatsanwaltschaften künftig keine 
Wohnungsdurchsuchungen mehr selbst anordnen, 
wenn bereits ein Ermittlungsrichter mit der Sache 
befasst ist. Dies gelte selbst dann, wenn die Durchsu¬ 
chung wegen „Gefahr im Verzüge“ eilbedürftig sei, 
aber der Richter noch Zeit benötige. Mit dieser Ent¬ 
scheidung gaben die Richter drei Beschwerdeführern 
recht, deren Wohnungen durchsucht worden waren. In 
allen Fällen sollten eigentlich Ermittlungsrichter ent¬ 
scheiden, denen allerdings noch Akten fehlten. Darauf¬ 
hin haben die Staatsanwälte die Maßnahmen angeord¬ 
net. Dies gehe so nicht, rügten die Richter. Eine Woh¬ 
nungsdurchsuchung sei schließlich ein erheblicher Ein¬ 
griff in die Grundrechte. 

(jwv. 16.7.2015) 
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Rechte von Gefangenen gestärkt 

Das Oberlandesgericht Hamm stärkte die Rechte von 
Gefangenen. Dem damaligen Sprecher der JVA Willich 
I waren 2014 u.a. Mitgliedsformulare der „Gefange- 
nen-Gewerkschaft/Bundesweite Organisation“ 

(GG/BO) nicht ausgehändigt, sondern „zur Habe“ 
genommen worden, was vom Landgericht Krefeld als 
rechtmäßig angesehen wurde. Das OLG Hamm hinge¬ 
gen ist der Auffassung, dass Mitgliedsanträge keine 
Gegenstände seien, „deren Empfang bzw. Besitz schon 

aufgrund des Gesetzes 
verboten wäre“. Weder 
sei durch sie die 
„Sicherheit und Ord¬ 
nung“ einer JVA 
gefährdet noch das 
Erreichen des Vollzugs¬ 
ziels. Die Grundrechte 
der Vereinigungs- und 
Koalitionsfreiheit hät¬ 
ten auch im Bereich des 
Strafvollzugs zu gelten. 


c/o Haus der Demokratie und Menschenrechte Greifswalder Straße 4 
10405 Berlin outbreak@gefangenengewerkschaft.de 
www. gefangenengewerkschaft. de 



Oliver Rast, Bundessprecher der GG/BO, begrüßte 
die Entscheidung des OLG Hamm. 

(NDv. 19.08.2015) 


Pressefreiheit gestärkt 

Laut einem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts 
dürfen Redaktionsräume und Wohnungen von Journa¬ 
listen nicht durchsucht warden, um den Verdacht von 
Straftaten durch Informanten aufklären zu können. 
Danach sind Durchsuchungen sind nur dann zulässig, 
wenn ein konkreter Verdacht gegen einen Journalisten 
besteht. Die Staatsanwaltschaft Berlin hatte 2012 
gegen einen Polizisten des LKA ermittelt. Er wurde 
verdächtigt, Informationen zu einer geplanten Razzia 
gegen die Hells Angels an Journalisten eines Online- 
Portals weitergegeben zu haben. Die Staatsanwalt¬ 
schaft ordnete die Durchsuchung der Privatwohnung 
eines „Morgenpost“-Joumalisten und der Redaktion 
an, weil der Beamten ihm in einem anderen Fall gegen 
die Zahlung eines Honorars geholfen hatte. Gegen die 
Durchsuchung hatte der Journalist geklagt. „Die heu¬ 
tige Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ist 
ein großartiges Grundsatzurteil für alle Journalisten“, 
erklärte der Chefredakteur der „Berliner Morgenpost“. 

Die Durchsuchung sei der vergebliche Versuch 
gewesen, Journalisten einzuschüchtem und Recher¬ 
chen zu behindern. 

(ND v. 29./30.08.2015) 


ASYL- UND MIGRATI¬ 
ONSPOLITIK 


EU: Militärische Aufrüstung gegen 
Flüchtlingsboote geplant 

BRD: Weiterer Abbau des Asylrechts geplant 

Die EU will ihren Einsatz gegen Schleuser im Mittel¬ 
meer ausweiten, u.a. mit dem Einsatz von sieben 
Kriegsschiffen, einem Flugzeugträger sowie U-Booten, 
Drohnen und Flugzeugen - zunächst außerhalb der 
libyschen Küstengewässer. Die Linksfraktion im Bun¬ 
destag lehnt diesen Militäreinsatz ab und fordert offene 
Grenzen für Flüchtlinge. „Das Ergebnis eines solchen 
Vorgehens warden nur noch waghalsigere Fluchtrouten 
und mehr Tote sein“, sagte der Abgeordnete Alexander 
Neu. 

Die Bundesregierung plant Gesetzesänderungen in 
der Flüchtlingspolitik, die als Paket auf dem Flücht¬ 
lingsgipfel am 24. September verabschiedet werden 
sollen. So soll das individuelle Grundrecht auf Asyl 
weiter eingeschränkt werden, was darauf hinausläuft, 


dass der Rechtsschutz für bestimmte Flüchtlinge (z. B. 
aus dem Westbalkan) ausgeschaltet wird. 

(NDv. 03.09.2015) 

Soldaten spionieren Flüchtlinge aus 

Nach Informationen des Spiegel erstellt die Bundes¬ 
wehr umfangreiche Personenprofile von Flüchtlingen, 
die sie im Mittelmeer aufgreift. Hierfür seien vier Sol¬ 
daten der „Feldnachrichtentruppe“ zu der EU-Krisen- 
operation abkommandiert worden. Laut Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Links¬ 
fraktion würden grundsätzlich alle Flüchtlinge befragt 
und die Informationen in einer Datenbank gespeichert. 
Die Angaben könnten später für Militäroperationen 
von Bedeutung sein. Die EU-Mitgliedsstaaten beab¬ 
sichtigen, Boote in nordafrikanischen Häfen zu zerstö¬ 
ren und evtl, sogar Bodentruppen zu entsenden. Einge¬ 
bunden in diese Planungen ist auch der Bundesnach¬ 
richtendienst (BND). 

(jwv. 15./16.08.2015) 
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KURDISTAN 


Duran Kalkan: Angriffe auf Zivilisten werden 
verfolgt 

Die PKK befinde sich in einem Krieg gegen die türki¬ 
sche Armee. Der Konflikt sei von Erdogan und der 
AKP ausgelöst worden, erklärte das PKK-Exekutiv- 
ratsmitglied Duran Kalkan in einer über „Med Nüce“ 
übertragenen Ansprache. Er rief die Guerilla dazu auf, 
keine Angriffe auf Soldaten zu verüben, die nicht direkt 
an Militäroperationen beteiligt sind. „Diejenigen, die 
sich nicht an diesem Krieg beteiligen, sollten auch 
nicht attackiert werden, und die Guerillakräfte sollten 
es vermeiden, Zivilisten Schaden zuzufügen. Sollten 
solche Akte begangen werden, dann betrachten wir das 
als ein Verbrechen und werden die Verantwortlichen 
zur Rechenschaft ziehen.“ 

(iw V. 28.08.2015) 

Muzaffer Ayata: Wir wollen einen freien und 
demokratischen Mittleren Osten 

In einem ausführlichen und sehr lesenswerten Inter¬ 
view spricht das Mitglied im Exekutivrat der „Gemein¬ 
schaft der Gesellschaften Kurdistans, KCK) über die 
komplexen Hintergründe und Zusammenhänge der 
aktuellen Entwicklungen in der Türkei, die Militärope¬ 
rationen der türkischen Armee gegen die PKK in Kan- 
dil, die Folgen für das Autonomieprojekt Rojava, die 
Rolle der nordirakisch-südkurdischen Autonomieregie¬ 
rung sowie die Haltung von EU und der USA. 
https://www.nadir.org/nadii7initiativ/isku/erklaerungen/2- 
015/08/20.htm 

Muzaffer Ayata, der über 20 Jahre in türkischen 
Gefängnissen zubringen musste, war auch in Deutsch¬ 
land aus politischen Gründen in Haft. Im April 2008 
war er nach § 129 StGB (Mitgliedschaft in einer „kri¬ 
minellen Vereinigung,,) zu einer Freiheitsstrafe von 3 
Jahren und 6 Monaten verurteilt worden. Im Revisions¬ 
verfahren wurde das Strafmaß um 4 Monate reduziert. 
Alle Anträge auf vorzeitige Freilassung sind seinerzeit 
abgelehnt worden, weil sich Muzaffer Ayata nach 
Ansicht des Gerichts uneinsichtig gezeigt habe und 
nicht bereit gewesen sei, sich von der PKK und damit 
seiner politischen Identität zu distanzieren. Am 7. 
Oktober 2009 wurde der Politiker zwar aus dem 
Gefängnis entlassen, aber mit zahlreichen Auflagen 
bestraft: u.a. tägliche Meldepflicht bei der Polizei und 
Verbot, den Stadtbereich von Stuttgart zu verlassen. 
Nach seiner Freilassung hatte er erklärt: „Ich werde da 
weitermachen, wo ich aufgehört habe, als man mich 
verhaftet hat.“ Hat er. 

(Azadi) 



Kevin/Dilsoz Bahar, in unseren Kämpfen lebst 
du weiter! 


Kevin Jochim ist am 6. Juli bei einem Gefecht mit den 
Terrorbanden des IS in Rojava gefallen. Er hatte sich 
im November 2012 der kurdischen Befreiungsbewe¬ 
gung angeschlossen und unter dem Namen Dilsoz 
Bahar in den Reihen der YPG für die Revolution in 
Rojava und gegen den Islamischen Staat gekämpft. 
„Ich wollte von dieser Revolution lernen, weil diese 
Revolution, dieses System in West-Kurdistan, eine 
Alternative für alle Menschen auf der ganzen Welt 
werden könnte“, hatte er damals seine Entscheidung 
begründet. 

Aufgrund der politischen Lage in der Türkei konnte 
der Leichnam von Kevin/Dilsoz erst am 14. August 
von Erbil (Hewler) mit dem Flugzeug nach Deutsch¬ 
land überführt werden. Zuvor wurde die Überführung 
des Leichnams gemeinsam mit 12 weiteren Gefallenen 
der YPG/YPJ mehrfach am Grenzübergang Habur vom 
türkischen Staat aufgehalten und angegriffen. Auch die 
südkurdische Autonomieregierung hatte die Überfüh¬ 
rung behindert. 

Nach An kunft auf dem Flughafen Düsseldorf wurde 
der Leichnam dann von der Staatsanwaltschaft 
beschlagnahmt und nach über einem Monat am 20. 
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August freigegeben. Jetzt erst konnte Kevin/Dilsoz 
Bahar bestattet werden. 

Familie und Freunde hatten dazu eingeladen, ihn 
auf dem Weg zu seiner letzten Ruhestätte am 22. 

August in Karlsruhe zu begleiten. Hunderte sind dieser 
Einladung gefolgt und zeigten mit Fahnen und Trans¬ 
parenten ihre Solidarität mit der Revolution von 
Rojava. „Kevin/Dilsoz Bahar und alle, die für eine 
gerechte menschliche Welt ohne Krieg und Unterdrü¬ 
ckung gefallen sind, werden in den Kämpfen für ein 
neues Leben weiterleben. Sehid namirin!“ 

„Wir geloben, dass wir die Ziele und Träume von 
Heval Dilsoz weiter verfolgen werden und alles tun, 
um gegen die Finsternis erfolgreich zu sein“. Und an 
die Familie gerichtet heißt es: „In diesem Sinne spre¬ 
chen wir der Familie von Dilsoz, dem kurdischen und 
dem deutschen Volk unser Beileid aus.“ In einem Brief 
an die Angehörigen schrieb die Generalkommandantur 
der YPG u.a.: „Er kämpfte mit, um eine äußerst wich¬ 
tige Brücke zwischen den Kurden von Rojava zu 
schaffen, und er schlug eine Brücke zwischen Konti¬ 
nenten für das Schicksal unserer Völker und der 
Menschheit.“ 

INTERNATIONALES 



Kevin (Dilsoz Bahar) hatte noch im April ein Inter¬ 
view mit den Worten beendet: „Ich möchte zum 
Schluss alle Jugendlichen aus Deutschland aufrufen: 
Kommt, schaut nicht weg ! Bezieht Stellung ...“ 

(ANF/ISKU v. 13.7.2015/ISKU/NÜCE v. August 2015/Azadi) 

Erst im März war 
die 19jährige 

Internationalistin 
Ivana Hoffmann 
aus Duisburg bei 
der Verteidigung 
eines christlichen 
Dorfes gegen den 
IS in Rojava 
getötet worden. 
Wie Kevin 

Jochim war auch 
sie zuvor in anti¬ 
faschistischen 
Gruppen aktiv. 


Spanische Justiz erklärt Rückkehrer aus 
Rojava zu Terroristen 

Zwei spanische Kommunisten, Pablo D.O. und Alvaro 
F.R., wurden am 6. Juli in Madrid festgenommen, am 
nächsten Tag aber wieder freigelassen. Der Ermitt¬ 
lungsrichter Eloy Velasco bezichtigte die Beiden der 
„Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung“. 
Bei ihrer Vernehmung vor dem Nationalen Gerichtshof 
erklärten sie, sechs Monate in Syrien mit den kurdi¬ 
schen Völksverteidigungseinheiten YPG gegen den IS- 
Terror gekämpft zu haben. Auf Antrag der Staatsan¬ 
waltschaft mussten die beiden Spanier ihre Pässe abge¬ 
ben. Sie müssen sich wöchentlich beim Gericht melden 
und dürfen das Land nicht verlassen. Die Festnahme 
durch maskierte Zivilpolizisten wurde damit begrün¬ 
det, dass sie die YPG angehört hätten, einer Vereini¬ 
gung, die international als „terroristisch“ eingestuft 
werde. Die Beschuldigten hätten „in Rojava gegen die 
faschistischen Horden“ des IS gekämpft, also „gegen 
den Terror“, erklärte die Marxistisch Leninistische Par¬ 
tei (Revolutionärer Aufbau). Das Vorgehen des Madri¬ 
der Sondergerichts gleicht jenem gegen die Basken. 
Weil die YPG mit der in der Türkei, in Deutschland 
und der EU verbotenen PKK zusammenarbeitet, wird 
diese gleichfalls als terroristische Vereinigung einge¬ 
stuft. Mit dieser Logik wurden im Baskenland zahllose 


Organisationen und Parteien verboten, weil sie wie die 
ETA für ein unabhängiges sozialistisches Baskenland 
eintreten. Pablo D.O. und Alvaro F.R. begründeten ihre 
Unterstützung der Kurden in Syrien mit dem „Kampf 
gegen den Faschismus“. Für sie handele es sich um 
einen „revolutionären Krieg“. Angesichts des faschisti¬ 
schen Terrors hätten sie nicht tatenlos bleiben wollen 
und nannten als ihre Vorbilder die Internationalen Bri¬ 
gaden, die ab 1936 die spanische Republik gegen die 
Faschisten verteidigten. 

(ND V. 9.7.2015/Azadi) 


Die Losung der Internationalen Brigaden im Spanischen Befreiungskrieg 
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US-Militär trainiert für verdeckte Einsätze 
„überall auf der Welt“ 

Am 15. Juli startete das Pentagon in mehreren US-Bun- 
desstaaten im Südwesten der USA das auf zwei Monate 
angelegte Manöver „Operation Jade Helm 15“. Offiziell 
wurde die Übung zwar als „Routinetraining außerhalb 
von Militärgelände“ bezeichnet, doch sind Medien von 
vornherein ausgeschlossen - nicht einmal „eingebettete 
Reporter“ werden zugelassen. Beteiligt sind die Navy 
SEALs, Green Berets sowie verschiedene Spezialkräfte 
und Geheimkommandos des US-Militärs. Nach Aussa¬ 
gen von Oberstleutnant Mark Lastoria, Sprecher des 
„Army Special Operations Command“ stehe der Schutz 
von Soldaten im Vordergrund, „die später verdeckte 
Einsätze überall auf der Welt durchführen“. Die rund 
1200 Spezialkräfte würden eine „gemeinsame militäri¬ 
sche und behördenübergreifende Übung unkonventio¬ 
neller Kriegführung“ realisieren. Rechtskonservative 
Kreise warfen der „Zentralregierung“ in Washington 
vor, mit diesem Manöver werde die „Annexion“ von 
Texas geprobt und die Waffenlobby vermutete gar, es 
solle zur Entwaffnung ihrer Klientel das Kriegsrecht 
verhängt werden. Beides wurde von Oberstleutnant 
Lastoria zurückgewiesen. Es solle vielmehr um die 
„Aufrechterhaltung einer hohen Kampfbereitschaft der 
Spezialkommandos der US-Streitkräfte“ gehen, weil sie 
bereit sein müssten, „jederzeit notwendige Einsätze 
überall auf der Welt von einer Minute auf die andere 
umzusetzen“. Auf die Frage, warum gerade Texas der 
Ausgangspunkt der Übung sei, antwortete er, dass sich 
die Bevölkerung dort „traditionell hilfsbereit gegenüber 
den Bemühungen der Armee, unsere Soldaten auf den 
Kampf gegen unsere Feinde vorzubereiten“ verhalte. 
Außerdem werde das „Operieren in und um Gemein¬ 


den, in denen alles Auffällige, was nicht dem normalen 
Alltag entspricht, erkannt und weitergegeben“. Es gehe 
darum, „mit Zivilisten zusammenzuarbeiten, um ihr 
Vertrauen und Verständnis für die Sache zu gewinnen“. 
Nach einem Bericht des Fernsehsenders Russia Today, 
mutmaßen Militäranalysten, dass das Manöver auf Ope¬ 
rationen gegen den IS im Mittleren Osten oder gar 
gegen Russlands vermeintliches Engagement in der 
Ostukraine abzielt. 

(jwv. 16.7.2015/Azadi) 

Gazastreifen 2020 unbewohnbar? 

Die Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und 
Entwicklung (UNCTAD) veröffentlichte am 1. Sep¬ 
tember einen Bericht über die Zukunftsperspektiven 
für den Gazastreifen. Danach ist zu befürchten, dass, 
sollte sich an der düsteren ökonomischen Lage nichts 
ändern, das von Israel blockierte Gebiet bis 2020 unbe¬ 
wohnbar sein könnte. Neben einer achtjährigen Wirt¬ 
schaftsblockade habe es in den letzten sechs Jahren 
drei Militäreinsätze der israelischen Armee gegeben, 
die der Infrastruktur erheblichen Schaden zugefügt 
haben. Über 2200 Palästinenser seien getötet und etwa 
18 000 Häuser beschädigt worden. „Es gibt nur soviel 
zu essen, zu trinken, zu kaufen, zu wohnen, wie Israel 
es erlaubt. Auch deshalb sagt man, die 1,8 Millionen 
Menschen in dem Küstenstreifen - Luxemburg ist in 
der Fläche siebenmal größer - befänden sich im größ¬ 
ten Freiluftgefängnis der Welt, Besuchserlaubnis ein- 
oder eben ausgeschlossen“, schreibt Roland Etzel in 
einem ND-Kommentar. Und: „Das Gros an Baumate¬ 
rial und Investitionsgütern bleibt im engmaschigen 
Netz israelischer ,Anti-Terror-Kontrolle‘ quasi am 
Gefängnistor hängen.“ Israel missbilligt die Arbeit der 
UNCTAD-Vertreter. 

(jw/NDv. 03.09.2015/A:adi) 


DEUTSCHLAND SPEZIAL 


Bundesregierung investierte in Laserwaffen 

Medienberichten zufolge hat die Bundesregierung in 
den vergangenen Jahren 80 Millionen Euro in die Ent¬ 
wicklung von Laserwaffen investiert. Die Rüstungs- 
konzeme Rheinmetall und MDBA verfügen inzwi¬ 
schen über Technologien, die in zwei bis drei Jahren an 
die Bundeswehr übergeben werden könnten. Beide 
Unternehmen bestätigten, dass diese Technologieent¬ 
wicklung mit Forschungsgeldem des Bundes erfolgt 
sei. 

(BerlinerZtg. v. 10.7.2015) 

Von der Leyen rüstet Bundeswehr digital auf 

Einem Bericht von SpiegelOnline zufolge will Vertei¬ 
digungsministerin Ursula von der Leyen (CDU) die 


Bundeswehr zur digitalen Kriegführung massiv aufrüs¬ 
ten. In dem entsprechenden Strategiepapier heißt es 
u.a., dass es möglich sein solle, bei Auslandseinsätzen 
die Nutzung von Internet und Mobilfunk durch den 
Gegner „einzuschränken, gegebenenfalls sogar auszu¬ 
schalten“. Hierfür müsse ein Lagebild über „Verwund¬ 
barkeiten“ der gegnerischen Systeme vorliegen. 

(Berliner Ztg v. 11.712.7.2015) 

Nach 100 Jahren: Bundesregierung will 
Massaker an Herero und Nama als 
Völkermord anerkennen 

Nach Angaben des Auswärtigen Amtes will die Bun¬ 
desregierung die von deutschen kaiserlichen Kolonial- 


zu seite 1 


14 




truppen im ehemaligen Deutsch-Südwestafrika zu 
Zehntausenden getöteten Herero und Nama als Völker¬ 
mord bezeichnen. Fortan soll der Satz gelten: „Der Ver¬ 
nichtungskrieg in Namibia von 1904 bis 1908 war ein 
Kriegsverbrechen und Völkermord.“ Dies bilde die 
Grundlage für laufende Gespräche mit Namibia, 
erklärte der Sprecher des Auswärtigen Amtes, Martin 
Schäfer. Ob es auch eine offizielle Entschuldigung 
geben wird, ließ Schäfer offen. In den Konsultationen 
mit Namibia werde es neben der Anerkennungsfrage 
zudem um finanzielle Entschädigungen gehen. 

Die deutsche Kolonialherrschaft ing am 9. Juli 2015 
zu Ende. 

(Berliner Ztg. v. ll./12.7.2015/Azadi) 


Mehr als 340 Anschläge auf Asylunterkünfte 

Wie Bundesinnenminister Thomas de Maiziere (CDU) 
am 2. September nach einer Sondersitzung des Bun¬ 
destagsinnenausschusses mitteilte, wurden bis Ende 
August mehr als 340 Anschläge auf Unterkünfte von 
Asylbewerbern registriert, unter anderem auch ein ver¬ 
suchter Mord in Niedersachsen. Das sind in den ersten 
acht Monaten des Jahres fast doppelt so viele wie im 
gesamten Jahr 2014. 

(Süddt.Ztg. V. 03.09.2015) 


UNTERSTÜTZUNGS¬ 

FÄLLE 

In den Monaten Juli und August wurde über 10 Anträge entschieden und insgesamt 3044,- Euro bewilligt. 

Es handelte sich um Unterstützungsleistungen für Gefangene, Beteiligung an Anwaltsgebühren in einem Aus¬ 
weisungsverfahren und um Einstellungen von Verfahren wegen Verstoßes gegen das Sprengstoffgesetz (hier ging 
es um Böller bei einer Demo). 

Im gleichen Zeitraum wurden die politischen Gefangenen mit einem Gesamtbetrag von 1130,- Euro für Einkauf 
in den Gefängnissen unterstützt. 

Derzeit befinden sich sechs Aktivisten wegen des Vorwurfs nach § 129b StGB in Straf- oder Untersuchungs¬ 
haft. 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 / 16 79 39 45 
Fax: 0221 /16 79 39 48 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 

Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GENODEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Krieg wird nach Europa getragen 

D er seit Ende Juli neu aufgeflammte türkisch-kurdische Konflikt - ausgelöst 
durch die Aufkündigung des Friedensprozesses durch Präsident Recep 
Tayyip Erdogan - hat inzwischen auch Europa erreicht. In zahlreichen deut¬ 
schen Städten kam es in den vergangenen Wochen zu teilweise äußerst brutalen 
Angriffen türkischer Nationalisten auf kurdische Einrichtungen, Kundgebungen oder 
Demonstrationen - wie am 20. September in Köln: 

Etwa 2000 zumeist jugendliche Anhänger der faschistischen „Grauen Wölfe“ 
(Bozkurtlar) marschierten an jenem Sonntag unter dem Motto „Friedensmarsch für die 
Türkei“ durch die Kölner Innenstadt und hetzten - unterbrochen von religiösen Paro¬ 
len - gegen die PKK, Abdullah Öcalan und gegen Kurd*innen. Am Rande der Demo 
kam es kam es mehrfach zu kurzen Auseinandersetzungen mit Linken und 
Kurd* innen. 

Gegen 14.00 Uhr setzte sich eine Gruppe ab und griff das kurdische Kulturzen¬ 
trum in der Zehntstraße in Köln-Mülheim an, wobei zwei Angreifer sowie Vereins¬ 
mitglieder, die sich gegen diese Attacken zu Wehr setzten, verletzt wurden. 

Noch während der Abschlusskundgebung auf dem Kölner Roncalliplatz setzten 
sich - nach Darstellung von Augenzeug* innen - immer wieder kleinere Gruppen in 
Richtung Mülheim ab. Als diese getrennt versuchten, zum kurdischen Verein zu 
gelangen, stellten sich ihnen etwa 200 Fi nk e und Kurd* innen entgegen, die durch ein 
klares Auftreten ein Durchbrechen verhindern konnten. 

Nach Berichten der Lokalpresse war die Polizei mit einem großen Aufgebot vor Ort 
und hatte die Straße rund um den kurdischen Verein abgeriegelt. Sie habe dort Maß¬ 
nahmen wie Identitätsfeststellungen durchführen wollen, was jedoch von den in den 
Vereinsräumen anwesenden Personen zunächst abgelehnt worden sei. Schließlich sei 
man Opfer und nicht Täter. Eine hinzugerufene Anwältin habe die Situation dann klä¬ 
ren können. 

Weil bei einer Demonstration von Kurd*innen zehn Tage zuvor türkische Nationalis¬ 
ten immer wieder mit dem so genannten „Wolfsgruß“ der Grauen Wölfe provoziert 
hätten, habe man im kurdischen Zentrum vorgesorgt und Wachen aufgestellt. Über 
die Lage in der Türkei, die Politik Erdogans sowie die Situation in Deutschland, habe 
Hamide Akbayir, Ratsfrau der Linken im Rat der Stadt Köln, am 20. September im 
Verein einen Vortrag halten wollen. Sie sei darüber besorgt, dass durch die Eskalation 
in der Türkei die Konflikte auch nach Deutschland getragen werden. 

Die Pressesprecherin des Kölner NAV-DEM-Zentrums, Fatos Satilmis, sieht sich durch 
den Angriff in der Befürchtung bestätigt, dass der türkische Staat „auch in Europa ras¬ 
sistische Pogrome provozieren würde“. Das hätten die Ereignisse von Hannover, Bern 
und in Schweden gezeigt. „Mit Bedauern sehen wir, dass solche Angriffe auf das fried¬ 
liche Zusammenleben der Menschen aus der Türkei Auswirkungen hat“. Offenbar 
werde beabsichtigt, auch hier zwischen der kurdischen und türkischen Bevölkerung 
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„Hass und Feindschaft zu säen“. Sie appelliert, „sich von 
diesen Gewalttätern zu distanzieren und im Sinne des 
Friedens, der Demokratie und Völkerverständigung die 
Stimme zu erheben“. In gleichem Maße aber sei auch 
die Bundesregierung und das Land NRW zum Handeln 
verpflichtet. 

Ayten Kaplan vom Demokratischen Gesellschafts¬ 
zentrum der Kurd*innen in Deutschland (NAV-DEM) 
erklärte gegenüber der Intemetzeitung „Köln aktuell“, 
dass Erdogan im Vorfeld der Nachwahlen am 1. 
November die Stimmung aufheize und einen nationa¬ 
listischen Rechtsruck auslösen wolle, „wenn er die 
Menschen auf ein Land und eine Fahne einschwöre“. 
Schon früher hatte NAV-DEM die internationale 
Gemeinschaft aufgerufen, „gegenüber den Machen¬ 
schaften der AKP in Europa gegen Kurden achtsam zu 
sein“ und zum türkischen Staatsterror nicht zu schwei¬ 
gen. Eine „sofortige Einstellung des militärischen Vor¬ 
gehens“ sowie die „Wiederaufnahme des Friedenspro¬ 
zesses in der Türkei“ seien unumgänglich. 

Hamide Akbayir sieht die Stadt Köln in der Pflicht, 
die Entwicklung aufmerksam zu verfolgen und fordert 
mehr Präsenz vor dem kurdischen Verein. Der Presse¬ 
sprecher der Polizei, Thomas Held, meinte, dass man 
sich des Konflikts bewusst sei und Vorsorgemaßnah¬ 
men getroffen habe. 

Wie der Kölner-Stadtanzeiger in seiner Ausgabe vom 
21. September berichtet, haben sich am 18. 9. rund 50 
Frauen mit der neu gegründeten „Fraueninitiative für 
den Frieden“ auf der Kölner Domplatte versammelt, 
um gegen den wieder aufgeflammten Krieg in der Tür¬ 


kei ein Zeichen zu setzen. Zu ihnen gehören auch 
Ayten Sünger aus einer kurdischen und Zahide Gen aus 
einer türkischen Familie. Die Frauen haben sich als 
gemeinsames Friedenssymbol auf die eher kurdische 
weiße Kopfbedeckung geeinigt. Ayten Sünger war 
wenige Tage zuvor aus dem Kurdengebiet zurückge¬ 
kehrt. „Es war ein Albtraum“, sagt sie. „Es sind nie die 
Frauen, die über Krieg oder Frieden entscheiden“, 
betont Zahide Gern;. Die Frauen planen, sich jeden 
Freitag vor dem Dom zu versammeln und erhoffen sich 
starke Unterstützung durch die Bevölkerung. 

Nach einem Bericht des „Bayerischen Rundfunks“ sind 
am 20. September auch am Münchener „Stachus“ tür¬ 
kische und kurdische Demonstrationen aufeinanderge- 
troffen, in deren Verlauf es zu Auseinandersetzungen 
gekommen ist. 

Am 12. September ist ein 26-jähriger Kurde von einem 
türkischen Nationalisten in Hannover niedergestochen 
worden, am 13. September fuhr in Bem/Schweiz ein 
Mercedes in eine kurdische Demonstration. Wie der 
„Blick.ch“ gemeldet hatte, wurden 22 Menschen bei 
der Auseinandersetzung zwischen türkischen Nationa¬ 
listen und Anhängern der PKK verletzt. Auch in Stock¬ 
holm und Fra nk furt/M. kam es zu gewalttätigen Ausei¬ 
nandersetzungen. 

Am 14. September wiederum soll es laut „Welt am 
Sonntag“ einen versuchten Anschlag mit Molo- 
towcocktails auf das türkische Generalkonsulat in 
Münster gegeben haben, den die Polizei Anhängern der 
PKK zugeschrieben haben soll. 

(Azadi) 


VERBOTSPRAXIS 


Außenminister Steinmeier sorgenvoll in 
Ankara 

Anlässlich seines Besuches in Ankara, erklärte Außen¬ 
minister Dr. Frank-Walter Steinmeier am 12. Septem¬ 
ber (an diesem Tag vor 35 Jahren putschte das türki¬ 
sche Militär, Azadi): „Wir verfolgen mit Sorge von 
Woche zu Woche eine weitere Eskalation der Gewalt. 
Bei allem Verständnis für eine angemessene Reaktion 
auf terroristische Angriffe hoffe ich doch, dass die 
Regierung in Ankara sich dämm bemüht, die Lage zu 
beruhigen und auf Überreaktionen verzichtet.“ Deutli¬ 
che Kritik und Verurteilung am Kriegskurs des NATO- 
Partners Türkei ist das sicher nicht. In der Antwort der 
Bundesregierung vom 16. September auf eine schriftli¬ 
che Frage des Büros von U. Jelpke (Frage 9-80) heißt 
es, dass man die aktuelle Lage „bei anstehenden 
Gesprächen mit türkischen Regierungsvertretem aktiv 
ansprechen“ und dabei die „Notwendigkeit einer 
Deeskalation nachdrücklich betonen“ werde. 


Warten wirs ab. Zweifel sind angebracht, weil ange¬ 
sichts der Massenflucht aus Konflikt - und Kriegsge¬ 
bieten in der Türkei Flüchtlingscamps aufgebaut bzw. 
mit Millionen Euro-Beträgen mitfinanziert werden sol¬ 
len, um die Menschen von einer Weiterflucht nach 
Europa abzuhalten. Das besänftigt die Kritik an 
Erdogans Kriegstreiberei. 

Kurdin N.K. sorgenvoll in Baden-Württemberg 

Derweil setzen bundesdeutsche Behörden ihre kurden¬ 
feindliche Praxis fort. Gegen die Kurdin N.K. aus 
Baden-Württemberg wurde im Mai 2014 eine Auswei¬ 
sung nach § 54 AufenthG mit entsprechenden Auflagen 
verfügt, gegen die sie im Juni dieses Jahres 
Beschwerde eingelegt und zu den Vorwürfen Stellung 
genommen hatte. Daraufhin wandte sich das Regie¬ 
rungspräsidium mit einer Anfrage an das Landesamt 
für Verfassungsschutz, um sich über aktuelle „Erkennt¬ 
nisse“ informieren zu lassen. Ergebnis: Die Kurdin 
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www.martin-behrsing.de 


XWEDI DERKEVE: Steh zu dir: eine Kampagne der YXK (Vereinigung der Studierenden aus Kurdistan), hier gesehen auf der Kundgebung gegen 

Krieg und PKK-verbot am 29.8. in Bonn 


habe Ende letzten Jahres im kurdischen Verein an einer 
„Trauerfeier für einen gefallenen PKK-Guerilla“ teilge¬ 
nommen. Bei dieser Veranstaltung habe ein Redner die 
„Märtyrer als Licht auf dem Weg zu einem freien Kur¬ 
distan“ gepriesen. 

Diese Information verwertete das Regierungspräsi¬ 
dium in seinem Schriftsatz vom August an das Verwal¬ 
tungsgericht. Danach hält die Behörde ihre Auswei¬ 
sungsverfügung vom Mai 2014 für rechtmäßig. Sie 
sehe zwar, dass die Kurdin „in einem hohen Maß wirt¬ 
schaftlich integriert“ sei und sich „immer noch weiter¬ 
bildet“, doch stehe dem ein von ihr ausgehendes 
„Gefahrenpotenzial“ gegenüber. 

(Dieses besteht nach Auffassung der Behörden des 
SPD/Grünen-regiertes Bundeslandes in dem politi¬ 
schen Engagement von N.K., das staatlicherseits als 
Unterstützung einer „ terroristischen “ Vereinigung ein¬ 
gestuft wird. Azadi) 

Abschwörung gefordert 

Für Kurd* innen, die von einer Ausweisungsbedrohung 
betroffen sind, wird eigentlich nur eine einzige Mög¬ 
lichkeit eröffnet, ihre Situation zu ändern: Sie müssen 
sich von ihrem bisherigen politischen Leben „nachvoll¬ 
ziehbar“ distanzieren (in der Türkei „Reuegesetz“ 


genannt) und für die Zukunft jegliche politische Aktivi¬ 
tät abschwören. Das kann bedeuten, den Kontakt zu 
bestimmten Personen abzubrechen, keine kurdischen 
Vereine aufzusuchen oder an keinen Demonstrationen, 
Kundgebungen und Veranstaltungen teilzunehmen. Die 
Menschen sollen ihrer Identität beraubt werden, sich 
und ihre Werte verleugnen - ein undemokratisches und 
unmenschliches Ansinnen ! 

Dennoch hatte sich N.K. bereiterklärt, eine solche 
Distanzierungserklärung abzugeben, um den Rechts¬ 
streit zu beenden. Aber für die Ausländerbehörde ist 
dies „völlig unglaubwürdig“, auch, weil sie in einem 
sog. Sicherheitsgespräch erklärt habe, weiterhin den 
kurdischen Verein besuchen zu wollen. Gegen eine 
Distanzierung von der PKK spreche zudem die 
„Erkenntnismitteilung“ des Landesamtes für Verfas¬ 
sungsschutz, wonach sie die Veranstaltung im Dezem¬ 
ber 2014 besucht habe. 

Gibt nichts zu diskutieren 

Die Klägerin hatte ferner angeregt, die politischen Ent¬ 
wicklungen und eine damit zusammenhängende Dis¬ 
kussion um die Streichung der PKK von der EU-Ter- 
rorliste zur Kenntnis zu nehmen. Dazu meint das 
Regierungspräsidium - Abteilung „Steuerung, Verwal- 
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tung und Bevölkerungsschutz - kurz und bündig, dass 
dazu „derzeit kein Anlass“ bestehe. Weil die PKK 
immer noch auf der EU-Liste stehe und in Deutschland 
als terroristische Vereinigung verboten sei, „können 
etwaige Änderungen der politischen Verhältnisse nicht 
berücksichtigt werden“, denn: „die Listung ist für deut¬ 
sche Behörden bindend“. Außerdem könne von einer 
Tolerierung der PKK „hinsichtlich ihrer terroristischen 
Widerstandshandlungen gegenüber dem Staat Türkei 
nicht die Rede sein“. Dies und „die Gefahr einer Fort¬ 
setzung derart motivierter terroristischen Handlungen 
auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland“ 
seien Grund für das Verbot der PKK in Deutschland 
gewesen. Dass „diese Gefahr nunmehr verneint“ wer¬ 
den könne“ und für das Verbot „keinerlei Anlass mehr“ 
bestünde, könne „angesichts des fehlenden dauerhaften 
Friedens zwischen den Institutionen des türkischen 
Staates und der PKK nicht angenommen werden“. Im 
Umkehrschluss bedeutet diese Aussage, dass es der 
PKK anzulasten sei, dass der türkische Staat zu keinem 
dauerhaften Frieden bereit ist. 

Unfassbar vor dem Hintergrund der Kriegssituation 
in der Türkei ! 


Rauswurf in 30 Tagen 

Ihre Ausweisungsverfügung vom Mai 2014 ergänzt das 
Regierungspräsidium dahingehend, dass der Abschie¬ 
bungsdrohung in die Türkei „weder ein Verbot der 
Abschiebung politisch Verfolgter i.S. von § 60 Abs. 1 
AufenthG noch ein Abschiebungshindemis im Sinne 
von § 60 Abs. 2-5,7 AufenthG“ entgegenstehe. Des¬ 
halb sei angezeigt, „von der Abschiebungsandrohung 
den Staat Türkei aufgrund des § 59 Abs. 3 Satz 2 Auf¬ 
enthG auszunehmen“. Der Kurdin wird für eine „frei¬ 
willige Ausreise“ eine Frist von „30 Tagen“ gesetzt, 
was die Behörde als „angemessen“ betrachtet. 

Über die Hintergründe dieses Ausweisungsverfahrens 
haben wir in der Doppelausgabe des AZADI-Infodiens- 
tes Nr. 142/143 (Oktober/November 2014) ausführli¬ 
cher berichtet. Das Info kann von unserer Internetseite 
heruntergeladen werden. 


§ 54 (Ausweisung im Regelfall) Abs. 5 und 5a Aufenthaltsgesetz 

Ein Ausländer wird in der Regel ausgewiesen wenn, 

„Abs. 5: Tatsachen die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass er einer Vereinigung angehört oder angehört hat, 
die den Terrorismus unterstützt, oder er eine derartige Vereinigung unterstützt oder unterstützt hat; auf 
zurückliegende Mitgliedschaften oder Unterstützungshandlungen kann die Ausweisung nur gestützt 
werden, soweit diese eine gegenwärtige Gefährlichkeit begründen, 

Abs. 5a: „er die freiheitliche Grundordnung oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland gefährdet 
oder sich bei der Verfolgung politischer Ziele an Gewalttätigkeiten beteiligt oder öffentlich zur Ge¬ 
waltanwendung aufruft oder mit Gewaltandrohung droht“. 

§ 59 (Androhung der Abschiebung) Abs. 3 Satz 2 Aufenthaltsgesetz besagt: 

„In der Androhung ist der Staat zu bezeichnen, in den der Ausländer nicht abgeschoben werden darf.“ 

§ 60 (Aufenthaltsgesetz; Verbot der Abschiebung), Abs. 1,2 - 5,7 Aufenthaltsgesetz besagen: 

Laut Abs. 1 darf „ein Ausländer nicht in einen Staat abgeschoben werden, in dem sein Leben oder seine Freiheit 
wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 
oder wegen seiner politischen Überzeugung bedroht ist. Dies gilt auch für Asylberechtigte und Auslän¬ 
der, denen die Flüchtlingseigenschaft unanfechtbar zuerkannt wurde oder die aus einem anderen Grund 
im Bundesgebiet die Rechtsstellung ausländischer Flüchtlinge genießen oder die außerhalb des Bun¬ 
desgebiets als ausländische Flüchtlinge nach dem Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
anerkannt sind“. 

Abs. 2: „Ein Ausländer darf nicht in einen Staat abgeschoben werden, in dem ihm [...] ein ernsthafter Schaden 
droht“. 

Abs. 5: „Ein Ausländer darf nicht abgeschoben werden, soweit sich aus der Anwendung der Konvention vom 4. 
November 1950 zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten ergibt, dass die Abschiebung 
unzulässig ist“. 

Abs. 7: „Von der Abschiebung eines Ausländers in einen anderen Staat soll abgesehen werden, wenn dort für 
diesen Ausländer eine erhebliche konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht“. 
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Kopenhagen: Prozess gegen Kurden wegen 
angeblicher Terrorfinanzierung neu aufgerollt 

Im Oktober 2014 endete vor einem Kopenhagener 
Gericht ein Verfahren gegen 10 Kurden - unter anderem 
gegen Hasan D. aus Deutschland - mit einem Frei¬ 
spruch. Ihnen hatten die dänischen Strafverfolgungsbe¬ 
hörden vorgeworfen, Geld in verschiedenen europäi¬ 
schen Ländern gesammelt und dem kurdischen Fern¬ 
sehsender ROJ TV gespendet zu haben, der über eine 
dänische Sendelizenz verfügte. In einem gesonderten 
Verfahren wurde gegen ROJ TV wegen angeblicher 
Unterstützung einer terroristischen Vereinigung prozes¬ 
siert, weil der Sender erhaltene Spenden an die PKK 
weitergeleitet haben soll. Deshalb war die General¬ 
staatsanwaltschaft der Auffassung, dass auch die Kur¬ 
den der Unterstützung des Terrorismus durch Finanzie¬ 
rung zu beschuldigen und entsprechend zu verurteilen 
seien. Dieser Sichtweise wollte das Gericht nicht fol¬ 
gen. Es könne nicht nachgewiesen werden, dass den 
Angeklagten die Verwendung der Spenden durch ROJ 
TV bekannt gewesen sei, weshalb ein Freispruch zu 


erfolgen habe. Gegen dieses Urteil hatte die Staatsan¬ 
waltschaft Revision eingelegt mit dem Ergebnis, dass 
der gesamte Prozess neu aufgerollt werden muss. 

Dessen erster Verhandlungstag fand am 22. Septem¬ 
ber in Kopenhagen statt. Weitere Verhandlungstermine 
sind vorerst bis Juni 2016 geplant. 

Jahrelang hatte die Türkei Druck auf Dänemark 
ausgeübt mit dem Ziel, dass die dortigen Behörden 
dem Sender die Lizenz entzieht. 

Unter dem Motto „Europäische Harmonisierung 
des Feindstrafrechts“ hat der deutsch-kurdische Verein 
für Demokratie und Internationales Recht e.V. (MAF- 
DAD) im vergangenen Jahr einen siebenseitigen 
Bericht über staatliche Repressalien gegen Kurd* innen 
in Dänemark herausgegeben. In diesem Dossier schil¬ 
dern Rechtsanwälte aus Deutschland ihre Erfahrungen, 
die sie dort während der zeitweisen Beobachtung des 
Prozesses gegen die Kurden gemacht haben. Der 
Bericht kann unter info@mafdad.org oder telefonisch 
0221 - 16 79 39 50 angefordert werden. 

(Azadi) 


WIDER DAS VERBOT 


Appell an Bundespräsident Gauck: Absurdes 
PKK-Verbot aufheben 

Christiane Niesei, Mitglied des „Menschensinfonieor¬ 
chesters Köln“, hat in einem Offenen Brief vom 22. 
September an Bundespräsident Joachim Gauck auf die 
derzeitige -Situation der Kurdinnen und Kurden in 
Syrien, der Türkei und in Deutschland aufmerksam 
gemacht. Sie fordert ihn auf, sich „mit dem absurden 
PKK-Verbot“ zu beschäftigen, „das vor Jahrzehnten 
der Kollege Kanther in die Welt setzte“ und „die Kur¬ 
den in Deutschland zu einer kollektiven terroristischen 


phien ganz abgesehen, die das Verbot in Deutschland 
verursacht: Kurden, die im Gefängnis sind oder in 
Folge von Ausweisungen nach § 54 Aufenthaltsgesetz 
durch die Residenzpflicht quasi gefangen gehalten 
werden“. Durch eine „Legalisierung der PKK in 
Deutschland“ könne der von Erdogan beendete 
Gesprächsdialog wieder aufgenommen und die „syri¬ 
schen und türkischen Kurden als gleichwertige 
Gesprächspartner im Friedensprozess in Syrien und in 
der Türkei betrachtet“ werden. 

(aus dem Brief v. 22.09.2015) 


Vereinigung“ degradiere. „Von den leidvollen Biogra- 

REPRESSION 


Geheimdienstzentrale gestärkt 

Der Bundesrat billigte am 25. September ein Gesetz, 
das den Weg frei macht für eine (noch) engere Koope¬ 
ration von Bund und Ländern beim Verfassungsschutz. 
Dieses soll angeblich als angebliche Konsequenz aus 
den Ermittlungsdefiziten bei der Aufklärung der NSU- 
Mordserie entstanden sein. Mit dem Gesetz soll das 
Bundesamt für Verfassungsschutz in Köln als Zentrale 
gestärkt werden; außerdem treten neue Richtlinien für 
den Einsatz von V-Leuten in Kraft. 

(jw v. 26./27.09.2015) 


Soli-Kundgebung für Gülaferit Ünsal vor JVA 
Lichtenberg 

Am 26. September fand aus Solidarität mit der politi¬ 
schen Gefangenen Gülaferit Ünsal eine Kundgebung 
mit knapp 40 Menschen vor der JVA für Frauen in Ber- 
lin-Lichtenberg statt. Die JVA wurde beschuldigt, ein 
„rassistisches Günstlingssystem“ zu praktizieren. 
Berichten der Gefangenen zufolge würde dort bezahlte 
Arbeit bevorzugt an Deutsche vergeben, „die dann z.T. 
ihrerseits diese Arbeit selbst outsourcen“. Außerdem 
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hätten „willfährige Gefangene“ problemlos Zugang zu 
alltäglichen Dingen „während diejenigen, die sich nicht 
unterordnen, leer ausgehen“. 

Gülaferit Ünsal, die nach § 129b StGB (Mitglied¬ 
schaft in einer terroristischen Vereinigung im Ausland, 
hier: DHKP-C) zu einer mehrjährigen Freiheitsstrafe 
verurteilt wurde, hatte bereits im April und Mai einen 
„erfolgreichen Hungerstreik (damals noch in der JVA 
Pankow) durchgeführt, um die Herausgabe ihrer Zei¬ 
tungen und Post durchzusetzen“, die ihr monatelang 
vorenthalten wurden. In Anwesenheit von Berliner 
Abgeordneten wurde eine Vereinbarung mit der Lei¬ 
tung der JVA unterzeichnet. Nach Verlegung von Güla¬ 
ferit Ünsal in die JVA Lichtenberg begannen „die Schi¬ 
kanen erneut“. Die Gefangene sei Informationen des 


Solidaritätskreises Gülaferit Unsal zufolge auch „Mob¬ 
bing und Gewalt durch Mitgefangene und Wärterinnen 
ausgesetzt“. Die Gefangenen-Gewerkschaft/Bundes- 
weite Organisation (GG/BO) forderte in ihrem Gruß¬ 
wort eine „frei Kommunikation und ein Ende der 
anstaltsintemen Schikanen“ und erklärt sich solidarisch 
mit Gülaferit. Sie ruft Mitgefangene dazu auf, sich 
„nicht an dem Teile-und-Herrsche-Prinzip der JVA- 
Leitung zu beteiligen“, sondern vielmehr den „Zusam¬ 
menschluss und Zusammenhalt untereinander zu 
suchen“. 

Weitere Informationen: http://www.soligruppeguela- 
ferituensal.blogsport.de bzw. 
http://www.gefangenengewerkschaft.de 

(PM des Solikreises v 27.092015/Azadi) 


GERICHTSURTEILE 


EuGH-Generalanwalt: Facebook-Daten- 
transfer nicht sicher vor US-Geheimdiensten 

Dem Schlusssantrag des Generalanwalts des Europäi¬ 
schen Gerichtshofs in Luxemburg zufolge verstößt die 
Entscheidung der EU-Kommission für einen freien 
Datentransfer in die USA gegen die EU-Grundrechte- 
charta. Seinem Gutachten zufolge sind Profil-Daten, 
die über Facebook in die USA transferiert werden, dort 
nicht hinreichend gegen den Zugriff der US-Geheim- 
dienste geschützt. 


Damit ist das Safe-Harbour-Abkommen in Frage 
gestellt, das grundsätzlich von einem gesicherten 
Datenschutz in den USA ausgeht. Mit einem Urteil 
wird in den nächsten Monaten gerechnet. Es kann 
davon ausgegangen werden, dass der Gerichtshof dem 
Antrag des Generalanwalts folgen und die Grundrechte 
der Bürger* innen stärken wird. Das hat auch schon das 
Google-Urteil zum „Recht auf Vergessenwerden“ deut¬ 
lich gemacht. 

Hintergrund des Verfahrens ist die Klage eines Jour¬ 
nalisten gegen Facebook. 

(Süddt.Ztg. v. 24.09.2015/Azadi) 


IN MEMORIAM 


Ivanas Energie soll weiterleben 

Ivana Hoffmann, die sich 2014 als vermutlich erste Deutsche dem 
Befreiungskampf der Kurd*innen in Rojava gegen die Terrororgani¬ 
sation „Islamischer Staat“ angeschlossen hatte, wurde am 7. März 
dieses Jahres bei einem Gefecht getötet. 

Freund*innen, Schüler*innen, Studentinnen und junge Men¬ 
schen, die sich daraufhin zum „Freundeskreis Ivana Hoffmann“ 
zusammenfanden, wollten nicht nur trauern, sondern auch „Ivanas 
Energie in unseren Taten weiterleben lassen und ihre Geschichte der 
ganzen Welt erzählen, damit ihr wundervolles Herz niemals in Ver¬ 
gessenheit geraten wird“. So heißt es u.a. in einem Aufruf des Freun¬ 
deskreises zum 1. Internationalen „Ivana Hoffmann Festival“, das 
vom 25. bis 27. September in Duisburg-Marxloh stattgefunden hat. 
„Alle Menschen, die eine mutige antifaschistische Kämpferin ken- 
nenlemen wollen, die sich für eine gleichberechtigte Welt interessie¬ 
ren, die sich für andere Kulturen und Traditionen begeistern oder ein¬ 
fach nur das Weltgeschehen diskutieren wollen“, waren zu diesem 
Festival eingeladen. 
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Eröffnet wurde es am Freitag mit einer Podiumsdis¬ 
kussion im Kurdistan Solidaritätszentrum und setzte 
sich am nächsten Tag fort mit Weltmusik, Theater, Tanz 
und einem Kinderprogramm. Zum Abschluss fand eine 
Gedenkdemonstration statt. 

Friedensforscher Peter Strutynski verstorben 

Sein Handeln sei uns Verpflichung 

In der Nacht vom 26. zum 27. September verstarb Dr. 
Peter Strutynski an einem Gehirntumor. Der 71-jährige 
Politikwissenschaftler gehörte zu den führenden Köp¬ 
fen der Friedensbewegung. An der Universität Kassel 
betrieb er seit 1977 im Rahmen der Friedensforschung 
u.a. Studien zur Rüstungskonversion. Ferner veranstal¬ 
tete Peter Strutynski gemeinsam mit dem Bundesaus¬ 
schuss Friedensratschlag seit 1994 den jährlich an der 
Uni stattfindenden Friedensratschlag, an dem Wissen¬ 
schaftler* innen und bundesweit aktive Friedensgrup¬ 
pen zu einem Informationsaustausch zusammentrafen. 
Auch nach seinem Eintritt in den Ruhestand nahm er 
weiterhin einen Lehrauftrag an der Uni zur Konflikt - 
und Friedensforschung wahr und setzte die 1998 
begonnene, jedes zweite Semester durchgeführte „Frie¬ 
densvorlesung“ fort. Im vergangenen Jahr erschienen 
von ihm zwei Bücher: „Ein Spiel mit dem Feuer: Die 
Ukraine, Russland und der Westen“ sowie „Umbrüche 
und Kontinuitäten: Von den Weltkriegen zum perma¬ 
nenten Krieg 4 ?“ 

„Er verkörperte in einzigartiger Weise den Brücken¬ 
schlag zwischen Wissenschaft und sozialem und politi¬ 
schem Engagement“, schrieb Werner Ruf zum Tode 
von Peter Strutynski in der „jungen weit“ vom 30. Sep¬ 
tember 2015. 

Vor 75 Jahren beendete Walter Benjamin sein 
Leben 

Jedes AZADi-Faltblatt erinnert mit einem Zitat aus 
Walter Benjamins „Geschichte der Unterdrückten“ von 
1940 an den jüdischen Schriftsteller und Philosophen: 
„Die Tradition der Unterdrückten belehrt uns darüber, 
dass der Ausnahmezustand, in dem wir leben, die 
Regel ist.“ 

Benjamin hatte sich in den 1920-er Jahren der 
sozialistischen Linken angeschlossen. Mitte März 1933 
verließ er Deutschland angesichts der politischen Ent¬ 
wicklung. Zunächst ging er auf die Insel Ibiza, dann 
nach Paris. In der Schweiz veröffentlichte er den Band 
„Deutsche Menschen“, schrieb Artikel und das „Mos¬ 
kauer Tagebuch“. Später arbeitete er für die Zeitschrift 
des in Frankfurt (später in New York) ansässigen Insti¬ 
tuts für Sozialforschung von Theodor W. Adorno und 
Max Horkheimer. 

Als Hitlers faschistische Armee 1939 in Fra nkr eich 
einmarschierte, wurde auch Walter Benjamin in ein 
Lager interniert. Nach der Freilassung konnte er sich 



noch ein Visum für die USA beschaffen. Von Frank¬ 
reich wollte er mit anderen über die Pyrenäen nach 
Spanien fliehen. Doch fehlte ihm, als er die Grenze 
Spaniens erreichte, ein inzwischen notwendig gewor¬ 
denes französische Ausreisevisum. Im Grenzort Port- 
bou drohte ihm aufgrund dessen die Abschiebung nach 
Frankreich, das inzwischen von den Deutschen besetzt 
war. Ihm hätte eine Auslieferung an die Geheime 
Staatspolizei (Gestapo) gedroht. 

In der Nacht zum 27. September 1940 wurde Walter 
Benjamin tot in seinem Hotelzimmer aufgefunden. Er 
hatte seinem Leben mit Morphiumtabletten ein Ende 
gesetzt. 

Die Wissenschaftliche Buchgesellschaft Darmstadt hat 
in einer Sonderedition fünf rote Bände (in einer Kas¬ 
sette) mit allen wichtigen Veröffentlichungen Benja¬ 
mins zusammengestellt; Herausgeber ist Burghardt 
Lindner (verstorben 
am 7. Januar 
2015)(; die ausge¬ 
wählten Werke 
umfassen 3367 Sei¬ 
ten, kosten 99,95 € 
und sind ab 1. Feb¬ 
ruar 2016 erhältlich. 

Ein weiteres Buch: 

Begegnungen mit 
Benjamin, Hg. von 
Erdmut Wizisla 
Lehmstedt Verlag, 

400 S„ geh., 24,90 € 

(ND v. 26./27.09.2015) 
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ASYL- & MIGRATIONS¬ 
POLITIK 


Grüne Integrationssprecherin verließ 
hessische Landtagsfraktion: 

Mürvet Öztürk: Keine „vertrauensvolle Zusammenarbeit 
mehr“ 

Die integrations - und migrationspolitische Sprecherin 
der Grünen im Hessischen Landtag, Mürvet Öztürk, 
hat ihre Fraktion verlassen. Das „Neue Deutschland“ 
fragte, warum sie sich zu diesem Schritt entschlossen 
habe. „Weil ich schon seit längerem mit der Flücht¬ 
lingspolitik unzufrieden bin“, antwortete Öztürk. Sie 
kritisierte die Haltung eines Teiles der Grünen zur 
Erweiterung der Liste sicherer Herkunftsländer, was in 
ihren Augen auf eine Verschärfung des Asylrechts 
hinauslaufe. Sie halte ein Bauprogramm für wichtig, 
„um die Kommunen finanziell zu unterstützen und für 
Flüchtlinge wie Wohnungssuchende Wohnraum zu 
schaffen“. Zwar gebe es das Landesprogramm für 
Wohnungsbau, doch „haben wir die Chance vertan, die 
Flüchtlinge als zu fördernde Gruppe aufzunehmen“. 
Sie habe das in der Fraktion vorgeschlagen, „aber keine 
Mehrheit bekommen“. Damit gebe es für sie „keine 
Grundlage für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
mehr“, so Mürvet Öztürk. 

(NDv. 09.09.2015/Azadi) 

Abgeordnete übergeordnet: Jede Form von 
Rassismus konsequent ächten! 

Bundestagsabgeordnete der Linken, SPD und Grünen 
haben sich in einem gemeinsamen Aufruf für den 
Schutz von Flüchtlingen, eine wirksamere Bekämp¬ 
fung von Fluchtursachen sowie von Neonaziterror aus¬ 
gesprochen. „Fast täglich brennen Flüchtlingsunter¬ 
künfte irgendwo in Deutschland. Allein bis Ende 
August 2015 wurden mehr als 340 solche Straftaten in 
diesem Jahr registriert“ und „unerträgliche rassistische 
Hetze gegen Flüchtlinge“ mache sich breit. 

Wer Asylunterkünfte angreife und volksverhetzende 
Parolen skandiere, sei kein „besorgter Bürger, sondern 
ein Krimineller“, heißt es in dem Aufruf. „Wir stehen 
an der Seite der vielen engagierten Menschen in 
Deutschland, die sich für Flüchtlinge einsetzen. [...] 
Wir fordern weiterhin ernsthafte europäische Anstren¬ 
gungen zur Bekämpfung der Fluchtursachen. Bis sie 
erfolgreich sind, brauchen wir keine weiteren Abschot- 
tungs - und Angstdebatten, sondern den klaren Willen, 
Flüchtlinge schnell und gut zu integrieren. Wir erwar¬ 
ten, dass alle Politikerinnen und Politiker für eine 


offene Gesellschaft eintreten , in der Diskriminierung 
von Flüchtlingen und Angstmache gegen Fremde kei¬ 
nen Platz haben. Alle gesellschaftlichen Kräfte müssen 
gebündelt werden, damit Flüchtlinge bei uns Schutz 
finden. Jede Form von Rassismus muss konsequent 
geächtet werden.“ 

Die Initiator* innen: Sevim Dagdelen (Die Linke), 
Cem Özdemir (Bündnis 90/Die Grünen) und Rüdiger 
Veit (SPD). Abgeordnete von CDU/CSU wollten den 
Aufruf nicht unterzeichnen. 

(jwv. 11.09.2015) 

EU-Kommission will auchTürkei als „sicheren 
Herkunftsstaat“ 

Die von Jean-Claude Juncker geleitete EU-Kommis- 
sion hätte gerne die Entscheidungsbefugnis über eine 
von ihr am 9. September vorgeschlagene gemeinsame 
EU-Länderliste „sicherer Herkunftsstaaten“. Mithilfe 
einer solchen Liste könnten Flüchtlinge nach einem 
verkürzten Asylverfahren in den „sicheren Drittstaat“ 
zurückgeschickt werden. Nach Auffassung der EU- 
Kommission sind derzeit folgende Länder als „sicher“ 
einzustufen: Bosnien, Serbien, Kosovo, Albanien, 
Montenegro, Mazedonien sowie die Türkei. Weil letz¬ 
tere aber u. a. wegen des drohenden Bürgerkrieges in 
den kurdischen Gebieten strittig ist, werden die EU- 
Regierungen das Land möglicherweise nicht als sicher 
einstufen. 

Die EU-Liste soll vorerst die nationalen Listen der 
„sicheren Herkunftsstaaten“ nicht ersetzen, sondern als 
Anregung verstanden werden. Nach drei Jahren soll 
darüber entschieden werden, ob nur noch eine EU- 
Liste zu gelten hat. 

Doch selbst wenn ein EU-Staat auf der „Liste der 
Sicheren“ steht, müssen die Asylanträge von Schutzsu¬ 
chenden geprüft werden. Die Kategorisierung als 
„sicher“ ist laut deutschem Recht lediglich eine Vermu¬ 
tung, die in jedem Einzelfall widerlegt werden kann. 

(tazv. 14.09.2015/Azadi) 

Anmerkung: Die Türkei ist zwar noch nicht auf die 
Liste „sicherer Drittstaaten“ aufgenommen worden, 
doch wird sie neben dem Libanon und Jordanien deut¬ 
lich erhöhte finanzielle Hilfen für Flüchtlingslager 
erhalten. Deshalb müsse der Dialog mit der Türkei 
„auf allen Ebenen verstärkt werden “, hieß es im Ent¬ 
wurf einer Erklärung zum Sondergipfeltreffen der 
Staats - und Regierungschefs der EU, das am 23. Sep¬ 
tember in Brüssel stattfand. Am 5. Oktober wird Präsi¬ 
dent Recep Tayyip Erdogan dort en\’artet. 
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Fluchtdramen in Zahlen 

Einem Bericht des UN-Flüchtlingshilfswerks UNHCR 
vom 29. September zufolge kamen seit dem 1. Januar 
dieses Jahres knapp 515 000 Menschen auf dem See¬ 
weg nach Europa. In Griechenland sind mit 383 000 die 
meisten angekommen; an zweiter Stelle stand Italien 
mit 129000. Etwa 2980 Flüchtlinge sind bei dem Ver¬ 
such, Europa auf oft maroden Booten zu erreichen, 
ums Leben gekommen. 54 Prozent der geflüchteten 
Menschen stammten laut UN-Angaben aus Syrien; 
unter den in Griechenland Angekommenen waren 71 
Prozent Syrer. 

Alleine am 28. September waren insgesamt 1 151 
Menschen von der italienischen Küstenwache von ken¬ 
ternden Booten im Mittelmeer aufgenommen worden. 
Am gleichen Tag rettete die Hilfsorganisation Ärzte 
ohne Grenzen 373 Flüchtlinge - darunter zahlreiche 
Frauen und Kinder. Die libysche Küstenwacht nahm 
346 Flüchtlinge auf und brachte sie zu einem Marine¬ 
stützpunkt in Tripolis, bevor sie in Aufnahmezentren 
untergebracht wurden. 

(ND v. 30.09.2015/Azadi) 

Bundeskabinett verabschiedet verschärftes 
Gesetzespaket zur „Flüchtlingsfrage“ 

Das Bundeskabinett verabschiedete wenige Tage nach 
dem gemeinsamen Asylgipfel von Bund und Ländern 
zur Lösung der Flüchtlingsfrage auf einer Sondersit¬ 
zung am 29. September ein Gesetzespaket, das offen¬ 
bar eigenmächtig von Bundesinnenminister Thomas de 
Maiziere verschärft worden ist. Danach sollen Länder 
und Kommunen mit Milliarden Euro-Beträgen unter¬ 
stützt werden, die Leistungen für Asylbewerberinnen 
gekürzt, das Taschengeld durch Sachleistungen ersetzt 
und die Aufenthaltsfrist in der Erstaufnahmestelle von 
drei auf sechs Monate erhöht werden, um den 


Abschluss des Asylverfahrens zu erreichen und abge¬ 
lehnte Asylsuchende direkt abschieben zu können. 
Gleichzeitig wurde das Arbeitsverbot auf sechs Monate 
verlängert; obwohl dieses erst auf drei Monate 
beschränkt worden war. Weitere Staaten - Albanien, 
Kosovo, Montenegro - sind zu „sicheren Herkunfts¬ 
staaten“ erklärt worden, um Asylverfahren von Men¬ 
schen aus diesen Ländern schneller beenden zu kön¬ 
nen. Verbessert wurde der Gesetzentwurf hingegen in 
dem Punkt, dass die Bundesagentur für Arbeit Flücht¬ 
linge bei der Stellensuche unterstützen soll, Integrati¬ 
onskurse für Asylsuchende sowie Geduldete mit Blei¬ 
beperspektive ermöglicht werden und Kranke nk assen 
zunächst die medizinische Behandlung von Geflüchte¬ 
ten übernehmen soll und sich die Kosten - falls 
gewünscht - von den Kommunen später zurückfordern 
können. Die Grünen hielten die Einigung des „Flücht¬ 
lingsgipfels“ im Kanzleramt für „akzeptabel“. Völker 
Beck, menschenrechtspolitischer Sprecher der Partei, 
kritisierte das Paket: „Es wird besonders absurd, wenn 
wir im Sommer die Bundeswehr mit der NATO in das 
Kosovo schicken und im Herbst den Staat für angeb¬ 
lich sicher erklären.“ Ähnlich argumentierte auch Pro 
Asyl. In diesen Ländern befänden sich im Rahmen des 
KFOR-Einsatzes noch immer internationale Soldaten 
zur Friedenssicherung, 

Bodo Ramelow (Linke), Ministerpräsident von 
Thüringen, kündigte an, dass er der pauschalen Einstu¬ 
fung der Westbalkanländer als „sichere Herkunftslän¬ 
der“ im Bundesrat nicht zustimmen werde. 

Dagegen hatte die rot-rote Koalition in Branden¬ 
burg dem Asyl-Deal zugestimmt, wogegen der Linken- 
Fraktionschef Ralf Christoffers erklärte, dass seine Par¬ 
tei hierzu „eine andere Auffassung“ vertrete. 

(tazv. 26J27.09.2015/Azadi) 


TÜRKEI / KURDISTAN 


RECEP TAYYIP ERDOGAN 2014 

An der ersten Direktwahl für das Präsidentenamt am 
10. August 2014 hatten nach Angaben der Wahlkom¬ 
mission 51,96 % der Wählerinnen für den damaligen 
Premierminister und Vorsitzenden der AKP, Recep 
Tayyip Erdogan, gestimmt. Vor Anhängern kündigte er 
in Ankara den Beginn einer „neuen Ära“ in der Türkei 
an und versprach, den „nationalen Versöhnungspro¬ 
zess“ mit den Kurden fortführen zu wollen. Damals 
schon konnte der heutige Kovorsitzende der HDP, 
Selahattin Demirtas einen Achtungserfolg mit 9,71 
Prozent erreichen (in der Türkei besteht eine 10 %- 
Hürde). 


RECEP TAYYIP ERDOGAN 2015 

Selahattin Demirtas (HDP) ruft zur 
Selbstverteidigung auf 

Am 9. September erklärte der Kovorsitzende der 
Demokratischen Partei der Völker (HDP), Selahattin 
Demirtas, dass es innerhalb der letzten beiden Tage im 
gesamten Land mehr als 400 Übergriffe und Anschläge 
auf Zeitungsredaktionen, Geschäfts - und Woh nh äuser 
von Kurden, Zelte kurdischer Saisonarbeiter und Par¬ 
teibüros gegeben habe. Dabei seien mehrere HDP- 
Büros ausgebrannt. In der Nacht zum 9.9. wurde - im 
Anschluss einer Demonstration gegen „Terrorismus“ - 
die HDP-Zentrale in Ankara angegriffen und im Erdge- 
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schoss ein Feuer gelegt. Während hier nur ein Täter 
festgenommen wurde, waren es in Istanbul 50 HDP- 
Mitglieder, die gegen eine Kundgebung der faschisti¬ 
schen Grauen Wölfe protestierten, auf der „Massaker“ 
gegen Kurden gefordert wurde. 

In anderen westtürkischen Städten zogen Hunderte 
teilweise bewaffnete Anhänger der AKP gemeinsam 
mit Grauen Wölfen in mehrheitlich von Kurden oder 
Aleviten bewohnte Stadtviertel. 

In der Kreisstadt Beypazari bei Ankara sind bei 
einer Attacke auf Unterkünfte kurdischer Saisonarbei¬ 
ter 27 Menschen verletzt worden. 

In Istanbul wurde ein junger Mann, der in kurdi¬ 
scher Sprache telefonierte, vor einem Cafe erstochen. 

Am 8. 9. ist in Istanbul die Zentrale der Erdogan- 
kritischen Tageszeitung „Hürriyet“ zum zweiten Mal 
innerhalb von 48 Stunden von rund 100 mit Knüppeln 
bewaffneten Schlägern angegriffen und die vor dem 
Gebäude postierten Polizisten überrannt worden. Erst 
nach 25 Minuten kamen weitere Polizeieinheiten, um 
ein Durchbrechen des Mobs zu verhindern. 

In Ankara überfielen 200 Randalierer unter der Füh¬ 
rung des Chefs der AKP-Jugendorganisation und 
Abgeordneten, Abdurrahmin Boynukalin, ein Gebäude 
der „Hürriyet“, weil sie angeblich Erdogan durch eine 
Zeitungsmeldung beleidigt haben soll. 

Selahattin Demirtas rief die Anhänger der Partei 
auf, die Selbstverteidigung zu organisieren. 

Die Anschläge würden von AKP und dem Geheim¬ 
dienst MIT koordiniert und seien keine Reaktion auf 
Aktionen der PKK-Guerilla. Zur Gewalteskalation 
hatte Präsident Erdogan am 6. September gedroht: 
„Wenn ihr uns keine 400 Abgeordneten gebt, werdet 
ihr den Preis dafür bezahlen.“ Damit bezog er sich auf 
die Parlamentswahlen vom Juni, bei der die AKP die 
absolute Mehrheit verloren hatte und Erdogan seinen 
Plan, das Präsidialsystem einzuführen, zunichte 
gemacht wurde, weil die HDP die 10 %-Hiirde über¬ 
springen konnte. Die Mehrheit von 400 Sitzen war 
dahin. 

Auslöser der jüngsten antikurdischen Proteste war - 
nach Lesart der türkischen Regierung - ein Angriff der 
PKK-Guerilla auf einen Militärkonvoi am 6. 9. in der 
Nähe von Hakkari, bei dem nach PKK-Angaben 31 
Soldaten getötet wurden. Die türkische Armee gab die 
Zahl der Getöteten mit 16 an. 

(jw. 10.09.2015/Azadi) 

Türkisches Militär tötet Zivilisten in Cizre - 
Luftangriffe auf Ziele im Nordirak 

Unter Berufung auf den HDP-Abgeordneten Mehmet 
Ali Aslan, der sich zur Zeit in der belagerten Stadt 
Cizre im Südosten des Landes aufhält, sind in der 
Nacht zum 10. 9. mindestens acht Zivilisten von 
Armee - und Polizeieinheiten getötet worden. Darunter 


befanden sich ein lOjähriges Mädchen, das Hilfe für 
den zuvor angeschossenen Vater holen wollte sowie 
zwei Frauen, die durch Artilleriebeschuss ihrer Straße 
starben. Wegen der Ausgangssperre können Verletzte 
keine Krankenhäuser aufsuchen und Getötete nicht 
bestattet werden. Auf dem Weg nach Cizre wurde eine 
40-köpfige HDP-Delegation von der Polizei gestoppt 
und mehrere Parlamentarier bei dem vom Innenminis¬ 
terium angeordneten Einsatz verletzt. 

Am gleichen Tag hat die türkische Luftwaffe erneut 
Ziele im Nordirak bombardiert und ein türkischer Sol¬ 
dat durch auf syrischem Gebiet abgefeuerte Schüsse 
tödlich getroffen. Ein weiterer Soldat gilt seitdem als 
vermisst. Die Zeitung „Hürriyet“ meldete unter Beru¬ 
fung auf türkische Sicherheitskreise, dass dieser vom 
IS als Geisel genommen worden sei. 

(jwv. 11.09.2015/Azadi) 

Semra Dogan: Erdogan lässt demokratische 
Kräfte ersticken 

HDP will demokratische Gesellschaft errichten 

Zur Situation in der Türkei sprach die „junge weit“ mit 
Semra Dogan, der Kovorsitzenden der HDP im Istan¬ 
buler Stadtteil Kadiköy. Auch für sie bedeutete der 
Bombenanschlag von SuruQ am 20. Juli die türkische 
Fi nk e gegeben, sich nicht länger mit der kurdischen 
Bewegung zu verbünden. „Die Polizei - und Militäro¬ 
perationen sind Teil des seit längerem vorbereiteten 
Plans, die demokratischen Kräfte zu ersticken und den 
Weg zu öffnen für das von Erdogan angestrebte Präsi¬ 
dialsystem“. 

Erdogan wolle „ganz offensichtlich das provozie¬ 
ren, was er schon seit längerem“ vorhabe: „den Bürger¬ 
krieg“. Landesweit würden seine Anhänger die Parole 
„Wir wollen keine Militäreinsätze wir wollen Massa¬ 
ker!“ skandieren. Es liege auf der Hand, „dass diese 
Aktionen zentral geplant und ausgeführt“ würden. 
Angesprochen auf den Anschlag auf das HDP-Büro im 
Istanbuler Stadtteil Kadiköy und die aktuelle Lage, 
erläutert Dogan, dass „etwa 1 000 Bereitschaftspolizis¬ 
ten“ die HDP-Vertreter* innen daran gehindert hätten, 
eine Pressekonferenz zu den Ereignissen abzuhalten. 
Gleichzeitig seien aber auch Faschisten davon abgehal¬ 
ten worden, „uns anzugreifen“. „Alle unsere Büros im 
1. Bezirk wurden attackiert“ und zwei Co-Vorsitzende 
festgenommen. 

Die HDP werde sich auf zwei Felder konzentrieren: 
„Zum einen auf die Menschen, die noch viele Fragen“ 
hätten. Zum anderen solle das Modell der demokrati¬ 
schen Autonomie, der Selbstverteidigung und -Verwal¬ 
tung vorgestellt sowie jedes Stadtviertel organisiert 
werden. „Wir werden zuerst die organisierte und 
danach die demokratische Gesellschaft errichten.“ 

(jwv. 12.09.2015/Azadi) 
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Erdogans paramilitärische „Osmanen-Heime“ 

Neben der HDP beschuldigte auch die kemalistische 
Republikanische Volkspartei (CHP) Präsident Erdogan 
und seine AKP, hinter den Anschlägen in Ankara und 
Istanbul zu stecken. Funktionäre der faschistischen 
Partei der Nationalistischen Bewegung (MHP) bestrit¬ 
ten eine Verwicklung in die Angriffe. Vielmehr lägen 
ihr Videoaufnahmen vor, auf denen die Angreifer als 
AKP-Jugendorganisation zu erkennen seien, erklärte 
der MHP-Abgeordnete Alim Isik. 

Wie die Tageszeitungen „Hürriyet Daily News“ und 
„Today’s Zaman“ meldeten, handele es sich um eine 
bislang unbekannte Jugendgruppe namens „Osmanen- 
Heime“ (Osmanli Ocaklan), die 2009 offiziell zur 
„Pflege osmanischen Kulturerbes“ gegründet wurde. 
Die Gruppe nutzt ein Symbol, dessen Schriftzug dem 
der „Grauen Wölfen“, den drei Halbmonden, ähnelt. 
Damit soll ein Teil der faschistischen Jugend an die 
AKP gebunden werden. 

Nach den Gezi-Park-Protesten im Sommer 2013 
wurde in der AKP der Aufbau einer eigenen paramilitä¬ 
rischen Truppe erwogen und mit Hilfe des Geheim¬ 
dienstes die streng religiös orientierten Osmanen- 
Heime in Straßenkampfformationen umgewandelt. 
Deren jetzige Führer Kadir Canpolat gehörte früher der 
ultranationalistischen BBP-Jugend an. Die Ermordung 
des armenischen Journalisten Hrant Dink sowie mehre¬ 
rer Christen in den Jahren 2006/2007 gehen auf das 
Konto dieser Gruppe. Canpolat kam 2006 in Haft, weil 
er einen Anschlag auf den damaligen Papst Benedikt 
während dessen Türkei-Besuchs geplant haben soll. 
Auf einer Kundgebung in Isparta im April dieses Jahres 
hatte er verkündet: „Wir sind die Soldaten von Recep 
Tayyip Erdogan. Wir verdanken ihm die Osmanen- 
Heime.“ Bei der Einweihung neuer Sektionen der 
Heime sind führende AKP-Politiker wie der frühere 
Innenminister Efkan Ala oder auch Erdogans Berater 
Binali Yildirim als Gäste aufgetreten. 

(jw V. 22.09.2015/Azadi) 


Internationalistische Freundinnen Andrea Wolf/Ronahi: 

Freiheitsliebe der Menschen lässt sich auf 
Dauer nicht unterdrücken 

„Im Rahmen des Krieges der AKP gegen HDP, die kur¬ 
dische Zivilbevölkerung und die PKK hat am 17.9.2015 
der türkische Innenminister Sebahattin Öztürk die Zer¬ 
störung von 14 Gedenkstätten und Märtyrerfriedhöfen 
der kurdischen Guerilla PKK in Nordkurdistan ange¬ 
ordnet und die jeweiligen Gouverneure zur Umsetzung 
verpflichtet“, heißt es in einer Erklärung der „Interna¬ 
tionalistischen Freundinnen Andrea Wolf/Ronahi“ vom 
18. September. Die türkische Luftwaffe habe an diesem 
Tag erneut den Friedhof von Varto bombardiert und 
eine Operation zur Zerstörung der Gedenkstätte in 



dent Erdogan, der für die 
völkerrechtswidrigen Angriffe des türkischen Militärs 
auf kurdische Dörfer und Städte in Süd - und Nordkur¬ 


Keleh in den Bergen von 
Catak in der Provinz Van 
gestartet, die im Septem¬ 
ber 2013 eingeweiht wor¬ 
den war. „Mit diesem 
Befehl offenbart sich der 
türkische Inne nm inister 
nach internationalem Völ¬ 
kerrecht als Kriegsverbre¬ 
cher - ebenso wie Präsi¬ 


distan, die gezielte Tötung von Zivilist* innen sowie die 
Bombardierung von Wäldern und landwirtschaftlichen 
Nutzflächen politisch verantwortlich ist.“ Nach Über¬ 
zeugung der Initiative tragen auch die Regierungen aller 
NATO-Partner der Türkei zumindest eine moralische 
und politische Mitverantwortung für solche Verbrechen, 
weil das türkische Regime durch Waffenlieferungen 
logistisch und politisch unterstützt werde. 

Die Internationalist*innen fragen: „Wieviel patriar¬ 
chale, faschistische und rassistische Menschenverach¬ 
tung und Unmenschlichkeit steckt in ihren Herzen und 
Köpfen, wenn sie ermordete Guerillakämpferinnen der 
PKK nackt ausziehen und durch die Straßen schleifen 
und unter Missachtung des Völkerrechts und aller 
internationalen Gesetze Friedhöfe zerstören und bom¬ 
bardieren lassen?“ Die Türkei erschwere mit i hr em 
Krieg im eigenen Land „eine politische Beilegung aller 
Kriegshandlungen in der Region“ und wolle „Rojava 
und die kurdische Bewegung mit ihrem Modell einer 
gerechteren Gesellschaft für alle Menschen zerstören“. 

Gefordert wird ein sofortiger Stopp des Krieges, ein 
allgemeiner Waffenstillstand, die sofortige Wiederauf¬ 
nahme der Friedensverhandlungen zwischen der PKK 
und der türkischen Regierung, die Freilassung aller 
politischen Gefangenen, eine Aufklärung der Kriegsver¬ 
brechen und Bestrafung der Täter, die Beendigung der 
Unterstützung des Erdogan-Regimes durch die Bundes¬ 
regierung, eine internationale Anerkennung von Rojava 
sowie einen humanitären Korridor und letztlich die 
sofortige Aufhebung des PKK-Verbots in Deutschland. 

„Ohne Gerechtigkeit kann es keinen Frieden geben: 
Die Angst der Mächtigen wird auf Dauer nicht die 
Freiheitsliebe der Menschen unterdrücken können“, 
schließt die Erklärung. 


(Zitiert aus der Erklärung vom 18.09.2015/Azadi) 


Anmerkung: Am 23. Oktober 1998 wurde die deutsche 
Internationalistin Andrea Wolf, die sich der kurdischen 
Frauenarmee YAJK angeschlossen hatte, bei einem 
Gefecht zusammen mit weiteren Kämpfer*innen vom 
türkischen Militär festgenommen. Zeugenaussagen 
zufolge wurden Andrea (Ronahi) als unbewaffnete 
Gefangene und mindestens zwei weitere Kämpfer 
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gefoltert und extralegal hingerichtet und die Leichen 
geschändet. Bei dem Gefecht am 23.10.98 wurden ins¬ 
gesamt 24 Kämpfet'*innen der PKK beim Gefecht und 
dem anschließenden Massaker ermordet. 

In einer Entscheidung des Europäischen Gerichts¬ 
hofs vom 8.6.2010 wurde die Türkei wegen Verstoßes 
gegen die Europäische Menschenrechtskonvention ver¬ 
urteilt. Andreas Mutter hat daraufhin erneut gegen die 
Mörder Anzeige bei der Staatsanwaltschaft Catak ein¬ 
gereicht. Bis heute ist der mutmaßliche Folterer und 
Mörder von Andrea Wolf der als Offizier in Batman 
tätig ist, weder vernommen noch verhaftet noch vor 
Gericht gestellt worden. 

(Initiative) 

Rechtsanwalt Murat Timur: In der Türkei 
herrscht Krieg 

Internationale Wahlbeobachter*innen erwünscht 

Ismail Küpeli vom „Neuen Deutschland“ sprach mit 
dem Vorsitzenden der türkischen Anwaltskammer der 
Stadt Wan (türk.: Van) über die Folgen des Krieges in 
der Türkei. Auf die Frage, ob sich die Lage wieder 
beruhigt habe, machte der Jurist deutlich: 

„Zu allererst wäre es gut, wenn wir damit aufhören 
würden, hier von Spannungen zu sprechen, wie es 
europäische und türkische Medien tun. Solche Voka¬ 
beln verharmlosen die Lage in der Türkei. Es ist ein 
Krieg, der dort herrscht.“ Im übrigen habe sich der 
Krieg ausgeweitet „wie etwa in Cizre“, wo die Kämpfe 
viel Leid unter der Bevölkerung anrichte, „weil die tür¬ 
kischen Sicherheitskräfte völlig unangemessen und 
ohne Rücksicht auf ,Kollateralschäden‘ vorgehen“. So 
könnten die Menschen aus Angst vor Scharfschützen 
nicht einmal ihre Toten begraben. Recherchen von 
Menschenrechtsorganisationen und Anwaltsvereini¬ 
gungen zufolge seien dort „mindestens 15 Zivilisten“ 
getötet worden und weitere fünf gestorben, weil sie 
aufgrund der Ausgangssperre nicht hätten medizinisch 
versorgt werden können. 

Danach befragt, ob die Türkei genug unternehme, 
um solche Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu 
ahnden und die Täter zu bestrafen, stellt Murat Timur 
fest: „Es gibt konkret im Fall von Cizre keine einzige 
Anklage wegen möglicher Kriegsverbrechen“. Wäh¬ 
rend der Ausgangssperre sei jedweden unabhängigen 
Beobachtern der Zugang in die Stadt verwehrt worden, 
selbst Ministern und dem Kovorsitzenden der HDP, 
Selahattin Demirtas. Doch sei Cizre kein Einzelfall. Es 
gebe weitere Ausgangssperren und Militärsperrgebiete, 
in denen Menschenrechtsverletzungen nicht dokumen¬ 
tiert werden könnten. Die Frage, was er als Anwalt 
fühle, wenn er kaum Möglichkeiten habe, gegen 
Rechtsverletzungen vorzugehen, beantwortet Timur: 
„Insbesondere wenn es um die kurdischen Gebiete 
geht, ist es seit Jahrzehnten so, dass staatliche Verbre¬ 


chen an Zivilisten ungestraft bleiben. Aber uns bleibt 
nichts anderes übrig, als weiter auf demokratischen und 
rechtsstaatlichen Wegen für unsere Rechte zu streiten - 
zur Not eben auch gegen die türkische Regierung, 
wenn sie sich dagegenstellt“. Man werde weiterhin 
Menschenrechtsverletzungen öffentlich machen. 

Befragt, wie eine freie und faire Neuwahl am 1. 
November gesichert werden könne, meint Timur, dass 
man sich nicht auf die AKP-Regierung verlassen solle 
Vielmehr müsse die Zivilgesellschaft „leider selbst 
dafür sorgen, dass Wahlfälschungen verhindert wer¬ 
den“. Die Anwaltskammer Wan werde Wahlbeobachter 
stellen und sich wünschen, „dass internationale Wahl¬ 
beobachter zahlreich am Wahltag in der Türkei anwe¬ 
send“ sein werden. 

(NDv. 26V27.09.2015/Azadi) 

Selahattin Demirtas fordert Unterstützung 
durch BRD 

„Wenn sich die Kämpfe in der Türkei vertiefen sollten, 
so kann das eine Fluchtwelle aus der Türkei nach 
Europa auslösen“, warnte Selahattin Demirtas, Co-Vor¬ 
sitzender der HDP am 27. September bei einem Auf¬ 
enthalt in Hamburg. Er rief die Bundesrepublik 
Deutschland zur Unterstützung bei der Lösung der 
Kurdenfrage auf. Dies betreffe auch die Wiederauf¬ 
nahme des von Erdogan aufgekündigten Verhandlungs¬ 
prozesses mit der PKK, gegen die die türkische Luft¬ 
waffe zahlreiche Angriffe fliegt. 

(NDv. 28.09.2015) 

Türkei schlägt Bau von Containerstädten für 
Flüchtlinge in Syrien an 
Linkspolitikerin Dagdelen: Vorschlag „zynisch“ und mit 
dem Völkerrecht unvereinbar 

Sevim Dagdelen, Sprecherin für Internationale Politik 
der Li nks fraktion im Bundestag, griff das , Angebot 4 der 
Türkei an die EU massiv an, die Flüchtlingskrise mit¬ 
hilfe der Errichtung von Containerstädten für insgesamt 
900000 Flüchtlinge in Syrien zu bewältigen. Dieser 
Vorschlag von Ministerpräsident Ahmet Davutoglu sei 
„zynisch“ und zeige, dass syrische Flüchtlinge „nur 
Verschiebemasse zur Durchsetzung geopolitischer Inte¬ 
ressen in der Region“ seien, nämlich der Schaffung 
einer Pufferzone im Norden Syriens. „Die Türkei ver¬ 
sucht damit lediglich, syrische Flüchtlinge nach Syrien 
abzuschieben, um mit ihrer Pufferzone einen Keil zwi¬ 
schen die kurdischen Selbstverwaltungsgebiete zu trei¬ 
ben“, was mit dem Völkerrecht und der Genfer Flücht¬ 
lingskonvention nicht zu vereinbaren sei. Die türkische 
Regierung wolle sich dieses illegitime Vorhaben auch 
noch von der EU bezahlen lassen. Die Linkspolitikerin 
forderte die Bundesregierung auf, sich „deutlich von 
diesem neuerlichen Völkerrechtsbruch“ zu distanzieren. 

(jw v. 29.09.2015) 
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DEUTSCHLAND SPEZIAL 


Türkische Geheimdienstagenten vor Gericht 

Am 9. September begann vor dem Oberlandesgericht 
(OLG) Koblenz ein Verfahren gegen drei Angeklagte, 
denen die Bundesanwaltschaft vorwirft, für den 
„Geheimdienst einer fremden Macht“ gearbeitet zu 
haben. Der 59jährige Muhammed Taha G. und seine 
Mitangeklagten Ahmet Y. und Göksel G. sollen seit 
dem Jahre 2013 in Deutschland kurdische, alevitische 
und jesidische Organisationen sowie Anhänger des 
islamischen Predigers Fethullah Gülen ausspioniert 
haben, weil sie in Opposition zum türkischen Präsiden¬ 
ten Recep Tayyip Erdogan gestanden haben. Geheim¬ 
dokumente türkischer Sicherheitsbehörden und über 
100 Fotos von Pässen seien auf dem handy des frühe¬ 
ren Erdogan-Beraters gefunden worden, der auch in 
engem Kontakt mit dem Chef des türkischen Geheim¬ 
dienstes (MIT), Hakan Fidan, gestanden haben soll. 

Der in Konkurs gegangene Dachdecker Göksel G. 
sowie der wegen Drogenhandels vorbestrafte Wupper¬ 
taler Reiseuntemehmer Ahmet Y. sollen kritische 
Äußerungen ihrer Landsleute sowie Fotos und Namen 
von Oppositionellen an den „Führungsoffizier“ Taha G. 
weitergegeben haben. Dieser habe in einem angehörten 
Telefongespräch erklärt, Erdogan nutze ein „Dreiersys¬ 
tem“ aus „einer sichtbaren und einer unsichtbaren Ein¬ 
heit und einer weiteren unsichtbaren Einheit, die sich 
untereinander nicht kennen“. 

Auf die Spur der Angeklagten ist die Justiz im Zuge 
von Ermittlungen gegen mutmaßliche Geldfälscher 
gekommen. Den Beamten war aufgefallen, dass einer 
der Verdächtigen Informationen über türkische Opposi¬ 
tionelle an einen Mittelsmann weitergegeben hatte. 
Daraufhin leitete der Generalbundesanwalt ein Verfah¬ 
ren ein und erhob im Mai dieses Jahres Anklage. Der 
59jährige Muhammed Taha G. befindet sich in Haft, 
die beiden Mitangeklagten sind auf freiem Fuß. 

Wie das Nachrichtenmagazin „Focus“ berichtete, 
soll die türkische Regierung versucht haben, vor dem 
Verfahren gegen die mutmaßlichen Spione Druck auf 
die deutsche Justiz auszuüben. Ankara hat Meldungen 
der türkischen Presse zufolge zwei Anwälte für die 
Angeklagten besorgt. 

Der Prozess ist auf 25 Verhandlungstage festgesetzt. 
Im Falle einer Verurteilung der Männer drohen i hn en 
Haftstrafen von bis zu fünf Jahren. 

(jw/SWR Rheinl.-Pfalz/Donaukurier v. 9.11.09.2015/Azadf) 


(Der türkische unter militärischer Leitung stehende 
Geheimdienst „Milli Istihbarat Teskilati“ (MIT) ist 
schon seit Jahrzehnten in Deutschland aktiv. Insbeson¬ 
dere werden über Auslandsvertretungen und sonstige 
Gewährspersonen Informationen über exilpolitische 
Aktivitäten von Organisationen oder Personen gesam¬ 
melt und Publikationen sowie Bild - und Pressemate¬ 
rial ausgewertet. Eine enge Zusammenarbeit gibt es 
seit langem zwischen deutschen und türkischen Justiz — 
und Sicherheitsbehörden. Dazu gehört auch der offi¬ 
zielle Austausch von Strafnachrichten, was bedeutet, 
dass die Türkei über alle in Deutschland durchgeführte 
§ 129b-Verfahren gegen Exilpolitiker*innen der PKK 
sowie der linken Organisationen TKP-ML und DHKP- 
C informiert wird. Azadi) 

OXFAM: BRD mitverantwortlich für 
humanitäre Katastrophe im Jemen 

Die Hilfsorganisation OXFAM wirft Deutschland vor, 
mitverantwortlich zu sein für die humanitäre Katastro¬ 
phe im Bürgerkriegsland Jemen. Wie die Organisation 
am 22. September in Berlin erklärte, werde der Kon¬ 
flikt durch Rüstungsexporte reicher Länder wie die 
BRD an die kriegführenden Parteien angeheizt. Gleich¬ 
zeitig jedoch werde viel zu wenig Geld für humanitäre 
Hilfe zur Verfügung gestellt. Im Jemen kämpfen Rebel¬ 
len gegen Anhänger des Präsidenten Abed Rabbo Man- 
sur Hadi. Ein von Saudi-Arabien geführtes Militär¬ 
bündnis fliegt seither Luftangriffe auf Rebellen, getrof¬ 
fen aber werden unzählige Zivilisten. Laut Oxfam hun¬ 
gern in dem Land 13 Millionen Menschen. Im Jahre 
2014 befand sich Saudi-Arabien auf Platz sechs der 
wichtigsten Empfängerländer der deutschen Rüstungs¬ 
industrie. 

(jw V. 23.09.2015) 

BRD rüstet Litauen auf 

Angaben des Bundesverteidigungsministeriums 
zufolge haben sich Litauen und die BRD in Vilnius 
über den Kauf von 21 Panzerhaubitzen aus Beständen 
der Bundeswehr geeinigt. Außerdem wird Litauen 26 
Gefechtsstandfahrzeuge und sechs Bergepanzer erhal¬ 
ten. 

(jw V. 29.09,2015) 
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UNTERSTÜTZUNGS¬ 

FÄLLE 

Im Monat September wurde über sechs Unterstützungsanträge entschieden. In einem Fall gab es noch Klärungs¬ 
bedarf, in einem weiteren wurde eine Kostenbeteiligung zugesagt und um Zusendung der Gebührennote gebeten. 

Unterstützt wurde in einem Aufenthalts-, einem Ermittlungs - sowie einem Verfahren wg. schweren Hausfrie¬ 
densbruchs (Vorschussleistung). Außerdem hat Azadi die Übernahme einer Ausfallzahlung eines § 129b-Gefan- 
genen übernommen, die in monatlichen Raten erfolgt. 

Insgesamt wurde ein Betrag von 1104,58 € bewilligt. 

Im gleichen Zeitraum hat Azadi für sechs politische Gefangene für Ei nk auf in den Gefängnissen ein Betrag von 
61 8 ,- € gezahlt. 
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infodienst nr.153 


Oktober 2015 


ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 / 16 79 39 45 
Fax: 0221 /16 79 39 48 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 

Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GENODEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Die Ergebnisse der Neuwahlen zum Parlament in der Türkei 
vom 3. November 2015: 

Islamisch-konservative „Partei für Gerechtigkeit und Aufschwung“ (AKP): 49,2 % Prozent • 
kemalistisch-sozialdemokratische „Republikanische Volkspartei (CHP): 25,5 • prokurdisch¬ 
pluralistische „Demokratische Partei der Völker“ (HDP): 10,7 Prozent • faschistische 
„Nationalistische Bewegung“ (MHP): 12 Prozent 

Repression ohne Ende 

Kanzlerin Merkel leistete Wahlhilfe bei Erdogan: 
Politische und moralische Bankrotterklärung 

In der Stadt der „Pegida“-Aufmärsche, wo Tausende vermeintlich „besorgter Bürger 
und Bürgerinnen“ unter den Augen der Polizei unbehelligt Galgen für 
Politiker* innen-tragend, rassistisch pöbelnd und Hassparolen schreiend Montag für 
Montag durch Dresden ziehen, stürmte am frühen Morgen des 21. Oktober ein Groß¬ 
aufgebot der Polizei - mit Maschinenpistolen im Anschlag - den kurdischen Verein, 
mehrere Privatwohnungen, das Fahrzeug eines Kurden sowie die Geschäftsräume des 
„Rohat“-Kebabhauses. Bei den Durchsuchungen wurden Türen aufgebrochen, 
Betroffene teilweise aus ihren Betten gezerrt oder mit gezogener Waffe derart 
bedroht, dass mehrere anwesende Kinder eine Zeit lang unter Schock standen. Bei 
den Razzien, die mehrere Stunden dauerten, sind im „Verein Deutsch-Kurdische 
Begegnungen“ e.V neben anderen Gegenständen auch Bücher beschlagnahmt wor¬ 
den. 

Parallel zu den Razzien in Dresden, wurden auch die Wohnung und das Fahrzeug 
eines Kurden in Uelzen durchsucht, weil er unter das PKK-Verbot fallende Kennzei¬ 
chen verbreitet haben soll, indem er auf seinem Facebook-Profil ein Foto von sich an 
einem Redepult postete. Auf diesem sei am Pult eine Fahne der KKK befestigt und 
im Hintergrund eine PKK-Fahne zu sehen gewesen. Damit habe er gegen das Ver¬ 
einsgesetz verstoßen. 

Im Zuge dieser Polizeioperation in Dresden wurde der kurdische Politiker Kenan 
B. festgenommen, gegen den die Generalstaatsanwaltschaft (GenStA) Celle ein 
Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der Mitgliedschaft in einer terroristischen 
Vereinigung im Ausland (§ 129b Abs. 1 i.V.m. § 129a Abs. 1 Nr. 1 StGB) eingeleitet 
hatte. Er sei „dringend verdächtig“, seit Mitte 2014 als Gebietsleiter der PKK für den 
Bereich Hannover und seit Juli 2015 für Sachsen tätig gewesen zu sein. 

Zur Eröffnung des Haftbefehls durch den Ermittlungsrichter wurde der 44-Jährige 
am nächsten Tag nach Celle verbracht. Seitdem befindet er sich in der dortigen JVA 
in Untersuchungshaft. 

Kenan B. soll als mutmaßlicher Kader ihn unterstellte Aktivist* innen angewiesen 
haben, Informationsveranstaltungen, Kundgebungen und Demonstrationen (z.B. zur 
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dramatischen Situation in Kobane) durchzuführen, 
Busfahrkarten oder die Arbeiten zu den Parlaments¬ 
wahlen in der Türkei am 7. Juni zu organisieren. Das 
Arsenal überwachungstechnischer Methoden, das den 
Strafverfolgungsbehörden in Ermittlungsverfahren 
nach § 129b zur Verfügung steht, ist hier zum Einsatz 
gekommen: Bewegungsprofile, abgehörte Telefonge¬ 
spräche, ausgewertete SMS. Jede normale politische 
Tätigkeit wird auf diese Weise zu terroristischen Akti¬ 
vitäten umdefiniert und kriminalisiert sowie weitere 
Menschen, die sich im Rahmen der Vereinsarbeit poli¬ 
tisch engagieren, dadurch in den Dunstkreis des Terro¬ 
rismus gezogen und ebenso der Observation und Straf¬ 
verfolgung ausgesetzt. So soll er in einem Telefonat 
einen Jugendlichen „angewiesen“ haben, für eine 
Kundgebung bestimmte Transparente und Plakate 
anzufertigen, auf denen politische Ereignisse wie die 
Situation in den Gefängnissen oder Massaker wie in 
Maras oder Roboski erwähnt werden sollten. 

Wie agiert wohl ein Kreisverbandsvorsitzender von 
CDU oder SPD, wenn er mit Parteifreunden eine Ver¬ 
anstaltung organisiert ? 

Kenan B. wird ferner vorgehalten, in einer Rund¬ 
mail empfohlen zu haben, die Befreiung der Stadt 
Kobane von der Terrororganisation des IS „in demo¬ 
kratischer Form auf Plätzen“ zu begrüßen. Erwähnung 
findet auch ein Telefonat, in dem er darüber informiert 
wurde, dass sich kurdische Jugendliche einer Kundge¬ 
bung gegen Nazis angeschlossen hatten. Dem folgte 
der Hinweis des Landeskriminalamtes, dass etwa 40 
Personen „aus dem mutmaßlichen Spektrum der PKK“ 
bei einer Kundgebung gegen HAGIDA (Hannover 
gegen die Islamisierung des Abendlandes) festgestellt 
worden seien. So what? 

Wohl um die „terroristische Gefahr“ von Kenan B. 
zu dokumentieren, wird im Haftbefehl eine (obser¬ 
vierte) Versammlung erwähnt, bei der dieser einen Vor¬ 
trag gehalten habe und er „als einziger am Kopfende 
des Tisches“ gestanden habe, „an dem die Anderen 
saßen und ihm zuhörten“ (!). 

Dass sich der Kurde in den letzten Monaten intensiv 
für die auch in Europa organisierte HDP und die Vorbe¬ 
reitungen zu den Neuwahlen am 1. November enga¬ 
giert hat, bleibt im Haftbefehl unerwähnt. 


Die aufgrund des 1993 verfügten PKK-Betäti- 
gungsverbots praktizierte Kriminalisierung politisch 
aktiver Kurdinnen und Kurden durch den bundesdeut¬ 
schen Polizei- und Justizapparat findet weiterhin statt, 
unabhängig von innen- oder außenpolitischen Entwick¬ 
lungen oder Veränderungen in Struktur und politischer 
Zielsetzung der kurdischen Bewegung. 

Bundeskanzlerin Merkels Kotau im Sultanspalast 
Cem Özdemir: Erdogan „personifizierte Fluchtursache“ 

Langjährige Erfahrungen bestätigten sich auch dies¬ 
mal: Reist ein türkischer Machthaber in die EU-Zen¬ 
trale nach Brüssel oder nach Berlin bzw. findet der 
Austausch in umgekehrte Richtung statt, steht der 
„Kampf gegen die PKK“ an exponierter Stelle auf der 
Agenda. Weil türkische Politiker Europa regelmäßig 
vorwerfen, zu wenig gegen die PKK zu unternehmen, 
folgen den Beschuldigungen häufig Polizeiaktionen 
gegen kurdische Einrichtungen oder Verhaftungen von 
Aktivisten auf dem Fuße. 

Ein Schelm also, wer Böses dabei denkt, dass Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel am 18. Oktober mitten im 
Wahlkampf nach Istanbul reiste, um im früheren Yll- 
diz-Sultanspalast in goldumranktem Stuhl mit Staats¬ 
präsident Recep Tayyip Erdogan über die Eindämmung 
der Flüchtlingszahlen nach Europa zu verhandeln und 
die Polizei zwei Tage später in Dresden öffentlichkeits¬ 
wirksam demonstrierte, wo der politische Feind zu fin¬ 
den ist. 

Erdogan führt seit Monaten einen rücksichtslosen 
Krieg gegen Politikerinnen der prokurdischen HDP, 
gegen kurdische Zivilistinnen, Oppositionelle und 
regierungskritische Medien. Anschläge mit Dutzenden 
Toten und zahlreichen Verletzten, hunderte Inhaftierte 
- darunter Kinder und Jugendliche - , Bombardierun¬ 
gen kurdischer Städte und Ausgangssperren - das ist 
die Bilanz dieses autoritären Präsidenten, der mit allen 
Mitteln versucht, einen erneuten Einzug von HDP- 
Abgeordneten ins Parlament zu verhindern. „Erdogan 
ist doch nicht die Lösung der Probleme, sondern 
Erdogan ist eine personifizierte Fluchtursache durch 
die Politik, für die er steht“, hatte Grünen-Chef Cem 
Özdemir sehr zutreffend den Besuch Merkels in der 
Türkei kommentiert. Ihre Reise sei „wie eine Wahl- 
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kampfhilfe“ zu werten. Linksfrakti¬ 
onsvorsitzende Sarah Wagenknecht 
sprach von einer „moralischen 
Bankrotterklärung“. 

Türkei „sicheres Herkunftsland“? 

In dieser politisch aufgeheizten 
Situation plant die EU - zur Freude 
Erdogans und seiner AKP - , die 
Türkei als „sicheres Herkunftsland“ 
einzustufen, Rückführungsabkom¬ 


men zu vereinbaren, Visaerteilun¬ 
gen zu erleichtern, Unterstützungs¬ 
leistungen in Milliardenhöhe zuzu¬ 
sagen und den EU-Aufnahmepro- 
zesses zu dynamisieren. 

Als Erfolg konnte er auch ver¬ 
buchen, dass die EU-Kommission 
den diesjährigen Fortschrittsbericht 
zur Lage in der Türkei zurückgehal¬ 
ten hat, um ihn erst nach den Parla¬ 
mentswahlen zu veröffentlichen. In 


dem Report wird scharfe Kritik an 
der Menschenrechts- und Rechts¬ 
staatlichkeitssituation in der Türkei 
geübt, der massiven Einschränkung 
der Meinungs- und Versammlungs¬ 
freiheit, den Rückschritten bei Bür¬ 
gerrechten oder dem unzureichen¬ 
den rechtlichen Schutz von Schwu¬ 
len und Lesben. Zudem wird eine 
Rüc kk ehr zum Friedensprozess mit 
den Kurden gefordert. 


REPRESSION 


Meiste Verfahren werden eingestellt 

Angaben des Statistischen Bundesamtes zufolge ende¬ 
ten von den 4,7 Millionen staatsanwaltlichen Ermitt¬ 
lungsverfahren, die im vergangenen Jahr bearbeitet 
wurden, 58 Prozent mit einer Einstellung. Seit Jahren 
habe sich dieser Anteil nicht geändert. 28 Prozent aller 
Verfahren sind mangels Tatverdachts oder wegen 
Schuldunfähigkeit des Beschuldigten eingestellt wor¬ 
den, der Rest wegen Geringfügigkeit der Straftat oder 
gegen Auflagen, z.B. Zahlung eines Geldbetrages an 
eine gemeinnützige Einrichtung. 

(ND v. 2J3./4.10.2015) 

Noch ein Versuch: 

Bundestag verabschiedet 
Vorratsdatenspeicherung 

Am 16. Oktober verabschiedete der Bundestag die 
Wiedereinführung der Vorratsdatenspeicherung. 404 
CDPU/CSU/SPD-Abgeordnete stimmten dafür, 148 
Parlamentarier dagegen - darunter auch 43 von der 
SPD, 7 enthielten sich. Danach müssen künftig Tele¬ 
fon- und Internetanbieter die Verbindungsdaten aller 
Kunden anlasslos zehn Wochen lang speichern; Stand¬ 
ortdaten von Handys vier Wochen. Im Jahre 2010 hatte 
das Bundesverfassungsgericht das erste Gesetz mit 
einer vorgesehenen Speicherfrist von einem halben 
Jahr gestoppt. Bei der Neuauflage sind email-Verbin¬ 
dungsdaten ausgenommen und der Straftatenkatalog 
zur Datenabfrage durch die Polizei halbiert worden. 
Konstantin von Notz, Abgeordneter der Grünen, kün¬ 
digte Verfassungsklage an: „Die anlasslose Vörratsda- 
tenspeicherung ist ein rechtsdogmatischer Dammbruch 
par excellence.“ Klagen wollen auch der Verein Digi¬ 
talcourage und der FDP-Covorsitzende Wolfgang 
Kubicki. Die Linken-Abgeordnete Halina Wawzyniak 
sah nach wie vor keine Notwendigkeit für ein solches 
Gesetz; vielmehr sei die Vorratsdatenspeicherung zur 


„Ideologie“ geworden. „Die Vörratsspeicherung bedeu¬ 
tet die Umkehr der Unschuldsvermutung. Jeder wird 
überwacht; jeder, der ein Telefon bedient“ sagte der 
Grüne Malte Spitz. 

Heftigster Widerstand und eindeutige Kritik kam 
und kommt vom Chaos Computer Club, vom Deut¬ 
schen Journalistenverband, von Anwaltsvereinigungen 
sowie der gesamten Fachpresse, die vom Missbrauch 
durch staatliche Behörden sprachen und vom General¬ 
verdacht gegen jedeN. Selbst der Wissenschaftliche 
Dienst des Bundestages äußerte Bedenken . 

(taz /ND u.a. vom 17./18.10.2015/Azadi) 

Peter Frank neuer Generalbundesanwalt 

Am 19. Oktober wurde der neue Generalbundesanwalt 
in Karlsruhe in sein Amt eingeführt, nachdem sein Vor¬ 
gänger, Harald Range im Zuge der Ermittlungen wegen 
Landesverrats gegen das Internetportal Netzpolitik.org 
in den Ruhestand versetzt wurde. Sein Nachfolger ist 
der 47-jährige Jurist Peter Frank, der 1995 seine Kar¬ 
riere im bayerischen Justizministerium begann, sie in 
verschiedenen Positionen in der bayerischen Justiz 
fortsetzte und im März dieses Jahres in die Spitze der 
Generalstaatsanwaltschaft München aufstieg. Zuvor 
arbeitete er als Richter am Oberlandesgericht Mün¬ 
chen. 

(jwv. 20.10.2015) 

Keine Einreise für „Grup Yorum“ 

Mitgliedern der linken türkischen Musikgruppe „Grup 
Yorum“ wurde die Einreise in die BRD verweigert und 
entsprechende Visa beim deutschen Konsulat in der 
Türkei abgelehnt. Zudem ist den Künstlern angedroht 
worden, sie auch künftig nicht einreisen zu lassen. Zum 
30-jährigen Bestehen der Band war für den 14. 
November in Oberhausen ein Konzert geplant. 

Die Musiker erklärten sich die Entscheidung mit 
der Zusammenarbeit Deutschlands mit der AKP-Regie- 
rung. 

(jwv. 02.11.2015) 
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GERICHTSURTEILE 

OLG Stuttgart: Völkerstrafrechtsprozess nach Europäischer Gerichtshof: „Safe Harbor“ 
vier Jahren beendet nicht sicher 


Richter: Solche Mammutverfahren nicht handhabbar 

Ende September ist ein Verfahren nach dem Völker¬ 
strafgesetzbuch zu Ende gegangen. Der 5. Strafsenat 
des Oberlandesgerichts (OLG) Stuttgart hatte am 320. 
Verhandlungstag in einem mehr als vier Jahre dauern¬ 
den Prozesses zwei seit den 1980er Jahren in Baden- 
Württemberg lebende ruandische Staatsbürger wegen 
„Rädelsführerschaft“ in einer ausländischen terroristi¬ 
schen Vereinigung zu 13- bzw. 8-jährigen Haftstrafen 
verurteilt. Gegen sie waren Ende 2008 verdeckte 
Ermittlungen aufgenommen worden. Die Anklage hatte 
ihnen als Chefs der im Ostkongo operierenden Terror¬ 
miliz „Demokratische Befreiungskräfte von Rwanda“ 
(FDLR) Verbrechen gegen die Menschlichkeit und 
Kriegsverbrechen vorgeworfen. Verurteilt und verant¬ 
wortlich gemacht wurden sie aber nicht für im Kongo 
verübte Morde, Brandschatzungen und weitere Strafta¬ 
ten. Einer der Verurteilten wurde nach Urteilsverkün¬ 
dung aus der U-Haft entlassen. Die Bundesanwalt¬ 
schaft hatte für die Angeklagten eine lebenslange bzw. 
12-jährige Haftstrafe gefordert, Freisprüche die Vertei¬ 
digung. Sie hat noch im Gericht Revision angekündigt, 
weil sie daran zweifelten, „dass die Haupttaten über¬ 
haupt so stattgefunden haben“. 

In der mündlichen Urteilsbegründung hatte sich 
Richter Jürgen Hettich unzufrieden gezeigt: „Ein sol¬ 
ches Mammutverfahren ist mit den Mitteln der Straf¬ 
prozessordnung nicht in den Griff zu bekommen.“ Das 
gehe so nicht. Zwischen der Verurteilung als „Rädels¬ 
führer“ und der wegen „Beihilfe zu Kriegsverbrechen“ 
bestehe ein Widerspruch. Zudem beklagte er den Auf¬ 
wand, um Straftaten aufzuklären, die in einem 6000 
Kilometer vom Gericht entfernten Gebiet stattgefunden 
haben sollen. Die Beweisaufnahme sei extrem komplex 
und sehr schwierig gewesen. 

(NDv. 05.10.2015/Azadi) 

Islamist verurteilt 

Das Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf verurteilte 
einen Islamisten zu einer Haftstrafe von 2 14 Jahren. 
Die Richterinnen sahen es als erwiesen an, dass er 
sich in Syrien der Terrororganisation IS angeschlossen 
hatte. Der 22-Jährige hat ein umfassendes Geständnis 
abgelegt und Auskunft über Details der Ausbildung 
und des Alltags gegeben. Er habe „großen Blödsinn“ 
gemacht, räumte der Angeklagt ein und er sei „froh, 
wieder hier zu sein“. Von der islamistischen „Szene“ 
habe er sich getrennt. 

(NDv. 2J3./4.10.2015) 


Nach einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) vom 6. Oktober ist das „Safe-Harbor“- 
Abkommen, nach dem Internetkonzeme wie Face- 
book/Google/Apple, europäische Unternehmen sowie 
mehr als 4400 US-Tochtergesellschaften die Daten 
europäischer Nutzer in den USA abgespeichert haben, 
rechtswidrig und somit ungültig. Es handele sich bei 
US-Datenspeichem keineswegs um einen „sicheren 
Hafen“, denn dort würden die personenbezogenen 
Daten von Geheimdiensten ausgelesen. Damit seien die 
Rechte europäischer Bürger verletzt, auch, weil es kei¬ 
nerlei Klagewege gegen die Datenspeicherungen gebe. 
Mit dem im Jahre 2000 geschlossenen Abkommen 
zwischen dem US-Handelsministerium und der EU- 
Kommission sei die EU-Datenschutzrichtlinie von 
1995 ausgehebelt worden. „Große Unternehmen haben 
zum Teil Hunderte Verträge auf der Basis von Safe 
Harbor geschlossen, die jetzt hinfällig werden“, kom¬ 
mentierte der Branchenverband Bitkom das Urteil. 

Der österreichische Jurist Max Schrems hatte gegen 
die Datensammelei sozialer Netze vor dem EuGH 
geklagt. 

(NDv. 7.10.2015/Azadi) 

Bundesverfassungsgericht stärkt erneut 
Rechte von Demo-Beobachter*innen 

Ende Juli hatten die Richter des Bundesverfassungsge¬ 
richts (BVerfG) einstimmig entschieden, dass Beamte 
die Identität von Demo-Beobachtern nur dann feststellen 
dürfen, wenn eine konkrete Gefahr für das „polizeiliche 
Schutzgut“ vorliegt. Filmen die Beamten einen Protest, 
müssen sie das auch durch Demo-Beobachter zulassen. 

Nunmehr hat das BVerfG am 8. Oktober entschie¬ 
den, dass Beobachter*innen während Demonstrationen 
oder Protestaktionen das Recht haben, polizeiliche 
Maßnahmen und Polizisten selbst zu fdmen oder zu 
fotografieren. „Dieser wichtige Beschluss wird in poli- 
zeiinteme Schulungen und Vorbesprechungen der Ein¬ 
satzleitung einfließen. Insofern haben wir schon die 
Hoffnung, dass sich die Situation für uns und auch 
zufällige Zeugen von Polizeiübergriffen mittelfristig 
bessern wird“, sagte Roland Laich von der Göttinger 
Initiative „Bürgerinnen beobachten Polizei und Jus¬ 
tiz“ in einem Gespräch mit der jungen weit. Die Polizei 
hatte auf einer Demo in Göttingen im Januar 2011 
anlasslos die Teilnehmeri nn en gefilmt. Als er wie¬ 
derum die Beamten fotografierte, überprüften diese 
Laichs Personalien. Hiergegen klagte der Sprecher der 
Göttinger Initiative. 
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Nach der Entscheidung des Verfassungsgerichts ist es 
künftig der Polizei „nicht länger erlaubt, wil lk ürlich 
gegen Menschen vorzugehen, die unrechtmäßiges Poli¬ 
zeihandeln dokumentieren“. Dies sei jetzt nur noch mög¬ 
lich, wenn Beamte nachweisbare „tragfähige Anhalts¬ 
punkte“ dafür hätten, „dass die Person, gegen die sie 
gerade Vorgehen, bereits in der Vergangenheit durch Ver¬ 
öffentlichung von Fotos oder Videos gegen das Recht am 
eigenen Bild verstoßen“ hätten. Az: 1 BvR 2501/13 

( jw/NDv. 21.10.2015) 

Europäischer Gerichtshof verurteilt Türkei 
wegen Folter 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) hat am 20. Oktober die Türkei verurteilt, 
einer Frau wegen Misshandlung in Polizeihaft eine 
Entschädigung in Höhe von 45 000,-€ zu zahlen. Sie 
war 1999 wegen des Vorwurfs der Mitgliedschaft in 
einer verbotenen politischen Vereinigung festgenom¬ 
men worden. Nach eigenen Angaben war sie vier Tage 
lang schwer gefoltert und bedroht worden. Sie hatte 
Anzeige erstattet, aber das Verfahren gegen die Polizis¬ 
ten war 2007 wegen Verjährung eingestellt worden. 

(jwv. 21.10.2015) 

VG Stuttgart: Anlasslose Schleierfahndung 
verstößt gegen EU-Recht 

Am 23. Oktober entschied das Verwaltungsgericht 
(VG) Stuttgart, dass anlasslose Schleierfahndungen an 
deutschen Binnengrenzen gegen EU-Recht verstoßen. 
Geklagt hatte ein aus Kabul stammender Deutsch- 
Afghane, der im November 2013 mit dem ICE von 
Berlin nach Freiburg gereist war. Zwischen Baden- 
Baden und Freiburg fand im Zug eine Ausweiskon¬ 
trolle durch eine Streife der Bundespolizei statt. Weil er 
als einziger von acht Personen im 1. Klasse-Abteil 
kontrolliert wurde, fühlte er sich diskriminiert und 
klagte vor dem VG gegen die Behandlung. Das Gericht 
gab der Klage statt und beanstandete, dass die Schleier¬ 
fahndung gegen den Schengener Grenzkodex verstoße, 
der Stichproben zwar erlaube, systematische Grenz¬ 
kontrollen jedoch verbiete. Herr Ahadi sei ohne 
Rechtsgrundlage - mithin rechtswidrig - kontrolliert 
worden. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Aller¬ 
dings hatte die EU-Kommission bereits im vergange¬ 
nen Jahr ein Vertragsverletzungsverfahren gegen 
Deutschland eingeleitet, in dem exakt die Norm des 
Bundespolizeigesetzes beanstandet wurde. Letztlich 
wird der Europäische Gerichtshof hierüber entschei¬ 
den. Der Anwalt des Klägers ist mit der VG-Entschei- 
dung nicht ganz zufrieden, weil die Richter explizit 
offengelassen haben, ob in diesem Fall eine rassistische 
Diskriminierung Vorgelegen hat. 

(tageszeitung v. 24./25.10.2015/Azadi) 


BGH: Nicht jede Gewalttat in bewaffnetem 
Konflikt fällt unter Anti-Terror-Strafrecht / 
Schießausbildung einer zum Islam 
konvertierten Frau zum Selbstschutz straffrei 

Einer kürzlichen Entscheidung des Bundesgerichts¬ 
hofs (BGH) zufolge ist jemand, der sich in den syri¬ 
schen Kampfgebieten zur Selbstverteidigung zum 
Schießen ausbilden lässt, nach deutschem Recht kein 
Terrorist. Diesem Beschluss zugrunde lag der Fall 
einer zum Islam konvertierten Frau aus 
Immenstadt/Allgäu, die sich später radikalisierte. Mit 
ihren zwei Töchtern zog sie nach Syrien und wurde 
dort Zweitfrau eines Kämpfers der islamistischen Al- 
Nusra-Front, die dem Terrornetz Al-Qaida zuzurech¬ 
nen ist. Dort ließ sie sich im Gebrauch von Handgra¬ 
naten, Sturmgewehr und Maschinenpistole ausbilden. 
Sie habe sich und die Kinder im Falle eines Angriffs 
von Regierungstruppen verteidigen wollen. Als die 
Situation im Mai 2014 gefährlicher wurde, kehrte sie 
mit den Töchtern nach Deutschland zurück, wo sie 
vom Landgericht München I im Februar dieses Jahres 
zu einer eineinhalbjährigen Bewährungsstrafe wegen 
Kindesentziehung verurteilt wurde, weil sie ohne das 
Einverständnis des Vaters Syrien verlassen hatte. 
Gegen dieses Urteil hatte die Staatsanwaltschaft Revi¬ 
sion eingelegt, weil sie wollte, dass die Frau gern. § 
89a StGB wegen „Vorbereitung einer schweren staats¬ 
gefährdenden Gewalttat“ verurteilt wird. Dieser Sicht¬ 
weise hatte sich auch die Bundesanwaltschaft ange¬ 
schlossen. Eine Verteidigung gegen die syrische 
Armee sei nicht gerechtfertigt gewesen, weil es recht¬ 
mäßig gewesen wäre, wenn sie von Rebellen besetztes 
Gebiet zurückerobert hätte. Dieser Argumentation 
folgte der 3. Strafsenat des BGH nicht, weil laut Vors. 
Richter Jörg-Peter Becker nicht jede Gewalttat in 
einem bewaffneten Konflikt unter das deutsche Anti- 
Terror-Strafrecht falle. Zudem habe Andrea B. zwar 
mit der Al-Nusra-Front sympathisiert, doch habe sie 
sich nicht aktiv an Kämpfen beteiligt. Es sei ihr ledig¬ 
lich um ihren und den Schutz der Kinder gegangen. 
Die Zielrichtung sei „defensiv“ gewesen und habe sich 
„allenfalls mittelbar gegen die staatliche Ordnung“ in 
Syrien gerichtet. Generell - so Becker - sei der im 
Jahre 2009 ins Strafgesetzbuch eingeführte § 89a 
„zurückhaltend“ auszulegen. Von der Norm seien 
schließlich alle ausländischen Staaten, „auch Diktatu¬ 
ren und Unrechtsstaaten“ geschützt. Aktenzeichen: 3 
StR 218/15 

(tageszeitung v. 28.10.2015) 
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MENSCHEN AUF DER 

FLUCHT 


„Fatal ist mir um das Lumpenpack, das, um Herzen zu rühren, 
den Patriotismus trägt zur Schau, mit all seinen Geschwüren." 

(aus „ Wintermärchen “ von Heinrich Heine) 


BKA prophezeit zunehmende Gewalt von 

Neonazis gegen Asylpolitik 

Razzien in Mittel- und Oberfranken gegen „Die Rechte“ 

Laut einer dem Rechercheverbund von Süddeutscher 
Zeitung, NDR und WDR zugespielten vertraulichen 
Lageanalyse des Bundeskriminalamtes (BKA) vom 19. 
Oktober zufolge sind 2015 insgesamt 576 Angriffe auf 
Asylheime dokumentiert worden, wobei 523 eindeutig 
als rechtsmotiviert eingestuft worden seien, bei weite¬ 
ren 53 sei dies zu vermuten. Darüber hinaus zählte das 
BKA 2015 bisher 91 schwere Gewalttaten gegen 
Flüchtlingsunterkünfte, im gesamten Jahr waren es 28. 
Lediglich im Falle von acht der 46 Brandanschläge in 
diesem Jahr konnte gegen insgesamt 22 Tatverdächtige 
ermittelt werden. 73 Prozent der Verdächtigen stamm¬ 
ten laut BKA aus dem Ort, in dem die Straftaten verübt 
worden seien; rechte Gruppen kämen „aus der Nach¬ 
barschaft“. „Die Bilanz der Strafverfolgung ist ernüch¬ 
ternd,“ sagte LINKE-Vorsitzende Katja Kipping. „Die 
Kräfte von Polizei, Justiz und Strafverfolgung müssen 
sich dem neu formierten braunen Terror zuwenden und 
klare Prioritäten setzen.“ 

Wie eine Behördensprecherin gegenüber dpa 
äußerte, werde sich die „Agitation“ weiter verschärfen 
und das sonst „sehr heterogene rechtsextremistische 
Spektrum“ hier einen „ideologischen Konsens“ finden. 
Die Täter nutzten für ihre Anschläge Waffen wie Zwil- 
len mit Stahlkugeln, Holzknüppel oder Buttersäure. Es 
müsse zudem mit neuen Aktionsformen gerechnet wer¬ 
den wie die Blockade von Bahnstrecken, Autobahnen 
oder Verkehrswegen zur Verhinderung der Ankunft 
weiterer Flüchtlinge. 

Am 22. Oktober fanden zeitgleich zwölf Razzien in 
der neonazistischen „Szene“ Mittel- und Oberfra nk ens 
statt, bei denen die Personen festgenommen wurden, 
die der Partei „Die Rechte“ angehören sollen. Die Poli¬ 
zei stellte umfangreiches Beweismaterial sicher - so 
Schuss- und Stichwaffen. Laut einem Bericht des 
Bayerischen Rundfunks soll ein Paket mit mehreren 
Kilo Sprengstoff aus Osteuropa ausschlaggebend für 


die Durchsuchungen gewesen sein. Bei diesem Mate¬ 
rial habe es sich um ein „gefährliches Explosionsmit¬ 
tel“ gehandelt. Aussagen der Staatsanwaltschaft 
zufolge hatten die Nazis Anschläge auf Asylheime und 
„Angehörige des linken Spektrums“ geplant. Dennoch 
wollte das BKA keine Hinweise auf ein militantes Ter- 
rometzwerk erkennen. Hinweise auf gesteuerte oder 
angeordnete Aktionen gebe es nicht. 

(jwv. 23.10.2015/Azadi) 

Sozialpsychologe Andreas Zick: Rassistische 

Gewalt ist eine Form des Terrors 

AfD und „Legida“ wollen am 9. November aufmarschieren 

Ausgerechnet am 9. November, dem Jahrestag der 
Reichspogromnacht von 1938, plant das rassistische 
„Legida“-Netzwerk in Leipzig einen Aufmarsch, zu 
dem auch Rechte und Nazis erwartet werden. Jedes 
Jahr am 9. November, dem Jahrestag der Reichspo¬ 
gromnacht von 1938, finden in Leipzig Gedenkveran¬ 
staltungen und Mahnwachen für die Opfer des Faschis¬ 
mus statt, die mit einer Abschlussveranstaltung in der 
Thomaskirche enden. In diesem Jahr will das rassisti¬ 
sche „Legida“-Netzwerk parallel eine Kundgebung 
sowie einen „Spaziergang“ durchführen. Dies sei, so 
Völker Kühlow, Vorsitzender der Leipziger Linkspartei, 
bei „allem Respekt vor dem hohen verfassungsrechtli¬ 
chen Gut der Demonstrationsfreiheit in keiner Weise 
akzeptabel und eine Verhöhnung des Gedenkens an die 
Opfer nationalsozialistischen Terrors“. Er forderte den 
Oberbürgermeister Burkhard Jung (SPD) auf, den vor¬ 
gesehenen Aufmarsch der Rassisten, zu dem mehrere 
hundert Rechte und Neonazis erwartet werden, zu ver¬ 
bieten. 

Weitere Aufmärsche an diesem Tag sind u. a. auch 
in Chemnitz, Zwickau, Oschatz und Großenhain 
geplant. Der Sozialpsychologe Andreas Zick, Leiter 
des Instituts für interdisziplinäre Konflikt- und Gewalt¬ 
forschung an der Uni Bielefeld, warnte in einem 
Gespräch mit dem Spiegel vor einer weiteren Verharm¬ 
losung rechter Gewalt. „Die Relativierung rassistischer 
Gewalt muss ein Ende haben. Wir dürfen die Men- 
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schenfeinde, die Flüchtlingsunterkünfte angreifen, 
nicht länger als ,Asylkritiker‘ oder ,Sorgenbiirger‘ ver¬ 
harmlosen. Wir müssen die rassistische Gewalt in 
Deutschland als das benennen, was sie ist: eine Form 
des Terrors.“ 

(jw v. 02.11.2015/Azadi) 

AfD-Chef NRW fordert „notfalls“ 
Waffeneinsatz gegen Flüchtlinge 

Der nordrhein-westfälische AfD-Landesvorsitzende 
Marcus Pretzell fordert, Flüchtlinge notfalls mit Waf¬ 
fen daran zu hindern, die deutsche Grenze zu über¬ 
schreiten. „Die Verteidigung der deutschen Grenze mit 
Waffengewalt als Ultima Ratio ist eine Selbstverständ¬ 
lichkeit.“ Gegenüber der Rheinischen Post erklärte 
Alexander Gauland, stellvertretender AfD-Parteivorsit- 
zender „Ich sehe das ganz genauso. Unsere Grenzen 
müssen effizient gesichert werden.“ 

Der Vorsitzende des Bundes Deutscher Kriminalbe¬ 
amter, Andre Schulz, konterte im Handelsblatt: „Dieses 
rechtspopulistische Menschenbild der AfD lässt einen 
erschaudern und sollte jedem klar denkenden Men¬ 
schen eine Warnung sein: Wer AfD-Wähler oder Sym¬ 
pathisant ist, macht sich zum Steigbügelhalter der 
Nazis.“ 

(NDv. 03.11.2015) 

CDU/CSU/SPD-Flüchtlingsabwehrkonzept 

Die Große Koalition hat sich auf einen Kompromiss 
zur Asylverfahrensbeschleunigung geeinigt, der folgen¬ 
dermaßen aussieht: Transitzonen, wie insbesondere 
von der CSU gefordert, wird es nicht geben. Dagegen 
sollen bundesweit drei bis fünf Standorte als Aufnah¬ 
meeinrichtungen geschaffen werden, die ersten beiden 
in Bamberg und Manching. Asylsuchende mit geringen 
Bleibechancen sollen den Landkreis, in dem sich ein 
solches Zentrum befindet nicht verlassen dürfen 
(„Residenzpflicht“); anderenfalls werden Leistungen 
gestrichen. Nur wer sich dort einfmdet und registrieren 
lässt, soll überhaupt finanzielle Unterstützung erhalten. 
Es wird keine Haft oder haftähnliche Bedingungen in 
den Zentren geben, wo beschleunigte Verfahren für 
Asylbewerber aus sogenannten sicheren Herkunftslän¬ 
dern - wie den Balkanstaaten - abgewickelt werden. 
Die Aufnahmeeinrichtungen sind auch bestimmt für 
Flüchtlinge mit einer Wiedereinreisesperre, wenn sie 
Folgeanträge stellen oder keine gültigen Ausweispa¬ 
piere haben. 

CDU/CSU haben sich damit durchgesetzt, dass für 
Flüchtlinge, die nicht nach der Genfer Flüchtlingskon¬ 
vention oder dem Asylrecht anerkannt werden, aber in 
Deutschland bleiben dürfen, der Nachzug von Famili¬ 
enangehörigen für zwei Jahre ausgesetzt wird. Sie 


erhalten dann einen - bereits geltenden - sogenannten 
„subsidiären Schutz“. 

Die Koalitionspartner wollen gemeinsam mit den 
USA für eine Stabilisierung Afghanistans einsetzen, 
damit dieses Land zu einem noch nicht festgelegten 
Zeitpunkt ebenfalls als „sicheres Herkunftsland“ einge¬ 
stuft werden kann. 

Dieser Asylkompromiss stößt auf massive Kritik 
der Opposition, von Menschenrechtsorganisationen 
und Flüchtlingsinitiativen. 

(diverse Zeitungen/Medien v. 5.11.2015) 

Auch rot-rot-grüne Landesregierung 
Thüringen auf der Abschiebespur 

Die thüringische Landesregierung erwägt, einen der 
beiden Flughäfen Erfurt-Weimar oder Altenburg- 
Nobitz zu einem Abschiebe-Drehkreuz für eine stei¬ 
gende Zahl abgelehnter Asylbewerber zu machen. 
Migrationsminister Dieter Lauinger (Grüne) äußerte 
sich gegenüber dpa, das Land wolle sich einer Ent¬ 
scheidung für den Flughafen Altenburg-Nobitz nicht 
verweigern. Die LINKE-Politikerin Michaele Sojka 
meinte, dieser Flughafen sei „generell für Abschiebun¬ 
gen geeignet“. 

Dagegen zeigen sich die flüchtlingspolitischen 
Sprecherinnen der Regierungsfraktionen über solche 
Pläne entsetzt. Man werde Proteste unterstützen, soll¬ 
ten diese umgesetzt werden, meinte die LINKE-Land- 
tagsabgeordnete Sabine Beminger. Die GRÜNE Astrid 
Rothe-Beinlich meinte, dass eine Nutzung des Erfurter 
Flughafens als Abschiebezentrum mit ihrer Partei nicht 
zu machen sei. 

(NDv. 03.11.2015) 

UNHCR kann Flüchtlinge nicht mehr 
versorgen 

Auf die Frage, warum gerade jetzt so viele Flüchtlinge 
nach Europa wollen, versuchte UN-Flüchtlingskom- 
missar Antonio Guterres vor dem Menschenrechtsaus¬ 
schuss der Generalversammlung der Vereinten Natio¬ 
nen in New York eine Antwort zu geben. Die Kriege in 
Syrien, im Irak, in Afghanistan oder in Eritrea waren 
und sind der Auslöser für Menschen, ihre Heimat zu 
verlassen und Schutz zu suchen in anderen Ländern. 
Angesichts von rund 60 Millionen Vertriebenen in aller 
Welt sei es den UN-Behörden, dem Roten Kreuz oder 
anderen Hilfsorganisationen wegen des Mangels an 
humanitären Geldern nicht länger möglich, die Men¬ 
schen vor Ort zu versorgen. Zwar habe dem Büro des 
UNHCR im vergangenen Jahr die Rekordsumme von 3 
Milliarden Euro (3,3 Milliarden Dollar) zur Verfügung 
gestanden, doch seien diese Mittel nicht ausreichend, 
„um selbst das bloße Minimum abzudecken, und wir 
sehen langsam, was daraus resultiert“. Zudem seien die 


zu seite 1 


7 




Ersparnisse der meisten der vier Millionen syrischen 
Flüchtlinge nach jahrelangem Exil in den Nachbarstaa¬ 
ten aufgebraucht und die Hoffnung auf politische 
Lösungen erloschen. Die Folge davon sei, dass 70 Pro¬ 
zent der geflohenen Syrer im Libanon unter extremer 
Armut leiden und 86 Prozent der nach Jordanien 
Geflohenen ihr Leben unterhalb der jordanischen 
Armutsgrenze fristen müssen. 

Weil das UN-Flüchtlingswerk Geld und Material 
für Unterkünfte an die steigende Zahl extrem bedürfti¬ 
ger Familien ausgebe, habe das Welthungerprogramm 


WFP seine Unterstützung um 30 Prozent kürzen müs¬ 
sen. 

34 Appelle hätten die Vereinten Nationen gesendet, 
um Mittel für die Bedürftigen bereitstellen zu können. 
Trotzdem erwarte das UNHCR, dass es weniger als die 
Hälfte des Geldes erhält, das in diesem Jahr benötigt 
wird. Laut Guterres sind seit Januar 760000 Menschen 
an den Küsten Europas angekommen, aber mehr als 
3400 ertrunken. Angesichts des bevorstehenden Win¬ 
ters müsse mit einer Zunahme von Todesopfern 
gerechnet werden. 

(APv. 04.11.2015) 


ZUR SACHE: TÜRKEI 


Türkei entwickelt sich zu totalitärem Regime 
Vorsitzender der Anwaltskammer Diyarbakir 
festgenommen 

In der Türkei eskalieren die dramatischen Entwicklun¬ 
gen im Bereich des Rechts und der Menschenrechte. 
Hat sich der Staat mit der Aufklärung der Menschen¬ 
rechtsverletzungen der jüngsten Vergangenheit bis 
heute nicht konfrontiert, kehrt er gleichsam in die 
1990-er Jahre zurück, an die man sich mit Furcht und 
Schmerz erinnert. Das Massaker, das am 10. Oktober 
2015 in Ankara verübt und über 100 Menschen das 
Leben gekostet hat, ist ein letztes und tragisches Bei¬ 
spiel dafür, wie groß die Gefahr eines Bürgerkrieges 
ist. 

Mit welch autoritären Methoden das türkische 
Regime gegen Andersdenke vorgeht, wurde auch im 
Vorgehen gegen den Vorsitzenden der Rechtsanwalts¬ 
kammer von Diyarbakir, Tahir Elpi, offenbar. Dieser 
hatte am 14. Oktober in einer Podiumsdiskussion des 
Fernsehsenders CNN Türk erklärt, dass er die PKK 
nicht als terroristische Organisation ansehe, sondern als 
eine Bewegung, die mit ihrem umfangreichen basisde¬ 
mokratischen Programm auf eine breite Unterstützung 
in der Bevölkerung stoße. Unmittelbar nach der Sen¬ 
dung begann in den regierungsnahen Medien eine ver¬ 
leumderische Hetzkampagne gegen den Rechtsanwalt, 
verbunden mit zahlreichen Morddrohungen. 

Hatte die Staatsanwaltschaft Istanbul zunächst die 
Justiz in Diyarbakir aufgefordert, Elpi dort zu verhö¬ 
ren, verlangte sie kurz danach, den Kammervorsitzen¬ 
den nach Istanbul zu verbringen, was in der Nacht des 
20. Oktober in Begleitung zahlreicher Sicherheitskräfte 
erfolgte. Noch während des Verhörs von Elpi, kündigte 
Justizminister Kenan Ipek die Eröffnung des Haftbe¬ 
fehls gegen ihn an. Der Ermittlungsrichter wiederum 
ließ den Juristen frei, belegte ihn aber mit einem Aus¬ 
reiseverbot. 


Am 26. Oktober erhob die Staatsanwaltschaft Istan- 
bul-Bakirköy Anklage gegen den Vorsitzenden der 
Anwaltskammer Diyarbakir wegen „Propaganda für 
eine terroristische Organisation“ und fordert eine Haft¬ 
strafe von siebeneinhalb Jahren. 

Auch durch dieses Vorgehen wird deutlich, dass 
Menschen, die eine zur herrschenden Regierung kon¬ 
träre politische Meinung vertreten, keine Garantie 
haben für Sicherheit, Freiheit und Leben. Allen 
Andersdenkenden ist hier - erneut - ein entsprechen¬ 
des Zeichen gegeben worden. 

Zweifellos entwickelt sich die Türkei zu einem tota¬ 
litären Regime. Vor dem Hintergrund dieser gefährli¬ 
chen Entwicklung rufen wir insbesondere Jurist*innen- 
vereinigungen, Anwaltskammem, Anwältinnen und 
Anwälte in Deutschland und Europa dazu auf, Stellung 
zu beziehen und ihren Protest gegenüber der türkischen 
Regierung und Präsident Recep Tayyip Erdogan zum 
Ausdruck zu bringen. 

(PM von MAF-DAD e. V, Verein für Demokratie und Internationales 

Recht v. 28.10.2015) 
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SÜDKURDISTAN / 
NORDIRAK 


Politische Krise in kurdischer 
Autonomieregion des Nordirak 

Am 20. August endete die Amtszeit von Mesud Bar- 
zani, Präsident der kurdischen Autonomieregion im 
Nordirak. Er war 2005 und 2009 in dieses Amt gewählt 
worden. Im Jahre 2013 vereinbarten Barzanis „Demo¬ 
kratische Partei Kurdistans“ (KDP) und die mit ihr 
konkurrierende „Patriotische Union Kurdistans“ (PUK) 
eine Verlängerung der Amtszeit auf zwei Jahre. Mit der 
Begründung einer effektiven Bekämpfung der Terror¬ 
organisation „Islamischer Staat“ fordern KDP und 
deren wichtigste Wirtschaftspartner Türkei und USA 
eine erneute Verlängerung, was nach den Gesetzen 
jedoch ausgeschlossen ist. In Erbil existiert seit 2013 
eine Allparteienregierung von KDP, PUK, der von die¬ 
ser abgespaltenen sozialliberalen „Bewegung für den 
Wandel“ (Gorran) und zwei kleineren islamischen Par¬ 
teien. Außer der KDP wollen einer erneuten Präsident¬ 
schaft von Barzani nur zustimmen, wenn dieser seine 
Machtbefugnisse einschränkt und das Parlament 
gestärkt wird. Die ökonomische und politische Lage 
der Autonomieregion befindet sich in einer Krise, nicht 
zuletzt aufgrund von Korruption und Vetternwirtschaft, 
wogegen die Menschen zunehmend auf die Straße 
gehen. „Ölgelder für das Volk, nicht für die Mafia“, 
stand auf Transparenten anlässlich eines Streiks an 
Schulen, Krankenhäusern und Behörden. Demonstran¬ 
ten griffen KDP-Biiros an; fünf Demonstrierende seien 
getötet und über 200 verletzt worden, als KDP- Mili¬ 
zen in Kalaadisa und Kalar auf die Menschen schossen 
Das berichtete Fuad Sindani von der in Erbil ansässi¬ 
gen Organisation gegen Folter und Hinrichtungen 
(ORTE). Weil er die Gorran-Bewegung für die Proteste 
verantwortlich machte, entließ entließ Ministerpräsi¬ 
dent Necirvan Barzani (KDP) am 13. Oktober vier 
Minister der Gorran-Bewegung, darunter den 


Peschmerga-Minister Mustafa Sajid Kadir, der u. a. für 
Waffenlieferungen aus Deutschland zuständig war. Sei¬ 
nes Amtes enthoben wurde auch der Parlamentspräsi¬ 
dent. Vermutlich wird die KDP das Parlament auflösen 
und Neuwahlen durchführen. Ähnlich wie Erdogan in 
der Türkei wird Barzani widerrechtlich im Amt und die 
Bundesregierung sein bester Partner bleiben. 

(jwv. 16.10.2015/Azadi) 

Nordirak/Südkurdistan: Angriffe kurdischer 
Sicherheitskräfte gegen Journalisten 

Berichten von „Reporter ohne Grenzen“ (RoG) zufolge 
häufen sich seit Beginn einer Protestwelle gegen die 
Regierung der autonomen Region Kurdenregion im 
Nordirak die Angriffe auf Journalisten. So sind Sicher¬ 
heitskräfte mit Razzien und Zwangsschließungen 
gegen zahlreiche Medien vorgegangen und Journalis¬ 
ten bei Demonstrationen angegriffen worden. „Um den 
Kreislauf der Straflosigkeit zu durchbrechen, muss jede 
Drohung und jeder Angriff ohne Ansehen der Person 
verfolgt werden“, forderte RoG-Geschäftsführer Chris¬ 
tian Mihr. Journalisten forderte er auf, in der Kurdenre¬ 
gion professionell und unparteilich über die politische 
Krise zu berichten. 

Schwerpunkt der Proteste wegen ausstehender 
Gehaltszahlungen an Lehrer und andere Beamte sowie 
des Wunsches von Präsident Mesud Barzani (KDP) nach 
einer weiteren Amtszeit, ist die Provinz Sulaimanija. In 
den Städten Erbil, Dohuk und Soran wiederum sind dem 
RoG-Bericht zufolge Sicherheitskräfte, die Barzanis 
KDP nahestehen, am 10. Oktober mit Durchsuchungen 
gegen örtliche Medien vorgegangen. Angestellte wurden 
bedroht und aus den schwer beschädigten Redaktions¬ 
räumen vertrieben. Die Fernsehsender NRT TV und 
KNN TV wurden ohne Begründung geschlossen. 

(Meldung von RoG v. 19.10.2015) 



http://frauenzentrumsara.blogsport.eu 
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INTERNATIONALES 


Tel Aviv: Demonstration für Frieden mit den 
Palästinensern 

Tausende Israelis haben in Erinnerung an den 20. Jah¬ 
restag der Ermordung Yitzchak Rabins in Tel Aviv 
gegen die Regierung von Ministerpräsident Netanjahu 
und für eine Wiederaufnahme der Nahostfriedensge¬ 
spräche mit den Palästinensern demonstriert. Sie riefen 
Parolen wie „Es gibt keinen Frieden ohne politische 
Lösung“, „Juden und Araber wollen sich nicht hassen“ 
oder „Israel, Palästina, zwei Staaten für zwei Völker“. 
Zu dem Protest hatten die Organisation „Peace now“ 
und die linksliberale Partei „Meretz“ aufgerufen. Deren 
Parteivorsitzende Zehava Galon sagte in ihrer Rede 
u.a.: „Das Einzige, was die Netanjahu-Regierung zu 
bieten hat, ist uns zu bewaffnen und jedem, der wie ein 
Terrorist aussieht, in den Kopf zu schießen. Der Vorsit¬ 
zende von „Peace now“, Yariv Oppenheimer warf der 
Regierung vor, das Land gewalttätig, rassistisch und 


hoffnungslos gemacht zu haben. Der damalige Minis¬ 
terpräsident Rabin war am 4. November 1995 von 
einem jüdischen Rechtsextremisten erschossen wor¬ 
den. 

(tageszeitung v. 26.10.2015) 

Anthony Blair: Sorry für Krieg, Zerstörung und 
Erstarken des IS 

Der ehemalige britische Premierminister Tony Blair hat 
zugegeben, dass der Krieg gegen den Irak im Jahre 
2003 aufgrund falscher Behauptungen erfolgt sei. „Ich 
bitte für die Tatsache um Verzeihung, dass die Geheim¬ 
dienstinformationen, die wir bekommen haben, falsch 
waren“, erklärte er in einem Interview mit dem US- 
Sender CNN. Auf die Frage des Moderators, ob der 
Krieg der Hauptgrund für das Erstarken der Terrororga¬ 
nisation „Islamischer Staat“ gewesen sei, antwortete 
Blair: „Ich denke, das ist in Teilen wahr.“ 

(jwv. 26.10.2015) 


DEUTSCHLAND SPEZIAL 


Volker Perthes: Mit der PKK Zusammen¬ 
arbeiten und mit Baschar Al-Assad reden 

Auf der diesjährigen Konferenz „Sicherheitspolitik und 
Verteidigungsindustrie“ in Berlin, zu der das „Handels¬ 
blatt“ eingeladen hatte, trafen u. a. Vertreter der Bun¬ 
deswehr, des Staatsapparats und der Rüstungslobby 
zusammen; auch der Präsident des Verfassungsschut¬ 
zes, Hans-Georg Maaßen, war anwesend und sprach 
über die „Hinterlassenschaft“ des „Krieges gegen den 
Terrorismus“. Solle die Flüchtlingskrise gelöst werden, 
müsse die „Stabilität in Afghanistan, Libyen und 
Syrien wiederhergestellt“ werden. 

Volker Perthes, Chef der vom Bundeskanzleramt 
mitfmanzierten „Stiftung Wissenschaft und Politik“, 
empfahl, dass man mit der PKK, die hier als terroristi¬ 
sche Organisation verboten sei, Zusammenarbeiten 
solle, weil sie es sei, die tatsächlich gegen den IS vor¬ 
gehe. Geredet werden müsse auch mit dem syrischen 
Präsidenten Baschar Al-Assad, was auch VS-Präsident 
Maaßen befürwortete. So wird auf einmal das liebste 
Feindbild des Westens wieder zum möglichen Verbün¬ 
deten. 

(jwv. 2./3.Z4.10.2015/Azadi) 


Regierungssprecher: Polizisten im 
Auslandseinsatz „deutsches Markenzeichen“ 

Im Rahmen von UN-Missionen will die Bundesregie¬ 
rung den Einsatz deutscher Polizeikräfte im Ausland 
ausweiten. Nach einem Kabinettsbeschluss vom 7. 
Oktober sollen erstmals auch Beamte nach Somalia 
und Haiti entsandt werden. Außerdem werden beste¬ 
hende Einheiten in Mali und im Südsudan verstärkt. 
Weltweit sind derzeit rund 5000 Sicherheitskräfte im 
Einsatz. Für Georg Streiter, stellvertretender Regie¬ 
rungssprecher, ist die Beteiligung von deutschen Poli¬ 
zisten an UN-Missionen ein „deutsches Markenzei¬ 
chen“. 

(jwv. 08.10.2015) 

Der Tod ist ein Meister aus Deutschland 

Zeitungen der Funke-Mediengruppe berichten darüber, 
dass deutsche Rüstungsfirmen im ersten Halbjahr dieses 
Jahres Waffen in einem Wert von mehr als 10 Millionen 
Euro in die Golfstaaten geliefert haben. Hierbei beriefen 
sie sich auf die Antwort des Bundeswirtschaftsministers 
auf eine Anfrage der Linksfraktion. Alleine im Juni 
seien Rüstungsgüter im Wert von rund 11,5 Millionen 
Euro nach Katar exportiert worden und zwischen März 
und Mai Waffen über 1,9 Millionen Euro an die Verei¬ 
nigten Arabischen Emirate. Diese beteiligen sich seit 
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Ende März an dem von Saudi-Arabien geführten Krieg 
gegen die Huthi-Rebellen im Jemen. „Deutschland 
macht sich mitschuldig an den vielen Toten im Jemen , 
wenn jetzt immer noch Waffen mitten hinein in den 
Krieg geliefert werden“, erklärte Jan van Aken, Bundes¬ 
tagsabgeordneter der Linkspartei. 

(NDv. 12.10.2015) 

Kotau vor Erdogan: 

CDU/CSU/SPD verzögern Schlussberatung über „Völker¬ 
mord an Armeniern“ 

Im April dieses Jahres wurde im Bundestag der Vertrei¬ 
bung und Vernichtung der Armenier im Osmanischen 
Reich vor einhundert Jahren gedacht und hierzu im 
Bundestag ein Antrag der Regierungskoalition in erster 
Lesung beraten. 

Einem Spiegel-Bericht zufolge ist nun dieser 
Antrag vorerst auf Eis gelegt worden. „In aller Stille“ 
hätten sich die Fraktionen von CDU/CSU und SPD 
darauf geeinigt, die noch ausstehende abschließende 
Lesung im Bundestag möglichst lange hinauszuzögem. 

Seit ebenfalls einhundert Jahren weigert sich jede 
türkische Regierung, die Vernichtung der Armenier als 
Völkermord anzuerkennen und bekämpfte bislang 
sämtliche nationalen und internationalen Initiativen, 
diese Mauer zu durchbrechen. 

(NDv. 17./18.10.2015/Azadi) 

Polizeigewerkschaft kritisiert 
Polizeigewerkschaft 

Während die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) 
zur Abwehr von Flüchtlingen die Errichtung eines Zau¬ 
nes zu Österreich vorgeschlagen hat, wurde dieses 
Ansinnen von der Gewerkschaft der Polizei (GdP) als 
„unverantwortliches Spiel mit dem Feuer“ scharf 
zurückgewiesen. Es sollten erst einmal die Umsetzung 
der beschlossenen Maßnahmen abgewartet werden: 
„Wer die Krawallstimmung der Rechten noch befeuert, 
erschwert die Arbeit der Polizei zusätzlich“, kritisierte 
der GdP-Vorsitzende Jörg Radek. Forderungen nach 
neuen Grenzen würden ohnehin nichts bringen: „Die 


vergangenen Monate haben wohl eindeutig gezeigt, 
dass sich Kriegsflüchtlinge von Zäunen und Barrieren 
auf der Suche nach einer sicheren Zukunft nicht aufhal¬ 
ten lassen.“ 

(NDv. 19.10.2015) 

Rüstungsexporte massiv gestiegen 

Friedensnetzwerk fordert Wirtschaftsminister Gabriel 
zum Rücktritt auf wegen „Beihilfe zum Mord“ 

Die Friedensorganisation DFG-VK forderte am 25. 
Oktober auf ihrem Bundeskongress in Mannheim Wirt¬ 
schaftsminister Sigmar Gabriel wegen „skrupelloser 
Waffenexporte“ zum sofortigen Rücktritt auf. Dieser 
hatte vor der Wahl am 10. Dezember 2013 zum Tag der 
Menschenrechte erklärt, die SPD werde „für eine res¬ 
triktive Rüstungsexportpolitik“ eintreten, weil „nur das 
ein glaubhafter Ausdruck einer an den Menschenrech¬ 
ten orientierten Politik“ sei. Der Rüstungsexportbericht 
2014, für den Gabriel verantwortlich war, dokumen¬ 
tierte jedoch eine Verdoppelung der Waffenexporte. 
Der Halbjahresbericht 2015 verzeichnete eine weitere 
dramatische Steigerung. Massive Steigerungen habe es 
bei den Einzelausführgenehmigungen in Höhe von 3,5 
Milliarden Euro und bei Sammelausfuhrgenehmigun¬ 
gen von 3,0 Milliarden Euro gegeben. Unter den füh¬ 
renden 20 Empfängerländern befänden sich eine Reihe 
menschenrechtsverletzender Staaten wie Israel (Rang 
2), Saudi-Arabien (Rang 3) oder die Vereinigten Arabi¬ 
schen Emirate (Rang 13). 

Insgesamt 62 Leopard-2-Kampfpanzer sowie eine 
Reihe weiterer Waffensysteme des Rüstungskonzems 
Krauss-Maffei Wegmann (KMW) seien an das Kriegs¬ 
land Katar exportiert worden. 

„Von Gabriel genehmigte Kriegswaffenlieferungen 
etwa nach Saudi-Arabien und Katar werden erfah¬ 
rungsgemäß über kurz oder lang in den Händen des 
„Islamischen Staats“ landen. Menschen fliehen nach 
Deutschland vor dem Einsatz deutscher Kriegswaffen 
in ihren Heimatländern“, schrieb das Friedensnetzwerk 
in seiner Erklärung. Gabriel mache sich „zum Hand¬ 
langer der Rüstungsindustrie“ und leiste „Beihilfe zu 
Mord“, weshalb er zurücktreten müsse. 

(jwv. 27.10.2015) 


NEU ERSCHIENEN 


Demokratische Gesellschaft Rojava bleibt 
Modell für die Zukunft 

Nach dem umfassenden Buch „Revolution in Rojava - 
Frauenbewegung und Kommunalismus zwischen 
Krieg und Embargo“, das von der Rosa-Luxemburg- 
Stiftung in Kooperation mit der Kampagne Tatort Kur¬ 
distan in diesem Jahr im VSA-Verlag veröffentlicht 
wurde, erschien nun unter dem Titel „Kampf um 


Kobane“ eine Publikation mit Beiträgen von zwölf 
Journalistinnen, Wissenschaftler*innen und politi¬ 
schen Akteur*innen. Das Buch wurde von dem Polito¬ 
logen und Journalisten Ismail Küpeli herausgegeben 
und ist in der edition-assemblage erschienen. Im Klap¬ 
pentext heißt es: „Der Kampf um Kobane und Rojava 
ist eine zentrale Auseinandersetzung im Nahen und 
Mittleren Osten, in der alle relevanten Akteure in der 
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einen oder anderen 
Weise involviert 
waren. Kobane wird 
weiterhin die politi¬ 
schen Ereignisse in 
der Region prägen - 
sowohl die Beziehun¬ 
gen zwischen der Tür¬ 
kei und der PKK als 
auch den Bürgerkrieg 
in Syrien. Der Kon¬ 
flikt bietet Anlass, 
zentrale linke Ausei¬ 
nandersetzungen neu 
aufzugreifen - wie 
etwa die Frage nach 
Gewalt als Mittel der Politik und nach dem Entwurf 
einer neuen Gesellschaftsordnung. Anders gesagt: 
Lässt sich eine Revolution durch Krieg verteidigen 
oder ist eine militärische Auseinandersetzung der Tod 
für jegliches emanzipatorisches Projekt?“ 

IsmailKiipeli (Hrs.): „Kampf um Kobane“ 
edition assemblage, 2015, 168 Seiten, 12,80 € 

Weltweiter Kampf für Menschenrechte 

Im September 
erschien das neue 
Buch des Rechtsan¬ 
walts und Gründers 
des „European Cen¬ 
ter for Constitutional 
and Human Rights“ 
(ECCHR), Wolfgang 
Kaleck, und trägt 
den Titel „Mit Recht 
gegen die Macht“. 
Er erzählt darin, wie 
er vom jungen idea¬ 
listischen Anwalt 
zum weltweit agie¬ 
renden Juristen 
wurde und warum 
die Frage nach den 
Menschenrechten 
stets auch eine Systemfrage ist. In der Nachwendezeit 
vertrat er als junger Anwalt in Berlin Opfer von StaSi 
und Neonazis, vor allem aber reiste er viel. So trifft er 
in Südamerika auf Menschen mit Gewalt- und Folterer¬ 
fahrung. Ihm wird rasch klar, dass er nicht nur solidari¬ 
scher Beobachter sein kann, sondern als Jurist auch 
aktiv eingreifen kann. Innerhalb eines internationalen 
Netzes setzt er sich bis heute für eine bessere, soldari¬ 
schere Welt ohne Folter und Ausbeutung ein. Das 
ECCHR hat besonderen Beraterstatus („special consul- 
tative Status“) beim Wirtschafts- und Sozialrat der Ver¬ 


einten Nationen und u.a. Mitglied bei der „European 
Coalition for Corporate Justice“ und OECD-Watch. 

Nun ist Wolfgang Kaleck seit Oktober auf Lese¬ 
reise: 

• 11. November in Berlin (Literaturforum Brecht- 
Haus) 

• 23. November in Köln (Friedensbildungswerk) 

• 24. November in Osnabrück (Volkshochschule) 

• 25. November in Bonn (Buchladen 46) 

• 26. November in Jülich (Buchhandlung Jos. 
Fischer) 

24. Februar 2016 in Stuttgart (Literaturhaus) 

Wolfgang Kaleck: „Mit Recht gegen die Macht“ 
Hanser Verlag Berlin, 2015, 224 S., 19.90 € 

Schmutzige Geheimdienstindustrie 

James Risen, Journa¬ 
list bei der „New 
York Times“, wurde 
zweimal mit dem 
Pulitzerpreis ausge¬ 
zeichnet - für die 
Berichterstattung zu 
den Anschlägen des 
11. September 2001 
und drei Jahre später 
für die Aufdeckung 
der Überwachung 
von US-Bürgern 
durch die NSA. Auf 
Druck des Weißen 
Hauses hat der dama¬ 
lige Chefredakteur 
der Tageszeitung die 
Enthüllungen über ein Jahr lang zurückgehalten. Veröf¬ 
fentlicht wurde sein Hintergrundbericht erst, als er sein 
Buch „State of War“ ankündigte, was einen Sturm der 
Entrüstung in den USA verursachte. Die US-Regierung 
ließ gegen ihn wegen Geheimnisverrats ermitteln - 
George W. Bush hatte damit begonnen und Barack 
Obama führte den Rechtsstreit gegen Risen weiter. 
Doch verweigerte er jede Zusammenarbeit mit den 
Behörden und seine Quellen war er zu keinem Zeit¬ 
punkt bereit, preiszugeben. Der Supreme Court, Obers¬ 
ter US-Gerichtshof, gab 2014 zunächst der Regierung 
recht, aber aufgrund des öffentlichen Drucks machte 
das Justizministerium einen Rückzieher. 

Im September erschien sein Buch, das in den USA 
wochenlang auf den Bestsellerlisten stand, auf dem 
deutschen Markt, (aus „Der Spiegel“ Nr. 38/2015) 
James Risen: „Krieg um jeden Preis “ 

Westend Verlag Frankfurt/M., 2015, 

320 Seiten, 17,99 € 


Ismail Kiipeli (Hg.l 


Kampf 

um 

Kobane 


HÖH Bl KER HATlffi 

KOBANE 

I 





Mit Recht 


Unser wettwerter Kampf 
für die Menschenrechte 


gegen 

die Macht 



JAMES RISEN 

KRIEG 

'MjtÜEI 

PREIS 

GIER. MACHTMISSBRAUCH 
UND DAS MILLIARDENGESCHÄFT 
MIT DEM KAMPF 
GEGEN DEN TERROR 


zu seite 1 


12 







Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft. 

Unter Mitarbeit von Rainer Butenschön, Daniela Dahn und Peter Turrini 
herausgegeben von Rolf Gössner, Ulla Jelpke, Arno Klönne, Otto Köhler und Eckart Spoo 


Dr. Rolf Gössner: Die Türkei nach den Wahlen 
ein tief zerrissenes Land 

Am 7. November erscheint die neue Ausgabe der 
Zweiwochenschrift „Ossietzky“. Im Vorspann befasst 
sich der Publizist und Rechtsanwalt Dr. Rolf Gössner 
mit dem Ergebnis der Neuwahlen in der Türkei. So 
schreibt er u.a.: „Angesichts der neuen Machtverhält¬ 
nisse gehen Kritiker der AKP und des Staatspräsiden¬ 
ten Recep Tayyip Erdogan, gehen regierungskritische 
Journalisten und Medien, die politische Opposition des 
Landes, insbesondere aber Kurdinnen und Kurden 
schweren Zeiten entgegen, wie sich schon kurz nach 
der Wahl zeigte - Zeiten, die sich bereits seit der regu¬ 


lären Wahl im Juni 2015 Bahn brechen und die zu 
einem autoritär-diktatorischen Präsidialsystem führen 
könnten, das AKP und Erdogan anstreben. Politische 
Beobachter befürchten schon eine Fluchtwelle aus der 
Türkei in Richtung Europa - ein Europa, das den EU- 
Beitrittskandidaten Türkei gerade wegen der „Flücht¬ 
lingskrise“ zur „Pufferzone“ machen, womöglich zum 
„sicheren Dritt- und Herkunftsstaat“ erklären möchte, 
ungeachtet der staatlichen Repressionspolitik, der eska¬ 
lierenden Gewalt und systematischen Menschenrechts¬ 
verstöße in diesem tief zerrissenen Land.“ 
www.ossietzky.net 


UNTERSTÜTZUNGSFÄLLE 

Im Oktober hat AZADi über 6 Anträge entschieden und einen Gesamtbetrag von 1950 ,- € bewilligt. In vier Fäl¬ 
len ging es um die finanzielle Beteiligung an Anwaltskosten im Zusammenhang mit Verfahren nach § 129b StGB. 
In den beiden anderen Anträgen handelte es sich um anteilige Übernahme von Anwaltsgebühren in (eingestellten) 
Ermittlungsverfahren wegen des Verstoßes gegen das Vereinsgesetz. 

Im gleichen Zeitraum hat AZADi den sieben politischen Gefangenen für Einkauf in den Gefängnissen insgesamt 
721 ,-€ zur Verfügung gestellt. 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand 
erfolgt per E-Mail. Auf Anfrage 
wird er gegen Kopier- und Por¬ 
tokosten auch per Post ver¬ 
schickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. 
Herausgeber ist AZADI e.V. 
AZADI e.V. unterstützt diejeni¬ 
gen Personen nicht-deutscher 
Herkunft, die in Deutschland 
im Zuge ihrer politischen Betä¬ 
tigung für das Selbstbestim¬ 
mungsrecht des kurdischen 
Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von 
AZADI ist die finanzielle und 
politische Unterstützung krimi¬ 
nalisierter Kurdinnen und Kur¬ 
den. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfah¬ 
ren, informieren Sie uns 
bitte 

• werden Sie Fördermit¬ 
glied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 / 16 79 39 45 
Fax: 0221 / 16 79 39 48 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 
V. i. S. d. R: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 


22 Jahre Kriminalisierung 
von Kurdinnen und Kurden: 

Innen- und außenpolitisch motiviertes 
PKK-Verbot muss fallen! 


I m November 1993 wurde in Deutschland das Betätigungsverbot gegen die Arbei¬ 
terpartei Kurdistans (PKK) verhängt und diese im Jahre 2002 auf die Terrorliste 
der EU und der USA gesetzt. Es folgte eine Welle der Kriminalisierung gegen 
Kurdinnen und Kurden mit Ausgrenzung aus dem sozialen und politischen Leben. 
Dutzende Aktivist* innen wurden verhaftet, Zehntausende Verfahren geführt wegen 
des Zeigens verbotener Symbole oder des Rufens von unerwünschten Parolen. Die 
Behörden verweigerten Tausenden Kurdinnen und Kurden wegen ihres politischen 
Engagements eine Einbürgerung oder verfügten Ausweisungen wegen angeblicher 
Unterstützung terroristischer Aktivitäten, die sich bei näherem Hinsehen auf die Teil¬ 
nahme an legalen Demonstrationen und Veranstaltungen beschränkten. Nochmals 
verschärft hat sich die Situation nach dem Beschluss des Bundesgerichtshofs (BGH) 
von 2010, auch die PKK als ausländische terroristische Vereinigung nach § 129b 
Strafgesetzbuch (StGB) zu verfolgen. Auf der Grundlage der einzig bei derartigen 
Strafverfahren notwendigen Ermächtigung durch das Bundesjustizministerium befin¬ 
den sich aktuell 8 kurdische Aktivisten in deutschen Gefängnissen, sei es in Untersu¬ 
chungshaft oder nach Verurteilung zu mehrjährigen Freiheitsstrafen. 

Umdenken 2014 

Erschien das PKK-Verbot über die letzten 20 Jahre unabhängig von der jeweiligen 
Regierang in Stein gemeißelt, gab es 2014 erstmals Bewegung in der politischen und 
medialen Wahrnehmung der kurdischen Befreiungsbewegung. Nach dem Vormarsch 
der Terrororganisation „Islamischer Staat“ (IS) in Syrien und im Irak waren es vor 
allem die PKK und ihr nahestehende Kräfte, die Hunderttausend Yeziden aus der 
Sengal-Region retteten und die türkisch-syrische Grenzstadt Kobane gegen die mili¬ 
tärische Übermacht des IS verteidigten. Zudem gab es die Hoffnung, dass die seit 
2013 mit dem auf der Gefängnisinsel Imrali inhaftierten PKK-Vorsitzenden Abdullah 
Öcalan geführten Verhandlungen zu einer Lösung des seit Jahrzehnten bestehenden 
Konflikts führen könnte. Die Waffen zwischen türkischer Armee und kurdischer Gue¬ 
rilla schwiegen weitgehend. Aufgrund dieser Ereignisse zeigten sich Politiker* innen 
bis ins Lager der CDU zu einem Umdenken in Bezug auf die PKK bereit. 


Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GEN0DEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Kriegskurs Erdogans 2015 

Nachdem der türkische Präsident Erdogan den Verlust der absoluten Mehrheit bei 
den Parlamentswahlen im Juni dieses Jahres nicht akzeptieren wollte, hat sich die 
Situation dramatisch verändert. Er kündigte die Friedensgespräche mit der PKK ein- 
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seitig auf und setzt fortan auf militärische Eskalation. 
Türkische Kampf) ets greifen Guerillalager im Nordirak 
an, kurdische Städte werden tagelang mit Ausgangs¬ 
sperren belegt und Zivilpersonen ohne Vorwarnung 
erschossen. Kriegsverbrechen, wie die demütigende 
Zurschaustellung getöteter Guerillakämpferinnen und - 
kämpfer, beherrschen den Alltag und erinnern an die 
1990er Jahre. Der PKK-Vorsitzende Abdullah Öcalan 
befindet sich seit März dieses Jahres wieder in Totali¬ 
solation. 


Zugeständnisse der Türkei dadurch erkauften, im 
Gegenzug „härter“ gegen die PKK in Deutsch¬ 
land und Europa vorzugehen. Diese Entwicklung 
sehen wir auch jetzt wieder durch zunehmende 
Razzien und Verhaftungen bestätigt. 

Flächenbrand-Gefahr 

Dieses politische Vorgehen empfinden wir nicht 
nur als unmoralisch, sondern auch außenpolitisch 
kontraproduktiv für die gesamte Region des 
Mittleren Ostens. Nicht zuletzt die offene Unter¬ 
stützung des IS und anderer islamistischer Grup¬ 
pen durch die Türkei haben maßgeblich zur 
Destabilisierung und zu Flucht der dortigen 
Menschen beigetragen. Die AKP-Regierung hat 
nie einen Hehl daraus gemacht, dass für sie das 
Problem nicht in der syrischen Präsenz des IS 
liegt, sondern im Aufbau der Selbstverwaltungs¬ 
gebiete in den kurdischen Gebieten an ihrer 
Grenze (Rojava). Dort droht sie regelmäßig mit 
militärischer Intervention. Durch die Aufkündi¬ 
gung der Friedensgespräche mit der PKK und 
der erneuten militärischen Eskalation entsteht ein 
neuer Flächenbrand in der aktuell schon instabi¬ 
len Region. 

Teile-und-herrsche-Politik der Bundesregierung 

Bezüglich Kurdistans betreibt die Bundesregie¬ 
rung eine Teile-und-herrsche-Politik durch die 
Differenzierung in „gute“ und „schlechte“ Kur¬ 
den. Mit der einseitigen Orientierung auf die 
KDP des Präsidenten der kurdischen Autonomieregion 
im Nordirak, Masud Barzani, durch militärische Aus¬ 
rüstung und Ausbildung verschärft sie die bereits beste¬ 
henden innerkurdischen Spannungen, von denen der IS 
am meisten profitiert. Sinnvoller wäre es, diplomatisch 
die Bestrebungen des Kurdischen Nationalkongresses 
zu unterstützen, der seit Monaten versucht, eine 
gesamtkurdische Konferenz durchzuführen, um eine 
länder- und parteiübergreifende kurdische Außenpolitik 
zu etablieren. 


Merkels Wahlhilfe 

Von Seiten der Bundesregierung bleibt Kritik am Vor¬ 
gehen des türkischen Staats weitgehend aus. Von der 
differenzierten Betrachtung der kurdischen Befreiungs¬ 
bewegung im letzten Jahr ist nurmehr wenig zu spüren. 
Im Gegenteil: Deutschland versucht, Präsident 
Erdogan als Bündnispartner zu gewinnen, um die 
Außengrenzen der Festung Europa gegen Flüchtlings¬ 
migration abzuschirmen. Der Besuch von Bundeskanz¬ 
lerin Angela Merkel zwei Wochen vor den Neuwahlen 
am 1. November bei Ministerpräsident Davutoglu und 
Präsident Erdogan war eine unverhohlene Wahlkampf¬ 
unterstützung. Die Erfahrung der letzten 20 Jahre zeigt, 
dass bisher alle deutschen Bundesregierungen sich 


PKK anerkennen - Kriminalisierung beenden 

Dazu wäre es allerdings unerlässlich, die PKK als poli¬ 
tische Kraft im Mittleren Osten anzuerkennen, anstatt 
sie EU-weit als terroristische Organisation zu listen 
und ihr in Deutschland die politische Betätigung zu 
verbieten. 

Ein erster Schritt wäre, seitens des Bundesjustizmi¬ 
nisteriums die Verfolgungsermächtigung gegen die 
PKK nach 129b StGB zurückzunehmen. Eine Aufhe¬ 
bung des PKK-Verbots, die Streichung der PKK von 
der EU-Terrorliste, die Freilassung der politischen 
Gefangenen sowie die Einstellung aller politisch moti¬ 
vierten Verfahren sollten zügig folgen. 

(Pressemitteilung Azadi) 
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Die Zeichen der Zeit erkennen - 
Gemeinsam handeln für Demokratie und Frieden ! 

AUFRUF ZUM AKTIONSTAG AM 28. NOVEMBER 2015 

Weg mit dem PKK-Verbot! 

Freiheit für alle politischen Gefangenen ! 


Vor 22 Jahren wurde in Deutschland das Betätigungs¬ 
verbot gegen die Arbeiterpartei Kurdistans PKK ver¬ 
hängt und diese im Jahre 2002 auf die Terrorliste der 
EU und der USA gesetzt. Es folgte eine Welle der Kri¬ 
minalisierung gegen Kurd*innen mit Ausgrenzung aus 
dem sozialen und politischen Leben. Aktuell befinden 
sich, legitimiert durch den Paragraphen 129b Strafge¬ 
setzbuch (StGB), acht Kurden, deren Engagement aus¬ 
schließlich einer friedlichen Lösung der kurdischen 
Frage und der Etablierung einer Demokratiekultur galt, 
als politische Gefangene in deutschen Haftanstalten. 

Dieses Verbot, als rein politische Entscheidung 
ungerechtfertigt ausgesprochen, ist längst hinfällig. 
Denn es kann keinerlei Legitimation dafür geben, den 
stärksten Akteur im Kampf gegen den barbarischen IS 
und somit wichtigsten Stabilitätsfaktor in der von Kon¬ 
fliktlinien gezeichneten Region des Mittleren Ostens, 
die PKK, des Terrorismus zu bezichtigen. Die Kurden 
bilden ein solides Fundament für nachhaltige Verände¬ 
rungen in der Region sowie eine demokratisch-plura¬ 
listische Gesellschaft jenseits von nationalistischen, 
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patriarchalen und religiös-fundamentalistischen Vor¬ 
stellungen. Es gilt, diese demokratischen Strukturen 
und Erfahrungswerte auszubauen und fortschrittliche 
Kräfte zu stärken. 

Nicht vergessen werden darf die historische und 
aktuelle Rolle und Verantwortung des Westens - so 
auch Deutschlands - in der Region, insbesondere in 
Bezug auf die bis heute ungelöste „kurdische Frage“. 
Anstatt die Kriegsverbrechen gegen das kurdische Volk 
zu verurteilen und sich um eine politische Lösung des 
Konflikts verdient zu machen, setzte und setzt man auf 
Verbote sowie Terrorlisten. Diese stärken lediglich den 
rückständigen, barbarischen Kräften bzw. Staaten den 
Rücken und widersprechen jeglichen Demokratiebe¬ 
strebungen. 

Hier ist ein deutlicher und offener Kurswechsel von 
Seiten Deutschlands und des Westens zwingend not¬ 
wendig. Dazu gehören auch und vor allem: 


• die Aufhebung des PKK-Verbots 

• die Streichung der PKK von der EU-Liste 

• die Abschaffung des § 129b StGB als Legitimation 
der Kriminalisierung von Kurdinnen und Kurden 

• Freiheit für alle kurdischen politischen Gefangenen 

Initiatorinnen: 

NAV-DEM e.VJDemokratisches Gesellschaftszentrum der Kurdinnen in 
Deutschland), CENT e.V. (Kurdisches Frauenbüro für Frieden), YXK e.V. 
(Verband der Studierenden aus Kurdistan), KURD-AKAD e.V. (Netzwerk 
kurdischer Akademikerlnnen), FKE e.V. (Föderation der Ezidischen Ver¬ 
eine), FEDAe.V. (Föderation der Demokratischen Alewiten), CIVAKAAZAD 
e.V. (Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit), MAF-DAD e.V. (Verein 
für Demokratie und Internationales Recht), AZADi e.V. (Rechtshilfefonds 
für Kurdinnen und Kurden in Deutschland), isku e.V. (informationssteile 
kurdistan), Kampagne Tatort Kurdistan, Demokratie hinter Gittern 


Der Aufruf wurde von zahlreichen Gruppen und Einzelper¬ 
sonen unterstützt, u. a. von der Goran-Bewegung, der 
„Patriotischen Union Kurdistans“ (PUK),dem Journalisten 
Murat Cakir, dem Bundesvorstand der Roten Hilfe, den ver¬ 
schiedenen Strukturen der Linkspartei, dem Zentralkomitee 
der MLPD, von Anwältinnen und Anwälten, der Frauen- 
Friedensinitiative Stockholm, Prof Dr. Norman Paech, 
Prof Dr. Elmar Altvater 

Am 27. und 28. November fanden in zahlreichen Städten 
Kundgebungen, Demonstrationen und Veranstaltungen 
statt. 
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VERBOTSPRAXIS 


Kurdischer Aktivist Mustafa C. in Bremen 
festgenommen 


Auf Anordnung des Oberlandesgerichts (OLG) Celle, 
wurde am 11. November in Bremen der kurdische 
Aktivist Mustafa C. festgenommen und seine Wohnung 
durchsucht. Seit Eröffnung des Haftbefehls am nächs¬ 
ten Tag befindet sich der Kurde nunmehr in Untersu¬ 
chungshaft in der JVA Sehnde. 

Vorgeworfen wird ihm, als mutmaßliches Mitglied 
in einer „terroristischen“ Vereinigung im Ausland (§ 
129b Abs. 1 i.V.m. § 129a Abs. 1 Satz 1 StGB) von 
Juni 2013 bis Juli 2015 das PKK-Gebiet Oldenburg 
geleitet zu haben und seit Anfang August 2015 für den 
Bereich Hamburg, Stade und Lüneburg verantwortlich 
gewesen zu sein. Wie bei allen anderen beschuldigten 
Aktivisten wird auch Mustafa C. vorgeworfen, Kund¬ 
gebungen, Versammlungen, Demonstrationen und 
sonstige Veranstaltungen organisiert, Busse angemietet, 
Spenden gesammelt und überwacht sowie Nachwuchs¬ 
kader angeworben zu haben. 

Mit Mustafa C. befinden sich - im 22. Jahr des 
PKK-Betätigungsverbots - derzeit acht kurdische poli¬ 
tische Gefangene in Straf- bzw. Untersuchungshaft, 
soviel wie seit vielen Jahren nicht mehr. 

Die Folgen des Besuchs von Kanzlerin Merkel bei 
Präsident Recep Tayyip Erdogan zwei Wochen vor den 
Neuwahlen in der Türkei sind spürbar geworden, denn 
kurz nach ihrer Rückkehr wurde am 21. Oktober der 
kurdische Politiker Kenan B. in der Pegida-Hochburg 
Dresden verhaftet. 

Wir protestieren in aller Schärfe gegen diese bun¬ 
desdeutsche Interessenspolitik, durch die der türkische 
Machthaber in seinem Krieg gegen die kurdische 
Bewegung und Zivilbevölkerung bestärkt wird. Die 
politisch Verantwortlichen fordern gebetsmühlenhaft, 



dass Fluchtgründe in den Herkunftsländern beseitigt 
werden müssten. Doch statt ihre eigenen Forderungen 
ernst zu nehmen und umzusetzen, schaffen sie perma¬ 
nent neue. Das ist abgrundtief unmoralisch und verlo¬ 
gen. 

Wir fordern die Freilassung aller politischen Gefan¬ 
genen und die Einstellung politisch motivierter Verfah¬ 
ren. 

(PMAzadiv. 13.11.2015) 

Prozess gegen Ali Ö. eröffnet und 
unterbrochen 

Verteidiger beantragen Aufhebung aller Haftbefehle 
wegen Terrorismus 

Am 1. Dezember wurde vor dem Staatsschutzsenat des 
Oberlandesgerichts Stuttgart das Hauptverfahren gegen 
den kurdischen Aktivisten Ali Ö. eröffnet. Die Anklage 
wirft ihm vor, sich als Mitglied und PKK-Kader in 
einer terroristischen Vereinigung im Ausland (§ 129b 
StGB) seit einigen Jahren in verschiedenen PKK- 
Gebieten - u. a. in Stuttgart - betätigt zu haben. Ober¬ 
staatsanwalt Alexander Hauser verlas an diesem ersten 
Verhandlungstag die Anklageschrift, in der - wie in 
allen ähnlichen Verfahren - ausführlich die Geschichte 
und Struktur der PKK seit ihrer Gründung dargelegt 
wurde. Dem schloss sich der Katalog der „terroristi¬ 
schen“ Aktivitäten von Ali Ö. an, die u.a. darin bestan¬ 
den, Demonstrationen organisiert oder an Veranstaltun¬ 
gen, Mahnwachen und „Kader“-Treffen teilgenommen 
und Spenden gesammelt zu haben. 

Weil sich die Besetzung des Senats kurzfristig geän¬ 
dert hatte und die Verteidigung hiervon nicht unterrich¬ 
tet war, beantragte sie eine Überprüfung der Neubeset¬ 
zung. 

Deshalb wurde der Prozess unterbrochen. Er wird 
am 8. Dezember fortgesetzt. 

Am gleichen Tag haben die Verteidiger der anderen 
kurdischen Gefangenen, die des Terrorismus beschul¬ 
digt werden, die Aufhebung der Haftbefehle beantragt. 

Sie sind - wie der am 28. November in Diyarbakir 
ermordete Vorsitzende der Rechtsanwaltskammer, 
Tahir Elpi - der Auffassung, dass es sich bei der PKK 
keineswegs um eine terroristische Vereinigung handelt. 
Sie sei es gewesen, die einen Friedensprozess mit der 
Regierung Erdogan eingeleitet habe, um den türkisch¬ 
kurdischen Konflikt mit politischen Mitteln zu lösen. 
Sie habe maßgeblich - gemeinsam mit den Kräften der 
YPG/YPJ von Rojava - den Widerstand gegen den IS 
geführt und zehntausenden Yezidinnen und Yeziden 
aus Sengal das Leben gerettet. 




Außerdem sei es Tatsache, dass die PKK bereits seit 
Mitte der 1990er Jahre keinen eigenen Staat mehr 
anstrebe, sondern eine demokratische Selbstverwaltung 
in den bestehenden Staatsgrenzen. Sowohl die PKK als 
auch die prokurdische HDP orientieren auf eine säku¬ 
lare, multireligiöse und multiethnische Gesellschaft, in 
der insbesondere die Frauen eine herausragende Rolle 
spielen. 

Die Verteidiger wiesen in ihrer Argumentation auch 
darauf hin, dass das AKP-Regime dazu beigetragen 
habe, dass sich der IS und weitere salafistische Organi¬ 
sationen unbehelligt vom Territorium der Türkei nach 


Syrien bewegen können. Während der Staat vom IS 
Erdöl kaufe und die Terrorgruppen auf diese Weise 
stärke, gehe er mit staatsterroristischen Mitteln gegen 
kurdische Städte, die Bevölkerung und die kurdische 
Freiheitsbewegung vor. 

Vor diesem Hintergrund sei es nicht nachvollzieh¬ 
bar, dass Kurdinnen und Kurden in Deutschland als 
Terroristen strafverfolgt, angeklagt und verurteilt wür¬ 
den und die PKK auf der EU-Terrorliste verzeichnet 
sei. Damit werde eine friedliche Lösung der kurdischen 
Frage torpediert. 

(PMAzadi v. 2.12.2015) 


REPRESSION 


NRW nimmt Revision des VS zur 
Dauerüberwachung von Rolf Gössner an 

Grundrechtekomitee erklärt sich solidarisch mit Bürger¬ 
rechtler und fordert Auflösung des Inlandsgeheim¬ 
dienstes 

Wie der Freiburger Rechtsanwalt Udo Kauß am 4. 
November mitteilte, hat das Oberverwaltungsgericht 
(OVG) Nordrhein-Westfalen mit Beschluss vom 24. 
Oktober die Revision des Bundesamtes für Verfas¬ 
sungsschutz gegen ein Urteil des Verwaltungsgerichts 
„wegen tatsächlicher und rechtlicher Schwierigkeiten“ 
nach vier Jahren zugelassen. In dem Kölner Verfahren 
war es um die fast vierzigjährige Dauerüberwachung 
des Publizisten, Bürgerrechtlers und Rechtsanwalts Dr. 
Rolf Gössner durch den Inlandsgeheimdienst gegan¬ 
gen. Das Gericht war zu der Auffassung gelangt, dass 
die Bespitzelung Gössners von Anfang an rechtswidrig 
war und als ein „schwerwiegender Eingriff in die ver¬ 
fassungsrechtlich geschützte Positionen“ bewertet wer¬ 
den müsse. Besonders gravierend sei gewesen, dass er 
sich bei seinen journalistischen Recherchen zum 
Thema „Innere Sicherheit“ auf eine „besondere Ver¬ 
trauensbasis zu Auskunftspersonen“ habe verlassen 


müssen. Durch die Beobachtung des VS sei diese 
„erheblich tangiert“ gewesen, weshalb ihm die Richter 
seinerzeit ein „Rehabilitierungsinteresse“ zugebilligt 
hatten. Hiergegen ging der VS in Berufung. „Das 
Komitee für Grundrechte und Demokratie solidarisiert 
sich wie schon damals. Es ist vollends inakzeptabel, 
einen engagierten Bürgerrechtler wie ihn über fast 40 
Jahre auszuspionieren und somit zugleich zu kriminali¬ 
sieren,“ sagte Elke Steven, Referentin beim Grund¬ 
rechtekomitee, in einem Gespräch mit der jungen weit. 
„Die unter dem sachlich falschen Label ,Verfassungs¬ 
schutz 4 agierenden Inlandsgeheimdienste sind mitunter 
die größte Gefahr für Grund- und Freiheitsrechte. Sie 
gehören endgültig aufgelöst, denn sie sind prinzipiell 
unkontrollierbar.“ Nach Berufungszulassung wird es 
nunmehr eine mündliche Anhörung vor dem OVG 
Münster geben - „mit ungewisser Dauer des Beru- 
füngsverfahrens und mit ungewissem Ausgang“, resü¬ 
mierte Rechtsanwalt Kauß. 

(jwv. 05.11.2015/Azadi) 
AZADI erklärt sich ausdrücklich solidarisch mit Rolf Göss¬ 
ner und schließt sich der Forderung des Grundrechtekomi¬ 
tees nach Auflösung des VS an. 


GERICHTSURTEILE 


Unabhängige Justiz ? 

Der Prozess begann am 9. September. Nur zwei 
Monate und Hunderte Flüchtlinge später sowie nach 
den Neuwahlen in der Türkei, wurde am 5. November 
das Verfahren gegen drei Mitarbeiter des türkischen 
Geheimdienstes MIT vor dem Oberlandesgericht 
(OLG) Koblenz eingestellt. Der mutmaßliche Füh¬ 
rungsoffizier und enge Berater des türkischen Präsiden¬ 
ten Recep Tayyip Erdogan, Muhammed Taha G., 


jedoch muss gern. § 153 Strafprozessordnung („Abse¬ 
hen von der Verfolgung bei Geringfügigkeit“) eine 
Geldstrafe von 70000 € an die Staatskasse zahlen. 
Damit dürfte der Haftbefehl gegen ihn aufgehoben 
worden sein, denn er befand sich als einziger der drei 
Angeklagten in U-Haft. Im Zuge von Ermittlungen 
gegen mutmaßliche Geldfälscher war Polizeibeamten 
aufgefallen, dass einer von ihnen Informationen über 
türkische Oppositionelle an einen Mittelsmann weiter- 
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gegeben hatte, woraufhin sie im Dezember 2014 ver¬ 
haftet wurden und Generalbundesanwalt im Mai dieses 
Jahres gegen sie Anklage erhoben hatte. 

Seit 2013 sollen sie in Deutschland kurdische, ale- 
vitische, jesidische und türkische Organisationen und 
Anhänger ausspioniert haben, weil sie in Opposition zu 
Erdogan standen. In einem abgehörten Telefonat soll 
Taha G. erklärt haben, Erdogan nutze ein „Dreiersys¬ 
tem“ aus „einer sichtbaren und unsichtbaren Einheit 
und einer weiteren unsichtbaren Einheit, die sich unter¬ 
einander nicht kennen“. 

Nach einem Bericht von „focus“ soll die türkische 
Regierung versucht haben, vor dem Verfahren gegen 
die Agenten Druck auf die deutsche Justiz auszuüben. 
Das scheint gelungen - nach dem Wahlhilfe- und 
Flüchtlingsabwehr-Besuch von Kanzlerin Merkel bei 
Sultan Erdogan und der beschämenden Kniefälle der 
EU-Kommission, reichte der Einfluss des türkischen 
Präsidenten offenbar bis in den Koblenzer Gerichtssaal. 

(jwv. 7J8.11.2015/Azadi) 

VS muss Journalisten informieren 

Das Verwaltungsgericht Köln entschied am 12. 
November, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz 
Journalisten Auskunft erteilen muss hinsichtlich eines 
Disziplinarverfahrens im Zusammenhang mit der Ver¬ 
nichtung von NSU-Akten. Das Urteil ist noch nicht 
rechtskräftig. 

Einem Journalist, der sich nach dem Sachstand des 
Verfahrens gegen einen VS-Mitarbeiter erkundigen 
wollte, wurde seitens des damaligen Behördenchefs 
Heinz Fromm 2012 die Auskunft verweigert. Der 
Beamte hatte kurz nach Aufdeckung der Nazizelle 
NSU sensible Akten über die rechte Szene vernichten 
lassen. 

(NDv. 13.11.2015) 

Prozess gegen Nicole Gohlke (MdB) wegen 
Zeigens der PKK-Fahne beendet 
Verwarnung und Spende für gemeinnützige Zwecke / 
Niederlage für Staatsanwaltschaft 

Am 16. 
November 
endete vor 
dem Amtsge¬ 
richt Mün¬ 
chen das 
Berufüngs- 
verfahren in 
Sachen „Zei¬ 
gen der PKK-Fahne“, das die Staatsanwaltschaft gegen 
die Bundestagsabgeordnete der Linken, Nicole Gohlke, 
eingeleitet hatte. Das Gericht folgte zwar nicht der For¬ 
derung ihres Verteidigers auf Freispruch, doch erhielt 
sie - neben einer Verwarnung - die Auflage, 1000 Euro 


an eine gemeinnützige Organisation zu spenden. Ein 
Ergebnis weit entfernt von der ursprünglichen Forde¬ 
rung der Staatsanwaltschaft, nämlich 10000 Euro. 
„Das Schlussplädoyer der Staatsanwaltschaft war 
unterirdisch, das darauf abzielte, das Zeigen von PKK- 
Symbolen mit dem von IS-Symbolen oder Hakenkreu¬ 
zen zu vergleichen“, kommentierte Nicole Gohlke den 
Prozessverlauf. Sie habe den Eindruck gehabt, dass das 
offenbar selbst den beisitzenden Schöffen zu viel 
gewesen sei. Lobende Worte fand die Parlamentarierin 
für das Plädoyer ihres Verteidigers, Rechtsanwalt Dr. 
Hartmut Wächtler. 

Zum Hintergrund: Am 18. Oktober 2014 war 
Nicole Gohlke auf einer Kundgebung in München mit 
dem Thema „Stoppt das Massaker des IS in Kobane“ 
als Rednerin aufgetreten. Ganze 15 Sekunden lang 
hatte sie am Ende ihres Beitrags eine Fahne mit dem 
PKK-Symbol gezeigt - ein unter das Betätigungsver¬ 
bot fallendes Symbol, das sie mit ihrer Aktion kritisie¬ 
ren wollte. 

Folge war, dass ihre parlamentarische Immunität 
zwecks Einleitung eines Ermittlungsverfahrens aufge¬ 
hoben wurde. Wenige Monate später erhielt sie einen 
Strafbefehl, wonach sie eine Geldstrafe in Höhe von 50 
Tagessätzen ä 200 Euro hätte zahlen sollen. Hiergegen 
hatte sie Beschwerde eingelegt. 

Am 13. November 2014 wollten zehn Kolleginnen 
und Kollegen der Linken-Fraktion ihre Solidarität mit 
Nicole Gohlke und Kritik am PKK-Verbot bekunden 
und entrollten ihrerseits vor dem Fraktionssitzungssaal 
eine Fahne mit dem PKK-Symbol. „Es bedeutet eine 
Kriminalisierung politisch aktiver Kurdinnen und Kur¬ 
den in Deutschland“, erklärten die Abgeordneten. Auch 
hier leitete die Staatsanwaltschaft Ermittlungen wegen 
Verstoßes gegen das Vereinsgesetz ein, die jedoch 
wegen Geringfügigkeit bzw. mangelnden öffentlichen 
Interesses an einer strafrechtlichen Verfolgung einge¬ 
stellt worden sind. 

(Azadi) 

Andrej Hunko: EUR0P0L auf dem Weg zur 
Superbehörde 

Der Linken-MdB Andrej Hunko kritisiert die nach den 
Anschlägen in Paris von EUROPOL geplante Errich¬ 
tung eines „Zentrums zur Bekämpfung der Migranten¬ 
schleusung“ sowie eines „Zentrums zur Terrorismusbe¬ 
kämpfung“. Eine neue „Meldestelle“ arbeite mit Provi¬ 
dern wie Google, Youtube, Facebook und Twitter 
zusammen, um „unliebsame Postings oder Videos aus 
dem Internet zu entfernen“. Außerdem sollen Internet- 
firmen sowie Flug- und Reisegesellschaften zur 
Herausgabe von IP-Adressen bzw. Personendaten ver¬ 
pflichtet werden. „Europol ist auf dem Weg zur Super¬ 
behörde.“ 

(PM Hunko v. 19.11.2015) 
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ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


„Fachanwalt für Migrationsrecht“ neu 
geschaffen 

Angesichts steigender Asylbewerberzahlen hat die 
Bundesrechtsanwaltskammer einen neuen Anwaltstitel 
geschaffen: Fachanwalt für Migrationsrecht. So darf 
sich künftig nennen, wer besondere Kenntnisse in 
Bereichen wie Asylbewerberleistungs-, Aufenthalts¬ 
und Staatsangehörigkeitsrecht vorweisen kann. Bevor 
sich ein Anwalt/eine Anwältin so nennen kann, muss 
der-/diejenige mindestens 80 Migrationsfälle bearbeitet 
haben. Ohne eine „sofortige Qualifizierungsoffensive“ 
könne eine große Zahl von Asylsuchenden auf Dauer 
nicht kompetent beraten werden. 

(NDv. 10.11.2015) 

RAV bietet kostenlose Rechtsberatung für 
Flüchtlinge an 

Der Republikanische Anwälte- und Anwältinnenverein 
(RAV) bietet seit dem 10. November eine kostenlose 

ZUR SACH 

Kein Witz: Strafe wegen Ayran-Beleidigung 

Der türkische Rapper Ceza hatte TV-Werbung gemacht 
für den Joghurt-Wasser-Salz-Drink Ayran namens 
„Didi“. Das erregte den Zorn Erdogans und rief die 
Justiz auf den Plan, denn: Laut der Tageszeitung „Hür- 
riyet“ rappte der Sänger: „Ich habe Ayran probiert, das 
machte mich müde.“ Allen Ernstes wurde Ayran von 
Erdogan im Jahre 2013 per Gesetz zum türkischen 
„Nationalgetränk“ erklärt. Deshalb habe sich der Sän¬ 
ger der Verunglimpfung dieses Tranks schuldig 
gemacht. Der Hersteller von „Didi“ muss nun eine 
Strafe in Höhe von 70000 Euro zahlen. 

(NDv. 10.11.2015/Azadi) 

Staatsterror gegen KurcTinnen 
FarqTn (Silvan) im Ausnahmezustand 

Der Staatsterror gegen die kurdische Bevölkerung in 
der Türkei geht weiter. Nur ein Tag nach den Wahlen 
am 1. November wurde über den Distrikt Farkin (türk.: 
Silvan) eine Ausgangssperre verhängt. Dutzende 
Wohnviertel sind beschossen und mindestens sieben 
Zivilisten getötet worden. Zahlreiche Häuser wurden 


Rechtsberatung für die Flüchtlinge vor dem Landesamt 
für Gesundheit und Soziales (Lageso) in Berlin an. 
Dienstags bis freitags wird den Menschen von 12.oo - 
14.oo Uhr die Gelegenheit geboten, sich über ihre 
Rechte in Eilrechtsschutzverfahren zu informieren. Die 
Anwält*innen kritisieren scharf, dass Flüchtlinge 
wochenlang darauf warten müssen, beim Lageso einen 
Antrag auf Asylbewerberleistungen stellen zu können. 
Sie würden häufig während der langen Wartezeiten 
brutal von Sicherheitsleuten attackiert und hautsächlich 
von ehrenamtlichen Helfern versorgt. Gutscheine für 
die Unterbringung in Hostels seien nutzlos, da das 
Lageso die Rechnungen nicht oder zu spät begleiche. 
Das Sozialgericht hatte mehrfach die Praxis des Lan¬ 
desamtes, Antragstellern keine Leistungen zu gewäh¬ 
ren, für rechtswidrig erklärt. Dennoch würden diese 
Gerichtsentscheidungen systematisch ignoriert und die 
rechtswidrige Praxis fortgesetzt, kritisierte Rechtsan¬ 
wältin Anya Lean vom RAV. 

(NDv. 10.11.2015/Azadi) 

E: TÜRKEI 

zerstört, Scharfschützen haben sich auf den Dächern 
der Stadt verschanzt und schießen wahllos auf Men¬ 
schen, die ihre Häuser und Wohnungen verlassen - 
ohne Rücksicht auf Kinder oder Ältere. Abgeordneten 
der „Demokratischen Partei der Völker“ (HDP), die 
dort bei den Wahlen 90 % aller Stimmen erreichen 
konnte, wird der Zugang zur Stadt von Sicherheitskräf¬ 
ten verwehrt. 

Auch die Luftangriffe des türkischen Militärs auf 
zivile Siedlungsgebiete im Norden Syriens verstärken 
sich. Lokalen Angaben zufolge greift die Luftwaffe seit 
etwa zwei Wochen nahezu täglich Städte wie Kobane 
und Gire Spi an, die die Volks- und Frauenverteidi¬ 
gungseinheiten YPG/YPJ von der Terrororganisation 
IS befreit hatten. Weil sich parallel zu den Operationen 
der türkischen Armee auch die Attacken des IS intensi¬ 
viert haben, gehen YPG und Administration der Selbst¬ 
verwaltung von Kobane von einer engen Kooperation 
mit der türkischen AKP-Regierung aus. 

Vor diesem Hintergrund fanden am 12. November 
bundesweit Solidaritäts-Demonstrationen und Kundge¬ 
bungen statt. 

(Civaka Azad v. 11.11.2015/Azadi) 
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Staatsterror: Anschläge auf Selahattin 
Demirtas und Figen Yüksedag 

Am Abend des 22. November wurde das gepanzerte 
Auto des Co-Vorsitzenden der HDP, Selahattin Demir¬ 
tas, der sich in Begleitung seines Sicherheitsteams auf 
einer Fahrt in Diyarbakir befand, beschossen. Alle blie¬ 
ben unverletzt. Nach Angaben eines Parteisprechers hat 
die Polizei das Fahrzeug sichergestellt. Auch auf die 
zweite Vorsitzende, Figen Yüksedag ist wenige Tage 
zuvor ein Anschlag verübt worden. Auch sie blieb 
unverletzt. 

(Spiegel online v. 23.11.2015) 

Flüchtlingsabwehr ä la Türkei 

So sieht es also aus, wenn die Türkei die Flüchtlinge 
davon abhalten soll, nach Europa weiterzureisen: Sie 
werden einfach wieder ins Kriegsland zurückgeschickt. 
Das berichtet die Menschenrechtsorganisation Human 
Rights Watch (HRW): „Die Schließung der türkischen 
Grenze zwingt Schwangere, Kinder, Alte und Kranke 
zu einem Spießrutenlauf mit türkischen Grenzbeamten, 
um vor dem Horror des syrischen Krieges zu fliehen“, 
sagte HRW-Mitarbeiter Gerry Simpson. 

Hierbei bezieht sich HRW auf Interviews mit 
Flüchtlingen, die sich mit Aussagen der Berichte syri¬ 
scher Aktivisten decken. Danach lässt die Türkei seit 
März nur noch in Ausnahmefällen Flüchtlinge ins 
Land. 

Eigenen Angaben zufolge wurden dort 2,2 Millio¬ 
nen Menschen aufgenommen und 25 Lager errichtet. 
Allerdings leben die meisten außerhalb der Unter¬ 
künfte und erhalten keinerlei Unterstützung. 

(oneline-Meldungen v. 23.11.2015) 

Pressefreiheit ä la Türkei 

Can Dündar und Erdern Gül verhaftet 

Kurz vor dem EU-Sondergipfel mit der Türkei zur 
Flüchtlingssituation wurde gegen den bekannten Jour¬ 
nalisten und Chefredakteur der regierungskritischen 
Zeitung „Cumhuriyet“, Can Dündar, sowie ihrem 
Ankara-Korrespondenten Erdern Gül Haftbefehl eröff¬ 
net. 

Hintergrund waren ihre Berichte über Waffentrans¬ 
porte der Türkei an Extremisten in Syrien, weshalb sie 
nun der Mitgliedschaft in einer terroristischen Organi¬ 
sation sowie Spionage beschuldigt werden. Staatspräsi¬ 
dent Recep Tayyip Erdogan höchstselbst hat die beiden 
Journalisten nach den Enthüllungen von „Cumhuriyet“ 
über die Unterstützung rechtsextremistischer Kreise 
und Korruption angezeigt und angekündigt, dass Dün¬ 
dar dafür „einen hohen Preis“ zahlen müsse. 

Die Zeitung wurde vor einiger Zeit von der Jouma- 
listenorganisation „Reporter ohne Grenzen“ als 
Medium des Jahres ausgezeichnet. Die Verfolgung von 
Dündar und Gül sei ein weiterer Beleg für das Bestre¬ 


ben der türkischen Staatsführung, „den unabhängigen 
Journalismus auszulöschen“. 

Das KulturForum Türkei Deutschland weist in sei¬ 
ner Pressemitteilung vom 27.November auf nachfol¬ 
gende Petition hin und ruft die Öffentlichkeit dazu auf, 
sich mit den inhaftierten Journalisten zu solidarisieren: 
https://www.change.org/p/turkish-prime-minister-turkish- 
minister-of-justice-immediate-release-of-can-dundar-and- 
erdem-gul 

Staatsterror: 

Vorsitzender der Anwaltskammer Diyarbakir 
ermordet 



Einen Tag vor Beginn des EU-Tiirkei-Gipfeltreffens in 
Brüssel, wurde am 28. November Tahir Elpi, Vorsitzen¬ 
der der Anwaltskammer Diyarbakir, durch Schüsse der 
Polizei ermordet. Der Vorfall ereignete sich im Stadt¬ 
teil Sur, wo der 49-jährige Elpi auf einer Pressekonfe¬ 
renz zum Schutz des Wahrzeichens von Diyarbakir - 
einem Vier-Säulen-Minarett - gesprochen hatte. 
Angeblich ist es danach zu einem Schusswechsel zwi¬ 
schen einer Person und der Polizei gekommen, bei dem 
laut Angaben des türkischen Innenministers neben Elpi 
auch ein Polizist getötet worden sei. 

Auf einem Video, das kurz nach dem Vorfall im 
Internet auftauchte, ist zu sehen, wie zwei Zivilpolizis¬ 
ten mehrfach in Richtung der Gruppe schießen, in der 
sich auch Elpi aufhielt. Ein Bild nach seiner Ermor¬ 
dung zeigt Elpi regungslos am Fuß des Minaretts lie¬ 
gen. Dabei fällt auf, dass jemand eine Waffe neben des¬ 
sen Leichnam gelegt hat. Der Gouverneur erklärte eine 
Ausgangssperre für den Stadtteil. 

Die HDP spricht in einer ersten Erklärung von 
einem gezielten Mordanschlag. Die AKP-Regierung 
und die ihr nahestehenden Medien hätten seit Wochen 
eine Lynchkampagne gegen Elfi geführt. „Weil sie 
seine Gedanken und seinen Kampf nicht ertragen 
konnten, haben sie ihn mit diesem Mord zum Schwei¬ 
gen bringen wollen.“ 

Der Vorsitzende der türkischen Anwaltskammer, 
Metin Feyzioglu, erklärte, es sei erst nach der Ermor¬ 
dung von Elpi zu einem Schusswechsel gekommen. 
Damit widerspricht er der Version des Innenministeri- 
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ums. „Wir weinen Blut“, sagte er und rief alle örtlichen 
Vorsitzenden von Anwaltskammern dazu auf, nach 
Diyarbakir zu reisen. 

Mitte Oktober hatte Tahir El^i in dem politischen 
TV-Magazin „Tarafsiz böige“ des Senders CNN Türk 
in einer Diskussion mit einem MHP-Abgeordneten 
erklärt, dass es sich bei der PKK nicht um eine terroris¬ 
tische Organisation handele, woraufhin er zur öffentli¬ 
chen Zielscheibe wurde. Gegen ihn wurde ein Verfah¬ 
ren eingeleitet und eine Haftstrafe von bis zu 7 14 Jah¬ 
ren gefordert und gegen den TV-Sender eine Geldbuße 
von umgerechnet etwa 225 000 Euro verhängt. 

(Pressemitteilung von Civaka Azad mit Bildmaterial: 

Internationale Jurist*innen fordern 
unabhängige Untersuchung und Protest zum 
Internationalen Tag der Menschenrechte am 
10. Dezember 

Die Internationale Vereinigung Demokratischer 
Anwälte und Anwältinnen (International Association of 
Democratic Lawyers ,IADL) und die Europäische Ver¬ 
einigung von Juristinnen und Juristen für Demokratie 
und Menschenrechte in der Welt (European Associa¬ 
tion of Lawyers for Democracy & World Human 
Rights, ELDH) haben in einer gemeinsamen Erklärung 
vom 28. November den Mord an ihrem Kollegen Tahir 
Elpi scharf verurteilt und auf sein jahrzehntelanges 
menschenrechtliches Engagement hingewiesen. Sie 
machen den türkischen Staat verantwortlich für die 
neue Welle von Terror und brutalen Militärangriffen 
auf die Bevölkerung in Diyarbakir und anderen Städ¬ 
ten. 

Die beiden Organisationen fordern, die Umstände 
und Hintergründe des Mordes durch eine unabhängige 
internationale Untersuchung in Kooperation mit den 
kurdischen und türkischen Kolleg* innen aufklären zu 
lassen. 

Außerdem rufen sie Anwältinnen und Anwälte dazu 
auf, aus Anlass des Internationalen Tages der Men¬ 
schenrechte am 10. Dezember weltweit vor den Bot¬ 
schaften der Türkei zu protestieren. 

Thomas Schmidt (ELDH): thomas.schmidt@eldh.eu 
Jan Fermon (IADL): jan.fermon@progresslaw.net 

Sevim Dagdelen: Merkel mitschuldig an 
Ermordung von Tahir Elgi 

Am 29. November tagte der EU-Türkei-Gipfel in Brüs¬ 
sel. Die Staats- und Regierungschefs sagten dem türki¬ 
schen Präsidenten Erdogan die Zahlung von drei Milli¬ 
arden Euro angeblich für die Versorgug syrischer 
Flüchtlinge zu, ferner, den EU-Beitrittsprozess zu 
beschleunigen sowie die Erteilung von Visa für türki¬ 
sche Staatsangehörige zu erleichtern. 

„Drei Milliarden Euro soll der türkische Staatspräsi¬ 
dent künftig aus der EU erhalten. [...] Als Gegenleis¬ 


tung steht Recep Tayyip Erdogan als zuverlässiger 
Partner für die Abwehr der Flüchtlinge und für den 
Krieg in Syrien zur Verfügung. Der Pakt mit Erdogan 
ist eine der schwärzesten Stunden der deutschen 
Außenpolitik nach 1945,“ schreibt die Linken-Abge- 
ordnete Sevim Dagdelen in einem Kommentar in der 
jungen weit. „Der Präsident hat die Türkei in ein 
Gefängnis für seine Kritiker verwandelt. Statt kriti¬ 
scher Worte gen Ankara wird der rote Teppich ausge¬ 
rollt. Schweigen auch zu den Kriegsverbrechen 
Erdogans. Dessen Sohn Bilal macht Selfies mit Kom¬ 
mandeuren des IS; über die Türkei läuft der Nachschub 
für die Terrorkrieger. [...] Merkel ist die Patin eines 
teuflischen Vertrags mit dem Terrorunterstützer 
Erdogan. [...] Merkels Diener vor jemandem, der nicht 
nur seine faschistischen Schlägertrupps in kritische 
Zeitungsredaktionen schickt, die über seine IS-Hilfe 
berichten, sondern ganz nebenbei mit dem Abschuss 
eines russischen Militärflugzeugs auch bereit ist, einen 
dritten Weltkrieg zu riskieren, wird sich nicht bezahlt 
machen. [...] Mit Merkels Nibelungentreue zu 
Erdogan droht ein Abstieg in den Abgrund, an dessen 
Anfang der Pakt zur Flüchtlingsabwehr und der Anti¬ 
terrorkrieg an der Seite der Scharlatane der AKP in 
Ankara stehen. [...] An der Ermordung des kurdischen 
Anwalts Tahir Elpi ist Merkel mitschuldig.“ 

(jwv 30.11.2015) 

Büchervernichtung und Moral ä la Türkei 

Seit dem vergangenen Jahr kann der Rat für wissen¬ 
schaftliche und technische Forschung der Türkei 
(TÜBITAK) wissenschaftliche Populärliteratur prüfen 
und hat in diesem Jahr mehr als 50 000 Bücher aus 
Buchhandlungen entfernt und plant, 700 Titel rückwir¬ 
kend zu überprüfen. 

Nun sollen Kinderbücher dahingehend überprüft 
werden, ob sie den Vorstellungen der Regierung über 
die Vermittlung der „richtigen Kultur und Lebens¬ 
weise“ entsprechen. Begonnen werden soll mit auslän¬ 
dischen Büchern, die ins Türkische übersetzt wurden. 
Diese seien gefährlich und zerstörten die Nation, 
erklärte TÜBITAK-Präsident Arif Ergin. Man müsse 
die Kontrollen verstärken, um die „moralische Ero¬ 
sion“ durch „kulturelle Unvereinbarkeit“ zu verhin¬ 
dern. 

So geschehen mit dem Buch „All Colors of the 
Rainbow“ (Gökkusagmm Tüm Renkleri) der US-ame¬ 
rikanischen Kinderbuchautorin Jennifer Moore-Malli- 
nos, das vom türkischen Markt genommen wurde. In 
ihm versucht die Autorin, Kindern ein Verständnis für 
die Probleme Einzelner und die Lösung sozialer Kon¬ 
flikte zu vermitteln. „Wenn Menschen aus der ganzen 
Welt Zusammenkommen, schaffen sie ein wunderbares 
Bild. Es ist das Bild eines Regenbogens. Weil wir alle 
Menschen sind, sollten wir unsere Unterschiede feiern. 
Lasst uns also Zusammenkommen und einen Regenbo- 
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gen bilden.“ Das gefiel der Behörde, die sich immer 
mehr zu einer islamischen Inquisition entwickelt, nicht. 
Das Multikulti-Buch darf nicht mehr verkauft, sondern 
muss vernichtet werden. 

(Telepolis v.27.11.2015/Azcidi) 

Türkische Luftwaffe zerstört Gedenkstätte 
Andrea Wolf 

Bei einem Bombenangriff der türkischen Luftwaffe 
wurde am 29. November die Gedenkstätte Sehidgeha 
Ronahi bei Saxe in der Provinz Wan (türk. Van) voll¬ 
ständig zerstört. 

In Erinnerung an das Massaker vom Oktober 1998, 
bei dem neben der Internationalistin aus Deutschland, 
Andrea Wolf (Ronahi), weitere 23 weitere Mitglieder 
der PKK-Guerilla getötet worden sind, wurde 2013 
von der örtlichen Bevölkerung eine Gedenkstätte 
errichtet, zu der auch ein Gästehaus, ein kleines 

KlIRD 


PKK beendet Waffenruhe und ruft Bildung 
eines „demokratischen Blocks“ gegen „AKP- 
Faschismus“ auf 

Die PKK hat am 5. November ihre Waffenruhe wegen 
der „Kriegspolitik“ der türkischen AKP-Regierung 
beendet. Sie hatte am 10. Oktober wegen der bevorste¬ 
henden Parlamentswahlen eine „Phase der Aktionslo- 
sigkeit“ erklärt, um zu einem gewaltfreien Ablauf bei¬ 
zutragen. Die türkische Armee setzte ihre Angriffe auf 
Stellungen der PKK fort. So bombardierten Kampf¬ 
flugzeuge Guerillagebiete im Osten der Türkei und in 
den Kandil-Bergen des Nordiraks. Nach Militäranga¬ 
ben sollen 16 PKK-Kämpfer getötet worden sein. Seit 
Wochenbeginn hat die Polizei mindestens acht Zivilis¬ 
ten erschossen. Ministerpräsident Ahmet Davutoglu 
erklärte, den Kampf bis zur vollständigen Kapitulation 
der Guerilla fortsetzen zu wollen. Deshalb rief die 
PKK-Führung alle demokratischen Kräfte der Türkei 
dazu auf, einen „demokratischen Block“ gegen den 
„AKP-Faschismus“ zu bilden. 

(jwv. 06.11.2015) 

Sengal (Sindschar) ist befreit von IS-Terror - 
Bundesweite Demo in Hannover 
Unterstützung für den Aufbau dringend erwünscht 

Mit dem Ziel der Befreiung, startete am 12. November 
in den Bergen Sengais (arab. Sindschar) eine Großof¬ 
fensive gegen die Terrororganisation IS, an der die ezi- 
dischen Verteidigungs- und Fraueneinheiten YBS/YJE, 
die PKK-Guerilla HPG/YJA-Star, die Verteidigungs¬ 


Museum und ein Gebetshaus gehörten. Schon kurz 
nach der Fertigstellung hatte der Gouverneur von Wan 
den Auftrag erteilt, die Gedenkstätte zu zerstören, 
woraufhin die Bevölkerung aus der näheren Umgebung 
einen ständigen Schutz organisiert hatte. 

(DIHA/1SKU v. 29.11.2015) 

Journalisten vor Gericht: Sultan Erdogan 
beleidigt 

Am 2. Dezember begann in Istanbul ein Strafprozess 
wegen Beleidigung gegen drei leitende Redakteure der 
Tageszeitung „BirGün“. Im Februar waren Schlagzei¬ 
len erschienen, in der Erdogan als „Dieb“ und „Mör¬ 
der“ bezeichnet worden war. Damit wollte die Zeitung 
dagegen protestieren, dass Demo-Tei1nehmer*i nn en in 
der Türkei wegen ähnlicher Parolen angeklagt und vor 
Gericht gestellt wurden. 

(NDv. 2.12.2015) 

ISTAN 


und Fraueneinheiten YPG/YPJ aus Rojava/Nordsyrien 
sowie Pesmerga-Einheiten beteiligt waren. Am 13. 
November konnten die Kämpfer*innen die Befreiung 
Sengais ausrufen! „Für uns Ezidinnen und Eziden ist 
das ein großer Lichtblick für die zukünftige Erhaltung 
der Freiheit der wichtigsten Region unserer Glaubens¬ 
gemeinschaft. Mit großer Anerkennung haben wir die 
frohe Botschaft dieser Aktion vernommen und begrü¬ 
ßen diese. Es ist von hoher Wichtigkeit, dass jetzt noch 
intensiver weitere Befreiungsaktionen unterstützt wer¬ 
den. Jeder weitere Erfolg gegen den IS ist ein großer 
Schritt für die Verteidigung und den Schutz der Werte 
der Menschlichkeit,“ heißt es im Aufruf des Rats von 
Sengal im Exil, der Ezidischen Frauen und der Födera¬ 
tion der Ezidischen Vereine e.V. zu einer bundesweiten 
Demonstration in Hannover am 21. November. Sie 
stand unter dem Motto „Sengal ist befreit!“und soll als 
Appell verstanden werden, gemeinsam zusammenzu¬ 
stehen im Kampf gegen die Banden des IS und in der 
Unterstützung für den Wiederaufbau der völlig zerstör¬ 
ten Heimat, damit die vielen Flüchtlinge, die unter 
schrecklichen Bedingungen auf der türkischen Seite 
der Grenze ausharren, wieder zurückkehren können. 

Unterstützung für Frauenprojekte gesucht 

Im August 2014 fand das Massaker des IS gegen die 
Bevölkerung des Gebietes Sengal (arab. Sindschar) im 
Nordirak statt, wo Tausende Menschen -insbesondere 
ezidische Kurd*innen ermordet und zur Flucht 
gezwungen wurden. Immer noch befinden sich viele in 
Gefangenschaft des IS. Sie werden zwangsislamisiert 
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und im Menschenhandel versklavt. Besonders von die¬ 
sem Krieg betroffen sind Frauen und Kinder, die Opfer 
schwerster Gewalt wurden. Sie sind traumatisiert durch 
den Verlust der Lebensgrundlage und der Zerstörung 
sozialer Netzwerke. Tausende Ezidinnen haben 
Zuflucht in den Bergen Sengais gefunden. Frauen orga¬ 
nisieren sich in Räten und bauen Projekte zur Selbst¬ 
versorgung, ein Frauengesundheitszentrum und eine 
Nähkooperative auf. Der Aufbau eines traumatherapeu¬ 
tischen Zentrums ist ein langfristiges Projekt, das auf 
Schulungen und eine gemeinsame Projektführung 
beruht. Dafür werden Fachpersonal, Projektgelder und 
Partnerschaften benötigt. In Zusammenarbeit mit dem 
Frauenrat Sengais, Frauenorganisationen in Südkurdis¬ 
tan/Nordirak sowie der Stiftung der Freien Frau in 
Rojava/Westkurdistan/Nordsyrien werden die lokalen 
Strukturen der Traumatherapie aufgebaut. 

Jede Form von Spenden und Öffentlichkeitsarbeit 
kann dazu beitragen, die Kampagne finanziell auf 
sicheren Boden zu stellen und den Kreis von Unterstüt¬ 
zerinnen zu erweitern. Benötigt wird auch eine jour¬ 
nalistische Begleitung, z.B. durch Fotografinnen , 
Frauen-, Menschenrechts- und sonstige Berichterstatte- 
rinnen. Auch Übersetzerinnen für alle Sprachen (ins- 
bes. kurdisch, deutsch, englisch, französisch, türkisch, 
deutsch) könnten einen wertvollen Beitrag leisten. 
Kontakt: CENI e.V., Kurdisches Frauenbüro für Frieden, 

Postf. 101 805,40009 Düsseldorf 

Email: ceni_frauen@gmx.de / facebook: Ceni Frauen 
Weitere Informationen: www.weqfajinaazad.org 

(aus Kurdistan-Report, Ausgabe November/Dezember 2015, 
www.kurdistanreport; email: info@nadir.org) 

...bis alle Menschen frei sind 
Gesundheitszentrum in Kobane eröffnet 

„Über 500 Menschen, einheimische Bauarbeiter und 
ihre Familien, hochrangige Regierungsvertreter von 
Kobane, Vertreter und Teilnehmer der ICOR-Solidari¬ 
tätsbrigaden, YPG-Kämpfer, Fraueninitiativen, Kinder, 
Nachbarn des Gesundheitszentrums und Kulturgruppen 
feierten am 20. November die Übergabe des Gesund¬ 
heitszentrums Kobane an die Selbstverwaltungsorgane 
und die Bevölkerung der Stadt“, heißt es in der Presse¬ 
mitteilung des Solidaritäts- und Fördervereins gleichen 
Namens sowie des Berliner Solidaritätskomitees für 
den Wiederaufbau in Kobane. 

Es wurde auch ein Gedenkstein enthüllt, auf dem in 
deutscher, englischer und in Kurmanci steht: „Dieses 
Gesundheitszentrum wurde im Jahre 2015 von 170 Bri- 
gadisten aus zehn Ländern zusammen mit Arbeitern 
aus Kobane gebaut. Furchtlos setzten sie ihre Arbeit 
auch nach dem IS-Massaker vom 25. Juni fort.“ 

Enver Müslim, Ministerpräsident des Kantons 
Kobane, führte in seiner Rede sinngemß aus: „Sie alle 
haben mit uns gelebt und gekämpft. ... Kobane ist 
Symbol für die ganze Welt. ... Kann sein, dass man¬ 


cher vor allem wegen des Baus des Gesundheitszen¬ 
trums gekommen ist. Aber für uns hat er eine größere 
Bedeutung. Wir spüren: Wir sind nicht allein. Men¬ 
schen sind hinter oder neben uns ... Wir glauben, der 
Kampf geht weiter, bis alle Menschen frei sind.“ 

Die Reden der Besucher von ICOR wurden stellver¬ 
tretend von Aufbauhelfern verlesen, weil die Türkei 
sowie die zuständigen Stellen der kurdischen Autono¬ 
mieregion im Nordirak einen Grenzübertritt - trotz 
wochenlang zuvor beantragter Einreisegenehmigung - 
untersagt hatten. 

„Das wirft die Frage auf: Wer hat hier - offenbar 
von höchster Stelle im In- oder Ausland - interve¬ 
niert?“, fragt Frank Jasenski, Vereinsvorsitzender. 

Am gleichen Tag fanden auch in 28 deutschen Städ¬ 
ten festliche Veranstaltungen und Feste statt, auf denen 
Kurzfilme von Teilnehmern der internationalen Briga¬ 
den gezeigt und der Erfolg der internationalen Solidari¬ 
tät gefeiert wurde. 

(PM Soli- u. Förderverein „ Gesundheitszentrum Kobane" v. 

23.11.2015) 

Solidaritätsverein klagt Bundesregierung an 

Verein erwägt juristisches Vorgehen 

Wir wenden uns hiermit in einer dringenden Angele¬ 
genheit in Sachen humanitäres Hilfsprojekt in 
Kobane/Rojava zum Aufbau eines Gesundheits- und 
Sozialzentrums an Sie. 

Anlass ist die skandalöse Verweigerung der Bun¬ 
desregierung und des Auswärtigen Amtes sowie des 
Deutschen Generalkonsulats in Erbil (Autonome 
Region Kurdistan, Irak) den Aufbauhelferinnen und - 
helfem des humanitären Projekts beim Grenzübergang 
von der Autonomen Region Kurdistan nach Westkur- 
distan/Rojava (Syrien) behilflich zu sein. Dies ist die 
Quintessenz von zwei Schreiben, die den Verein nach 
mehrwöchiger Wartezeit Anfang dieser Woche erreich¬ 
ten. 

Wir haben keinerlei Verständnis für die vorgescho¬ 
bene Begründung, dass für dieses Gebiet eine allge¬ 
meine Reisewamung des Auswärtigen Amtes besteht. 
Reisewamungen sind sinnvoll zur Orientierung für 
Touristen, können jedoch niemals das völkerrechtlich 
verbriefte Recht auf humanitäre Hilfe aushebeln, zu 
dem sich die EU und die Bundesregierung verpflichtet 
haben. Oder soll das Rote Kreuz niemals mehr in 
Kriegsgebiete gehen dürfen? 

Fra nk Jasenski, Vorsitzender des Solidaritäts- und 
Förderverein „Gesundheitszentrum Kobane“ dazu: 

„In einer Situation, in der der Winter einbricht und 
Menschen allein wegen mangelnder medizinischer Ver¬ 
sorgung sterben, kommt das Vorgehen der Bundesre¬ 
gierung dem Tatbestand einer unterlassenen Hilfeleis¬ 
tung gleich! Wenn es der Bundesregierung wirklich 
darum geht, Fluchtursachen abzubauen und den barba- 
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rischen Terror des IS zu bekämpfen - warum fällt sie 
dann ausgerechnet denjenigen in den Rücken, die dies 
vor Ort am erfolgreichsten tun, nämlich den Menschen 
in den demokratisch verwalteten Gebieten in Rojava? “ 

Beabsichtigt oder nicht - im Ergebnis wird der 
Abschluss und die Inbetriebnahme des Gesundheits¬ 
zentrums blockiert, um nicht zu sagen sabotiert. Durch 
die Blockade sind allein durch die letzten Tage 1200 
Facharbeiterstunden für das Gesundheitszentrum buch¬ 
stäblich "auf der Strecke geblieben". Dies wird sich 
negativ auf den eingeleiteten Rückkehrprozess der 
Flüchtlinge, und fördernd auf den Fluchtprozess nach 
Europa auswirken. Menschen werden weiter sterben 
oder leiden wegen mangelnder medizinischer Versor¬ 
gung! 

Frank Jasenski ist empört darüber: 

„Wir möchten auch nicht verschweigen, dass wir 
vor diesem Hintergrund ein juristisches Vorgehen ein¬ 
schließlich gerichtlicher Schritte und die Ächtung des 
gegen fundamentale Grundsätze des humanitären Völ¬ 


kerrechts verstoßenden Verhaltens der Bundesregie¬ 
rung in Erwägung ziehen. Nach all den vielen Opfern 
in Kobane und angesichts der heutigen Gefahren ist die 
Verweigerung der Unterstützung für unser Anliegen 
unverantwortlich, gefährdet Menschenleben aus rein 
bürokratischen Erwägungen und kommt objektiv einer 
Schützenhilfe für den IS gleich.“ 

Frank Jasenski, 

3.12.2015 



INTERNATIONALES 


Lech Walesa: Engagement Russlands in 
Syrien wird Konflikte lösen 

In einem ausführlichen Interview mit der russischen 
Nachrichtenagentur RIA Nowosti äußerte sich der frü¬ 
here polnische Gewerkschaftsführer und spätere Staats¬ 
präsident, Lech Walesa, in ungewohnter Deutlichkeit 
zu den Flüchtlingen aus Syrien und Libyen sowie zu 
den polnisch-russischen Beziehungen. Auf die Frage, 
ob Baschar Al-Assad abgesetzt werden solle, sagte er: 
„Nein, ich bin dafür, dass Ordnung und Frieden herge¬ 
stellt werden. So etwas wie die Beseitigung Al-Ghad- 
dafis tut man nicht, das war Unrecht.“ Die Amerikaner 
seien „zu frech“ und „wir müssen dann bezahlen“. Er 
gehe davon aus, dass sich die Lage beruhigen werde, 
weil „sich Russland jetzt für die Lösung des Konflikts 
in Syrien engagiere“. Es komme darauf an „die Mili¬ 
tärs durch ,Menschen des Friedens 4 zu ersetzen“. 

(jw v. 10.11.2015) 

BüSGM: Anschläge von Paris waren Folge des 
US-,,Krieges gegen den Terror“ 

Aus den zahllosen Stellungnahmen und Erklärungen zu 
den blutigen Anschlägen in Paris am 13. November 
wollen wir aus der nachfolgenden des Bündnisses für 
Soziale Gerechtigkeit und Menschenwürde e.V. in Ber¬ 
lin zitieren: 

„Wir trauern um alle Menschen, die durch Gewalt¬ 
einwirkung ums Leben kamen und noch kommen wer¬ 
den. Unser Mitgefühl gilt allen betroffenen Angehöri¬ 


gen der Opfer. Wir verabscheuen die Verbrechen in 
Paris. Unsere Abscheu trifft alle Heuchlerinnen und 
Heuchler, die auf der einen Seite eigene ,humanitäre 4 
Terrorakte begrüßen oder diesen zustimmen, auf der 
anderen Seite jedoch sie selbst treffende Terrorakte 
beklagen. [...] 

Die Terroranschläge in Paris sind die Folge des von 
den USA nach dem 11.9.2001 angekündigten ,Krieges 
gegen den Terror 4 , der sich nicht gegen Staaten, son¬ 
dern gegen oft undefinierbare , Terrorgruppen 4 richtet, 
die damit aufgewertet wurden. Damit öffneten die USA 
jeder Interpretation, welche Gruppen zu Terrorgruppen 
erklärt werden, Tür und Tor. Es ist nicht auszuschlie¬ 
ßen, dass die Attentäter von Paris Waffen und Munition 
benutzten, die in den Ländern er ,westlichen Wertege¬ 
meinschaft 4 hergestellt wurden.“ 

Massengrab in Sengal/Nordirak gefunden 

Am Rande der von kurdischen Einheiten am 13. 
November vom IS befreiten Stadt Sengal (arabisch: 
Sindschar) im Norden Iraks wurde ein Massengrab ent¬ 
deckt, in dem offenbar von der Terrororganisation 
ermordete Jesidinnen und Jesiden verscharrt sind. Nach 
Informationen der Behörden befinden sich in diesem 
Grab vermutlich die sterblichen Überreste von 78 
Frauen im Alter zwischen 40 und 80 Jahren. 

(jwv. 16.11.2015) 
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DEUTSCHLAND SPEZIAL 


Gabriels „restriktive Rüstungsexportpolitik“ 

Das Versprechen von Bundeswirtschaftsminister Sig¬ 
mar Gabriel zu Beginn seiner Amtszeit, eine restrikti¬ 
vere Rüstungsexportpolitik betreiben zu wollen, ist wie 
Butter in der Sonne geschmolzen. 

Der Bundessicherheitsrat genehmigte Exportan¬ 
träge der Firma Heckler & Koch im Umfang von 4,7 
Millionen Euro, u.a. die Ausfuhr von 48 Granatmaschi¬ 
nenwaffen, 1600 vollautomatische Gewehre und 100 
Maschinenpistolen in den Oman. Allein dieses 
Geschäft hatte ein Volumen von 3,1 Millionen Euro. 
Für die Restsumme gabs 14 vollautomatische 
Gewehre, 500 Maschinenpistolen und 63 000 Schuss 
Munition für eine Million Euro an die Vereinigten Ara¬ 
bischen Emirate. 215 vollautomatische Gewehre gehen 
an Brasilien und 100 Maschinenpistolen an Indien. Der 
Libanon erhält acht Maschinenpistolen für 20 000 Euro 
und Malaysia bekommt 100 Maschinenpistolen, 100 
vollautomatische Gewehre und zehn Maschinenge¬ 
wehre. Noch nicht genug: Genehmigt wurde die Aus¬ 
fuhr von 600 tragbaren Panzerabwehrwaffen von 
Dynamit Nobel an Jordanien. Torpedozubehör lieferte 
der Hersteller Atlas Elektronik im Wert von 9,3 Millio¬ 
nen nach Ägypten. 

(jwv. 10.11.2015/Azadi) 


Andrej Hunko (MdB Linke): 

Vereinbarungen mit der Türkei „fatales Signal 
an türkische und kurdische Opposition“ 

„Mit drei Milliarden Euro will die Europäische Union 
die Türkei für die Mithilfe bei der Vorverlagerung ihrer 
Außengrenzen gewinnen. Auf dem geplanten Gipfel¬ 
treffen mit der türkischen Regierung werden Maßnah¬ 
men zur Rücknahme von Abgeschobenen verhandelt, 
auch die gemeinsame Grenzüberwachung steht auf der 
Agenda. Das Erdogan-Regime wird zum Gatekeeper 
der EU aufgebaut“, kommentiert Andrej Hunko (Links¬ 
fraktion) die Antwort der Bundesregierung auf eine 
Anfrage zur Zusammenarbeit mit der Türkei bezüglich 
Grenzkontrolle und -Überwachung. 

Die Türkei hatte vor zwei Jahren mit der EU ein 
Rücknahmeabkommen vereinbart, wonach ab 1. Okto¬ 
ber 2017 auch ausreisepflichtige Drittstaatenangehö¬ 
rige zurückgenommen werden müssen. Die EU möchte 
durch Verhandlungen mit Erdogan erreichen, dass 
schon jetzt dieser Persone nkr eis in die Türkei abge¬ 
schoben werden kann. Derzeit wird seitens der Bun¬ 
desregierung über ein Durchführungsprotokoll verhan¬ 
delt. Die Bundespolizei soll sich an Übungen und 
Frontex-Mission in der Grenzregion beteiligen. 

„Auch die Türkei würde von den Maßnahmen pro¬ 
fitieren“, so Hunko, weil im Gegenzug die Türkei als 
sicherer Herkunftsstaat eingestuft werden soll. „Staats¬ 
präsident Recep Tayyip Erdogan hat die Türkei an den 
Rand eines Bürgerkriegs gebracht. Die Regierung lässt 
den IS gewähren und bombardiert stattdessen den kur¬ 
dischen Widerstand.“ Neue Verhandlungen zum EU- 
Beitritt seien ein „fatales Signal an die türkische und 

kurdische Opposition“. 

Er fordert von der 
Bundesregierung, jegliche 
Zusammenarbeit mit tür¬ 
kischen Grenzpolizeien 
oder Militärs auszuschlie¬ 
ßen. „Eine Bedingung zur 
Lösung der Flüchtlings¬ 
krise ist Frieden in Syrien 
und der Türkei.“ Dies sei 
nur möglich, „wenn die 
türkische Regierung einen 
Demokratisierungsprozess 
durchläuft und Frieden 
mit kurdischen Bewegun¬ 
gen schließt.“ 

(PMHunko v. 19.11.29015) 
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NEU ERSCHIENEN 


Die Lebensgeschichte von Sakine Cansiz - 
Band 2 

Der zweite 
Band der Auto¬ 
biografie von 
Sakine Cansiz, 
die mit zwei 
Genossinnen 
am 9. Januar 
2013 im kurdi¬ 
schen Verein in 
Paris erschosse¬ 
nen wurde, ist 
nun in deut¬ 
scher Sprache 
erschienen. 
Nach dem 1. 
Band, in dem 
sie ihre Jugend¬ 
jahre, Politisie¬ 
rung und Akti¬ 
vität in der von ihr mit gegründeten PKK schilderte, 
berichtet sie im Folgeband insbesondere über die 
Schreckenszeit in den Foltergefängnissen der Türkei. 
Zusammen mit vielen Genossi nn en war sie 1979 noch 
vor dem Militärputsch von 1980 festgenommen wor¬ 
den und durchlitt in dem berüchtigten Gefängnis in 
Diyarbakir (Hölle Nr. 5 genannt) unvorstellbare Qua¬ 
len. „Es war ein Ort wie jeder andere und dennoch 
unvergleichlich: „Die Nacktheit , der keine Mensch¬ 
lichkeit mehr innewohnte, wurde mit Folter bedeckt. 
Die Gefangenen schrieen sich die Seele aus dem Leib, 
sangen die faschistischen Märsche des Feindes und 
schämten sich dafür.“ Nachdem sie 1990 aus der Haft 
entlassen wurde, zog sie sich nicht zurück, sondern 
setzte ihre politische Arbeit unvermindert fort - im 
Mittleren Osten und in Europa, (aus KURDISTAN 
REPORT Ausgabe November/Dezember 2015) 

Sakine Cansiz: ,,Es gab jedoch noch eine Lebensader... “ 
Mezopotamien Verlag Neuss, 2015, 12 ,— € 

Email: mezop@hotmail.de; Tel. 02131 — 40 69 093 oder 
Cent e. V, Kurdisches Frauenbüro für Frieden 
email: ceni _frauen@gmx.de 
Tel. 0211 - 59 89 251 


Über den staatseigenen Untergrund 

Von Wolf Wetzel, 
einstigem Autor 
der ehemaligen 
autonomen 
L.U.P.U.S.- 
Gruppe, die sich 
mit den „heißen“ 
Themen der 
1980er-Jahre 
befasst und 
Kampagnen zur 
Startbahn-West, 
zu Antikriegs¬ 
und Antirepressi¬ 
onskampagnen 
(mit)initiiert hat, 
erschien nun ein 
Buch über 

„untergründige 
Staatsaktivitäten“. Er beschreibt die Aufrüstung im 
Innern durch ständig neue „Sicherheitsgesetze“, insbe¬ 
sondere nach dem 11.9.2001, die schleichende Totaler¬ 
fassung und Überwachung der Bevölkerung, die durch 
die Enthüllungen des ehemaligen CIA-Mitarbeiters 
Edward Snowden erst recht offenbar wurde, das 
Zusammenwirken der Dienste mit der politischen 
Klasse oder das Treiben des Inlandgeheimdienstes mit 
seinen V-Leuten in Neonazi-Strukturen. Das macht er 
am Beispiel des Oktoberfestanschlags von 1980 und an 
der im Jahre 2011 aufgeflogenen neonazistischen Ter¬ 
rorgruppe NSU fest, der mehrere Morde, Anschläge 
und Banküberfälle zugeordnet werden. 

Um die Leserinnen und Leser nach der Lektüre mit 
der Frage „Und was ka nn ich dagegen tun?“ nicht 
alleine zu lassen, schließt sich das Kapitel „Illoyalität 
als Bürgerinnenpflicht“ für praktisches Handeln an. 
Guten Mutes möchte man das Buch nun schließen, 
aber dann folgt noch „La Vita suspecta - unvollstän¬ 
dige Chronik eines überwachten Lebens“. Hier berich¬ 
tet der Autor von seiner Anfrage beim Verfassungs¬ 
schutz nach über ihn gespeicherte Daten. Mit dem 
Ergebnis, dass er einiges über sein „zweites, von ande¬ 
ren geführten Leben“ erfuhr. 

Ein sehr interessantes, spannend und leser* innen¬ 
freundlich geschriebenes hintergründiges Buch - ein¬ 
fach unverzichtbar. Also: LESEN ! 

Wolf Wetzel:,, Der Rechtsstaat im Untergmnd - Big Brother, 
der NSU-Komplex und die notwendige Illoyalität“, Papy- 
Rossa Verlag, 217 S., 14,90 € 
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UNTERSTÜTZUNGSFÄLLE 

Es wurde über 10 Anträge entschieden: In 3 Fällen ging es um die Unterstützung von §129b-Gefangenen (Zei- 
tungsabo; Bücher; Übernahme einer Ausfallzahlung), desweiteren um Verstoß gegen das Vereinsgesetz, Teil¬ 
nahme an nicht angemeldeter Demo, Klage gegen Demo-Auflagen. In einem Fall konnte wegen fehlender Unter¬ 
lagen nicht entschieden werden und bei zwei Anträgen sollen anderweitige Unterstützungsmöglichkeiten eruiert 
werden. 

Insgesamt wurde ein Betrag von 1442,49 € bewilligt. 

Damit § 129b-Gefangene in den JVAen einkaufen können, wurde im November ein Betrag von 824,- € zur Verfü¬ 
gung gestellt. 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand 
erfolgt per E-Mail. Auf Anfrage 
wird er gegen Kopier- und Por¬ 
tokosten auch per Post ver¬ 
schickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. 
Herausgeber ist AZADI e.V. 
AZADI e.V. unterstützt diejeni¬ 
gen Personen nicht-deutscher 
Herkunft, die in Deutschland 
im Zuge ihrer politischen Betä¬ 
tigung für das Selbstbestim¬ 
mungsrecht des kurdischen 
Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von 
AZADI ist die finanzielle und 
politische Unterstützung krimi¬ 
nalisierter Kurdinnen und Kur¬ 
den. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfah¬ 
ren, informieren Sie uns 
bitte 

• werden Sie Fördermit¬ 
glied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 / 16 79 39 45 
Fax: 0221 / 16 79 39 48 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 
V. i. S. d. R: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 

Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GEN0DEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Krieg und Staatsterrorismus in Kurdistan - 
Anklage nach § 129b StGB 
gegen Ahmet Qelik in Deutschland 

I n Kurdistan führt das AKP-Regime von Staatschef Recep Tayyip Erdogan einen 
brutalen Krieg gegen die kurdische Bevölkerung in den Städten im Südosten der 
Türkei. Seit er und seine AKP bei den Parlamentswahlen im Juni die absolute 
Mehrheit verlor und die linke prokurdische „Partei der Völker“ (HDP) die 10%-Wahl- 
hürde überspringen und mit 88 Abgeordneten ins Parlament einziehen konnte, zeigt 
Erdogan wieder sein wahres Gesicht. Nachdem die von ihm betriebene und von zahl¬ 
reichen Angriffen auf Kurd*innen begleitete Neuwahl am 1. November kein besseres 
Ergebnis erbrachte und die HDP erneut ins Parlament gewählt wurde, kündigte er den 
Ende 2012 begonnenen Friedensprozess mit der PKK einseitig auf und erklärte ihr 
den „totalen“ Krieg. 

Zum Einsatz kommen Bomben, Panzer, Kampfhubschrauber, Wasserwerfer und 
Scharfschützen, die auf alles schießen, was sich bewegt. Allein in den Städten Silopi, 
Cizre und in der Metropole Diyarbakir sind mehr als 10 000 Soldaten gegen die Ein¬ 
wohnerinnen eingesetzt. Von August bis jetzt hat es 52 unbegrenzte Ausgangssper¬ 
ren gegeben, seit dem Sommer sind über 100 Zivilist* innen von der Polizei erschos¬ 
sen worden. Zu alledem schweigt die Bundesregierung, schweigt die EU. Sie haben 
sich auf die Seite des Krieges gestellt, weil das türkische Regime damit beauftragt 
wurde zu verhindern, dass fliehende Menschen von der Türkei nach Europa gelan¬ 
gen. Sie sind mitverantwortlich zu machen für Tod, Zerstörung und Vertreibung. 

Vor diesem dramatischen Hintergrund hat die Bundesanwaltschaft nun Anklage 
gegen den kurdischen Aktivisten Ahmet Qelik beim Oberlandesgericht (OLG) Düs¬ 
seldorf erhoben. Sie beschuldigt ihn der Mitgliedschaft in einer „terroristischen Ver¬ 
einigung im Ausland“ (§ 129b Abs. 1 i.V.m. § 129a Abs. 1 StGB). Als „hauptamtli¬ 
cher Kader“ habe er von Juni 2013 bis Juni 2014 den PKK-Sektor „Mitte“ (Köln, 
Düsseldorf, Bonn u.a.) verantwortlich geleitet. Diese Tätigkeit sei in Kenntnis der 
„Ziele, Programmatik und Methoden“ der PKK ausgeübt worden. 

Seine Aufgaben hätten darin bestanden, die Durchführung von Veranstaltungen, 
Demonstrationen oder Kundgebungen angeordnet und organisiert, Arbeitsberichte 
angefordert, Kontakt zu seinen Kolleg* innen gepflegt und die Europaführung in Bel¬ 
gien über Aktivitäten in seinem Sektor informiert zu haben. Der 50-Jährige war 
außerdem mehrere Jahre lang Vorsitzender des Dachverbandes kurdischer Vereine in 
Deutschland, YEK-KOM (heute NAV-DEM). In dieser Funktion hat er sich insbe¬ 
sondere für die politische Lösung der Kurdenfrage und eine Demokratisierung der 
Türkei eingesetzt. 

Doch werden seine Aktivitäten, die anmuten wie normale Tätigkeiten eines Par¬ 
teipolitikers, als „terroristische Unterstützungshandlungen“ diffamiert, weil Politik 
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und Justiz die PKK seit 22 Jahren als „kriminelle“ oder 
„terroristische“ Organisation einstufen. 

Im Oktober 2010 hatte der Bundesgerichtshof ent¬ 
schieden, auch die PKK nach dem 2002 eingeführten 
§ 129b strafrechtlich zu verfolgen; wenige Monate spä¬ 
ter wurden die ersten kurdischen Aktivisten verhaftet 
und verurteilt. Am 6. September 2011 erteilte das Bun¬ 
desjustizministerium eine generelle Ermächtigung zur 
strafrechtlichen Verfolgung zurückliegender und künf¬ 
tiger „Taten“ der Europaführung der PKK, der 
Deutschland-Verantwortlichen sowie der Leiter für die 
Sektoren und Gebiete der PKK, soweit ein Bezug zu 
Deutschland besteht (§ 129b As. 1 Satz 2 StGB). 

Das befugt die Behörden, gegen die Betroffenen 
alle geheimdienstliche Observationsmethoden anzu¬ 
wenden - von einer umfassenden Telefonüberwa¬ 
chung, der Auswertung von SMS bis hin zum Einsatz 
von IMSI-Catchem. 

Ahmet C., der am 18. Juli dieses Jahres verhaftet 
wurde, stand wegen seiner politischen Aktivitäten 
schon einmal vor Gericht. Im Juli vor acht Jahren hatte 
ihn das Landgericht Stuttgart wegen Verstoßes gegen 


das Vereinsgesetz zu einer Freiheitsstrafe von acht 
Monaten zur Bewährung verurteilt. Was seinerzeit 
noch als Zuwiderhandlung gegen das vereinsrechtliche 
Verbot galt (Leitung eines PKK-Sektors), wird heute 
als „Terrorismus“ angeklagt. 

Angesichts des Staatsterrors in der Türkei und der 
bundesdeutschen wie europäischen Politik des Schwei¬ 
gens, Wegsehens und Nichthörens, fordert AZADi alle 
fortschrittlichen Kräfte auf, diese Strategie zu durch¬ 
kreuzen und die Stimmen zu erheben gegen eine solche 
menschenverachtende und interessengeleitete Politik. 
Sie braucht Widerspruch und Widerstand - in Kurdis¬ 
tan und hier. 

AZADi fordert die Einstellung aller § 129b-Verfah- 
ren, die Freilassung aller politischen kurdischen und 
türkischen Gefangenen und die Aufhebung des PKK- 
Betätigungsverbots. 

(PMAzadiv. 21.12.2015) 


AKTIONEN 

Seit Ende November bietet die Kampagne TATORT KURDISTAN, die Informationsstelle Kurdistan ISKU e. V. und 
AZADI e.V. unter https://pkk-verbot-aufheben.blackblogs.org allen Interessierten an, ihre Auffassung zur PKK bzw. 
zu deren Kriminalisierung im Wortsinne sichtbar zu machen. Nachfolgend der Text des Flyers: 


Wir lassen nicht locker, das Verbot muss weg! 

„Gesicht zeigen - Kriminalisierung beenden - Dialog mit der PKK beginnen“ 

PKK ja klar-weil...! 

Kreativität und ziviler Ungehorsam sind gefragt 


Immer mehr Initiativen, Organisationen, Mitglieder 
von Parteien oder Einzelpersonen wenden sich gegen 
das im November 1993 vom damaligen Bundesinnen¬ 
minister Manfred Kanther (CDU) erlassene und bis 
heute bestehende PKK-Betätigungsverbot. Trotz anhal¬ 
tender Provokationen durch Polizeikräfte bei Demons¬ 
trationen und eingeleiteter Ermittlungsverfahren wegen 
des Rufens von Parolen oder Zeigens von Plakaten mit 
dem Bild von Abdullah Öcalan, treten Menschen mit 
kreativen und entschlossenen Aktivitäten für die Auf¬ 
hebung des Verbots ein. Im wahrsten Sinne des Wortes 
wird Gesicht gezeigt gegen die Kriminalisierung von 
Kurdinnen und Kurden und für eine Bewegung, die mit 
ihrer Gesellschaft eng verwurzelt ist. 

Wenn auch die Versuche der bundesdeutschen 
Repressionsorgane nicht gelungen sind, die kurdische 


Community von ihrer Freiheitsbewegung und i hr em 
Repräsentanten Abdullah Öcalan abzuspalten, so ist 
dennoch die Forderung nach Aufhebung der Verbote 
notwendig. 

Ende 2012 begann ein Friedensprozess zwischen 
der PKK, ihrem Repräsentanten Abdullah Öcalan, Ver¬ 
treter* innen der HPD mit Vertretern der damaligen 
Regierung von Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdogan, der Ende Juli 2015 von ihm einseitig beendet 
wurde. Stattdessen ist er im Zuge der Neuwahlen am 1. 
November zur Strategie des Staatsterrors gegen 
Kurd* innen und alle oppositionellen, insbesondere 
demokratischen und linken Kräfte übergegangen, um 
die bei den Wahlen im Juni verlorengegangene abso¬ 
lute Mehrheit der AKP wieder herzustellen. 
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Statt das kriegstreiberische Vorgehen des türkischen 
Staatspräsidenten und der AKP scharf zu verurteilen, 
reiste Bundeskanzlerin Angela Merkel zwei Wochen 
vor dem Wahltermin in die Türkei, um mit Erdogan 
über die Eindämmung der Flüchtlingszahlen nach 
Europa zu verhandeln. Kaum war sie zurückgekehrt, 
wurden am 21. Oktober in Dresden die Räume des kur¬ 
dischen Vereins und mehrere Privatwohnungen durch¬ 
sucht und ein politischer Aktivist verhaftet. Er wird 
von den Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedschaft 
in einer „terroristischen Vereinigung im Ausland“ (§ 
129b StGB) beschuldigt. 

Die deutsche Politik wird im Verhältnis zur Türkei 
von geostrategischen, ökonomischen und militärischen 
Interessen geleitet. Mit der Aufrechterhaltung der Kri¬ 
minalisierung der kurdischen Bewegung und ihrer 
Aktivist* innen - unabhängig von politischen Verände¬ 
rungen - wird das türkische Regime in seinem Vorge¬ 
hen bestärkt und bestätigt. 

Dieser Kreislauf muss endlich durchbrochen wer¬ 
den. Es ist nicht länger hinnehmbar, dass Kurdinnen 
und Kurden für ihre Frieden stiftende Arbeit mit dem 
Terrorparagrafen 129b StGB überzogen und einge¬ 
sperrt werden. Die kurdische Gesellschaft muss auch 
hier unterstützt werden, ihre Kraft für Demokratie und 
Fortentwicklung effektiv zu entwickeln, statt der 
Unterstützung des Terrorismus bezichtigt oder mit Aus¬ 
weisungen bedroht zu werden. Die Diffamierung der 
PKK als terroristisch muss beendet werden. Schließlich 
wird sie dazu benutzt, auch hier erkämpfte demokrati- 

m Merkel's Regierung 
J^Tvexhaftet die Kurden, 
eiMSIS-Unterstiitzer 
gSSk Erdogan das will! 
IKyp Freiheit für alle 
^pKurdischen politischen 
Gefangenen in Deutschland! 



sehe Grundrechte wie Meinungs-, Presse-, Organisati¬ 
on- und Versammlungsfreiheit weiter einzuschränken. 

Allerdings genügt es nicht, nur in Deutschland das 
PKK-Verbot aufzuheben, denn auch in anderen Län¬ 
dern wird gegen Mitglieder und Repräsentantinnen 
der kurdischen Bewegung, gegen kurdische Institutio¬ 
nen oder Medien vorgegangen. Deshalb ist die Strei¬ 
chung der PKK von der EU-Terrorliste unerlässlich. 

Mit dieser Initiative wollen wir unsere Forderungen 
in die Öffentlic hk eit tragen und einen Platz bieten, bis¬ 
herige Aktivitäten gegen das Verbot zusammenzufüh¬ 
ren. Sie soll offen sein für alle, die für das Recht auf 
freie Meinungsäußerung und Organisationsfreiheit, für 
eine Aufhebung des PKK-Verbots, die Streichung der 
PKK von der EU-Terrorliste und für die Freilassung 
der politischen kurdischen Gefangenen in Deutschland 
und Abdullah Öcalan in der Türkei ihr Gesicht zeigen 
wollen. 

Ihr könnt Bilder, Grafiken, Kunstwerke, Plakate, 
Erklärungen und Stellungnahmen gegen das PKK-Ver¬ 
bot direkt auf der Internetseite hochladen, oder ihr 
schickt alles an PKKnaklar@riseup.net 
Werdet aktiv, denn: 

PKK ja klar - weil sie den Menschen nicht nur im Mitt¬ 
leren Osten eine demokratische Perspektive gibt! 

PKK ja klar - weil sie für eine friedliche Lösung der 
kurdischen Frage eintritt! 

PKK ja klar - weil sie gegen den Faschismus kämpft! 
PKK ja klar - weil sie ein neues freies Gesellschaftsmo¬ 
dell erkämpft! 

PKK ja klar - weil die Freiheit der Frau bei ihr im Vor¬ 
dergrund steht! 

PKK ja klar - weil sich ihre Selbstverteidigungskräfte 
gegen die mordenden Banden des IS stellen! 

PKK ja klar - weil ...! 

Das PKK-Verbot muss weg -weil es Kurdinnen und Kur¬ 
den diskriminiert! 

Das PKK-Verbot muss weg - weil es gegen die Mei¬ 
nungsfreiheit verstößt! 

Das PKK-Verbot muss weg - weil es gegen die demokra¬ 
tischen Werte verstößt! 

Das PKK-Verbot muss weg - weil die PKK längst eine 
friedenspolitische Kraft weit über die nichtvorhande¬ 
nen Grenzen Kurdistans geworden ist! 

Das PKK-Verbot muss weg - damit die kurdischen poli¬ 
tischen Gefangenen endlich freigelassen werden! 
Freiheit für Abdullah Öcalan - weil er der Repräsentant 
der kurdischen Bevölkerung ist und der Wegbereiter 
einer friedlichen Lösung der kurdischen Frage ! 

Neben einem Plakat gibt es Flyer und Aufkleber in 
zwei Formaten. 











FREIHEIT FÜR DIE KURDISCHEN GEFANGENEN IN DEUTSCHLAND 
WEG MIT DEM PKK-VERBOT 


Jedes Jahr wird an die Verabschiedung der Erklärung 
der Allgemeinen Menschenrechte am 10. Dezember 
1948 durch die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen erinnert. 

In diesem Jahr fanden am 10. und 12. Dezember 
unter dem Motto „Freiheit für die kurdischen politi¬ 
schen Gefangenen in Deutschland - Weg mit dem 
PKK-Verbot“ bundesweit Kundgebungen und Aktio¬ 
nen statt, insbesondere vor Justizvollzugsanstalten, in 
denen sich kurdische politische Gefangene befinden. 
Sie alle werden vonseiten der Strafverfolgungsbehör¬ 
den des Terrorismus bezichtigt, weil sie sich seit Jahren 
auf der politischen Ebene für eine demokratische 
Lösung der kurdischen Frage betätigten und die kurdi¬ 
sche Community für ein solches Engagement sensibili¬ 
sieren und mobilisieren wollten. Aufgrund der seit 22 
Jahren bestehenden Kriminalisierung von Kurd*innen 
und ihrer Institutionen, werden diese Aktivitäten - wie 
in der Türkei - als „terroristisch“ gebrandmarkt, was 
wiederum das AKP-Regime ermutigt, seine Kriegs¬ 
handlungen gegen die kurdische Bevölkerung und die 
Freiheitsbewegung fortzusetzen. 

Angesichts der Entwicklungen im Mittleren Osten 
und der Tatsache, dass die kurdischen Volks- und Frau¬ 
enverteidigungseinheiten von Rojava, YPG/YPJ, 
gemeinsam mit der PKK-Guerilla und anderen i hn en 
nahestehenden Kräften seit vielen Monaten schon den 
Kampf gegen die Terrororganisation IS führen, ist es 
inakzeptabel, dass politisch aktive Kurdinnen und Kur¬ 
den hier strafverfolgt werden. 

Es kann nicht sein, dass die Bundesregierung die 
Peschmergas des Präsidenten Mesud Barzani in der 
kurdischen Autonomieregierung im Nordirak mit deut¬ 
schen Waffen ausstattet, sie durch Bundeswehrangehö¬ 
rige ausbilden lässt und den bewaffneten Widerstand 



der Kräfte von YPG/YPJ und PKK als Terrorismus dif¬ 
famiert. 

Diese heuchlerische bundesdeutsche Politik muss 
ebenso beendet werden wie Erdogans Kriegstreiberei, 
die Einstellung aller Verfahren, die Freilassung der 
Gefangenen und ein Ende der Kriminalisierungspraxis. 

(PMAzadi v. 9.12.2015) 

Düsseldorf: Großdemonstration gegen 
Erdogans Kriegspolitik 

Am zweiten Weihnachtstag, dem 26. Dezember, nah¬ 
men bis zu 20 000 zumeist Kurdinnen und Kurden aus 
dem ganzen Bundesgebiet an einer Demonstration in 
Düsseldorf teil, um ihren Protest gegen die seit Mona¬ 
ten anhaltende Kriegspolitik des türkischen Präsidenten 
Recep Tayyip Erdogan und seiner AKP auf die Straße 
zu bringen. Hierzu aufgerufen hatte der Dachverband 
kurdischer Vereine in Deutschland, NAV-DEM sowie 
linke türkische und alevitische Verbände. Der Protest 
richtete sich aber auch gegen das Schweigen der Bun¬ 
desregierung zu dem Staatsterror des türkischen 
Regimes als Zugeständnis für dessen schmutzige 
Dienste bei der Flüchtlingsabwehr. „Nutznießer dieses 
groß angelegten Kriegskonzepts der Türkei gegen die 
kurdische Bevölkerung und die kurdische Freiheitsbe¬ 
wegung ist vor allem eine Organisation, die über das 
gesamte Jahr 2015 im Mittleren Osten, aber auch in 
Europa, Terror verbreitet hat: der sogenannte Islami¬ 
sche Staat“, heißt es im Demo-Aufruf. Die Organisa¬ 
tor* innen raten der EU und Deutschland, „sich genau¬ 
esten zu überlegen, mit wem und auf wessen Kosten 
sie Deals eingehen“. Es könne und dürfe nicht sein, 
„dass um Europa Mauern errichtet werden, die Türkei 
zum „Handlanger dieser Abschottungspolitik“ gemacht 
und ihr ein „Blankoscheck im Umgang mit den Kur¬ 
dinnen und Kurden erteilt“ werde. 

Die Demonstrierenden forderten einen Stopp des 
Staatsterrors, die Wiederaufnahme der Friedensver¬ 
handlungen mit Abdulllah Öcalan, das Recht auf 
Selbstbestimmung, aber auch die Aufhebung des PKK- 
Verbots in Deutschland. 

Seit dem Sommer sind Dutzende Zivilist* innen 
durch türkisches Militär getötet, Hunderte Gebäude 
durch Kämpfe zerstört und Zehntausende Menschen in 
dem NATO-Land zur Flucht gezwungen worden. 
Zutreffend hatte der Grünen-Chef Cem Özdemir den 
türkischen Präsidenten nach dem Massaker von Ankara 
am 10. Oktober als „personifizierte Fluchtursache“ 
bezeichnet. 

(jwv. 28.12.2015) 
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ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


Millionenleid 

Weltweit sind 60 Millionen Menschen auf der Flucht, 
wobei 80 Prozent von ihnen in den Grenzen ihrer Hei¬ 
mat bleiben oder in ein Nachbarland fliehen. „Düster“ 
nennen die Experten vom Assessment Capacities Pro- 
ject (ACAPS) in Genf die humanitären Aussichten für 
2016. In elf Ländern herrschen schwere humanitäre 
Krisen oder es zeichnen sich neue ab: Afghanistan, die 
Zentralafrikanische Republik, die Demokratische 
Republik Kongo, Irak, Libyen, Nigeria, Somalia, Süd¬ 
sudan, Sudan, Syrien oder der Jemen. 

Fast 800 Millionen Menschen leiden unter Nah¬ 
rungsmittelmangel, unter anderem, weil bewaffnete 
Konflikte eine Versorgung unmöglich machen. Für 2,5 
Millionen ist die Ernährung unsicher, zwei Millionen 
benötigen Hilfe bei der Wasserversorgung. Ein gutes 
Viertel der irakischen Bevölkerung ist auf Hilfe ange¬ 
wiesen, mehr als drei Millionen Menschen sind inner- 

ZUR SACH 

Erdogan lässt Terroreinheiten „Esdullah 
Timleri“ in kurdischen Städten wüten 

Nicht nur in den nahe der irakischen Grenze liegenden 
Städten Cizre und Silopi durchkämmen Trupps der 
berüchtigten staatlichen Sondereinheiten „Esdullah Tim¬ 
leri“ („Löwen Gottes“) jedes Haus auf der Suche nach 
Mitgliedern der kurdischen Patriotischen Revolutionären 
Jugendbewegung YDG-H oder vermeintlichen PKK- 
Anhänger, um sie festzunehmen. Dabei werden Men¬ 
schen geschlagen, verschleppt oder es wird auf jeden 
geschossen, der sich falsch bewegt. Auf den Wänden zer¬ 
störter Häuser hinterlassen sie martialische Sprüche. Sie 
sind maskiert und viele von ihnen sprechen Arabisch, was 
vermuten lässt, dass es sich unter anderem um Terroristen 
des IS handelt. „Diese Spezialeinheiten können verhaften, 
wen sie wollen, foltern, wen sie wollen und töten, wen sie 
wollen. Mit Menschenrechten und einem Rechtsstaat hat 
das nichts zu tun“, sagte der Co-Vörsitzende der Grünen, 
Cem Özdemir, der Deutschen Presseagentur. In den 
1990er-Jahren des schmutzigen Krieges gegen die Kurden 
hatte es eine ä hn liche Terroreinheit mit dem Namen 
„Jitem“ gegeben, deren Existenz allerdings vom türki¬ 
schen Staat geleugnet wurde. Vermutungen, es handele 
sich um ein Element des „tiefen Staates“, bestätigten sich 
spätestens seit dem Unfall von Susurluk im Jahre 1996. 

(tageszeitung v. 21.12.2015/Azadi) 


halb des Landes geflüchtet und 2,3 Millionen leben in 
von der Terrororganisation IS kontrollierten Gebieten. 

In Syrien brauchen von 17 Millionen Einwohnern 
etwa 13,5 Millionen Hilfe und 4,5 Millionen leben in 
für Helfer schwer zugänglichen Gebieten. 

Die UN-Hilfsorganisationen erbaten kürzlich 20 
Milliarden Dollar für humanitäre Hilfe; 87 Millionen 
Menschen in 37 Ländern sollen Unterstützung erhalten. 
Statt der Entschärfung von Problemen entstünden stets 
neue, beklagte der UNHCR. Im Jahre 2015 erhielten 
UNICEF und Welthungerhilfe weniger als die Hälfte 
des benötigten Geldes und es sei eine FinanzierungsKi¬ 
cke von 10,2 Milliarden Dollar entstanden. 

Im Februar ist für Syrien eine neue Geberkonferenz 
geplant, zu der Deutschland, Katar, Kuwait und 
Deutschland einladen, um laut Kanzlerin Merkel „die 
Welt noch einmal wachzurütteln“. 

(Süddt.Ztg. v. 31.12.2015/01.01.2016) 

E: TÜRKEI 

Kriegstreiber Erdogan fühlt sich beleidigt / 
Chefredakteur Engin angezeigt 

Der Chefredakteur der Tageszeitung „Hürriyet“, Sedat 
Engin, ist mit einem Verfahren wegen Beleidigung von 
Recep Tayyip Erdogan konfrontiert. In einem Artikel 
vom September soll er sich ironisierend über eine Rede 
des Präsidenten zu einem Angriff der PKK auf türki¬ 
sche Soldaten geäußert haben. Schon länger schwelen 
Konflikte zwischen der AKP und der „Hürriyet“, einer 
der größten türkischen Tageszeitungen. So wurde ihre 
Redaktion im Herbst 2015 zweimal von einem Mob 
aus AKP-Anhängern angegriffen. 

Sollte Engin verurteilt werden, drohen ihm fünf 
Jahre Haft. Im November waren bereits zwei Journalis¬ 
ten der regierungskritischen Zeitung „Cumhuriyet“, 
Can Diindar und Erdern Gül, verhaftet worden. Ihnen 
wird u.a. Spionage und Unterstützung einer terroristi¬ 
schen Vereinigung vorgeworfen, weil sie im Sommer 
über Waffenlieferungen der Türkei an Terrorgruppen in 
Syrien berichtet hatten. 

Präsident Erdogan höchstselbst erstattete Anzeige 
gegen die Journalisten. 

(Neues Deutschland v. 27.12.2015) 
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Erdogans Kriegsgeheul und Drohungen gegen 
die HDP 

Landesweit Friedensdemos: „Nein zum Krieg. Frieden 
jetzt !“ 

Der Co-Vorsitzende der „Partei der Völker“ (HDP), 
Selahattin Demirtas, sagte in einer Rede, dass sich die 
kurdische Bevölkerung entscheiden müsse, ob sie wei¬ 
terhin eine Selbstverwaltung der kurdischen Gebiete 
der Türkei anstreben oder „unter der Tyrannei eines 
Mannes“ - Erdogan - leben wollen. 

Anschließend sind gegen Demirtas und fünf weitere 
Personen - unter ihnen der bekannte HDP-Abgeord- 
nete Sirri Siireyya Önder - Ermittlungen aufgenommen 
worden. Vorgeworfen wird ihnen unter anderem die 
Zerstörung der Einheit des Staates und Propaganda für 
eine Terrororganisation, womit die PKK gemeint ist. 
„Was dieser Co-Vorsitzende getan hat, ist Verrat, eine 
klare Provokation,“ schimpfte NATO-Partner Erdogan 
in Istanbul, bevor er nach Saudi-Arabien reiste. Die 
HDP habe jetzt „die Masken abgenommen und die 
wahren Gesichter gezeigt“. Weder der „nationale 
Wille“ noch „die Sicherheitskräfte“ würden die Bil¬ 
dung „eines Staates im Südosten und im Osten“ (hier¬ 
von ist zu keinem Zeitpunkt die Rede gewesen, Azadi) 
zulassen. Dem „verräterischen Netzwerk“ werde „eine 
Lektion erteilt“. Man werde die Militäroffensive „ent¬ 
schlossen“ fortsetzen. Seinen Angaben zufolge seien 
seit dem Sommer „mehr als 3 000 Terroristen“ in der 
Türkei und im Nordirak getötet worden. 

Erdogan ließ im Dezember etwa 10 000 „Sicher- 
heits“kräfte - darunter Soldaten mit Panzern - in der 
Osttürkei stationieren. 

Inzwischen sind schätzungsweise 200 000 Men¬ 
schen aus der Region geflüchtet. Im Stadtteil Sur von 
Amed (Diyarbakir) herrschen seit dem 2. Dezember 
Ausnahmezustand und Ausgangssperren. In vielen 
Städten der Türkei gingen Menschen zu Friedensde¬ 
monstrationen auf die Straßen. Auf Spruchbändern war 
zu lesen „Nein zum Krieg. Frieden jetzt!“ oder „Nein 
zur Politik von Krieg und Druck“. 

(jwv. 30.12.2015) 

Parlamentsmehrheit in Deutschland für 
Verlegung von AWACS-Aufklärer in die Türkei 
Sarah Wagenknecht: Bombardierungen „staatlich ver¬ 
antworteter Terror“ 

„Natürlich ist es kein geringeres Verbrechen, unschul¬ 
dige Zivilisten in Syrien mit Bomben zu ermorden, als 
in Pariser Restaurants und Konzerthäusern um sich zu 
schießen“ sagte die Co-Vorsitzende der LINKEN-Bun- 
destagsfraktion, Sarah Wagenknechts angesichts von 
mindestens 299 Zivilisten - darunter 81 Kinder -, die 
Medienangaben zufolge seit September den US- 


geführten Luftangriffen zum Opfer gefallen sind. Sie 
nannte die Bombardierungen „staatlich verantworteten 
Terror“. 

Stimmte eine Bundestagsmehrheit Anfang Dezem¬ 
ber 2015 für die Entsendung von „Tomado“-Kampf- 
flugzeugen in die Türkei, so sollen nun auch AWACS- 
Aufklärer in den Südosten der Türkei verlegt werden, 
angeblich zur Stärkung der türkischen Luftabwehr. Der 
Beschluss hierzu fiel am 18. Dezember im NATO-Rat. 
Damit sind erneut Bundeswehrsoldaten im Einsatz. 
Doch soll diesmal der Bundestag nicht mitreden. Nach 
Einschätzung der Bundesregierung sei eine solche 
Mandatierung nicht erforderlich, weil ein „Einsatz von 
Waffengewalt“ nicht zu erwarten sei. Dies wurde den 
zuständigen Bundestagsausschüssen am 18. Dezember 
mitgeteilt. Mehr ist bislang nicht bekannt. Wie viele 
Bundeswehrsoldaten eingesetzt werden, entscheide die 
NATO. Eine Entsendung sei „nicht zu verantworten“ 
und „hochgefährlich“, sagte Sarah Wagenknecht und 
verwies auf die fortwährenden Provokationen von Prä¬ 
sident Erdogan. Das Vorgehen stärke ihn, während 
„türkische Sicherheitskräfte viele Kurden in der Türkei 
töten“. 

Linkspartei und Grüne wollen eine Verfassungs¬ 
klage prüfen. 

„Wer im Rahmen einer bewaffneten Auseinander¬ 
setzung etwa für den Waffeneinsatz bedeutsame Infor¬ 
mationen liefert, die bewaffnete Operation unmittelbar 
leitende Aufklärung betreibt (...), ist in bewaffnete 
Unternehmungen einbezogen, ohne dass er selbst Waf¬ 
fen tragen müsste (...).“ Deshalb sei das Parlament zu 
beteiligen. So lautete das Urteil des Bundesverfas¬ 
sungsgericht im Jahre 2008. Seinerzeit ging es wäh¬ 
rend des Irak-Krieges 2003 um den Einsatz von Bun¬ 
deswehrsoldaten in AWACS-Flugzeugen, die den Luft¬ 
raum über der Türkei überwachen sollten. 

(jwv. 30.12.2015) 

Silopi unter schwerem Beschuss 

Bei Militäroperationen in der Stadt Silopi im Südosten 
der Türkei sollen Angaben der Streitkräfte zufolge 28 
Kämpfer der PKK-Guerilla getötet worden sein. Die 
prokurdische HDP erklärte, dass die Armee das Viertel 
Zap am 2. Januar mit Panzern eingekreist und unter 
schweren Beschuss genommen habe und in einem 
anderen Viertel ein 65-jähriger Mann von einem 
Scharfschützen getötet worden sei. Gegenüber der 
Deutschen Presse Agentur (dpa) äußerte der HDP- 
Abgeordnete Ferhat Encü, der sich in Silopi aufhält, 
dass die Gefechte in der Stadt andauerten und Artille¬ 
riefeuer zu hören sei. 

Vor 20 Tagen hatten die türkischen Behörden eine 
Ausgangssperre über die Stadt verhängt. In einigen 
unter Beschuss stehenden Viertel würden laut HDP- 
Vertretem inzwischen die Lebensmittel knapp. 

(dpa v.03.01.2016) 
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KURDISTAN 


Eilverfahren vor Verwaltungsgericht Berlin: 
Bundesregierung lehnt Unterstützung von 
humanitärer Hilfe für Gesundheitszentrum in 
Kobane ab 

Der Solidaritäts- und Förderverein „Gesundheitszen¬ 
trum Kobane“ hatte beim Verwaltungsgericht Berlin 
einen Eilantrag eingereicht, mit dem die Bundesregie¬ 
rung dazu verpflichtet werden sollte, dem Verein beim 
Grenzübertritt seiner humanitären Helfer von der nord¬ 
irakischen Kurdenregierung des Präsidenten Barzani 
(KDP) nach Rojava/Syrien behilflich zu sein. Barzani 
untersagt eine Einreise. 

Im Zuge des Eilverfahrens hatte die Bundesregierung 
in ihrem Schriftsatz vom 11. Dezember eine diplomati¬ 
sche Unterstützung abgelehnt. „Damit setzt die Bundes¬ 
regierung die unterlassene Hilfeleistung aus politisch 
motivierten Gründen fort. Zur Begründung wird behaup¬ 
tet, der Solidaritäts- und Förderverein sei,nicht antrags¬ 
befugt 4 , weil weder Privatpersonen noch humanitäre 
Hilfsorganisationen aus dem Völkerrecht Ansprüche 
herleiten könnten“, heißt es in einer Erklärung des Ver¬ 
eins. Das Gericht war zudem der Auffassung, dass die 
Regierung „in außenpolitischen Angelegenheiten ... 
einen besonders weiten Spielraum“ habe. Es seien 
„...regelmäßig zahlreiche unterschiedliche Faktoren, 
wie die Beziehungen zu anderen Staaten, völkerrechtli¬ 
che Verpflichtungen und diverse gegenläufige außenpo¬ 
litische Interessen zu berücksichtigen“. Um welche 
„gegenläufige Interessen“ es sich handelt - „dazu 
schweigen sich Gericht und Bundesregierung aus“. 

„Wir protestieren dagegen, wie die Bundesregie¬ 
rung unter Verstoß gegen das Völkerrecht und den poli¬ 
tischen wie moralischen Anstand gegenüber den Men¬ 

Demonstration in Düsseldorf am 26.12.2015 
Foto: http://emergency-report.de 



sehen in Rojava ihre Außenpolitik betreibt“, schreibt 
Frank Jasenski vom Vereinsvorstand. Man werde mit 
vielen Unterstützen! und Freunden „jetzt erst recht“ 
das Gesundheitsprojekt fertigstellen und erfolgreich 
unterstützen“. 

(PM Solidaritäts- und Forderverein v.16.12.2015) 

Demirtas bei Lawrow 

j 

Am 23. Dezember 2015 stattete der Co-Vorsitzende der 
HDP, Selahattin Demirtas, dem russischen Außenminis¬ 
ter Sergej Lawrow in Moskau einen Besuch ab. Beide 
versicherten, dass der Konflikt zwischen Russland und 
der Regierung in Ankara nicht zu einem feindlichen 
Verhältnis zwischen den Bevölkerungen beider Länder 
führen solle: „Unsere Haltung gegen die türkische 
Regierung wird nicht auf die Bevölkerung der Türkei 
ausgeweitet werden“, so Lawrow gegenüber Demirtas. 

(jwv 24.Z27.12.2015) 

Jugendliche gründen 
Zivilverteidigungseinheiten (YPS) 

Im Bezirk Nisebin (türk. Nusaybin) in der Provinz 
Merdin (türk. Mardin) gründeten Jugendliche die Zivil¬ 
verteidigungseinheiten (YPS), um ihre Viertel und 
Städte gegen die Angriffe des Staates zu verteidigen. In 
den letzten Monaten war dieser Bezirk bereits sechs¬ 
mal von Ausgangssperren betroffen. In ihrer Grün¬ 
dungserklärung heißt es u.a., dass der „Unterdrü- 
ckungs- und Besatzungsstaat“ seit Jahren versuche, die 
Völker Kurdistans physisch und kulturell zu vernichten 
und den Willen der Menschen zu brechen. „Zur Zeit 
werden unschuldige Menschen auf unseren Straßen 
ermordet. Tausende sitzen in den Gefängnissen, weil 
sie ihre Sprache und ihre Kultur leben wollten. Bür¬ 
gerinnen wurden durch Luftangriffe ins Visier genom¬ 
men. Wenn das nicht Terrorismus ist - was dann?“ Die 
Welt dürfe „diese barbarischen Angriffe“ nicht einfach 
schweigend hinnehmen. Zum Schluss wer¬ 
den alle Menschen Kurdistans aufgerufen, 
sich den Zivilverteidigungskräften anzu¬ 
schließen. 

(ANF/NÜCE v. 26.12.2015/02.01.2016) 

DTK fordert Ende des Krieges und 
Wiederaufnahme der Gespräche 

Am 26727. Dezember haben in Amed (Diy- 
arbakir) rund 500 Delegierte am Kongress 
des „Demokratischen Gesellschaftskongres¬ 
ses“ (DTK) teilgenommen. Hauptforderun¬ 
gen waren die Beendigung der gewaltsamen 
Angriffe des Staates auf die kurdische 
Zivilbevölkerung im Südosten der Türkei, 
eine Wiederaufnahme des Friedensprozes- 
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ses zwischen der AKP-Regierung und der PKK sowie 
die Anerkennung der Demokratischen Selbstverwal¬ 
tung in den kurdischen Gebieten. „Es ist äußerst wich¬ 
tig, dass die Dialog- und Verhandlungskanäle erneut 
benutzt werden, damit wir all unsere Probleme über¬ 
winden können. Vor diesem Hintergrund erachten wir 
es als zwingend notwendig, dass die Freiheit des kurdi¬ 
schen Volksrepräsentanten Abdullah Öcalan gewähr¬ 
leistet wird. Nur so kann der Verhandlungsprozess sta¬ 
bil und auf Augenhöhe geführt werden“, hieß es u.a. in 
der Abschlusserklärung. 

Der Exekutivrat der „Vereinigten Gemeinschaften 
Kurdistans“ (KCK) erklärte zur DTK-Versammlung u.a., 
dass es die Realität erforderlich mache, „einen Demokra¬ 
tieblock zu bilden, in dem alle demokratischen Kräfte aus 
der Türkei und Kurdistan Zusamme nk ommen“ müssten, 
„um den Kampf gegen die AKP-Regierung zu stärken“. 
Ohne eine Zurückdrängung der „gegenwärtigen antide¬ 
mokratischen Haltung der AKP gegenüber der DTK“ , 
sei eine Problemlösung in der Türkei nicht möglich. 

(Civaka Azad/NÜCE v. 29.12.2015/02.01.2016) 

HDP reicht Klage beim Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte ein 
Kurdische Organisationen fordern sofortigen Stopp von 
Waffenlieferungen an die Türkei und Entsendung von 
Delegationen nach Kurdistan 

Nachdem das türkische Verfassungsgericht die 
Annahme eines Eilantrags der Co-Vörsitzenden der 
HDP, Meral Dams Bestas, abgelehnt hatte, wurde die¬ 
ser beim Europäischen Gerichtshof für Menschen- 

INTERNA' 

Aufnahme Montenegros in NATO „politisches 
Instrument des Kalten Krieges“ 

Der Balkanstaat Montenegro wurde eingeladen, als 29. 
Mitglied dem Militärbündnis NATO beizutreten. Das 
beschlossen die NATO-Außenminister am 2. Dezem¬ 
ber bei ihrem Treffen. Damit soll seit Ende des „Kalten 
Krieges“ das zwölfte neue Mitglied - insbesondere aus 
Osteuropa - aufgenommen werden. Zuletzt waren im 
Jahre 2009 Kroatien und Albanien beigetreten. Das 
russische Parlament verurteilte den Plan der NATO als 
ein „politisches Instrument des Kalten Krieges“, das 
der Teilung von Nationen in Blöcke diene. Diplomaten 
gehen davon aus, dass Montenegro in etwa anderthalb 
Jahren NATO-Mitglied werde. Gleichzeitig ist das 
Bündnis darum bemüht, den Nato-Russland-Rat wieder 
zu beleben, erklärte Generalsekretär Jens Stoltenberg. 

(Süddt.Ztg. V. 3.12.2015) 


rechte in Straßburg eingereicht. Die Demokratische 
Partei der Völker thematisiert in ihrer Klage die gesetz¬ 
widrigen Ausgangssperren in den kurdischen Städten, 
wodurch der Bevölkerung Grundrechte wie Freiheit, 
Recht auf Leben, Bildung und Reisefreiheit entzogen 
werden. Die HDP bezifferte die Anzahl der zivilen 
Todesopfer seit Verhängung der Ausgangssperren in 18 
Kreisstädten auf 122. 

KCK-Sprecher Ziibeyir Aydar fordert indessen die 
Bundesregierung auf, den Forderungen der Grünen und 
der Linkspartei auf sofortige Einstellung der Waffenlie¬ 
ferungen an die Türkei nachzukommen. Zudem solle 
sie dem Beispiel der Niederlande folgen, die die EU 
dazu auffordert, sämtliche Abkommen mit der Türkei 
auf Eis zu legen und die versprochene Flüchtlingshilfe 
von 3 Milliarden Euro nicht zu zahlen. „Durch das 
Schweigen der deutschen Regierung zu den Verbre¬ 
chen der AKP gegen die Menschlichkeit, wird nicht nur 
den Massakern an der kurdischen Zivilbevölkerung 
zugestimmt, sondern die Türkei darin bestärkt, die Ter¬ 
rormiliz des IS weiterhin uneingeschränkt zu unterstüt¬ 
zen.“ 

Das Exekutivmitglied des Kurdistan Nationalkon¬ 
gresses (KNK), Songül Karabulut, rief dazu auf, eine 
Untersuchungsdelegation in die betroffenen Gebiete zu 
entsenden. „Die Parlamentarier sämtlicher Fraktionen 
müssen Zusammenkommen und nach schnellen 
Lösungsmöglichkeiten suchen. Sowohl die deutsche 
Zivilgesellschaft als auch die Presse müssen ihrer Ver¬ 
antwortung, Öffentlichkeit zu schaffen, nachkommen.“ 

(Civaka Azad v. 29.12.2015) 

I0NALES 

Mehr als 160 Terrorgruppen in Syrien gelistet 

Nach Angaben aus Moskau enthält eine Liste der Ter¬ 
rorgruppen in Syrien bereits mehr als 160 Namen. Jor¬ 
danien koordiniere den Entwurf der Aufstellung weiter, 
so Vizeaußenminister Gennadi Gatilow. Russland sei 
bereit, alle Kräfte zu unterstützen, die in Syrien am 
Boden gegen die Terrormiliz „Islamischer Staat“ 
kämpften. Einer der Streitpunkte zwischen Russland 
und den USA im weiteren Vorgehen in Syrien bildet 
diese Liste. Moskau besteht auf einer klaren Definition, 
welche Gruppen bekämpft werden und welche mit der 
Regierung über die Lösung der Konflikte verhandeln 
soll. 

(jwv. 24.(27.12.2015) 
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DEUTSCHLAND 

SPEZIAL 


Waffenexporte an Despoten am Golf 
unverantwortlich 


Zur Vorlage des Rüstungsexportberichtes 2015 der 
Gemeinsamen Konferenz Kirche und Entwicklung, 
erklärte der außenpolitische Sprecher der Linksfrak¬ 
tion, Jan van Aken: „Es ist in Kriegszeiten wie diesen 
richtig und wichtig, dass die Kirchen offen ausspre¬ 
chen, was sich die Regierung nicht eingesteht: Keine 
der militärischen Interventionen der letzten Jahre war 
im Sinne einer stabilen staatlichen Ordnung und eines 
dauerhaften Friedens erfolgreich. Im Gegenteil: Wo 
der Westen Krieg geführt hat, haben ISIS und Al- 
Qaida Karriere gemacht. Wenn Merkel, Steinmeier 
und von der Leyen diese Tatsachen zur Kenntnis neh¬ 
men würden, dann wäre Deutschland weder Kriegs¬ 
partei in Syrien noch erhielten die Peschmerga im Irak 
deutsche Waffen. 

Vor allem aber würde Deutschland endlich aufhö¬ 
ren, die Despoten am Golf mit den modernsten Waf¬ 
fensystemen der Welt auszurüsten. Wie der BND 
selbst erst kürzlich festgestellt hat, ist Saudi-Arabien 
durch den Export seiner extremistischen Ideologie und 
durch sein Machtstreben in der Region längst selber 
zum Hauptproblem geworden.“ 

Dem vom Stockholmer Friedensforschungsinstitut 
SIPRI vorgelegten Rüstungsexportbericht 2014 
zufolge setzten die deutschen Hersteller 48 Prozent 
mehr um als im Vorjahr. Insbesondere hatte der Indus¬ 
triekonzern Thyssen-Krupp starke Zuwächse. Rhein¬ 
metall landete mit knapp drei Milliarden Dollar auf 
Platz 31 und stieg damit um einen Rang auf. Auf den 
Plätzen 42 und 83 werden Thyssen-Krupp mit 2,3 Mil¬ 
liarden Dollar und Krauss-Maffei Wegmann mit rund 
940 Millionen Dollar genannt. 



Jan van Aken kritisierte, dass damit Deutschland 
„leider trauriger Spitzenreiter in Europa“ bleibe. 
„Weltweit sinken die Umsätze der großen Rüstungs¬ 
schmieden, nur die Deutschen verkaufen immer mehr 
Waffen in alle Welt.“ 

(jwv. 15., 18.12.2015) 

ZDF-Doku über Putin mit falschem „Igor“ 

Mitte Dezember hatte das ZDF eine sog. Doku mit 
dem Titel „Machtmensch Putin“ ausgestrahlt, in der 
ein vom Sender präsentierter Kronzeuge „Igor“ 
behauptete, als einer von bis zu 30 000 russischen Sol¬ 
daten in der Ostukraine gewesen zu sein. Moskau 
hatte eine Militärpräsenz stets bestritten. In einem 
Interview mit dem russischen Staatssender erklärte der 
gleiche „Igor“, für Lügen bezahlt worden zu sein. 
„Das ZDF sagte mir, sie brauchten eine gute journalis¬ 
tische Story über mich. Lass uns filmen, dass du aus 
Kaliningrad angereist bist, um in Donezk als Milizsol¬ 
dat zu kämpfen.“ Igor heißt in Wirklichkeit Juri. Für 
seine Lüge habe man ihm 50 000 Rubel - ca. 650 Euro 
- versprochen. Das ZDF wies die Vorwürfe zurück. 
Der Mann habe seine Aussagen im ZDF-Studio Mos¬ 
kau gemacht, was das Rohmaterial beweise. Das aller¬ 
dings ist bislang nicht veröffentlicht worden, jedoch 
„anders als das, das die russische Version stützt“, 
betonte Russia Today (RT Deutsch). Auf dem Mate¬ 
rial, das dem Sender vorliegt, seien Regieanweisungen 
zu hören, in der vom ZDF gesendeten Fassung jedoch 
ein „Klangteppich aus dramatischer Musik“ einge¬ 
spielt worden. 

(jwv. 24J27.12.2015) 


Kundgebung des Bündnisses 
„Nicht in unserem Namen“ am 19.12.2015 
in Bonn am Rande des Weihnachtsmarktes 
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UNVERGESSEN 


Trauer um Angelika Lex 

In der Nacht vom 8. auf den 9. Dezember verstarb die 
Münchner Anwältin Angelika Lex an den Folgen einer 
Krebserkrankung. Viele Jahre lang war sie spezialisiert 
auf Versammlungsrecht und Asylverfahren und in zahl¬ 
reichen Prozessen vertrat sie linke Aktivistinnen und 
antifaschistische Initiativen. So erstritt sie im Jahre 
2012, dass der bayerische Verfassungsschutz die Passa¬ 
gen in seinen Jahresberichten schwärzen musste, in 
denen die Antifaschistische Informations-, Dokumenta¬ 
tions- und Archivstelle (a.i.d.a.) stigmatisierend als 
„linksextremistisch“ erwähnt wurde. Oder sie klagte 
gegen Demonstrationsverbote und Auflagen bei den 
jährlichen Protesten gegen die „Münchner Sicherheits¬ 
konferenz“. Im noch laufenden NSU-Prozess vertrat 
sie zusammen mit Kolleginnen die Familie Theodoros 
Boulgarides, der 2005 ermordet wurde. Vor Beginn der 
Hauptverhandlung im Mai 2013 hatte sie auf einer 
Demonstration auch Ermittlungsverfahren „gegen Mit¬ 
arbeiter des Verfassungsschutzes, gegen Präsidenten 
und Abteilungsleiter von Verfassungsschutzbehörden“ 
gefordert. Der Staatsschutz ermittelte gegen sie wegen 
Störung einer polizeilichen Maßnahme, weil sie sich 
im Frühsommer 2014 dagegen verwahrt hatte, dass 
Teilnehmer einer Demo gegen das „Braune Haus“ auf 
dem Heimweg von Beamten gefilmt wurden. Im 
November 2015 erhielt sie den Georg-Elser-Preis der 
Stadt München. 


Unvergessen ist uns außerdem ihr Engagement für 
die politischen Anliegen der Kurdinnen und Kurden, 
die sie über die vielen Jahre in zahlreichen verwal- 
tungs- und strafrechtlichen Verfahren vertreten hat, ins¬ 
besondere seit dem PKK-Verbot 1993. 

Deshalb war sie auch bereit, ihre Kanzlei der 
„Unabhängigen Untersuchungskommission zum Tode 
von Andrea Wolf ‘ als Anlaufstelle zur Verfügung zu 
stellen. Die Mutter von Andrea Wolf hatte sie manda- 
tiert, alle juristischen Schritte zur Aufklärung der 
Todesumstände ihrer Tochter zu tun. 

Am 23. Oktober 1998 wurde Andrea Wolf 
(Ronahi), die sich der kurdischen Frauenarmee YAJK 
angeschlossen hatte, bei einem Gefecht zusammen mit 
weiteren Kämpfer*innen vom türkischen Militär fest¬ 
genommen. Zeugenaussagen zufolge wurde sie als 
unbewaffnete Gefangene und mindestens zwei weitere 
Kämpfer gefoltert und extralegal hingerichtet und die 
Leichen geschändet. 

In einer Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 
vom 8.6.2010 ist die Türkei wegen Verstoßes gegen die 
Europäische Menschenrechtskonvention verurteilt 
worden. Daraufhin hat Lilo Wolf erneut gegen die 
Mörder Anzeige erstattet. Bis heute ist der mutmaßli¬ 
che Folterer und Mörder von Ronahi weder vernom¬ 
men noch verhaftet noch vor Gericht gestellt worden. 
Er arbeitet als Offizier in Batman. 

(jwv. 11.12.2015/Azadi) 


UNTERSTÜTZUNGSFÄLLE 


Finanzanträge 

In den Monaten Oktober, November und Dezember 2015 wurde über 21 Unterstützungsanträge entschieden und 
ein Gesamtbetrag in Höhe von 3 392,49 € bewilligt. 

Es handelte sich im einzelnen um Vörschussleistungen an Anwälte, Zeitungsabos für Gefangene, 2 
Beschwerde-/Klageverfahren im Zusammenhang mit Demoauflagen (VersammlungsG), Verstöße gegen das Ver¬ 
einsgesetz, Teilkosten i.Zshg. mit einem §129b-Verfahren, Verfassungsbeschwerdeverfahren. 

Aufgrund finanzieller Probleme, sah sich Azadi gezwungen, in fünf Unterstützungsfällen eine (teilweise) 
Übernahme der Anwaltskosten durch die Rote Hilfe zu beantragen. Auf ihrer Dezember-Sitzung entschied der 
Bundesvorstand, die gesamten beantragten Kosten in Höhe von 
5 488,05 € zu tragen. 

Für diese großzügige solidarische Hilfe möchten wir uns - auch im Namen der Betroffenen - herzlich 
bedanken. 

Gefangene 

Im gleichen Zeitraum erhielten die politischen Gefangenen (7 bzw. 8) für den monatlichen Einkauf in den 
Gefängnissen einen Gesamtbetrag von 2 105,— €. 

Leider müssen wir wegen fehlender Mittel ab Januar 2016 (vorerst) die monatliche Unterstützung von 103,— 
€ auf 80,— € reduzieren. 
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